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Zusammenfassung 
Die Nutzung erneuerbarer Energien und insbesondere der Solarenergie in Form von Strom 
und Wärme ist ein zentraler Baustein der Klimaschutzpolitik. Mit dem EEG 2023 wurde ein 
Ausbau der Photovoltaik (PV) auf 215 GW bis zum Jahr 2030 und 400 GW bis 2040 festge-
legt. Die Hälfte des Neuanlagenzubaus soll dabei in Form von PV-Freiflächenanlagen reali-
siert werden. Sollte der mit dem EEG 2023 gelegte Ausbaupfad eingehalten werden, dürfte 
sich der Anlagenbestand von PV-Freiflächenanlagen, der Ende 2022 bei rund 20 GW lag, bis 
2030 fast verfünffachen und bis 2040 nahezu verzehnfachen. Die damit einhergehende Flä-
cheninanspruchnahme könnte 2030 bei rund 97.000 bis 110.000 Hektar liegen, im Jahr 2040 
würden dann rund 148.000 bis 195.000 Hektar mit Solarparks bebaut sein. Die jeweiligen 
oberen Bandbreiten entsprechen dabei rd. 0,3 Prozent bzw. 0,55 Prozent der Gesamtfläche 
Deutschlands. In Relation zur landwirtschaftlich genutzten Fläche wären es anteilig 0,7 bzw. 
1,2 Prozent. 

Solarfreiflächenanlagen sind technische Bauwerke, die Fläche in Anspruch nehmen und ei-
nen Eingriff darstellen, ohne aber die belegte Fläche nennenswert zu versiegeln. Je nach Art 
und Dichte der Modulreihen werden ca. 40 bis über 80 Prozent der Fläche überbaut. Das 
Maß der Überbauung und die dadurch veränderten Standortfaktoren bestimmen den Grad 
der Veränderung der Ausgangsfläche. Dabei können bei optimierter Planung sowohl die 
Bauflächen als auch die unbebauten, für landschaftspflegerische Maßnahmen vorgesehenen 
Frei- und Abstandsräume in ihrer Gesamtheit betrachtet zu einer erfolgreichen Kompensa-
tion der Eingriffsfolgen, ggf. sogar zur Aufwertung der vorgefundenen Biotopsituation führen. 
Im Einzelfall können zusätzliche Kompensationsmaßnahmen erforderlich sein, um aufgrund 
der Betroffenheit eines größeren Zusammenhangs, z. B. in einem Schutzgebietskontext oder 
zur Verbesserung der ökologischen Durchlässigkeit im Hinblick auf den örtlichen Biotopver-
bund, die räumlich-funktionale Integration der Anlage zu verbessern. Hierzu würden auch 
Maßnahmen gehören, die zur Vermeidung eines artenschutzrechtlichen Verbotes als vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) ggf. extern vorgesehen werden müssen. 
Bei Anlagen, die als Biodiversitäts-PV-Anlage definiert werden, sollten die Anstrengungen 
zur ökologischen Aufwertung des Standortes deutlich über das mit der Eingriffsregelung ge-
forderte Maß hinausgehen. Die für die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung relevanten Sachverhalte und Zusammenhänge werden in dieser Studie aufgezeigt.  

Es erfolgt eine Auseinandersetzung mit den als Standort zunehmend betroffenen landwirt-
schaftlichen Nutzungstypen Acker und Grünland, auch bezogen auf ihre jeweilige Bewirt-
schaftungsintensität. Eine Anlage auf einem durchschnittlich bewirtschafteten Ackerstandort 
mit geringem Biotopwert kann durch geeignete Maßnahmen im Bereich des jeweiligen Plan-
gebietes weitgehend kompensiert werden, häufig allein schon durch das Etablieren eines 
dauerhaften und zumindest partiell artenreichen Grünlandbestandes. Im Einzelfall können 
jedoch zusätzlich Artenschutzbelange zu berücksichtigen sein. Eine deutliche Verbesserung 
erfordert dagegen weitergehende Biotopentwicklungsmaßnahmen im Sinne eines standort-
spezifisch festgelegten Ziel- und Maßnahmenkonzepts, das auch ein Pflegemanagement 
und ein Monitoring zur Nachweisführung umfasst.  

Angesichts einer Vielzahl geeigneter und weit weniger naturschutzrelevanter Standortalter-
nativen sollten bestehende und insbesondere artenreiche Grünlandbiotope nicht als Stand-
orte für Solarfreiflächenanlagen genutzt werden. Hochwertiges Grünland wäre einheitlich ge-
schützt, wenn sowohl die Förderung der Freiflächen-PV im EEG als auch raumplanerische 
Standortkonzepte darauf ausgerichtet werden, dass keine Flächen für PV auf Grünlandflä-
chen gefördert bzw. ermittelt werden, die 
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• als Biotope mit besonderer Bedeutung gemäß § 30 BNatSchG geschützt sind oder 

• als Lebensraumtypen des Anhang I der FFH-Richtlinie im Sinne des § 19 
BNatSchG und des Umweltschadensgesetzes besonders zu berücksichtigen sind 
oder 

• mindestens einen hohen Biotopwert im Sinn des § 5 Absatz 2 Nummer 4 der Bun-
deskompensationsverordnung bzw. der jeweils entsprechenden Landesvorschriften 
aufweisen. 

Diese naturschutzfachliche Zielvorgabe steht aber nicht den Erkenntnissen entgegen, dass 
gezielt auf eine hohe Biotopqualität mit ausgeprägter Biodiversität hin entwickelte Solarparks 
ihrerseits eine hohe Bedeutung als Lebensraum für einen Großteil der Fauna der Agrarland-
schaften innerhalb einer intensiv genutzten Agrarlandschaft haben können. 

Zentrales Arbeitsergebnis aus naturschutzfachlicher Sicht ist die Erstellung einer ausführlich 
erläuterten Bewertungsmatrix, die typisierte Anlagenkonzepte auf der einen Seite mit ver-
schiedenen definierten Ausgangssituationen bzw. Nutzungssituationen auf der anderen Seite 
in ein Verhältnis bringt und die Verknüpfungen jeweils danach beurteilt, ob und ggf. unter 
welchen qualifizierenden Bedingungen eine naturschutzfachliche Aufwertung des Standortes 
im Sinne einer Biodiversitätsverbesserung realistisch erscheint. Die standardisiert beschrie-
benen Anlagetypen reichen von energieertragsoptimierten eng bebauten Ost-West-Anlagen 
mit einer Grundflächenzahl von 0,8 über diverse Anlagentypen mit unterschiedlicher Bebau-
ungsdichte bis zu Anlagentypen, die Mehrfachnutzungen ermöglichen, z. B. niedrig und hoch 
aufgeständerte Agri-PV-Anlagen und solche mit dem Ziel, die Biodiversität zu befördern. Die 
Nutzungstypen umfassen insbesondere Acker und Grünland in unterschiedlicher Bewirt-
schaftungsintensität und werden auch unterschieden nach Standorten mit hohen Nitrateinträ-
gen in das Grundwasser und nach solchen auf entwässerten Moorböden. Daneben werden 
aber auch Konversionsflächentypen verschiedener Ausprägung sowie Sonderflächen wie 
sonstige bauliche Anlagen betrachtet.  

Die Aufwertungsoptionen werden danach unterschieden, ob schon allein die Nutzungsände-
rung zur Aufwertung führen kann, oder ob gestuft zusätzliche Maßnahmen bis hin zum ge-
zielten Maßnahmenmanagement erforderlich und auch erfolgversprechend sein werden. Zur 
jeweiligen Fallkonstellation werden Hinweise zu einer möglichen zukünftigen Nutzung, einer 
Umwandlung oder Anpassung der Nutzungsintensität gegeben. Ist die Ausgangssituation be-
reits hochwertig, kann durch Maßnahmen bestenfalls ausnahmsweise auf Teilen der Fläche 
der Status quo erhalten oder ein gleichwertiger anderer Biotoptyp geschaffen werden, aber 
eine ökologische Verbesserung und der Erhalt bestimmter Biotoptypen erscheinen schwierig. 
Angesichts der Vielfalt der tatsächlich vor Ort vorzufindenden individuellen Anlagen- und 
Standortkonstellation haben die Ergebnisse vor allem orientierenden Charakter.  

Ein Teil des Berichts befasst sich mit schwimmenden bzw. Floating PV-Anlagen. Dabei 
handelt es sich um einen neuartigen Anlagentyp, der sich in den letzten Jahren auch in 
Deutschland beginnt zu etablieren. Mit Stand Mitte 2023 wurden in Deutschland bisher zehn 
eher kleinere Floating PV-Anlagen auf Seen in Betrieb genommen. Gleichwohl gelten be-
schränkende rechtliche Rahmenbedingungen im Wasserhaushaltsgesetz, die die Nutzung 
ausschließlich auf künstlichen oder erheblich veränderten Gewässern ermöglichen sowie 
eine maximale Gewässerbedeckung von 15 Prozent und einen Uferabstand von mindestens 
40 Metern bestimmen.  

Die naturschutzfachlichen Auswirkungen von großflächigen Floating PV-Anlagen lassen sich 
aufgrund der unzureichenden Studienlage derzeit kaum abschätzen. Beispiele für potenzielle 
Auswirkungen könnten die Folgen für Wasservögel sein, wenn deren Habitate von Anlagen 
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bedeckt werden, oder die Störung des Schichtungsverhalten eines Sees im Jahresverlauf. 
Für belastbare Aussagen sind weitere empirische Studien und Untersuchungen erforderlich. 

Nach einer Darstellung vorliegender Potenzialuntersuchungen zu Floating PV-Anlagen ent-
hält der Bericht GIS-gestützte Berechnungen zu den Potenzialen der Seen in Deutschland. 
Dabei wird angenommen, dass natürliche Seen, Schutzgebiete und Überschwemmungsge-
biete nicht zur Verfügung stehen und dass ein Hektar Seeoberfläche eine installierbare Leis-
tung von 1,4 MW ermöglicht. Unter den gegebenen rechtlichen Rahmenbedingungen wird 
ein wirtschaftlich nutzbares Potenzial von 8,9 GW ermittelt. Eine Erweiterung der anteiligen 
Bedeckung der Seen von 15 auf 25 Prozent ergäbe ein Floating PV-Potential von rechne-
risch 14,8 GW. 

Ausgehend von der bauplanungsrechtlichen Umweltprüfung über die naturschutzrechtlichen 
Instrumente, die Schutzgebietsprüfungen bis hin zum Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie 
werden die für die Beurteilung der Umweltauswirkungen von Floating PV zur Verfügung ste-
henden Instrumente in Bezug auf die Vermeidung und Kompensation analysiert. Auf dieser 
Grundlage werden Empfehlungen gegeben, um eine gewässer- und naturschutzverträgliche 
Genehmigung der Anlagen zu gewährleisten.  

Zur Erhöhung des nutzbaren Potenzials der Seen werden verschiedene Möglichkeiten in die 
Diskussion eingeführt, u. a. die Verringerung des zulässigen Abstands der Floating PV-An-
lage zum Ufer, eine Bedeckung von mehr als 15 Prozent der Wasseroberfläche für Bagger-
seen, die Berücksichtigung des ökologischen Zustandes bzw. des Potenzials eines Gewäs-
sers ergänzend zu den Merkmalen „künstlich“ und „erheblich verändert“ sowie die Berück-
sichtigung des Verbesserungsgebots der Wasserrahmenrichtlinie bei der Standortfindung. 

Die im Vorhaben entwickelten Optionen für eine Weiterentwicklung des Rechtsrahmens für 
eine naturverträgliche Steuerung von PV-Freiflächenanlagen basieren auf einer eingehen-
den Analyse und Bewertung des rechtlichen Status Quo. Der gegenwärtige Rechtsrahmen 
ist dabei von einer Fragmentierung gekennzeichnet, in der sich verschiedene Entwicklungen 
widerspiegeln. Im Förderrecht kann einerseits eine zunehmende Ausweitung der Förderku-
lisse bei immer höherem Detailgrad der Regelungen und andererseits ein zunehmender 
Steuerungsverlust beobachtet werden. Dieser Verlust an Steuerung geht darauf zurück, dass 
in zunehmendem Maße Anlagen förderfrei realisiert und betrieben werden und damit für die 
Steuerungsimpulse des Förderrechts nicht empfänglich sind. Nicht nur dieser partielle Ausfall 
des in der Vergangenheit bestimmenden Steuerungsinstruments, sondern auch die Größen-
entwicklung bei Freiflächenanlagen rückt die raumordnerische Steuerung in den Fokus, bei 
der zwar eine Zunahme an Steuerungsaktivitäten, zugleich aber eine hohe Heterogenität be-
obachtet werden kann. Zugleich wurde die ehemals sehr starke Stellung der Gemeinden 
durch die neu eingeführten punktuellen Privilegierungen von Freiflächenanlagen im planeri-
schen Außenbereich entlang bestimmter Infrastrukturen bzw. als hofnahe Agri-PV-Anlagen 
ein Stück weit relativiert und die Flächenbereitstellung auf gesetzlicher Grundlage, das heißt 
auch ohne vorangehende Bebauungsplanung, gestärkt. 

Ein allgemeingültiges Fazit zu den Steuerungswirkungen des gegenwärtigen Rechtsrahmens 
lässt sich angesichts der zahlreichen Fallgruppen, die jeweils einem unterschiedlichen Zu-
sammenspiel förder-, planungs- und ordnungsrechtlicher Steuerung unterworfen sind, jedoch 
kaum ziehen. Insgesamt steht die naturverträgliche Standortsteuerung je nach Konstellation 
– förderbedürftige oder förderfreie Anlagen einerseits, raumplanerisch oder mithilfe planer-
setzender Regelungen gesteuerte Anlagen andererseits – unter unterschiedlichen Vorbehal-
ten. Sie ist je nachdem von unterschiedlichen Akteuren abhängig, die zudem über unter-
schiedlich wirksame Instrumente verfügen. Die Naturverträglichkeit der Steuerung ist damit 
regelmäßig nicht (allein) von der Bedeutung der jeweiligen Anlage für Naturhaushalt und 
Landschaftsbild abhängig, sondern von naturschutzfremden Parametern, wie unter anderem 
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der Wirtschaftlichkeit der Anlagen, lokalen Interessen oder gesetzgeberischen Entscheidun-
gen zur Stärkung landwirtschaftlicher Interessen mittels planungsrechtlicher Privilegierungs-
regelungen.  

Vor diesem Hintergrund werden Optionen zur Weiterentwicklung des Rechtsrahmens entwi-
ckelt, die darauf abzielen den möglichst naturverträglichen Ausbau eines möglichst großen 
Anteils des geplanten Zubaus zu befördern. Eine Neujustierung des Förderrechts wird hierfür 
erwogen, wobei dieses insbesondere auf solche Anlagenkonzepte ausgerichtet werden 
sollte, deren Realisierung auch unter Naturschutzgesichtspunkten positiv zu bewerten ist, 
etwa weil damit eine ökologische Aufwertung des jeweiligen Standorts einhergeht. Unter die-
ser Zielsetzung sind derzeit bereits Typen wie die extensive Agri-PV und die Biodiversitäts-
PV als eigener Fördertatbestand in der politischen und fachlichen Diskussion. Beide Typen, 
vor allem solche auf vormals intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen, scheinen in Ab-
hängigkeit von ihrer konkreten Ausgestaltung grundsätzlich dafür geeignet, jedenfalls regel-
mäßig zu einer ökologischen Aufwertung von Standorten beizutragen. Da es sich bei der för-
derrechtlichen Steuerung aber allein um eine Anreizsteuerung handelt, ist darauf zu achten, 
dass die Umsetzung solcher unter Naturschutzgesichtspunkten förderwürdiger Anlagenkon-
zepte auch für Flächeneigentümer und Projektierer gerade auch im Vergleich mit förder-
freien Konzepten attraktiv sein muss. Ansonsten drohen solche Konzepte nicht oder nur in 
kleinem Maßstab umgesetzt zu werden und der Zubau durch anderweitige, weniger natur-
verträgliche Konzepte getragen zu werden.  

Naturverträgliche Anlagenkonzepte können zudem auch auf andere Weise gesetzgeberisch 
bevorzugt und damit gefördert werden. Skizziert wird die Weiterentwicklung einer Außenbe-
reichsprivilegierung in diesem Sinne. Hier können Mindestkriterien für die Naturverträglichkeit 
von PV-Freiflächenanlagen festgeschrieben werden. Dabei soll es nicht um die undifferen-
zierte Einführung einer allgemeinen Außenbereichsprivilegierung gehen, was Nachteile hin-
sichtlich der Einbeziehung der Kommunen, der Akzeptanz vor Ort und auch der naturverträg-
lichen Standortsteuerung mit sich bringen würde. Ein weiterentwickelter Privilegierungstatbe-
stand könnte aber dazu dienen, den Ausbau der Freiflächenphotovoltaik insgesamt stärker auf 
naturschutzfachlich vorzugswürde Flächen zu steuern, oder aber in der Umkehrung bestimmte 
besonders schützenswerte Flächen von der Privilegierung auszunehmen. Aus Naturschutz-
sicht werden insofern vor allem Ausnahmen für Flächen mit einer hohen Bedeutung für den 
Biotop- und Artenschutz diskutiert. Im Privilegierungstatbestand können auch bestimmte An-
forderungen an die Ausgestaltung der Freiflächenanlagen verankert werden. Diese können 
sich auf jegliche Typen von Freiflächenanlagen beziehen oder auch einen eigenständigen An-
lagentyp der „Biodiversitäts-PV“ oder der „extensiven Agri-PV“ definieren und die Privilegie-
rung insofern auf bestimmte Anlagentypen beschränken. Ebenso wird eine Beschränkung der 
Anlagengröße oder des Umfangs an privilegierten Vorhaben in einem Plangebiet als Voraus-
setzung für ihre Privilegierung erwogen 
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Abstract 
The use of renewable energies and especially solar energy in the form of electricity and heat 
is a central component of climate protection policy. The EEG 2023 set an expansion of photo-
voltaics (PV) to 215 GW by 2030 and 400 GW by 2040. Half of the new system expansion is 
to be realized in the form of ground-mounted PV systems. If the expansion path laid out by the 
EEG 2023 is adhered to, the number of ground-mounted PV systems, which was around 20 
GW at the end of 2022, is expected to increase almost fivefold by 2030 and almost tenfold by 
2040. The associated land use could be around 97,000 to 110,000 hectares in 2030, and in 
2040 around 148,000 to 195,000 hectares would be developed with solar parks. The respec-
tive upper ranges correspond to around 0.3 percent and 0.55 percent of the total area of Ger-
many. In relation to the agriculturally used area, it would be 0.7 or 1.2 percent. Ground-
mounted solar systems are technical structures that take up space and represent an interven-
tion without significantly sealing the occupied area. Depending on the type and density of the 
rows of modules, around 40 to over 80 percent of the area will be built over. The extent of the 
development and the resulting changed location factors determine the degree of change to the 
initial area. With optimized planning, both the building areas and the undeveloped open spaces 
and distances intended for landscape conservation measures, viewed as a whole, can lead to 
successful compensation for the consequences of the intervention, and possibly even to an 
improvement in the existing biotope situation. In individual cases, additional compensatory 
measures may be necessary due to the impact of a larger context, e.g. in a protected area 
context or to improve ecological permeability with regard to the local biotope network, to im-
prove the spatial-functional integration of the system. This would also include measures that 
may have to be provided externally as advance compensatory measures (CEF measures) in 
order to avoid a ban under species protection law. For systems that are defined as biodiversity 
PV systems, the efforts to ecologically improve the location should go well beyond the level 
required by the intervention regulation. The facts and connections relevant to the application 
of the nature conservation intervention regulations are shown in this study. There is an exam-
ination of the agricultural use types arable and grassland that are increasingly affected as a 
location, also in relation to their respective management intensity. A plant on an average cul-
tivated arable site with low biotope value can be largely compensated for by suitable measures 
in the area of the respective planning area, often simply by establishing a permanent and at 
least partially species-rich grassland stock. In individual cases, however, species protection 
concerns may also need to be taken into account. A significant improvement, on the other 
hand, requires further biotope development measures in the sense of a site-specific target and 
measure concept, which also includes care management and monitoring to provide evidence. 

Given the large number of suitable and far less nature conservation-relevant location alterna-
tives, existing and particularly species-rich grassland biotopes should not be used as locations 
for open-space solar systems. High-quality grassland would be uniformly protected if both the 
promotion of ground-mounted PV in the EEG and spatial planning location concepts are 
geared towards ensuring that no areas are promoted or identified for PV on grassland areas  

• are protected as biotopes of particular importance in accordance with Paragraph 30 
Federal Nature Conservation Act or  

• must be given special consideration as habitat types in Annex I of the Habitats Di-
rective within the meaning of Paragraph 19 Federal Nature Conservation Act and 
the Environmental Damage Act or  

• have at least a high biotope value within the meaning of Section 5 Paragraph 2 
Number 4 of the Federal Compensation Ordinance or the relevant state regulations. 

However, this nature conservation objective does not contradict the findings that solar parks 
developed specifically for high biotope quality with pronounced biodiversity can in turn be very 
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important as a habitat for a large part of the fauna of agricultural landscapes within an inten-
sively used agricultural landscape. The central result of the work from a nature conservation 
perspective is the creation of a detailed evaluation matrix that relates standardized system 
concepts on the one hand to various defined initial situations or usage situations on the other 
hand and assesses the connections based on whether and, if necessary, under which ones 
qualifying conditions, a nature conservation upgrade of the site in the sense of improving bio-
diversity appears realistic. The system types described in a standardized way range from en-
ergy yield-optimized, closely built east-west systems with a floor area of 0.8 to various system 
types with different building densities to system types that enable multiple uses, e.g. low and 
high elevated Agri-PV systems (Agrivoltaics) and those with the aim of promoting biodiversity. 
The types of use include in particular arable land and grassland with different management 
intensity and are also differentiated between locations with high nitrate inputs into the ground-
water and those on drained moorland. In addition, conversion area types of various types as 
well as special areas and other structures are also considered. The upgrade options are dif-
ferentiated according to whether the change in use alone can lead to the upgrade, or whether 
additional measures, including targeted measures management, are necessary and promis-
ing. For each case constellation, information is provided on possible future use, conversion or 
adjustment of the intensity of use. If the initial situation is already of high quality, measures can 
at best maintain the status quo on parts of the area or create another equivalent biotope type, 
but ecological improvement and the preservation of certain biotope types appear difficult. In 
view of the diversity of the individual system and location constellations that can actually be 
found on site, the results are primarily of an orientating nature. 

Part of the report deals with floating PV systems. This is a new type of system that has also 
begun to establish itself in Germany in recent years. As of mid-2023, ten smaller floating PV 
systems on lakes have been put into operation in Germany. Nevertheless, restrictive legal 
framework conditions apply in the Water Resources Act, which only allow use on artificial or 
significantly modified bodies of water and stipulate a maximum water cover of 15 percent and 
a distance from the bank of at least 40 meters. The nature conservation impacts of large-scale 
floating PV systems can currently hardly be estimated due to the insufficient study available. 
Examples of potential impacts could be the consequences for waterbirds if their habitats are 
covered by structures, or the disruption of the stratification behavior of a lake over the course 
of the year. Further empirical studies and investigations are required for reliable statements. 
After presenting existing potential studies on floating PV systems, the report contains GIS-
supported calculations on the potential of lakes in Germany. It is assumed that natural lakes, 
protected areas and floodplains are not available and that one hectare of lake surface allows 
an installable capacity of 1.4 MW. Under the given legal framework, an economically usable 
potential of 8.9 GW has been determined. An expansion of the proportional coverage of the 
lakes from 15 to 25 percent would result in a floating PV potential of 14.8 GW. Starting from 
the environmental assessment under building planning law, the instruments under nature con-
servation law, the protected area assessments and the technical article on the Water Frame-
work Directive, the instruments available for assessing the environmental impacts of floating 
PV are analyzed with regard to avoidance and compensation. On this basis, recommendations 
are made to ensure that the facilities are approved in accordance with water and nature con-
servation requirements. In order to increase the usable potential of the lakes, various options 
are being introduced into the discussion, including: Reducing the permissible distance of the 
floating PV system to the bank, covering more than 15 percent of the water surface for quarry 
lakes, taking into account the ecological condition or potential of a body of water in addition to 
the characteristics “artificial” and “significant changed” as well as taking into account the im-
provement requirements of the Water Framework Directive when determining the location. 
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The options developed in the project for further developing the legal framework for nature-
friendly control of ground-mounted PV systems are based on an in-depth analysis and assess-
ment of the legal status quo. The current legal framework is characterized by fragmentation, 
which reflects various developments. In funding law, on the one hand, an increasing expansion 
of the funding framework can be observed with ever higher levels of detail in the regulations 
and, on the other hand, an increasing loss of control. This loss of control is due to the fact that 
an increasing number of systems are being built and operated without funding and are there-
fore not receptive to the control impulses of funding law. Not only this partial failure of the 
control instrument that was decisive in the past, but also the development in the size of open-
space systems is bringing spatial planning control into focus, in which an increase in control 
activities can be observed, but at the same time a high level of heterogeneity can be observed. 
At the same time, the previously very strong position of the municipalities was put into per-
spective to some extent by the newly introduced selective privileges of open-space systems in 
outdoor planning areas along certain infrastructures or as agricultural PV systems close to the 
farm, and the provision of land on a legal basis, that is, even without previous ones Develop-
ment planning, strengthened. However, it is difficult to draw a general conclusion about the 
control effects of the current legal framework in view of the numerous case groups, each of 
which is subject to a different interplay of funding, planning and regulatory control. Overall, 
nature-friendly location management is subject to different reservations depending on the con-
stellation – systems requiring or not requiring subsidies on the one hand, systems controlled 
by spatial planning or with the help of regulations that replace planning on the other. It depends 
on different actors, who also have different effective instruments. The nature compatibility of 
the control system is therefore not (alone) dependent on the importance of the respective sys-
tem for the natural balance and landscape, but on parameters that are not related to nature 
conservation, such as, among other things, the economic viability of the systems, local inter-
ests or legislative decisions to strengthen agricultural interests planning privilege regulations. 

Against this background, options for further developing the legal framework are being devel-
oped, which aim to promote the expansion of as large a proportion of the planned expansion 
as possible in a way that is as nature-friendly as possible. A readjustment of the funding law 
is being considered for this purpose, whereby this should be aimed in particular at those sys-
tem concepts whose implementation can also be assessed positively from a nature conserva-
tion perspective, for example because it would result in an ecological improvement of the re-
spective location. With this objective in mind, types such as extensive agricultural PV and bio-
diversity PV are currently being discussed in political and professional terms as separate fund-
ing areas. Both types, especially those on areas that were previously used intensively for ag-
riculture, seem, depending on their specific design, to be fundamentally suitable for contrib-
uting to the ecological upgrading of locations, at least on a regular basis. However, since the 
control under funding law is purely an incentive control, it must be ensured that the implemen-
tation of such system concepts that are worthy of funding from a nature conservation perspec-
tive must also be attractive for land owners and project developers, especially in comparison 
with concepts that do not require funding. Otherwise there is a risk that such concepts will not 
be implemented or will only be implemented on a small scale and the expansion will be sup-
ported by other, less nature-friendly concepts. Nature-friendly system concepts can also be 
given legislative preference and thus promoted in other ways. The further development of an 
outdoor area privilege in this sense is outlined. Minimum criteria for the nature compatibility of 
ground-mounted PV systems can be set here. This should not be about the undifferentiated 
introduction of a general outdoor area privilege, which would have disadvantages in terms of 
the involvement of municipalities, local acceptance and also nature-friendly location manage-
ment. However, a further developed privilege could serve to direct the expansion of open-
space photovoltaics overall more towards areas that would be preferred in terms of nature 
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conservation, or, conversely, to exclude certain areas that are particularly worthy of protection 
from the privilege. From a nature conservation perspective, exceptions are primarily being dis-
cussed for areas that are of great importance for biotope and species protection. Certain re-
quirements for the design of the open space facilities can also be anchored in the privileged 
status. These can refer to any type of open-space system or define an independent system 
type of “Biodiversity-PV” or “Extensive Agrivoltaics” and thus limit the privilege to certain sys-
tem types. A restriction on the size of the system or the scope of privileged projects in a plan-
ning area is also considered as a prerequisite for their privileged status. 
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1 Einführung 
Die Leistungsbeschreibung und die Vergabe des Vorhabens erfolgten zur Mitte des Jahres 
2021. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) war gerade in der Fassung 2021 durchge-
startet, gleichwohl war schon offensichtlich, dass die gerade neu gesetzten Ausbauziele und 
Maßnahmen zur Erreichung der Klimaziele wohl nicht ausreichen würden. Die zunehmenden 
Erkenntnisse zur bedrohlichen Entwicklung des Klimawandels und zur fehlenden Wirksam-
keit des Bündels von Maßnahmen weltweit, insbesondere aber eine veränderte politische 
Konstellation auf Bundesebene in Deutschland haben im Handlungsfeld Klimaschutz und 
Energiewende zwischenzeitlich eine bisher nicht gekannte und anhaltende Dynamik ausge-
löst. Im Vorfeld der Bundestagswahl am 26.09.2021 sind von den späteren Koalitionspart-
nern weitreichende klimaschutzpolitische Absichten mitgeteilt worden, die sich dann im Ko-
alitionsvertrag der „Ampel“ wiederfanden und über das Jahr 2022 hinweg in zahlreichen Ge-
setzgebungsakten umgesetzt wurden – aber nur zu einem geringeren Teil den Photovoltaik-
Ausbau auf der Freifläche betreffen. Erste ambitionierte Zielaussagen für den Ausbau der 
Photovoltaik gibt das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) mit der „Er-
öffnungsbilanz Klimaschutz“ im Januar 2022, es folgen das „Eckpunktepapier zum Ausbau 
der Photovoltaik auf Freiflächen im Einklang mit landwirtschaftlicher Nutzung und Natur-
schutz“ gemeinsam mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz (BMUV) und dem Bundesministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft (BMEL) vom 10.02.2022 und ein intensives gesetzgeberisches Handeln, das letzt-
endlich in 2 Stufen zum geltenden EEG 2023 führte. In 2023 nun wird der weiter zu beschleu-
nigende Ausbau der Solarenergie bestimmt von den Zielsetzungen der „Photovoltaik-Strate-
gie“ (zunächst Stand März, dann Stand 05.05.20231), die gestaffelt in den Solarpaketen 1 
und 2 zu weiteren Änderungen des EEG und weiterer Gesetze und Verordnungen führen 
werden. In diesem Kontext hatte im Oktober 2022 auch das Bundesamt für Naturschutz mit 
dem „Eckpunktepapier für einen naturverträglichen Ausbau der Solarenergie“ seine Empfeh-
lungen veröffentlicht. Inzwischen liegt der Gesetzentwurf der Bundesregierung für das Solar-
paket 1 vor.2 Seine Verabschiedung durch den Gesetzgeber steht bei Abschluss des vorlie-
genden Endberichts noch aus.  

Angeschoben wurden in der Verantwortlichkeit des Bundesbauministeriums gleichermaßen 
Aktivitäten zur Vereinfachung und Beschleunigung der für die Solarfreiflächenanlagen rele-
vanten Planungs- und Zulassungsverfahren. Mit den nun gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8b und 9 
Baugesetzbuch (BauGB) im Außenbereich privilegierten Freiflächenanlagen bis 200 Meter 
Entfernung entlang von bestimmten wichtigen Verkehrswegen3 sowie den künftig ebenfalls 
entsprechend privilegierten hofnahen Agri-Photovoltaik-Anlagen bis 2,5 Hektar Flächen-
größe sind bereits Freiflächenanlagen bestimmten Typs aus der ehemals nahezu allgemein-
gültigen Pflicht zur Durchführung von Bauleitplanverfahren entlassen worden. Eine weitere 
Fortentwicklung des planungsrechtlichen Rechtsrahmens steht noch im Jahr 2023 zu erwar-
ten, u. a. in Verbindung mit der nationalen Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben zum 
Ausbau der erneuerbaren Energien (Renewable Energy Directive III (RED III). Neben den, 

1  https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/photovoltaik-stategie-2023.html 
2  Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und 

weiterer energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieer-
zeugung.  

3  Hierzu unten unter 7.1.2.2 sowie bei Otto/Wegner, Diskussionspapier: Weiterentwicklung der Außenbe-
reichsprivilegierung von PV-Freiflächenanlagen, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht Nr. 56 vom 
16.02.2023. 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/photovoltaik-stategie-2023.html
https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008657.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008657.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008657.pdf
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für den kurzfristigen Zubau konzipierten, planersetzenden Privilegierungsregelungen im Bau-
gesetzbuch hat der Gesetzgeber im Zuge der Reform des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes 
durch das „Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren 
Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor“4 auch den förderrechtlichen Rahmen 
für Freiflächenanlagen stark überarbeitet. Neben der deutlichen Anhebung der Ausbauziele 
im Einklang mit den Klimaschutzzielen hat der Gesetzgeber die Ausschreibungssystematik 
für verschiedene besondere Anlagentypen verändert.5 Angesichts der Wirtschaftlichkeit ge-
rade eher klassischer Anlagenkonzepte auch ohne Förderung über das EEG verliert dieses 
einst bestimmende Instrument zur Organisation des Markthochlaufs einerseits und der räum-
lichen Steuerung solcher Anlagen über die Flächenkulisse des Förderrechts andererseits al-
lerdings zunehmend seine Steuerungskraft. Der zunehmende Ausbau außerhalb der Förde-
rung nach dem EEG verlangt deshalb nach anderen Steuerungsinstrumenten, vornehmlich 
solcher planungs- und ggf. ordnungsrechtlicher Natur.  

Größere Bedeutung wird allerdings § 2 EEG 2023 zur besonderen Bedeutung der erneuer-
baren Energien beigemessen, der bereits in das EEG 2021 integriert worden war und nun im 
EEG 2023 mit dessen Inkrafttreten zum 01.01.2023 fort gilt. Danach sind Errichtung und 
Betrieb von Erneuerbare-Energien-Anlagen allgemein und PV-Freiflächenanlagen im Spezi-
ellen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Die Re-
gelung verleiht Freiflächenanlagen in Abwägungsentscheidungen ein besonderes Gewicht 
und erhöht damit ihre Durchsetzungskraft auch gegenüber den Belangen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege. 

In dieselbe Richtung geht auch Artikel (Art.) 3 der sogenannten Notfall-Verordnung (Notfall-
VO) (VO (EU) Nr. 2022/2577), der dem Ausbau von Erneuerbaren-Energien-Anlagen allein 
im Hinblick auf bestimmte Vorschriften des europäischen Umweltrechts – und insoweit we-
niger weitgehend als § 2 EEG 2023 (KNE 2023: 5f) – eine besondere Durchsetzungsfähigkeit 
verleiht. Inwieweit die Notfall-VO, die seit 1. Januar 2023 befristet für 18 Monate in Kraft ist, 
darüber hinaus weitergehende Bedeutung für Freiflächenanlagen erlangt, bleibt noch abzu-
warten. Vorschriften betreffend die Beschleunigung von Zulassungsverfahren sind in erster 
Linie auf die Windenergie gemünzt (Art. 5) oder auf Photovoltaik-Dachanlagen (PV-Dachan-
lagen) und Anlagen auf sonstigen bestehenden oder künstlichen Strukturen beschränkt (Art. 
4). Artikel 6 Notfall-VO könnte theoretisch für PV-Freiflächenanlagen anwendbar erklärt wer-
den. Da die Regelung an bestehenden Gebietsausweisungen anknüpft, die in Deutschland 
für Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-Freiflächenanlagen) nur ausnahmsweise vorhan-
den sind und auf Rechtsfolgenseite mit dem Verzicht auf eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
und einer artenschutzrechtlichen Prüfung eher Aspekte erfasst, die für den Freiflächenaus-
bau bislang nicht zentral waren, wäre ein Nutzen, hier aber ohnehin fraglich. Seine Umset-
zung im nationalen Recht in § 6 Windenergieflächenbedarfsgesetz beschränkt den Anwen-
dungsbereich der Regelung dann auch auf Windenergievorhaben. Bereits heute wird zudem 
die Umsetzung der noch formal zu beschließenden, novellierten Erneuerbare-Energien-
Richtlinie ihre Schatten voraus. Mit Blick auf die hier angekündigten sogenannten „EE-Be-
schleunigungsgebiete“ (Erneuerbare-Energien-Beschleunigungsgebiete) wird sich auch für 
PV-Freiflächenanlagen noch einmal die Frage stellen, inwieweit die Umsetzung der Richtlinie 
ins nationale Recht Auswirkungen auf die planerische Steuerung von Freiflächenanlagen und 
ihre naturverträgliche Steuerung haben wird. 

 
4  BGBl. I Nr. 28 vom 28. Juli 2022, S. 1237 ff. 
5  Hierzu unten unter 7.1.1. 

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl122s1237.pdf
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Das Forschungsteam hat sich währenddessen bemüht, bezogen auf die ursprünglich verein-
barten Forschungsinhalte Kurs zu halten und mit vorliegendem Bericht die für den Natur-
schutz relevanten Sachverhalte im Zusammenhang mit den erkennbaren Teilaspekten des 
Ausbaus der Freiflächenphotovoltaik aufzuarbeiten und ggf. auch zu bewerten. Dennoch 
stand die Arbeit unter dem Eindruck sich fortwährend ändernder politischer Absichtserklä-
rungen und Überlegungen, so dass auch die berührten naturschutzfachlichen Inhalte nicht 
vollständig sein konnten in Bezug auf die gestellten Aufgaben und Überlegungen, und zudem 
auch immer wieder neu überprüft und ggf. auch angepasst werden mussten. 
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2 Ausbauziele und Flächenbedarf für Photovoltaik-Freiflächenan-
lagen 

2.1 Ausbauziele des EEG und Vergleich von Ausbauszenarien 
Mit dem EEG 2023 sind die Ambitionen in Bezug auf die Ausbauziele für die Erneuerbaren 
Energien deutlich gestiegen. Das Ziel des novellierten EEG ist laut § 1 „insbesondere im 
Interesse des Klima- und Umweltschutzes die Transformation zu einer nachhaltigen und 
treibhausgasneutralen Stromversorgung, die vollständig auf erneuerbaren Energien beruht.“ 
Dafür soll bis 2030 der Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Brut-
tostromverbrauch auf mindestens 80 Prozent gesteigert werden. Der Ausbaupfad bei den 
Solaranlagen (segmentübergreifend) wird wie folgt beschrieben (§ 4 Nr. 3): 

• 88 Gigawatt im Jahr 2024, 

• 128 Gigawatt im Jahr 2026, 

• 172 Gigawatt im Jahr 2028, 

• 215 Gigawatt im Jahr 2030, 

• 309 Gigawatt im Jahr 2035 und 

• 400 Gigawatt im Jahr 2040 

Dabei wird von einem in etwa gleichmäßigen Zubau von Dach- und Gebäudeanlagen einer-
seits und Freiflächenanlagen andererseits ausgegangen. Dementsprechend werden die Aus-
schreibungsvolumina hälftig auf Dach- und Freiflächen verteilt. Der angestrebte Ausbaupfad 
erfordert eine deutliche Beschleunigung des jährlichen Ausbaus. Angestrebt wird eine Stei-
gerung der jährlichen Ausbaurate auf 22 Gigawatt (BMWK 2022). 

Die bisher höchsten Zubauzahlen im Segment der Freiflächenanlagen lagen in den Jahren 
2011 und 2012 bei 2,3 bzw. 2,9 Gigawatt und werden erst wieder 2022 nach ersten Zahlen 
mit 2,8 Gigawatt erreicht. Allerdings wurden dafür seinerzeit, und das ist für die Einschätzung 
der Dauer von administrativen Verfahren eher der aussagekräftige Maßstab, aufgrund der 
relativ geringeren Flächeneffizienz pro Leistungseinheit in etwa doppelt so viel Anlagenfläche 
benötigt. In wenigen Jahren muss hier ein Verfahrensstandard entwickelt werden, der gleich-
ermaßen fachlich qualifiziert, rechtssicher und auch bürgerseitig akzeptiert werden kann. 

Bei einer angenommen hälftigen Aufteilung von Dachanlagen- und Freiflächen-Photovoltaik 
sind bis zum Jahr 2030 über den Zeitraum 2023 bis 2030 gemittelt für Dachanlagen- und 
Freiflächen-Photovoltaik jeweils Zubauraten von über 9 Gigawatt pro Jahr zu realisieren 
(ausgehend von Ende 2022 mit einem Jahresendbestand von rund 66 Gigawatt). Angesichts 
der bisher erreichten jährlichen Zubauraten ist die Steigerung als sehr ambitioniert einzustu-
fen. Betrachtet man die Energieszenarien der letzten Jahre das Verhältnis von Dachanlagen 
zu Freiflächenlagen in den Energieszenarien der letzten Jahre geht die Mehrheit der Szena-
rien ebenfalls von einer hälftigen bzw. annähernd hälftigen Aufteilung auf. Lediglich die Stu-
die der Acatech „Szenarien für ein klimaneutrales Deutschland“ weicht hier deutlich ab und 
setzt zu 75 Prozent auf Dachanlagen. Einige Szenarien liefern zum Verhältnis der Anlagety-
pen jedoch weder quantitative noch qualitative Angaben, weshalb eine generelle szenarien-
übergreifende Aussage nicht möglich ist (s. Tab. 1). 

Szenarienübergreifend sind sowohl für die Erreichung des Zwischenziels 2030, als auch für 
das Erreichen der Klimaneutralität in 2045 eine erhebliche Steigerung der Ausbauraten er-
forderlich. In den aktualisierten BMWK-Langfristszenarien erhöht sich die Ausbaugeschwin-
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digkeit aufgrund der ambitionierten Ausbauziele durch das EEG 2023 noch weiter. Die Band-
breite für den ausgewiesenen PV-Bestand im Jahr 2030 reicht von ca. 130 Gigawatt (Projek-
tionsbericht ausgenommen) bis hin zu über 200 Gigawatt. Die jährlichen Bruttozubauraten 
liegen davon abgeleitet je nach Szenario zwischen 5 Gigawatt pro Jahr bis hin zu 20 Giga-
watt pro Jahr (in den aktuellsten Szenarien). An dieser Stelle ist anzumerken, dass ein Groß-
teil der Szenarien vor der Anpassung der Klimaziele gerechnet wurde und der ausgewiesene 
PV-Pfad für den Ausbau daher zum Teil auch deutlich unter dem von der Bundesregierung 
angestrebten Ziel von 215 Gigawatt bis zum Jahr 2030 liegen. Lediglich die aktuellen Lang-
fristszenarien kommen dem bundesweit ausgewiesenen Ziel einer Zubaurate von bis zu 22 
Gigawatt pro Jahr sehr nahe. Dies liegt daran, dass die zweite Schleife der Langfristszena-
rien nach der Anpassung der Klimaziele gerechnet wurde, und der Ausbaupfad der Bundes-
regierung hier als feste Größe gesetzt wurde. Nach ersten Auswertungen liegt die installierte 
Leistung von Photovoltaik zum Jahresende 2022 bei etwa 66 Gigawatt, und es wurde ein 
Leistungszubau von 7,3 Gigawatt in 2022 erreicht. Damit konnte annähernd das Zubauni-
veau der PV-Boomjahre erreicht werden, genauso wie das angestrebte Zubauziel aus dem 
EEG 2023 (BMWK 2023a). Die notwendigen Zubauraten für die kommenden Jahre bis 2045 
sind nichtsdestotrotz als sehr ambitioniert einzuordnen. 

Tab. 1: Vergleich des Photovoltaikausbaus in aktuellen Szenarien 

Studie PV-Bestand 
2030 [GW] 

PV-Bestand 
2045  

Ø jährlicher 
Bruttozubau 
[GW/a] 2023 bis 
20301) 

Verhältnis  
Dach:Freifläche 

Acatech (02/2023) 154 302 11* 75:25 

Langfristszenarien 
T45 (11/2022) 2)  215 415 - 430 ~ 19* --- 

ISE (11/2021) 3) 202 430 ~ 17* 70:30 

Ariadne (10/2021) 4) 185 400 - 550 ~ 15* 60:40 

Dena (10/2021) 131 259 ~ 8* 47:53 

BDI (10/2021) 140 230 ~ 9* 40:60 

Projektionsbericht 
(10/2021) 100 122 (2040) ~ 4* --- 

Agora (06/2021) 150 385 11* -- 

Langfristszenarien TN 
(05/2021) 5) 102 - 106 155 - 289 5* --- 

UBA (2021b) 150 --- 11* 50:50 

BEE (04/2021) 205 --- ~ 17* --- 
* Eigene Berechnung anhand des Ausbauziels 2030 
1) Ausgehend vom Jahresende 2022 mit einer installierten Leistung von rund 66 GW 
2) Szenarien nach Anpassung der Klimaziele 
3) Szenario „Referenz“ 
4) Szenarien „Fokus PV“ und „Kombination“ 
5) Szenarien vor Anpassung der Klimaziele 

Je nach Technologieschwerpunkt der Szenarien gestaltet sich der Ausbau der erneuerbaren 
Energien von 2030 bis 2045 ebenfalls sehr differenziert. Die sehr großen Bandbreiten der 
Szenarien bis 2030 zeichnen sich auch im weiteren Verlauf bis 2045 ab. Die Szenarien gehen 
dabei zum Teil von einer notwendigen installierten Leistung von weit über den angestrebten 
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400 Gigawatt im Jahr 2045 aus (Ariadne: Szenarioschwerpunkt „Kombination“). Den gerings-
ten Ausbau weist die BDI-Studie „Klimapfade 2.0“ mit einer installierten Leistung von 230 
Gigawatt (und damit 170 Gigawatt weniger als politisch angestrebt) auf. Eine Auswahl der 
jeweils angenommenen installierten PV-Leistung für die Szenarien mit entsprechenden Eck-
werten der betrachteten Jahre findet sich in Abb. 1 wieder6

6  Die Dena-Leitstudie „Aufbruch Klimaneutralität“ sowie der Ariadne-Szenarienreport weisen für das Jahr 2025 
keine Annahmen aus. Des Weiteren liefert der Projektionsbericht lediglich Ausbauziele bis 2040. 

: 
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Abb. 1: Entwicklung des PV-Ausbaus in ausgewählten Szenarien [Angaben in GW] 

2.2 Abschätzung des erforderlichen Flächenbedarfs für PV-FFA bis 2040 
Zum Jahresende 2022 waren bundesweit rund 20 Gigawatt an PV-Freiflächenanlagen instal-
liert, die insgesamt eine Fläche von knapp 35.000 Hektar belegen (eigene Berechnungen 
und Hochrechnung ZSW auf Basis des Marktstammdatenregisters). Dies entspricht einem 
Anteil von 0,1 Prozent der Gesamtfläche Deutschlands bzw. 0,2 Prozent (theoretisch) bezo-
gen auf die verfügbare Landwirtschaftsfläche (LF)7

7  Tatsächlich sind ca. 44 % des Zubaus an PV-Freiflächen bis 2022 auf landwirtschaftlichen Flächen erfolgt, 
das sind rd. 15.200 Hektar (Kelm et al. 2023) 

. 

Aufbauend auf den Zielsetzungen der Bundesregierung wird nachfolgend abgeschätzt, wel-
cher Flächenbedarf erforderlich ist, um den Zielpfad zum Ausbau der PV-Freiflächenanlagen 
zu beschreiten. Die Analyse setzt auf dem oben angeführten Ausbaustand Ende 2022 von 
rund 20 Gigawatt bzw. 35.000 Hektar auf. 

Gemäß den Zielsetzungen des EEG 2023 soll der jährliche Zubau von PV-Anlagen gesteigert 
werden auf neun Gigawatt im Jahr 2023, 13 Gigawatt im Jahr 2024, 18 Gigawatt im Jahr 
2025 und ab dem Jahr 2026 auf konstant jährlich 22 Gigawatt. Davon soll jeweils die Hälfte 
in Form von Dach-/Gebäudeanlagen bzw. Freiflächenanlagen erfolgen. In den Jahren 2023 
bis 2030 werden damit insgesamt 75 Gigawatt bzw. von 2031 bis 2040 insgesamt 110 Giga-
watt PV-Freiflächenanlagen neu installiert. Unter Berücksichtigung eines Anlagenrückbaus 
nach 25 Jahren Betriebsdauer wächst der Anlagenbestand von PV-Freiflächenanlagen auf 
95 Gigawatt im Jahr 2030 bzw. 194 Gigawatt 2040 (s. Abb. 2). Der Ausbaupfad entspricht 
bereits bis Ende 2025 einer Verdopplung der installierten Leistung innerhalb von lediglich 
drei Jahren und annähernd einer Verzehnfachung bis zum Jahr 2040 gegenüber Ende 2022. 

 



 

Die vorliegende Berechnung berücksichtigt nicht, dass Anlagen womöglich vorzeitig (also vor 
Ablauf der oben angeführten angenommenen Nutzungsdauer von 25 Jahren) repowert wer-
den oder dass Anlagen länger als 25 Jahre genutzt werden. 
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Abb. 2: Entwicklung der installierten Leistung von PV-Freiflächenanlagen gemäß den Zielsetzun-

gen des EEG 2023. Eigene Berechnungen. 

Zur Ermittlung des Flächenbedarfs bis 2030/2040 sind weitere Annahmen erforderlich, da 
davon auszugehen ist, dass sich der spezifische Flächenbedarf von Neuanlagen auch zu-
künftig verringern wird. In der Vergangenheit waren erhebliche Effizienzgewinne zu verzeich-
nen. Bis zum Jahr 2008 war für Neuanlagen im Mittel ein Flächenbedarf von 3,5 Hektar pro 
Megawatt und mehr erforderlich. Durch den technologischen Fortschritt bei der Modultech-
nologie sowie verringerte Reihenabstände konnte in den folgenden Jahren eine Verbesse-
rung um mehr als den Faktor 3 erreicht werden. Heutige Neuanlagen benötigen im Mittel nur 
noch rund einen Hektar pro Megawatt (Günnewig et al. 2022b).  

Die zukünftig erforderlichen Flächen werden aufgrund hoher Unsicherheiten als eine Spann-
breite ermittelt. Die Unsicherheiten gründen weniger auf technologischen Unsicherheiten, als 
auf der Frage, ob und inwieweit sich neue Konzepte von Anlagen zur Doppelnutzung von 
landwirtschaftlichen Flächen durchsetzen. Diese so genannten Agri-PV-Anlagen weisen zum 
Teil einen deutlich höheren Flächenbedarf auf, da durch die Doppelnutzung und höhere Rei-
henabstände insgesamt größere Flächen technisch genutzt werden. 

Der untere Pfad der Flächeninanspruchnahme geht von einem weiteren Effizienzfortschritt 
aus; ausgehend von rund einem Hektar pro Megawatt für Neuanlagen im Jahr 2021 auf 0,75 
Hektar pro Megawatt im Jahr 2030 und 0,65 Hektar pro Megawatt im Jahr 2040 als Ergebnis 
von weiteren Wirkungsgradsteigerungen der Module und tendenziell engerer Belegung der 
Fläche. Der obere Pfad verharrt bis 2040 auf einem Hektar pro Megawatt für neue Anlagen, 
weil von einem zunehmend höheren Marktanteil von Agri-PV-Anlagen mit höherem Flächen-
bedarf ausgegangen wird. Für 2030 entspricht dies einem Agri-PV-Anteil von 15 Prozent der 
installierten Leistung und 2,5 Hektar pro Megawatt bzw. 25 Prozent und 2 Hektar pro Mega-
watt im Jahr 2040 (für die übrigen Anlagen gelten die oben angeführten Werte von 0,75 Hek-
tar pro Megawatt (2030) und 0,65 Hektar pro Megawatt (2040)).  

Für das Jahr 2030 ist somit von einer Flächeninanspruchnahme von rund 97.000 bis 110.000 
Hektar auszugehen und im Jahr 2040 von rund 148.000 bis 195.000 Hektar (s. Abb. 3). Ge-
genüber dem Flächenbedarf im Ausgangsjahr 2022 von 35.000 Hektar entspricht dies bis 
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2030 rund einer Verdreifachung des Flächenbedarfs. Bis 2040 erhöht sich der Flächenbedarf 
auf das mindestens vierfache bis fünfeinhalbfache des Flächenbedarfs 2022.  

34.900
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148.400
109.500

195.400

2022 2030 2040

Flächeninanspruchnahme in Hektar

Abb. 3: Flächeninanspruchnahme für PV-Freiflächenanlagen im Jahr 2022 und Bandbreite der Flä-
cheninanspruchnahme für 2030/2040 im EEG-Zielpfad. Eigene Berechnungen. 
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In Relation zur Gesamtfläche Deutschlands entspricht dies einem Anteil von rund 0,3 Prozent 
(2030) bzw. 0,4-0,55 Prozent (2040). Bezogen auf die Landwirtschaftsfläche (LF) erhöht sich 
der relative Flächenbedarf auf 0,6-0,7 Prozent (2030) bzw. 0,9-1,2 Prozent (2040). 
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3 Umweltauswirkungen von terrestrischen Solar-Freiflächenanla-
gen  

Die Solar-Freiflächenanlage ist eine technische Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie, deren Errichtung und Betrieb bestimmte beschreibbare Wirkfaktoren um-
fasst, die jeweils mit verantwortlich sind für eine oder mehrere Auswirkungen auf die jeweils 
betroffene Umwelt. Die Anlagengrößen von Freiflächenanlagen bewegen sich in Deutsch-
land in einer sehr weiten Spanne zwischen weniger als einem Megawatt und Flächengrößen 
unter einem Hektar am unteren Rand und dem derzeit größten Bauprojekt, dem Energiepark 
Witznitz mit ca. 650 Megawatt auf rund 500 Hektar Fläche in Westsachsen. Die jeweiligen 
Auswirkungen müssen vor dem Hintergrund einer Vorhabengenehmigung im Einzelfall be-
wertet werden. Charakteristisch für das Wirkungsprofil des Anlagentyps ist, dass es im Ge-
gensatz zu vielen anderen flächigen Vorhaben nur geringfügig zur Versiegelung der betroffe-
nen Bodenflächen kommt. Die Trägergestelle der Module werden während des Baus übli-
cherweise in den Boden gerammt, so dass unterhalb der Module, zwischen den Modulen 
und in den Abstandsflächen der Gesamtanlage Vegetations- und Bodenflächen mit ihren 
Funktionen nach Durchführung der Bautätigkeit mehr oder weniger eingeschränkt oder ver-
ändert verbleiben. Mögliche Auswirkungen ergeben sich in unterschiedlicher Weise und sind 
u. a. von der flächigen Ausdehnung der Anlage, aber auch von der Ausstattung des Standor-
tes vor Anlagenbau abhängig. Je nach Anlagenkonzept können solche, die durch Art und 
Dichte der Bebauung ein möglichst hohes Maß an Energieertrag je Flächeneinheit anstre-
ben, von solchen unterschieden werden, die die vorherige Nutzung weiterhin ermöglichen 
oder neue Flächennutzungen im Anlagenbereich etablieren und diesen dann durch aufgelo-
ckerte Bauweisen oder teilflächige Bebauung Entwicklungsräume bieten. Je nachdem kön-
nen als Auswirkungen Lebensraumverluste, die Zerschneidung von Verbundbeziehungen 
und Barrierewirkungen, Kulissenwirkungen, visuelle Beeinträchtigungen, Folgen der Ver-
schattung wie Änderungen der Niederschlagsverteilung sowie Nutzungsänderungen be-
schrieben werden. Je intensiver und den Naturhaushalt beanspruchender die jeweilige 
Vornutzung ausgeprägt ist bzw. war, umso größer sind die Möglichkeiten, durch entspre-
chende bauliche Anlagenkonzepte und mit Hilfe einer gezielten Nutzung oder Pflege der An-
lagenfläche gegenüber der Ausgangssituation vorteilhafte Entwicklungen zu initiieren. Die 
daraus resultierenden Wirkungen können für Flora und Fauna unterschiedlich bewertet wer-
den, dabei sind auch Unterschiede in Bezug auf die jeweils betroffenen Artgruppen möglich. 

Maßgeblich für die Wirkintensität sind die Anlagenkonzeption, die Anlagengröße und weitere 
technische Merkmale. Für die Dimension der möglichen Umweltauswirkungen, d. h. deren 
Schwere bzw. Erheblichkeit, sind die jeweilige standörtlichen Ausprägung der Funktionen für 
den Naturhaushalt und das Landschaftsbild im jeweiligen landschaftlichen Zusammenhang 
verantwortlich. 

Die Umweltauswirkungen bzw. Eingriffsfolgen, die am geplanten Standort konkret erkannt 
werden, müssen perspektivisch und zu Ende gedacht aber nicht grundsätzlich negativ sein. 
Beispielsweise kann durch die Extensivierung einer vorherigen Nutzung der Eintrag von 
Nähr- und Schadstoffen auf vormals intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen reduziert 
werden und zu einer Verbesserung der Gewässerqualität bzw. der Grundwasserqualität bei-
tragen. Zahlreiche Anlagenbeispiele werden trotz der beschriebenen standortverändernden 
Eingriffsmerkmale, insbesondere dem hohen Anteil an verschattenden Modultischen (über 
mindestens ca. 50 Prozent der Bauflächen), als Standorte beschrieben, die teils hochwerti-
gen Grünlandbeständen und einer artenreichen Vogel- und Insektenfauna Raum geben kön-
nen. Schon während der Planung werden dazu vielfach gängige planerische Prinzipien an-
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gewendet, nämlich mögliche erheblich beeinträchtigende Folgen des Vorhabens bzw. Ein-
griffs zu vermeiden oder in ihrer Schwere zu verringern, aber auch mögliche gestalterische 
Chancen für eine Optimierung der Entwicklungsmöglichkeiten des veränderten Standortes 
zu nutzen. Diese Vorgehensweise zeichnet viele Planungsprozesse aus, die sich z. B. im 
Rahmen von Bebauungsplanverfahren auch auf den Dialog mit Fachbehörden und Betroffe-
nen einlassen und so die ein oder andere Konzession zugunsten der Umweltbelange einge-
hen. Solcherlei Planungs- und Kommunikationsprozesse brauchen jedoch Raum und auch 
Zeit. Es wäre demgegenüber nicht im Sinne des Naturschutzes – und wohl auch nicht im 
Sinne der Akzeptanz des Ausbaus –, die ohne Zweifel für eine erfolgreiche Energiewende 
erforderlichen Erzeugungskapazitäten annähernd pauschal und in einer Weise durch immer 
weitere Beschleunigung auf Planungs- und Zulassungsebene freizugeben, dass entspre-
chende Dialoge keinen Raum und individuelle Entwicklungsmöglichkeiten keine Berücksich-
tigung mehr finden.  

3.1 Bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkungen 
Die Wirkungen, die regelmäßig von Solarparks ausgehen, lassen sich methodisch den Kate-
gorien „baubedingt“, „anlagebedingt“ und „betriebsbedingt“ zuordnen, können aber auch ent-
weder dem technischen Anlagenteil einerseits oder der initiierten Nutzungsänderungen zu-
weisen, und hilfreich ist es auch, den jeweiligen Wirkfaktor mit dem hauptsächlich betroffenen 
Schutzgütern zu verknüpfen, die im Rahmen einer Umweltprüfung am Ende auch gesamthaft 
zu betrachten und zu beurteilen sind. Tab. 2 gibt einen Überblick über die häufigsten Wirk-
faktoren und die Schutzgüter, die jeweils betroffen sein können.  



 

Tab. 2: Schutzgutbezogene Übersicht üblicher Wirkfaktoren von Solar-Freiflächenanlagen und der 
initiierten Nutzungsänderung (eigene Darstellung) 
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…der technischen Anlage 

Bodenverdichtung    x       

Temporäre Licht- und Lärmemissionen, Erschütte-
rungen, stoffliche Emissionen (baubedingt)  x x      x  

Flächeninanspruchnahme (Lebensraumverlust)   x      x  

Flächenumwandlung, Flächenbelegung    x x x     

Veränderung von abiotischen Faktoren, z. B.   x        

Veränderung des Mikroklimas und der Lichtver-
hältnisse innerhalb der Fläche  

      x   

Veränderung des Wasserhaushalts und der Was-
serumverteilung  

 x x  x     

Beeinträchtigung von Bau- und Bodendenkmalen 
sowie sonstigen Sachgütern  

        x 

Bodenabtrag    x       

Visuelle Störwirkungen, Lichtreflexion und Spiege-
lung  x         

Zerschneidung, Barrierewirkung   x        

Bodenversiegelung    x  x     

Technische Überprägung (Störwirkung) der Land-
schaft  x x    x    

Stoffliche Emissionen (durch Pflege- /Wartungsar-
beiten, z. B. Putzmittel, Benzin, Abgase, …) 

  x  x     

Elektromagnetische Spannungen  x x        

Havariefälle (stoffliche Emissionen, Rauch, etc.)  x    x   x  

…der Nutzungsweise 

Reduktion des Schadstoffeintrags (Pestizide, etc.)   x x  x     

Reduktion des Nährstoffeintrags (Dünger, etc.)  x x  x     

Veränderung der Habitatausstattung und Artenzu-
sammensetzung  

 x        
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Baubedingte Wirkungen 
Baubedingte Wirkungen treten in der Regel temporär während der Bauphase auf. Standort-
bestimmende Strukturen werden in dieser Phase ggf. beseitigt, können aber auch erhalten 
bleiben und in die Anlage integriert werden. Es kann zu partiellen Bodenversiegelungen, Bo-
denumlagerungen und -vermischungen und zur Verdichtung durch Baustraßen sowie durch 
Lager- und Abstellflächen und die Verlegung von Erdkabeln im Solarfeld kommen. Auch 
stoffliche Emissionen, Schall- und Lichtemissionen sind ebenso wir Erschütterungen wäh-
rend der Bauphase nicht ausgeschlossen. Zu den baubedingten Wirkungen zählen auch die 
Maßnahmen zur Erreichung der Flächen durch den Anlieferverkehr, die verkehrlichen Wir-
kungen dieses Verkehrs sowie die Arbeiten im Zusammenhang mit der Netzanbindung. 

Anlagebedingte Wirkungen 
Die anlagebedingten Wirkungen hängen unmittelbar vom Umfang der überschirmten Fläche, 
der Höhe der Modultische sowie der Art der jeweiligen technischen Ausführung ab, können 
sich jeweils signifikant unterscheiden. Mit Zunahme der Großflächigkeit der Anlage nehmen 
die beschriebenen Auswirkungen erheblich zu.  

Durch die Beschattung und die Umverteilung der Niederschläge kommt es zu mikroklimati-
schen Veränderungen, die sich insbesondere auf die Vegetation auswirken können. Tempe-
raturunterschiede von mehr als fünf Grad Celsius sind unter den Modulen im Vergleich zu 
den Modulzwischenräumen und Vergleichsflächen gemessen worden. Im Sommer sind die 
Temperaturen unter den Modulen geringer, im Winter etwas höher (Badelt et al. 2020: 38f.). 
Die Modulkanten werden bei Niederschlägen zu Abtropfkanten, je nach Bodenbeschaffenheit 
und Relief kann dadurch Erosion und eine Rinnenbildung befördert werden. In jedem Fall 
kommt es zu einer Umverteilung der Niederschläge und zu veränderten Lichtverhältnisse. 
Sowohl die Artzusammensetzung als auch die Blühphänologie und Morphologie der Pflanzen 
kann durch die veränderten Standortbedingungen beeinflusst werden. Die veränderten Licht- 
und Feuchtigkeitsverhältnisse und die in der Folge geänderte Zusammensetzung der Pflan-
zenarten wirken sich auch auf die Vorkommen und die räumliche Verteilung von Insekten 
aus. Das Vorkommen von Amphibien und Reptilien wird maßgeblich durch die Habitataus-
stattung beeinflusst; entscheidend ist, dass die relevanten Strukturen erhalten bleiben bzw. 
neu angelegt werden, wenn es sich um einen potenziell geeigneten Lebensraum handelt.  

Auf Arten und Artengruppen der Avifauna kann die Anlage ganz unterschiedlich wirken. Ent-
sprechend widersprüchlich und auch streitig erscheinen die Befunde aus Literatur und Pra-
xis. Entscheidend für eine Beurteilung der jeweiligen Besiedlung ist dabei auch, die Situation 
vor dem Anlagenbau zu referieren und beide Zustände miteinander zu vergleichen. Ein er-
höhtes Kollisionsrisiko ist nicht bekannt, der oft diskutierte „Lake-effekt“ – die Wechselung 
der Modulfläche mit einer Wasserfläche – ist nicht sicher belegt, es gibt jedoch vereinzelte 
Hinweise auf Anflugversuche bzw. Inspektionsflüge (BirdLife 2021: 22, Badelt et al. 2020: 
39f). Verdrängungseffekte sind vor allem bei bodenbrütenden Offenlandarten zu beobachten. 
Verschiedene Untersuchungen deuten darauf hin, dass die Ausgangssituation auf der Fläche 
und die Habitatqualität der angrenzenden Fläche entscheidend dafür sind, ob es eher zu 
einer Zu- oder Abnahme der Brutvogeldichte kommt (Badelt et al. 2020: 40). In der internati-
onalen Literatur wird beschrieben, dass es durch Solar-Freiflächenanlagen zu Funktionsver-
lusten von bekannten Zugvogel-Rastplätzen und durch kumulative Effekte auch zu Unterbre-
chungen der Migrationsrouten kommen kann (BirdLife 2021: 22).  

Schwaiger (2022: 36ff) unterscheidet zwischen Lebensraumverlusten einerseits und Lebens-
raumverbesserungen im Vergleich zur Ausgangslage einer Intensivlandwirtschaft anderer-
seits. Alle Arten, die auch anthropogene Strukturen zur Brut nutzen, sind nicht betroffen, sie 
nehmen auch das Brutplatzangebot von Solar-Freiflächenanlagen an (Tröltsch & Neuling 



 

2013, Schwaiger 2022). Werden vorhandene Gehölzstrukturen oder auch Sonderbiotope wie 
Gräben oder Gewässer in die Anlage integriert, und wird ein ausreichender Abstand dazu 
eingehalten, werden auch deren Bewohner wie Dorngrasmücke, Neuntöter, Goldammer 
nicht zwangsläufig verdrängt. Einige Arten nutzen die Modultische dabei als Singwarten, An-
sitz oder auch als Brutplatz. Unter den Siedlern in PV-Freiflächenanlagen befinden sich Vo-
gelarten der Agrarlandschaft, die gerade aufgrund der Folgen intensiver agrarischer Nutzun-
gen erhebliche Bestandsrückgänge erlitten haben und naturnähere Strukturen aufsuchen 
(Zaplata & Stöfer 2022 unter Verweis auf weitere Quellen). 

Am derzeit strittigsten scheint der Sachstand bei den bodenbrütenden Arten des Offenlandes 
zu sein, die regelmäßig auf landwirtschaftlichen Flächen angetroffen werden (s. hierzu auch 
Kap. 4.7). Diese und weitere Arten der Agrarlandschaften sind in erster Linie durch die Folgen 
jeder Art von intensiver Landbewirtschaftung bedroht. Maßnahmen der Extensivierung und 
der Erhöhung des Anteils ungenutzter Flächen, wie sie ja auch im Bereich der Solarfelder 
möglich sind, sind immer geeignet, dieser Tendenz entgegen zu wirken und das Brutplatz-
angebot zu erhöhen. Für Bodenbrüter gilt aber zusätzlich, dass sie nach Stand der For-
schung zu sichtbegrenzenden Strukturen wie Waldrändern, Hecken, Siedlungsflächen oder 
linienhaften Bauwerken wie Lärmschutzwänden grundsätzlich einen gewissen Abstand hal-
ten (z. B. die Feldlerche nach verschiedenen Angaben von ca. 60 bis 120 Meter) und bebaute 
Flächen meiden. Diese Verhaltensweisen sind in erster Annäherung auch in Bezug auf So-
larparks plausibel anzunehmen. Es werden Fälle beschrieben, die eindeutig auf eine Mei-
dung der Modulflächen und ihrer Nahbereiche hindeuten (Trautner et al. 2022: 33ff), ande-
rerseits aber auch in der Lage zu sein scheinen, zumindest Anlagenrandbereiche und über 
die Modulabstandsflächen hinausgehend verbreiterte Zwischenräume zu besiedeln (Zaplata 
& Stöfer 2022). Die Kulissenwirkung von Abzäunungen und Modulträgern könnte somit bei 
Kiebitz oder Feldlerche geringer sein als die von Hecken und Baumreihen (auch Schwaiger 
2022: 37). Es lohnt sich, weitere Erkenntnisse dahingehend zu sammeln, welche besonderen 
Eigenschaften der Anlage oder des umgebenden Raumes das jeweils erwartete Verhalten 
beeinflussen können und ob darin eine Systematik zu erkennen ist. 

Systematische Untersuchungen zu Vorkommen von Säugetieren in Solar-Freiflächenanla-
gen liegen nicht vor. Zufallsfunde belegen jedoch, dass insbesondere Kleinsäuger bei ent-
sprechenden Durchlässen bzw. Abständen zwischen Geländeoberfläche und Zaununter-
kante weiterhin auf den Flächen anzutreffen sind. Für Mittel- und Großsäuger bedeutet die 
Umzäunung oftmals eine Barriere. Werden keine Wanderkorridore geschaffen, kann dies 
insbesondere bei großen Anlagen negativ auf den Biotopverbund wirken.  

Es gibt Hinweise, dass Fledermäuse ein erhöhtes Kollisionsrisiko für glatte, vertikale Platten 
aufweisen. Vertikale Anlagekonzepte können daher in Aktivitätsschwerpunkten von Fleder-
mäusen ein besonderes Kollisionsrisiko bergen. Gezielte Untersuchungen an Solar-Freiflä-
chenanlagen sind jedoch nicht bekannt (Schlegel et al. 2021: 16). 

Die zum Teil großflächig ausgebreiteten technischen Anlagenelemente werden sich auf das 
Landschaftsbild und ggf. die Erholungsfunktion der betroffenen Landschaft auswirken. Die 
Wirkintensität und das Maß der visuellen Beeinträchtigung ist bei den üblichen Bauhöhen 
von drei bis fünf Meter vor allem davon abhängig, wie einsehbar und empfindlich die be-
troffene Landschaft in ihrer jeweiligen Eigenart ist. Während offene und weite Landschaften 
von einem nicht erhöhten Standort eher unempfindlich erscheinen und Sichtschutzpflanzun-
gen eine hohe Wirksamkeit erzeugen, sind topographisch bewegte Räume eher als sensibel 
anzusehen. So werden exponierte Hang- und Höhenlagen regelmäßig bei der Auswahl von 
geeigneten Standorten ausgenommen. Auch hier können vorhandene Landschaftselemente 
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die Sichtbarkeit einschränken, gleichwohl werden die technische Überprägung und mögliche 
optische Störreize deutlicher sichtbar (Schmidt et al. 2018: 97ff).  

Betriebsbedingte Wirkungen 
Durch Wartungs- und Reinigungsarbeiten kann es ggf. kurzzeitig zu Störungen und Stoffein-
trägen kommen. Während des regulären Betriebs sind insbesondere mit Reflexionen, elekt-
romagnetische Felder und eine Erwärmung im Bereich der Module zu erwarten.  

Die betriebsbegleitende Art, Intensität und Zielgerichtetheit der Pflege der Solarparkflächen 
unterhalb und zwischen den Modulen – beispielsweise durch Mahd oder Beweidung – wirkt 
sich auf die Artenzusammensetzung und das jeweilige Entwicklungspotenzial aus. Natur-
schutzfachlich optimierte Pflegekonzepte sind u. a. Voraussetzung dafür, dass Maßnahmen 
insbesondere im Hinblick auf die Optimierung der Lebensraumverhältnisse im Solarpark er-
folgreich sind. 
3.2 Auswirkungen von PV-Freiflächenanlagen im Rahmen der naturschutz-

rechtlichen Eingriffsregelung 
Die Verfahrensweise der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sowie etwaige inhaltlicher 
Sonderregelungen, die der Abweichungsgesetzgebung (Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des Grund-
gesetzes (GG)) unterfallen, werden jeweils in den Bundesländern geregelt, wobei aber die in 
§§ 13 ff. BNatSchG zum Ausdruck kommenden allgemeinen Grundsätze des Naturschutzes 
rahmensetzend sind. Der Ansatz des Konfliktregelungsinstruments ist flächendeckend, be-
zieht die Schutzgüter des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes ein, zielt vorrangig auf 
das bestmögliche Vermeiden und Minimieren von Beeinträchtigungen und fordert ein funkti-
onsgerechtes Kompensieren nicht vermeidbarer erheblicher Beeinträchtigungen durch den 
Verursacher. 

Eine erste in aller Regel sehr entscheidende Voraussetzung zur Vermeidung von Beeinträch-
tigungen insbesondere gravierender Art liegt zeitlich vor der eigentlichen Eingriffsregelung, 
nämlich in der Ermittlung und Bestimmung des Standortes für das Vorhaben. Entsprechende 
Aussagen finden sich in allen einschlägigen Hinweisen und Merkblättern8. Diese Aufgabe 
obliegt bei raumbedeutsamen Vorhaben in der Regel der Regionalplanung, ebenso auch 
vergleichbaren Planungsansätzen auf kommunaler Ebene, die der Ermittlung geeigneter Flä-
chen für PV-Freiflächenanlagen dienen. Handelt es sich um ein formales Verfahren zur Auf-
stellung eines Regionalplans oder eines Flächennutzungsplans, ist davon auszugehen, dass 
eine Strategische Umweltprüfung (nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) oder dem Baugesetzbuch (BauGB)) stattfindet und dabei maßstabsbezogen ange-
messen die natur- und auch artenschutzrechtlichen Belange besonders berücksichtigt wer-
den. In vielen Fällen werden alternativ und weniger verbindlich PV-spezifische Raum- oder 
Potenzialanalysen auf der Basis von Kriterienkatalogen erarbeitet, die allerdings häufig gut-
achterlich bleiben, in einigen Fällen aber auch von den entscheidenden Gremien beschlos-
sen werden. Die bauplanungsrechtliche Zulassung von PV-Freiflächenanlagen lässt aber 
sehr häufig eine derartige Vorplanung vermissen, auch wenn die professionelle interne Er-
mittlung von Interessengebieten in der Projektentwicklung in einer Reihe von Fällen eine un-
ternehmerische Strategie durch Ausschluss sensibler Standorte erkennen lässt. 

 
8  Z. B. Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr (BayStMWBV 2021): Bau- und landespla-

nerische Behandlung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen, Stand 10.12.2021, https://www.stmb.bay-
ern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf, zuletzt über-
prüft 18.07.2023 
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Zu den wesentlichen Teilschritten der Eingriffsregelung existieren diverse Standards und 
Verfahrensweisen in Deutschland. Nachdem der Versuch einer grundlegenden bundeswei-
ten Vereinheitlichung durch die Bundeskompensationsverordnung9 fehlgeschlagen war, gibt 
es weiterhin in allen Bundesländern eigenständige Verfahrensweisen und Maßstäbe, zu-
meist auch gesondert im Verhältnis zur jeweiligen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, 
zur 

• Ermittlung und Bewertung des Ausgangszustandes des Vorhabenstandorts, hier 
vor allem des Lebensraum- oder Biotopbestandes und weiterer wertgebender 
Schutzgüter und Funktionen 

• Bemessung des Ausmaßes und der Reichweite vorhabenspezifischer Wirkungen, 
z. B. bei PV-Freiflächenanlagen der Anteil an dauerhaft durch Module überbauten 
Fläche und der jeweils beeinflussten Zwischen- und Nebenflächen 

• Feststellung der Schwere der zu erwartenden Beeinträchtigungen durch Verknüp-
fung von Eigenschaften des jeweiligen Schutzguts und der Stärke der vorhabenbe-
zogenen Wirkungen 

• Anforderungen an Inhalt, Art und Umfang der erforderlichen Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen, zum Teil mit spezieller Ausrichtung auf Solar-Freiflächenanla-
gen, auch zur Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen (s. § 16 BNatSchG) 

• Regelungen im Hinblick auf die Nachhaltigkeit der Pflegemaßnahmen und der ent-
sprechenden Verantwortlichkeiten 

• Besondere Regelungen, z. B. bei der Verwendung von autochthonem Saatgut von 
Spenderflächen 

Es kommen numerische und qualitativ-argumentative Bewertungsverfahren zum Teil in Kom-
bination zum Einsatz. Im speziellen Kontext von PV-Freiflächenanlagen stehen dabei ange-
sichts der inzwischen deutlichen Dominanz landwirtschaftlicher Flächen als Anlagenstandort 
die Beurteilung von Acker- und Grünlandbeständen in der Bestandssituation und die Prog-
nose geeigneter Maßnahmen zur dauerhaften Kompensation und Aufwertung der Vegeta-
tionsflächen in der Anlage im Fokus der Eingriffsbewältigung. Vor dem Hintergrund der Öko-
konto-Verordnung in Baden-Württemberg wird sogar dafür geworben, mit Naturschutzmaß-
nahmen auf der Solarpark-Fläche nicht nur den Eingriff zu kompensieren, sondern zusätzlich 
Ökopunkte zu generieren (Bodensee-Stiftung 2019). 

Wie aufgezeigt bringen die unterschiedlichen Verfahren der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung nach Bundes-, Landes-, Naturschutz- und nach Baurecht eine Vielzahl von Metho-
den zur Bewertung des Eingriffs und zur Ableitung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
mit sich und ermöglichen keine einheitliche Standardisierung. Gleichwohl lassen sich grund-
sätzliche Prinzipien von Eingriff und Kompensation infolge von PV-Freiflächenanlagen aus-
führen, die es erlauben, die jeweiligen Verfahren auf diesen Vorhabentyp hin anzupassen 
und auszurichten.  

Die Besonderheit von PV-Freiflächenanlagen ist darin begründet, dass es bezogen auf das 
jeweilige Plangebiet (synonym zum Geltungsbereich des jeweiligen Bebauungsplanes) und 
auch bezogen auf die Bauflächen der Solaranlagen nur sehr untergeordnet zu einer Versie-
gelung kommt, diese liegt zwischen drei bis maximal fünf Prozent. Die „klassischen“ Anla-

 
9  Die geltenden Bundeskompensationsverordnung (2020) ist zwar bundesweit anzuwenden und daher ein guter 

bundesweiter Vergleichsmaßstab, gilt letztendlich aber nur im Falle der Zuständigkeit einer Bundesbehörde 
(s. § 1 Absatz 1 Satz 1 BKompV) 



 

genkonstellationen zielen darauf, auf einer Ackerfläche einen durchgängigen Vegetationsbe-
stand unter den Modulflächen zu entwickeln und eine möglichst hohe Stromerzeugungsleis-
tung bei möglichst geringer Flächeninanspruchnahme zu etablieren. Eine solche Anlagen-
konstellation hat den Vorteil, dass die intensiv genutzte Ackerfläche in den meisten Bio-
topwertmodellen minimale Wertpunkte ausweist und daher schon im Solarfeld, spätestens 
aber unter Einrechnung der nicht bebauten Bereiche im Plangebiet zumeist ohne externe 
Maßnahmen als naturschutzfachlich ausgeglichen gelten kann.  

Ein weiterer Einflussfaktor betrifft den Abstand der Modulflächen untereinander bzw. den 
Grad der Überdeckung durch Modulflächen. Der Reihenabstand einer Anlage mit nach Sü-
den ausgerichteten Modulflächen ergibt sich im technischen Sinne daraus, über den Jahres-
verlauf die gegenseitige Verschattung zu vermeiden. Sogenannte Ost-West-Anlagen führen 
hingegen zu keinen Verschattungen benachbarter Modulflächen, so dass sie bezogen auf 
die erforderliche Fläche die energetisch effizienteste Anlagenkonstellation darstellen (s. Abb. 
4). Ein flächendeckender Pflanzenbewuchs solcher Solarfelder ist nur unter Einsatz licht-
durchlässiger Module und Bewässerungstechnik möglich. Eine naturschutzfachlich opti-
mierte Anlagenkonstellation ermöglicht dagegen eine „gute Biotopqualität“ im Solarpark vor 
allem dadurch, dass die Bebauungsdichte gelockert wird, um den Anteil gering oder nicht 
verschatteter Bereiche zu erhöhen und in diesen Bereichen unter Einsatz regionaler Wild-
kräutersaatmischungen einen artenreichen Grünlandbestand hoher Wertigkeit zu ermögli-
chen. Dadurch wird nicht nur ein entscheidender Beitrag zur Kompensation des Eingriffs ge-
leistet, sondern je nach Ausgangssituation kann auch eine ökologische Aufwertung des be-
troffenen Standortes erreicht werden. 

 
Abb. 4: Ost-West-Modulflächen des derzeit größten in Bau befindlichen Energieparks Witznitz auf 

rekultivierten Braunkohleflächen (Foto: D. Günnewig, Juli 2023) 

An dieser Stelle ist es angebracht, die planungsrechtlich relevanten Teilflächen eines Bebau-
ungsplans „Sondergebiet Solarpark“ kurz zu erläutern. Der Geltungsbereich des Bebauungs-
plans umfasst die Bauflächen des Sondergebietes (SO) und Flächen für Maßnahmen inner-
halb und außerhalb der Sondergebietes, das ggf. auch in Bauabschnitten dargestellt wird (s. 
Abb. 5). Für das Sondergebiet wird das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 ff Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) bestimmt, so die Grundflächenzahl (GRZ) und Vorgaben zur 
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Höhe und ggf. Bauweise der Anlage. Die Besonderheit einer PV-Freiflächenanlage besteht 
nun darin, dass im Prinzip der gesamte Geltungsbereich mit seinen bebauten und nicht be-
bauten Flächen für die Kompensation und ggf. Aufwertung genutzt werden kann. GRZ 0,6 
bedeutet nicht wie im üblichen Baugebiet ein Maß der anteiligen Versiegelung des Standor-
tes, sondern hier wird das Maß der durch Modulfläche überstellten Fläche gekennzeichnet. 
Da eine nur nachrangige vollständige Versiegelung von nur wenigen Prozentanteilen erfolgt, 
können auch die Grünflächen im Baugebiet unter und zwischen den Modulflächen als Maß-
nahmenfläche ausgewiesen und kompensatorisch angerechnet werden.  

Im Kontext der Solarstrategie der Bundesregierung wird derzeit eine intensive Diskussion 
geführt über verschiedene Solaranlagenkonzepte und deren Vorteilseigenschaften, um diese 
vergütungs-, bauplanungs- und naturschutzrechtlich zu begünstigen und damit den Ausbau 
der erneuerbaren Energiekapazitäten umweltverträglich zu befördern. Neben den klassi-
schen Anlagen werden dabei über das Merkmal ökofunktionaler Mehrfachnutzungen dersel-
ben Fläche vor allem „Agri-PV-Konzepte“ beschrieben. Hierzu können aber auch Konzepte 
der „Biodiversitäts-PV“ gezählt werden, deren Naturverträglichkeit darin begründet ist, dass 
sie als technisch überprägtes, aber gleichermaßen extensiv genutztes und biotopseitig opti-
miertes Landschaftselement neue Lebensraumqualität in die vielfach ökologisch verarmten 
Intensivagrarlandschaften bringen können. 

Flächen für Maßnahmen außerhalb SO

SO
Solar

GRZ 0,6
OKmax 3,5 m

SO
Solar

GRZ 0,6
OKmax 3,5 m

SO: Sondergebiet Solar mit der technischen 
Anlage und niedrigem Vegetationsbestand 
mit Kompensationsfunktion

Nicht bebaute Teilfläche des 
SO zur Optimierung der
Kompensationsleistung z.B. 
bei Artenschutzkonflikten

Baugrenzen

 
Abb. 5: Schematische Darstellung des Geltungsbereichs eines fiktiven Bebauungsplans mit den 

Abgrenzungen des Sondergebietes SO (orange) mit potenzieller Kompensationsleistung 
(grüne Schraffur), der Baugrenzen (blaue Linie) und der nicht bebauten Flächen für land-
schaftspflegerische Maßnahmen; diese werden im Maßnahmenplan weiter konkretisiert. 

In diesem Kontext stellen sich die Fragen, wie verschiedene Anlagenkonzepte untereinander 
abgegrenzt und inwieweit kompensatorische Maßnahmen der Eingriffsregelung bereits zur 
Aufwertung von Solarparkflächen führen können, oder ob dafür zusätzliche gesonderte Maß-
nahmen zur Biotopentwicklung erforderlich sind, die aus den Erfordernissen des umgeben-
den Landschaftsraumes entwickelt werden und diesen ökofunktional unterstützen und ergän-
zen können. Diese Aspekte haben die Autoren dazu gebracht, nachfolgende Darstellungen 
in den Abb. 6 bis Abb. 8 zu entwickeln. In der Abfolge soll vermittelt werden, dass insbeson-
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dere bei einer geringen ökofunktionalen Wertigkeit des gewählten Standortes bzw. des Sta-
tus Quo nicht nur eine Kompensation des Eingriffs, sondern eine ggf. auch eine deutliche 
Aufwertung der Biotopfunktion des Standortes erreicht werden kann. Gleichwohl ist nicht 
ausgeschlossen, dass die Lebensraumanforderungen bestimmter originärer Arten dennoch 
nicht im späteren Solarpark wiederhergestellt werden können, so dass auch externe Maß-
nahmen im räumlich-funktionalen Zusammenhang erforderlich werden. 

Die Vorgehensweise der Eingriffsregelung stellt zunächst den Status Quo mit der Bestands-
aufnahme der Schutzgüter fest. Die Bewertung des Status Quo kann zum Ergebnis haben, 
dass es sich um eine eher geringwertige (z. B. ein ordnungsgemäß bewirtschafteter Acker 
mit geringer Punktzahl) oder mehr oder weniger höherwertige Ausgangssituation handelt. 
Wie mit Abb. 6 skizziert, liegt entsprechend die „Latte“ für die Eingriffsschwere bzw. das 
Kompensationserfordernis niedrig oder eben hoch, das Maß der Beeinträchtigung und der 
kompensatorische erforderliche Aufwand unterscheidet sich entsprechend situativ. Die vor-
habenbedingt denkbare Beeinträchtigung der Funktionen und Werte von Natur und Land-
schaft (roter Pfeil „0“) kann aber bereits durch Entscheidungen verringert werden, die die 
technischen Eigenschaften der Freiflächenanlage verändern, z. B. durch Vergrößerung des 
Modulflächenabstandes oder die Ausdehnung des Anteils an nicht bebauten Flächenanteilen 
(gelber Pfeil 1). Weitere gezielte Maßnahmen der Biotopentwicklung in der bebauten Anla-
genfläche, aber auch in den Zwischen- und Abstandsflächen, führen bei einem Solarpark auf 
zunächst geringwertigen Flächen schnell zur Wiederherstellung, in der Regel sogar zur Ver-
besserung des Status Quo (grüner Pfeil 2). Im Einzelfall können zusätzliche Maßnahmen 
getroffen werden oder auch erforderlich sein, um aufgrund der Betroffenheit eines größeren 
Zusammenhangs, z. B. in einem Schutzgebietskontext oder zur Verbesserung der ökologi-
schen Durchlässigkeit im Hinblick auf den örtlichen Biotopverbund die räumlich-funktionale 
Integration der Anlage verbessern (grüner Pfeil 3). Hierzu würden auch Maßnahmen gehö-
ren, die zur Vermeidung eines artenschutzrechtlichen Verbotes als vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen (CEF-Maßnahmen) ggf. extern vorgesehen werden müssen. Im Einzelfall ist 
dabei die Frage, ob erhebliche Beeinträchtigungen ausgeglichen oder über das erforderliche 
Maß hinaus aufgewertet werden, nicht immer scharf zu beantworten. Im Sinne einer objekti-
ven Definition einer Biodiv-PV-Anlage, der in Zukunft möglicherweise vergütungsrechtliche 
oder genehmigungsrechtliche Vorteile zugewiesen werden könnten, ist allerdings zu fordern, 
dass die Anstrengungen zur Aufwertung des Standortes deutlich über das mit der Eingriffs-
regelung geforderte Maß hinausgehen sollten. 



 

 

 
Abb. 6: Schematische Darstellung von Eingriff, Ausgleich und möglicher Aufwertung von PV-Frei-

flächenanlagen (eigene Darstellung) 

Zur potenziellen Aufwertung eines durchschnittlich bewirtschafteten Ackerstandortes mit ge-
ringem Biotopwert durch eine dauerhafte Grünlandbedeckung gibt es im Allgemeinen keinen 
bewertungsspezifischen Dissens. Die Auswirkungen einer PV-Freiflächenanlage können in 
aller Regel durch geeignete Maßnahmen im Bereich des jeweiligen Plangebietes kompen-
siert werden, häufig allein schon durch das Etablieren eines dauerhaften und zumindest par-
tiell artenreichen Grünlandbestandes. Dieser wiederum kann aber noch deutlich verbessert 
werden durch weitergehende Biotopentwicklungsmaßnahmen im Sinne eines standortspezi-
fisch festgelegten Ziel- und Maßnahmenkonzepts, das auch ein Pflegemanagement und ein 
Monitoring zur Nachweisführung umfasst.  
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Abb. 7: Schematische Darstellung von Eingriff, Ausgleich und Aufwertung einer PV-Freiflächenan-
lage auf gering wertigem Standort mit Biodiversitätsmanagement und Monitoring sowie 
Maßnahmen im räumlich-funktionalen Zusammenhang (eigene Darstellung) 

Es kommen allerdings nicht immer nur Ackerflächen als potenzielle Anlagenstandorte in Be-
tracht. Falls PV-Freiflächenanlagen auf höherwertigeren Standorten geplant sind, insbeson-
dere auf mehr oder weniger intensiv genutzten Grünlandbeständen von Grenzertragsstan-
dorten in benachteiligten Gebieten von Bergländern oder Schutzgebieten, stellen sich fol-
gende Fragen: 

• Welche Eigenschaften und welchen naturschutzfachlichen Wert hat das Grünland 
des Vorhabenstandortes vor dem Eingriff? Besteht die Aussicht, dass demgegen-
über im Plangebiet bzw. Baufeld der Solaranlage ein qualitativer Ausgleich oder 
sogar eine naturschutzfachliche Aufwertung erreicht werden kann? 

• Welche Veränderungen ergeben sich für den Standort durch die Bautätigkeiten, 
aber insbesondere auch durch die dauerhafte Überstellung des Standortes mit Mo-
dulflächen, und wie werden die jeweiligen Auswirkungen bzw. Beeinträchtigungen 
im Rahmen der Eingriffsregelung operationalisiert? Die Überstellung mit Modulflä-
che reicht von fast flächendeckend mit einer üblicherweise maximal zulässigen 
Grundflächenzahl10 von 0,8 bis zur sehr lockeren Aufstellung von vertikalen „Solar-
zäunen“ einer Agri-PV-Anlage mit GRZ deutlich unter 0,1. Die Aufstellungskon-
zepte der unterschiedlich großen Anlagen reichen dabei von dicht-kompakt-ein-
heitlich bis locker-großlumig-gegliedert mit zum Teil eingestreuten offenen Berei-
chen und integrierten Biotopflächen. Die Verwendung der GRZ für Solar-Freiflä-
chenanlagen in der Bauleitplanung lässt allerdings nicht erkennen, dass die Über-

 
10  Die Grundflächenzahl (GRZ) ist in der Baunutzungsverordnung geregelt (§ 19 BauNVO) und ist ein Maß für 

den Anteil der bebauten Fläche des Baugrundstücks (Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grund-
stücksfläche); sie wird mit einem Anteil von 1 angegeben. Z. B. beschreibt die GRZ 0,5 im Fall einer Freiflä-
chensolaranlage den Anteil der mit Modulen überstellten und ggf. mit baulichen Anlagen versiegelten Bauflä-
che von 50 Prozent. 
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stellung mit Modulen keineswegs einer Versiegelung gleichkommt; auch ein voll-
ständig versiegelnder Gebäudekomplex wird ggf. mit selbiger grundstücksanteili-
ger GRZ angegeben. 

• Wie ist die Gesamtfläche des Grünlandes einer Solar-Freiflächenanlage mit den 
stark oder nur zeitweise sonnenstandsabhängig verschatteten Teilflächen natur-
schutzfachlich zuzuordnen, in welchem Maß findet eine Abwertung oder Aufwer-
tung durch das Vorhaben statt? Lässt sich das kleinflächige Mosaik unterschied-
lich besonnter Flächen über die gesamte Fläche einheitlich beschreiben und ei-
nem spezifischen Biotopwert zuweisen? Oder sind hier hoch, niedrig überstellte, 
dauerhaft, zeitweilig und ständig besonnte Teilflächen voneinander abzugrenzen 
und jeweils wertseitig zu ermitteln und zu bilanzieren? In diesem Zusammenhang 
der Hinweis auf den Diskussionsansatz die Solar-Freiflächenanlage als einen oder 
mehrere gesonderten Solarpark-Biotoptypen zu beschreiben, in die Biotop-Kartier-
schlüssel einzugliedern und damit die Bewertung der Kompensationsleistung zu 
standardisieren (Schmidt et al. 2022). Die Fläche wäre dann mit einer gegenüber 
Ackerflächen besseren Einstufung zu würdigen, weil trotz der Überstellung und 
teilweisen Verschattung der Flächen durch die Module die Grünlandnutzung in den 
Zwischenräumen eine ökologische Aufwertung gegenüber Acker darstellt. Bei der 
Anlage von Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf Grünland würde nach diesen Vor-
schlägen nach wie vor ein zusätzlicher Kompensationsbedarf entstehen. 

• Welche konkreten Maßnahmen zur Etablierung und Pflege der Solarparkbiotope 
können ergriffen werden, um den Gesamtbestand des Grünlandes im Bereich ei-
ner Solar-Freiflächenanlage naturschutzfachlich hochwertig zu gestalten und auch 
nachhaltig zu sichern bzw. zu pflegen? 

In Fortsetzung der Abb. 6 und Abb. 7 zu den Besonderheiten der Eingriffs-Ausgleichs-Bilan-
zierung beschreibt Abb. 8 modellhaft eine höherwertige Ausgangssituation, z. B. eine Frei-
flächenanlage auf einem durchgängig hochwertigen Grünlandbestand: Bei den dort erwart-
baren Verlusten sind weder ein optimiertes Anlagenkonzept noch ein optimiertes Biotopent-
wicklungskonzept und auch keine zusätzlichen Entwicklungsmaßnahmen im räumlich-funk-
tionalen Zusammenhang des umgebenden Raumes in der Lage, den Status Quo zu errei-
chen und faktisch auszugleichen. Die jeweiligen Pfeilspitzen 1, 2 und 3 erreichen nicht das 
Niveau des Ausgangszustandes.  



 

 
Abb. 8: Schematische Darstellung von Eingriff, Ausgleich und Aufwertung einer PV-Freiflächenan-

lage auf höherwertigem Standort mit Biotopentwicklungsmaßnahmen und Maßnahmen im 
räumlich-funktionalen Zusammenhang (eigene Darstellung) 

Die Besonderheiten des Vorhabentyps PV-Freiflächenanlage werden ergänzend beschrie-
ben über Vorgehensweise und Standardisierungsansätze, die sich in aktuellen behördlichen 
Empfehlungen, Hinweisen etc. zum Umgang mit Solarfreiflächenanlagen finden lassen und 
damit den Stand der Technik bei der Berücksichtigung der oben beschriebenen Sachverhalte 
widerspiegeln. Angesichts der Dynamik der Energiewendepolitik und der auch in diesem Zu-
sammenhang artikulierten Beschleunigung von Planungsverfahren ist allerdings nicht ge-
währleistet, dass mit den beschriebenen Fällen auch die aktuellsten Anpassungen wieder-
gegeben sind, oder dass nicht noch weitere kreative Ansätze in den Bundesländern entwi-
ckelt wurden. 

• Bayern: Hochwertige Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen auf der Anlagenfläche 
können als Ausgleichsmaßnahmen anerkannt werden. Derartige Maßnahmen sind 
in Bayern auszurichten am Biotoptyp „Mäßig extensiv genutztes, artenreiches 
Grünland“ mit dem Code BNT G212, welcher den Biotopgrundwert W8 (mittel) auf-
weist. Hinzu kommen Maßnahmen zur landschaftlichen Einbindung. GRZ 0,5 darf 
bei dieser Zielsetzung nicht überschritten werden, der Modulabstand soll mindes-
tens drei Meter breite besonnte Streifen aufweisen. Autochthones Saatgut ist zu 
verwenden, es soll insektenfreundlich gemäht oder standortangepasst beweidet 
werden. Nährstoffreiche Ackerstandorte sind durch geeignete Maßnahmen auszu-
hagern. Bei Einhaltung dieser Maßnahmen entsteht im Regelfall auf zuvor intensiv 
genutzten Acker- und Grünlandbiotopen (BNT A11 / G11), es liegt kein externer 
Ausgleichsbedarf vor (BayStMWBV 2021:24ff). 

• Mecklenburg-Vorpommern: Die „Hinweise zur Eingriffsregelung Mecklenburg-
Vorpommern“ (HzE, Neufassung 2018) ersetzen die bis dahin geltenden Sonder-
bestimmungen für PV-Freiflächenanlagen aus 2011 und 2016. Aus spezifisch zu 
ermittelnden Eingriffsflächenäquivalenten wird regelhaft ein multifunktionaler Kom-
pensationsbedarf ermittelt, dem der Umfang der Kompensationsmaßnahmen - in-
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kludiert sind hier auch Maßnahmen aus den Erfordernissen des Arten- und Ge-
bietsschutzes - entsprechen muss. Die grundsätzlich numerische Vorgehensweise 
wird durch argumentative Bausteine ergänzt. Die Wirkfaktoren Versiegelung und 
Überbauung werden gleichgesetzt. Als Maßnahme 8.30 wird die Anlage von Grün-
flächen im Bereich von PV-Freiflächenanlagen beschrieben. Um als Maßnahme 
anerkannt zu werden, darf GRZ den Wert 0,75 nicht überschreiten. Es darf keine 
Bodenbearbeitung erfolgen. Maximal zweimal jährlich darf gemäht werden oder 
alternativ eine Schafbeweidung mit einem Besatz von max. 1,0 GVE erfolgen, je-
weils nicht vor dem 1. Juli. Bei der Ermittlung des Kompensationswertes des Grün-
landes im Solarpark wird unterschieden zwischen Anlagen mit GRZ bis 0,5 und 
solchen bis GRZ 0,75. Der jeweilige Ausgangswert des Kompensationsziels, für 
die PV-Freiflächenanlage zumeist die extensive Mähwiese (Kompensationswert 3) 
nach Umwandlung eines Ackers (Regenerationswert 1), wird unter Berücksichti-
gung eines Faktors, der die Einschränkungen am Standort berücksichtigt, gemin-
dert, und zwar in unterschiedlicher Weise für überschirmte Teilflächen und für Zwi-
schenmodulflächen (s. Tab. 3). Im Bereich dieses fiktiven Solarparks wird gleich-
wohl eine Aufwertung erreicht, so dass externe Maßnahmen entfallen können, es 
sei denn, sie werden aus artenschutzrechtlichen oder sonstigen Gründen erforder-
lich. 

Tab. 3:  Kompensationswerte von allgemeinen Grünland-Zielbiotopen bei der Umwandlung von 
Acker zu Grünland im Bereich einer PV-Freiflächenanlage gemäß HzE Mecklenburg-Vor-
pommern (2018) 
Kompensati-
onsmaßnahme 
auf PV-Freiflä-
chenanlage 

Kompensa-
tionswert Anlagenteilfläche 

Faktor zur 
Kompensati-
onsminde-
rung 

Extensive  
Mähwiese 

3 bis 4 Zwischenmodulfläche bei GRZ bis 0,5 0,8 

3 bis 4 Überschirmte Fläche bei GRZ bis 0,5 0,4 

3 bis 4 Zwischenmodulfläche bei GRZ 0,51 bis 0,75 0,5 

3 bis 4 Überschirmte Fläche bei GRZ 0,51 bis 0,75 0,2 

Extensive 
Weide 

2 Zwischenmodulfläche bei GRZ bis 0,5 0,8 

2 Überschirmte Fläche bei GRZ bis 0,5 0,4 

2 Zwischenmodulfläche bei GRZ 0,51 bis 0,75 0,5 

2 Überschirmte Fläche bei GRZ 0,51 bis 0,75 0,2 

 

• Brandenburg: Die „Vorläufigen Handlungsempfehlungen […]“ des MLUK (2021) 
enthalten ebenso wie die aktualisierte „Arbeitshilfe Bebauungsplanung“ (MIL 2022) 
weitgehend synchronisierte Empfehlungen zur Steuerung der PV-Freiflächennut-
zung sowie zur vorhabenspezifischen Einzelfallbeurteilung. Zur Projektausgestal-
tung soll ein Pflege- und Entwicklungskonzept erstellt und ein Monitoring vorgese-
hen werden. Es werden grundsätzliche Richtungen vorgegeben, z. B. die Extensi-
vierung intensiv landwirtschaftlich genutzter Flächen, die Verwendung gebietseige-
nen Saatguts, zur Berücksichtigung des Landschaftsbildes, zur Durchlässigkeit der 
Zaunanlagen. Ab 500 Meter Länge sollen 30 bis 50 Meter breite Querungskorri-
dore mit Leitlinienanpflanzungen eingeplant werden. Großflächige Anlagen von 
100 bis maximal 200 Hektar sollen gegliedert werden in maximal 20 Hektar große 
Modulfelder. Ein Viertel der Anlagenfläche soll dabei nicht mit Modulen überstellt 
werden, die Randflächen zum Zaun mindestens drei Meter breit sein. Die Überstel-
lung mit Modulen in den Solarfeldern soll 40 - 50 Prozent nicht übersteigen. Die 
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Mahd soll den Vogel- und Insektenschutz berücksichtigen. Eine Kompensation im 
Geltungsbereich des Plans kann durch Aufwertungsmaßnahmen ermöglicht wer-
den. 

• Schleswig-Holstein: Die Landesministerien geben im Beratungserlass zu großflä-
chigen PV-Freiflächenanlagen (MIlRIG und MELUND 2021), der eng mit den 
raumordnerischen Ziele und Grundsätzen der Landesplanung abgestimmt ist, um-
fangreiche Flächenvorgaben mit dem Ziel, die Anlagen auf geeignete Standorte zu 
lenken. Die PV-spezifischen Hinweise zur Eingriffsregelung (Kapitel E) geben für 
die bebauten Anlagenteile vor, Kompensationsmaßnahmen im Verhältnis 1:0,25 
herzustellen, wobei Eingrünungsmaßnahmen und größere ungestörte Freiflächen, 
insbesondere Querungskorridore, angerechnet werden können. Eine Reduzierung 
der Kompensationsanforderungen bis auf den Faktor 1:0,1 kann ermöglicht wer-
den. Eine Kompensation im Verhältnis 1:1 ist allerdings in bestimmten Fällen, so 
im Falle der Betroffenheit von Schutzgebieten, hochwertigen Biotopen oder Funkti-
onselementen von besonderer Bedeutung für die Schutzgüter Boden und Wasser, 
erforderlich. In den Planungsempfehlungen zur Anlagenausgestaltung wird eine 
kompakte Anordnung gegenüber einer langgezogenen Bandstruktur zur Verringe-
rung von Zäsurwirkungen der Vorzug gegeben. Eine Anlagengröße von 20 Hektar 
soll nicht überschritten werden, anderenfalls ist ein Raumordnungsverfahren vor-
zusehen. Der überbaute Flächenanteil ist bei 80 Prozent begrenzt, die Modulzwi-
schenräume sollen naturnah gestaltet und extensiv bewirtschaftet werden. Klein-
räumige Habitate im Solarfeld können für den Artenschutz vorgesehen werden. 
Alle 1.000 Meter sind freizuhaltende Korridore von 40 bis 60 Meter Breite vorzuse-
hen, vorzüglich zur Weiterführung vorhandener Verbundachsen.  

• Baden-Württemberg: Solarparks werden in Baden-Württemberg recht offensiv im 
Zusammenhang mit der Ökopunkteverordnung beworben. Für die Planung wird 
ein „ökologisches Gesamtkonzept“ erwartet, so dass die PV-Freiflächenanlage na-
turverträglich ausgestaltet wird, letztendlich auch aufgrund der möglichen Aufwer-
tungen auch Ökopunkte generiert werden, die wiederum zur Kompensation von 
Drittprojekten eingesetzt werden können. 

Die Eingriffsregelung ist auch bei derzeit diskutierten Anlagenkonzepten, die unter die be-
sonderen Solaranlagen fallen, anzuwenden, so zum Beispiel für Anlagen der sogenannten 
„Agri-PV“ oder „Biodiversitäts-PV“. Auch wenn es sich hier um Anlagenkonzepte mit Nut-
zungssynergien handelt, findet ein Eingriff in den Naturhaushalt statt, der sich negativ auf die 
Funktionsfähigkeit auswirken kann. Es sind also zumindest die durch die technische Anlage 
verursachten Wirkungen im Rahmen der Eingriffsregelung zu betrachten und zu bewerten. 
Die Nutzung der Flächen ist für die Beurteilung der Belange des Naturschutzrechts einer 
Agri-PV-Anlage zunächst nicht relevant: „Die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Boden-
nutzung ist nicht als Eingriff anzusehen, soweit dabei die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege berücksichtigt werden. Entspricht die land-, forst- und fischereiwirtschaft-
liche Bodennutzung den […] Anforderungen an die gute fachliche Praxis, widerspricht sie in 
der Regel nicht den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege“ (§ 14 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 5 Abs. 2 BNatSchG, siehe auch § 17 Abs. 2 Bundesbodenschutzgesetz). 
Absichten, die landwirtschaftliche Produktion z. B. im Anschluss rein biologisch auszurichten, 
liegen in der Entscheidungsfreiheit des jeweiligen Landwirts und beeinflussen die zu beurtei-
lenden Auswirkungen der Anlage nicht. 

3.3 Zwischenergebnis 
Die Umweltauswirkungen, die mit dem Projekttyp „PV-Freiflächenanlage“ einhergehen, sind 
insbesondere nach Vorauswahl geeigneter Flächen im Vergleich zu anderen Projekttypen 
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vergleichsweise wenig komplex und in der Regel gut kompensierbar. Die Schwere des Ein-
griffs hängt vom Standort und der dortigen Ausgangssituation, der Anlagenkonzeption und 
der angestrebten Nutzung ab. Die Umweltwirkungen, die durch eine PV-Freiflächenanlage 
verursacht werden, müssen dabei nicht zwangsläufig nur negativ sein. Ein nicht unerhebli-
cher Teil der Umweltauswirkungen tritt temporär während der Bauphase auf und kann durch 
Vermeidungsmaßnahmen effektiv reduziert werden. Als Folge einer Extensivierung können 
auf landwirtschaftlich genutzten Flächen positive Effekte eintreten, beispielsweise auf das 
Grundwasser oder umliegende Oberflächengewässer dann, wenn die Stoffeinträge aus der 
Landwirtschaft reduziert werden.  

Das Bild, das von einer PV-Freiflächenanlage gezeichnet wird, hängt nicht zuletzt auch von 
der Perspektive ab: Stehen mögliche Nutzungssynergien im Vordergrund? Maßnahmen oder 
Anlagenkonfigurationen, die der Vegetation zu Gute kommen, wie zum Beispiel große Rei-
henabstände, die zu breiten besonnten Modulzwischenreihen führen, können Vorteile für die 
Vegetationsentwicklung und dennoch negative Effekte auf einzelne Artgruppen z. B. der (Avi-
)Fauna haben. Dieses Spannungsfeld zwischen möglichen Werteverlusten, aber auch einer 
möglichen Aufwertung des Standortes durch die PV-Freiflächenanlage ist Gegenstand der 
fachlichen Umgangsweise der Eingriffsregelung.  

Solar- bzw. PV-Freiflächenanlagen sind ein besonderer technischer Anlagentyp mit sehr ge-
ringem Versiegelungsgrad und unterschiedlich stark beeinflussten Vegetationsflächen in der 
Anlage. Über den unterscheidbaren Grad der technischen Überprägung, beschreibbar über 
den Abstand der Modulreihen zueinander, davon abhängig Grundflächenzahl etc., können 
standardisierte Vorgaben für den Umgang im Rahmen der Eingriffsregelung entwickelt wer-
den. Insbesondere bei Konzepten wie der Agri-PV oder der Biodiversitäts-PV ist zu erwarten, 
dass externe Flächen für die Kompensation des Eingriffs entfallen oder doch deutlich mini-
miert werden können. Im Gegenteil, derartige Anlagen können im Vergleich der Ausgangs-
wertigkeit des Plangebiets mit den Biotopentwicklungsmöglichkeiten der PV-Freiflächenan-
lage in der Bilanz sogar eine ökologische Aufwertung erwarten lassen.  
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4 Bedeutung des Grünlandes in Deutschland 
Die Standortfrage wurde im Zuge der politischen Bestrebungen, den Ausbau der erneuerba-
ren Energien zu beschleunigen, auf Grünlandstandorte – auch in Schutzgebieten – erweitert. 
In diesem Zusammenhang wurden im Rahmen des Vorhabens verschiedene Ad hoc-Frage-
stellungen bearbeitet, beispielsweise die Frage, wie groß der Anteil von PV-Freiflächenanla-
gen auf Grünland ist, welche Auswirkungen von Agri-PV-Anlagen auf Grünlandstandorten zu 
erwarten sind und ob Agri-PV-Anlagen auf Grünland mit den Schutzzielen der verschiedenen 
Schutzgebietskategorien vereinbar sind. Die intensive Beschäftigung mit Grünlandstandor-
ten in den verschiedenen Zusammenhängen hat dazu geführt, dass das Thema in diesem 
Umfang Einzug in den Forschungsbericht erhalten hat. Die nachfolgenden vertieften Betrach-
tungen zum Themenkomplex Grünland sollen aufbereiten, welches Grünland als Standort für 
PV-Freiflächenanlagen geeignet sein kann und auch ein naturschutzfachliches Aufwertungs-
potenzial bietet und wann ein Grünland für den Naturschutz unverbaut erhalten bleiben sollte. 

Derzeit gibt es einige Forschungsprojekte, die sich mit den hier angesprochenen Themen 
intensiv befassen. Beispielhaft zu nennen ist das Projekt „Biodiversität im Solarpark - Inno-
vative Konzepte und Aufbau von Demonstratoren zur besseren Vereinbarkeit von Photovol-
taik-Freiflächenanlagen, Naturschutz und Landwirtschaft (BIODIV-SOLAR)“, welches unter 
anderem von der Hochschule Anhalt bearbeitet wird. Die Hochschule Anhalt berichtet regel-
mäßig auf der Internetseite „offenlandinfo.de“ über Projektergebnisse, aber auch ganz grund-
legend über Forschungsergebnisse zu Offenlandlebensräumen. Für die Deutsche Bun-
desstiftung Umwelt (DBU) wird derzeit an der Leibniz Universität Hannover, Institut für Um-
weltplanung ein Forschungsprojekt "Auswirkungen von Agriphotovoltaik auf die Vogelwelt 
der Agrarlandschaft“ bearbeitet.  

4.1 Definition und Übersicht 
Grünland fasst „alle dauerhaften Pflanzengemeinschaften aus Kräutern und Gräsern, die na-
türlich oder durch Nutzung des Menschen entstanden sind [, zusammen]. Zum Grünland ge-
hören gedüngte und ungedüngte Wiesen und Weiden zur Futtergewinnung, aber auch Mäh-
wiesen zur Biomasse- und Einstreugewinnung, sowie Naturschutzflächen wie Feuchtgrün-
land, Magerrasen und Streuobstwiesen“ (BfN 2014: 4). 

Grünland ist im Ergebnis der abwechslungsreichen Kulturgeschichte der Agrarlandschaft zu-
meist das Resultat verschiedener landwirtschaftlicher Nutzungsformen vor allem im Zusam-
menhang mit der Tierhaltung. Eine Vielzahl von standortprägenden und -mitbestimmenden 
abiotischen und nutzungsabhängigen Faktoren und Einflüsse spielen bei der Ausprägung 
der Bestände jeweils zusammen. Mit der zunehmenden Intensivierung der Landwirtschaft 
einerseits und dem Rückzug vor allem aus Grenzertragsstandorten mit der Folge der Zu-
nahme verbuschender Brachflächen, auch der Zunahme der Stallhaltung der Nutztiere hat 
es vor allem beginnend in den 1960er und 1970er Jahren erhebliche Veränderungen im 
Grünlandbestand gegeben. Schoof et al. (2020) fassen zusammen, dass tradierte Nutzungs-
systeme in einer eher kleinteilig, aber hoch vernetzt bewirtschafteten Agrarlandschaft insbe-
sondere in der Form der Grünlandnutzungen ein hohes Maß an Biodiversität aufgewiesen 
haben, die heute oft nur noch im Kontext spezifischer Naturschutzkonzepte und Förderpoli-
tiken erhalten blieben oder neu entwickelt wurden. Moderne intensive Nutzungsformen auf 
Grünland wie die maschinelle Ernte, die Bestimmung ungünstiger Schnittzeitpunkte, inten-
sive Tierhaltungsformen führen in der Regel zu artenarmen Beständen und weisen in der 
Regel keine naturschutzfachlich wertgebenden, seltenen oder gefährdeten Arten auf. 

Aus dieser Situation heraus hatte es die „neue Disziplin“ der Landschaftspflege als Aufgabe 
übernommen, den gewünschten Charakter bestimmter Landschaften zu erhalten und damit 
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auch zunehmend mehr naturschutzfachliche Zielsetzungen im Sinne der Schaffung und Er-
haltung der Biodiversität von Offenlandschaften umzusetzen (u. a. Poschlod 2014). Die Auf-
gaben der Landschaftspflege übernimmt in vielen Fällen der Vertragslandwirt, so dass auch 
die naturschutzbezogene Grünlandpflege und -erhaltung häufig eine mehr oder weniger ex-
tensive Form der Landwirtschaft im Dienst des Natur- und Landschaftsschutzes ist. 

Ein Blick in die Flächenstatistik 2022 zeigt, dass deutschlandweit Dauergrünland mit rund 
4,7 Millionen Hektar Fläche einen Anteil von etwa 28,5 Prozent an der landwirtschaftlich ge-
nutzten Fläche Deutschlands hat. Davon weist das Statistische Bundesamt aktuell knapp 
0,23 Millionen Hektar als ertragsarmes Dauergrünland und knapp 14.000 Hektar als aus der 
Nutzung genommenes Beihilfe-Grünland aus (Destatis 2022). 

Der Flächenanteil variiert regional in erheblichem Umfang. Die jeweiligen naturräumlichen 
Rahmenbedingungen in den Bundesländern wirken letztendlich bestimmend, so dass ein 
großes Bundesland wie Bayern nicht nur absolut große landwirtschaftliche Flächenanteile 
aufweist, sondern darüber hinaus mehr als ein Drittel dieser Fläche als Dauergrünland ge-
nutzt wird. Sachsen-Anhalt wiederum, ebenfalls ein Bundesland mit stark landwirtschaftlicher 
Prägung, hat mit einem hohen Anteil an hochwertigen Ackerböden einen vergleichsweise 
geringen Dauergrünlandanteil von 14 Prozent aufzuweisen. Durch hohen Waldreichtum und 
stärkere Anteile an Mittelgebirgsräumen gekennzeichnete Bundesländer wie Baden-Würt-
temberg, Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland weisen die vergleichsweise höchsten 
Grünlandanteile auf (UBA 2022a). 

Insbesondere in den Berggebieten, in den Flussniederungen und im norddeutschen Küsten-
hinterland, aber auch in Räumen mit Intensivtierhaltung ist der Grünlandanteil recht hoch und 
kann die landschaftliche Situation dominieren. Der größte Teil des Dauergrünlandes ist als 
artenarmes Intensivgrünland anzusprechen und das Ergebnis ausgeprägter intensiver Vieh-
wirtschaft. 

• Natürliches Grünland ist ein in Deutschland sehr seltener Biotoptyp. Es handelt 
sich dabei um häufig überschwemmte Flussniederungen, Teilflächen von Mooren 
oder alpine Bergwiesen oberhalb der Baumgrenze, deren Standortverhältnisse 
den Gehölzaufwuchs verhindern. 

• Artenreiches Grünland mit hoher bis sehr hoher Naturschutzbedeutung ist regional 
unterschiedlich stark verbreitet (anteilig etwa sieben bis weniger als15 Prozent, 
insbesondere hoch in Schutzgebieten oder in benachteiligten Berggebieten). Das 
„ertragsarme Grünland“ inklusive der aus der Nutzung genommener Beihilfeflä-
chen in Deutschland machen etwa 5,2 Prozent des Grünlandes aus. Diese Flä-
chen sind in der Tendenz artenreicher als intensiv genutzte Wiesen und Weiden 
und weisen regelmäßig eine wenigsten hohe Naturschutzbedeutung auf (vgl. Abb. 
9).  
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Abb. 9: Entwicklung des Dauergrünlands und Anteil des ertragsarmen Grünlandes in Deutschland 

(BLE 2022) 

4.2 Grünlandgefährdung 
Zu Beginn der1990er Jahre machten die rund 5,3 Millionen Hektar Grünland noch 31,1 Pro-
zent der landwirtschaftlich genutzten Fläche aus. Durch Grünlandumbruch und den steigen-
den Bedarf an Siedlungs- und Verkehrsflächen reduzierte sich der Grünlandbestand stetig, 
bis 2013 nur noch rund 4,6 Millionen Hektar Grünland in Deutschland vorhanden waren. 
Durch die EU-Agrarreform 2013 konnte der negative Trend gestoppt werden. Der Erhalt von 
Dauergrünland wurde erstmals als Greening-Maßnahme in die Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) aufgenommen. Darüber hinaus ist der Umbruch von Dauergrünland seitdem geneh-
migungspflichtig oder sogar gänzlich verboten, wenn es sich um besonders schützenswertes 
Grünland handelt. Um die erforderliche Bewirtschaftung dennoch aufrecht zu erhalten, wer-
den agrarpolitische, monetäre Anreize zur extensiven Nutzung oder Pflege des Grünlands 
gesetzt.  

Seit 2020 unterliegt der Grünlandbestand geringen Schwankungen, der Bestand liegt etwa 
bei 4,73 Millionen Hektar und hat einen Anteil von 28,5 Prozent an der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche Deutschlands (Abb. 10). 

Zu den negativen Landschaftsentwicklungen mit besonderer Relevanz gehören gemäß „Rote 
Liste der gefährdeten Biotoptypen Deutschlands“ (Finck et al. 2017) die qualitativen und 
quantitativen Biodiversitätsverluste beim Grünland. Vor allem Grünlandtypen deren Stand-
orte mittlere bis geringe Nährstoffangebote haben, dauerhaft, extensiv und ggf. zielorientiert 
angepasst genutzt werden und auf diese Weise häufig eine hohe Artenvielfalt aufweisen, 
sind naturschutzfachlich von hohem Wert und gleichzeitig hoch gefährdet. 

Die vielfältigen Funktionen von Grünland für den Boden- und Gewässerschutz, den Klima-
schutz und die Prägung von vielfältigen und auch offenen und weiten Landschaftsbildern 
rechtfertigen weiterhin besondere Maßnahmen zum Erhalt des Grünlandes generell, aber 
insbesondere auch in seinen für den Biotop- und Artenschutz relevanten Ausprägungen. Ein 
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möglichst hoher Grünlandanteil an der Landwirtschaftsfläche trägt auch dazu bei, den Hu-
musanteil der Böden und damit die Funktion als Kohlenstoffsenke zu erhalten und ggf. zu 
erhöhen. 
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Abb. 10: Dauergrünland – Gesamtfläche und Anteil an der landwirtschaftlich genutzten Fläche in 
Deutschland (UBA 2022b). 

Von insgesamt 75 Grünlandbiotoptypen der geltenden Roten Liste werden nur zwölf als „un-
gefährdet“ geführt, dagegen sind über 50 als „mindestens stark gefährdet bis von vollständi-
ger Vernichtung bedroht“. Die Entwicklungstendenzen zwischen 2006 und 2017 sind über-
wiegend kritisch, d. h. die negativen Tendenzen, die bereits 2006 konstatiert wurden, setzen 
sich unvermindert fort und gelten inzwischen für 60 Biotoptypen. Betroffen sind u. a. die ver-
schiedenen Typen der Trockenrasen, genutzten Halbtrocken- oder Borstgrasrasen, Steppen-
rasen, aber auch artenreichen Frischwiesen und -weiden sowie Pfeifengraswiesen bzw. ex-
tensiven Feucht- und Nasswiesen. Stabilisieren konnten sich nur die Feucht- bzw. Nassgrün-
landbrachen in höheren Lagen. Ein noch 2006 erkannter positiver Trend bei ausgewählten 
Grünlandtypen scheint sich bis 2017 nicht fortgesetzt zu haben (Finck et al. 2017: 64). 

Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auf die Ankündigung der EU-Kommission vom 
02.12.2021, aus einem Vertragsverletzungsverfahren heraus eine Klage gegen Deutschland 
beim Europäischen Gerichtshof einzureichen im Zusammenhang mit dem unzureichenden 
Schutz und Erhalt von artenreichen Mähwiesen in den ausgewiesenen FFH-Gebieten. Der 
NABU sieht den Komplettverlust vieler wertvoller Mähwiesen bzw. eine so starke Verschlech-
terung des Zustandes, dass die typischen Pflanzenarten nicht mehr zu finden sind, auf rund 
18.000 Hektar Mähwiesen (NABU 2021, NABU 2014). 
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Das Bundesamt für Naturschutz hält es zudem für erforderlich, dass „das Umbruchverbot 
von Dauergrünland in der zukünftigen GAP [Gemeinsame Agrarpolitik] auf die gesamte Na-
tura 2000-Gebietskulisse, also auch die Vogelschutzgebiete, sowie weitere sensible Stand-
orte auch außerhalb von Schutzgebieten ausgeweitet [wird] und der Katalog der gesetzlich 
geschützten § 30 Biotope im Bundesnaturschutzgesetz um alle Biotoptypen des artenreichen 
Grünlands ausgeweitet [wird], um diese auch außerhalb der Schutzgebiete sichern zu kön-
nen.“ (BfN 2020: 24). 

4.3 Grünlandschutz 
Aufgrund des Artenreichtums – sowohl in floristischer als auch faunistischer Hinsicht - und 
der vielfältigen Ausprägungen von Grünland in Abhängigkeit der Standortfaktoren und der 
Nutzungsformen erweist sich das Dauergrünland als schutzwürdig. Insbesondere extensiv 
genutzte Standorte weise einen hohen ökologischen Wert auf. Neben dem nationalen Ord-
nungsrecht ergeben sich Schutzansprüche aus dem europäischen Kontext. Da Grünland re-
gelmäßig durch eine Landnutzung entstanden ist und nur durch die Fortführung der Nutzung 
oder durch Pflegemaßnahmen erhalten bleibt, ist auch beim Grünlandschutz insbesondere 
die Landwirtschaft in den Blick zu nehmen. 

Zentrale Aspekte des Grünlandschutzes sind die Grünlandumwandlung und der Grün-
landumbruch. Es ist zu unterscheiden, ob mit dem Umbruch eine Änderung der Nutzungsart 
einhergeht oder ob der Umbruch zur Erhaltung oder Erneuerung einer bestehenden Nutzung 
dient. 

4.3.1 Bundesnaturschutzgesetz 
Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) hat zum Ziel, Natur und Landschaft aufgrund ih-
res Eigenwerts und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen, auch für zu-
künftige Generationen, so zu schützen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nach-
haltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit und der 
Erholungswert von Natur und Landschaft dauerhaft gesichert sind (§ 1 Abs. 1 BNatSchG). 
Um den üblichen Interessenskonflikten zwischen Naturschutz und Landwirtschaft, die durch 
die Bewirtschaftung der Fläche ausgelöst werden, vorzugreifen, regelt das BNatSchG das 
Verhältnis: Erfolgt eine Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen nach den Maßstä-
ben der guten fachlichen Praxis, wie sie in § 5 Abs. 2 BNatSchG definiert ist, und werden 
darüber hinaus die Ziele des Naturschutzes und der Landespflege berücksichtigt, gilt die 
landwirtschaftliche Bodennutzung in der Regel nicht als Eingriff (§ 14 Abs. 2 BNatSchG) und 
somit bedarf es auch keiner Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Allerdings gilt für den Um-
bruch von Grünland auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten, auf 
Standorten mit einem hohen Grundwasserstand und auf Moorstandorten eine Unterlas-
sungspflicht (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG). Darüber hinaus gilt die „Landwirtschaftsklausel“ 
(§ 14 Abs .2 BNatSchG) nur für die alltägliche Bewirtschaftung, nicht jedoch für „Verände-
rungen der Landschaft, die eine landwirtschaftliche Nutzung erst ermöglichen oder effektiver 
gestalten sollen“ (BVerwG 4 B 55.88 Rn. 3 in Schoof et al. (2020)). Die Umwandlung von 
Grünland in Ackerland stellt regelmäßig eine Veränderung der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen dar, ein Eingriff liegt (nur) dann vor, wenn durch die „Veränderungen der Ge-
stalt oder Nutzung von Grundflächen oder [die] Veränderungen des mit der belebten Boden-
schicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels“ das Landschaftsbild und die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes erheblich beeinträchtigt werden (§ 14 
Abs. 1 BNatSchG). Ob es sich um eine erhebliche Beeinträchtigung der Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes handelt, ist im Einzelfall zu 
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prüfen. Die Länder haben teilweise weitere Festlegungen zum Grünlandumbruch in ihren 
Landesgesetzen getroffen. 

Auch der Biotopverbund und die verschiedenen Schutzgebiete (§§ 20 bis 30 BNatSchG) 
dienen mehr oder weniger direkt dem Schutz verschiedener Grünlandbiotope. Die Schutz-
gebietserklärungen ergehen als Gesetze, Verordnung oder Satzungen, sie können eigene 
Umwandlungs- und Umbruchsverbote enthalten, wenn das Schutzgebiet ökologisch wert-
volle Dauergrünlandbestände umfasst. Darüber hinaus können auch konkrete Vorgaben 
(Pflichten) zur Beweidung oder Mahd enthalten sein (Schoof et al. (2020): 69). Eine Beson-
derheit stellen die nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope dar, sie sind kraft des Gesetzes 
unter Schutz gestellt, ohne dass es einer (zusätzlichen) behördlichen Ausweisung bedarf. 
Bundesweit fallen folgende Biotope unter den Schutz des § 30 Abs. 2 BNatSchG: 

• „natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer 
einschließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder 
naturnahen Vegetation sowie ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungsberei-
che, Altarme und regelmäßig überschwemmten Bereiche, 

• Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsenreiche Nass-
wiesen, Quellbereiche, Binnenlandsalzstellen, 

• offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröllhalden, Lehm- 
und Lösswände, Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, 
Trockenrasen, Schwermetallrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Stand-
orte, 

• Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hangschuttwälder, 
subalpine Lärchen- und Lärchen-Arvenwälder, 

• offene Felsbildungen, Höhlen sowie naturnahe Stollen, alpine Rasen sowie 
Schneetälchen und Krummholzgebüsche, 

• Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen, Boddengewäs-
ser mit Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im Küstenbereich, 
Seegraswiesen und sonstige marine Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale 
Sandbänke, Schlickgründe mit bohrender Bodenmegafauna sowie artenreiche 
Kies-, Grobsand- und Schillgründe im Meeres- und Küstenbereich, 

• magere Flachland-Mähwiesen und Berg-Mähwiesen nach Anhang I der Richtlinie 
92/43/EWG, Streuobstwiesen, Steinriegel und Trockenmauern.“  

Die gesetzlich geschützten Biotope können durch weitere Länderregelungen ergänzt wer-
den, für die die Verbotstatbestände (§ 30 Abs. 2 S. 1) gleichermaßen gelten (§ 30 Abs. 2 
S. 2). 

Zuletzt wurde die Liste der gesetzlich über § 30 BNatSchG geschützten Biotope im Rahmen 
der Novellierung „Insektenschutz“ um weitere bedrohte Biotoptypen erweitert, insbesondere 
um die unter Nr. 7 genannten extensiv bewirtschafteten Biotoptypen „artenreiches mesophi-
les Grünland“ und „Streuobstwiesen“. Diese waren bereits im Zusammenhang mit Natura 
2000 nach §§ 33, 34 BNatSchG sowie §§ 5ff Umweltschadengesetzes (USchadG) in Verbin-
dung mit § 19 BNatSchG sowie teilweise ergänzendem Landesrecht geschützt (BGBl. 2021 
I S. 3908). 

Das artenreiche Grünland der mittleren, frischen Standorte (Biotoptyp 34.07 der Roten Liste 
der gefährdeten Biotoptypen) entspricht zwar zu einem wesentlichen Teil den FFH-Lebens-
raumtypen (LRT) „Magere Flachland-Mähwiesen“ (6510) und „Berg-Mähwiesen“ (6520), um-
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fasst aber auch als extensive Dauerweiden bewirtschaftete artenreiche Dauergrünlandbe-
stände, die nicht von der FFH-Richtlinie erfasst werden. Es ist als „stark gefährdet“ bis „von 
vollständiger Vernichtung bedroht“ (Kategorie 1-2) eingestuft (Finck et al. 2017). 

4.3.2 Natura 2000 und FFH-Lebensraumtypen 
Der Grünlandschutz ist auch im europäischen Recht (FFH-Richtlinie 92/43/EWG, EU-Bio-
diversitätsstrategie, Unterziel 1) verankert. Neben den Natura 2000-Gebieten sind die nach 
der FFH-Richtlinie definierten Lebensraumtypen (LRT) des Offenlandes, insbesondere das 
naturnahe und halbnatürliche Grünland, wesentlicher Bestandteil des Natura 2000-Netzes. 

Dauergrünland kann sowohl als geschützter Lebensraumtyp im Sinne des Anhangs I der 
FFH-Richtlinie als auch als Habitat für wildlebende Arten, die nach Artikel 4 der Vogelschutz-
richtlinie 2009/147/EG bzw. Anhang II der FFH-Richtlinie 92/43/EWG in Natura 2000-Gebie-
ten besonders geschützt sein (Schoof et al. 2020: 74). Der Europäische Gerichtshof hat 2018 
in einem Urteil (Urteil vom 07.11.2018-C-461/17) betont, dass das allgemeine Ziel der FFH-
Richtlinie – die Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung – nur erreicht werden kann, wenn ein günstiger Erhaltungszustand 
der natürlichen Lebensräume und der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten erhalten bzw. 
wiederhergestellt werden kann. Um dieses Ziel zu erreichen, sieht Artikel 6 der FFH-Richtli-
nie verschiedene Maßnahmen und Prüfverfahren vor, darunter die Verträglichkeitsprüfung 
für Pläne und Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes in Zusammen-
hang stehen und erhebliche Beeinträchtigungen auslösen können (Art. 6 Abs. 3 FFH-RL). 
Der Projektbegriff – siehe dazu auch die Umsetzung in nationales Recht in § 34 Abs. 1 
BNatSchG – sollte, so der Europäische Gerichtshofe in einem Urteil aus 2018 (Urteil vom 
07.11.2018-C-293/17 und C-294/17), weit ausgelegt werden. Auch landwirtschaftliche Be-
wirtschaftungsmaßnahmen sind daher als Projekt anzusehen. Pflegeumbrüche und erhebli-
che Steigerungen der Nutzungsintensität müssen daher gemäß § 34 Abs. 6 BNatSchG der 
zuständigen Behörde vor der Umsetzung angezeigt werden, sodass die Behörde die Ver-
träglichkeit – wenigstens im Rahmen einer Vorprüfung – prüfen kann. Die Umwandlung von 
Dauergrünland stellt im FFH-Kontext ein Projekt dar, für das eine Verträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist, da erhebliche Beeinträchtigungen des Gebietes bzw. dessen Erhaltungs-
ziele in der Regel nicht pauschal ausgeschlossen werden können, insbesondere unter Be-
rücksichtigung der Kumulation. Maßgeblich für die Beurteilung der Verträglichkeit ist der Er-
haltungszustand (Schoof et al 2020: 74). 

Auf der europäischen Umwelthaftungsrichtline (RL 2044/35/EG) und der Umsetzung in nati-
onales Recht durch § 19 BNatSchG in Verbindung mit dem Umweltschadensgesetz 
(USchadG) unterliegen die FFH-Lebensraumtypen auch außerhalb von Natura 2000-Gebie-
ten einem Schutz. § 19 Abs. 1 BNatSchG besagt, dass „eine Schädigung von Arten und 
natürlichen Lebensräumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes […] jeder Schaden [ist], 
der erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen 
Erhaltungszustands dieser Lebensräume oder Arten hat.“ Arten im Sinne des Absatzes 1 
sind solche, die in Art. 4 Abs. 2 oder Anhang I der Vogelschutzrichtlinie (RL 2009/147/EG) 
oder in den Anhängen II und IV der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG) aufgeführt sind (§ 19 
Abs. 2 BNatSchG). Als natürliche Lebensräume gelten Lebensräume der Arten, die in Art. 4 
Abs. 2 oder Anhang I der Vogelschutzrichtlinie (RL 2009/147/EG) oder in Anhang II der FFH-
Richtlinie (RL 92/43/EWG) aufgeführt sind sowie natürliche Lebensraumtypen von gemein-
schaftlichem Interesse (vgl. Anhang I RL 92/43/EWG) und Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der in Anhang IV der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG) gelisteten Arten (§ 19 Abs. 3 
BNatSchG). 
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Tab. 4: Grünland-FFH-Lebensraumtypen des Anhang I der FFH-Richtlinie und Zustand (BfN 2020, 
Anhang) 

Zustand der Lebensräume  
(FFH-Bericht 2019) 

Norddeutsches  
Tiefland 

Ost- und Süd-
deutschland Alpen 

Code Grünland Erhaltungszu-
stand T Erhaltungszu-

stand T Erhaltungszu-
stand T 

6110* Basenreiche o der Kalk- 
Pionierrasen schlecht - unzureichend - keine Vorkom-

men  

6120* Subkontinentale basenrei-
che Sandrasen schlecht - schlecht - keine Vorkom-

men  

6130 Schwermetallrasen  unzureichend - unzureichend - keine Vorkom-
men  

6150 Boreo-alpines Grasland auf  
Silikatböden  

keine Vorkom-
men  günstig - unzureichend = 

 6170 Alpine und subalpine Kalk-
rasen 

keine Vorkom-
men  keine Vorkom-

men  unzureichend = 

6210* 

Kalk-(Halb-)Trockenrasen 
und ihre Verbuschungssta-
dien (*orchideenreiche Be-
stände) 

schlecht - schlecht - unzureichend = 

6230* Artenreiche Borstgrasrasen schlecht - unzureichend - unzureichend - 

6240* Steppenrasen  unzureichend - schlecht - keine Vorkom-
men  

6410 Pfeifengraswiesen schlecht - schlecht - günstig = 

6430 Feuchte Hochstaudenfluren schlecht - unzureichend - günstig = 

6440 Brenndolden-Auenwiesen schlecht - schlecht - keine Vorkom-
men  

6510 Magere Flachland-Mähwie-
sen schlecht - schlecht - schlecht - 

6520 Berg-Mähwiesen keine Vorkom-
men  schlecht - unzureichend - 

T = Trend 

Gerade extensiv genutztes artenreiches Grünland besitzt eine besonders hohe Bedeutung 
für den Erhalt der biologischen Vielfalt in Deutschland und hat auch einen großen land-
schaftskulturellen Wert (NABU 2014). Der NABU beklagt bereits seit längerem unter Bezug-
nahme auf die Erkenntnisse des Bundesamtes für Naturschutz aus 2014 Vollzugsdefizite 
und Verstöße gegen das Verschlechterungsverbot beim Natura 2000-Grünlandschutz in 
Deutschland. Materialien in Bezug auf das Vertragsverletzungsverfahren und das in der 
Folge von der EU-Kommission 2021 angekündigte Klageverfahren beim Europäischen Ge-
richtshof geben eingehend darüber Auskunft. Die jüngsten einschlägigen Erkenntnisse sind 
mit dem Bericht zur Lage der Natur 2020 (BfN 2020) sowie der Zustandseinschätzung der 
Lebensräume in den FFH-Gebieten aus dem Anhang veröffentlicht. Einen Auszug daraus 
enthält Tab. 4. 

4.3.3 Besonderer Artenschutz  
Der besondere Artenschutz (§ 44 BNatSchG) kann indirekt auch den Grünlandschutz beför-
dern, sofern Grünland ein Habitat für besonders oder streng geschützte Arten im Sinne des 
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§ 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG darstellt. Durch die Umwandlung von Dauergrünland 
können Standorte besonders geschützter Pflanzenarten und Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten besonders geschützter Tierarten beschädigt oder zerstört werden, einzelne Individuen 
könnten darüber hinaus bei der Umwandlung getötet oder verletzt werden. Auch erhebliche 
Störungen sind möglich. § 44 Abs. 4 BNatSchG regelt, dass eine ordnungsgemäße Boden-
nutzung und Verwertung der dabei gewonnenen Erzeugnisse nicht gegen die Zugriffs-, Be-
sitz- und Vermarktungsverbote verstößt, wenn die in § 5 BNatSchG genannten Anforderun-
gen an die gute fachliche Praxis entspricht. Dies gilt jedoch nicht, wenn Arten des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG) oder europäische Vogelarten oder solche Arten, die in 
einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind, betroffen sind. 
Für diese Arten gelten diese Freistellung nur, wenn der Erhaltungszustand der lokalen Po-
pulation einer Art durch die Bewirtschaftung nicht verschlechtert wird (Schoof et al. 2020: 
83). 

4.3.4 Wasserhaushaltsgesetz 
Auch das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) enthält Regelungen, die dem Schutz von Grünland 
dienen. In § 38 Abs. 4 Nr. 1 WHG ist geregelt, dass ein grundsätzliches Umwandlungsverbot 
von Grünland innerhalb von fünf Meter, teilweise zehn Meter breiten Gewässerrandstreifen 
gilt. Maßnahmen zur Gefahrenabwehr sind weiterhin zulässig (§ 38 Abs. 4 S. 2 WHG), 
ebenso ist eine widerrufliche Befreiung gemäß § 38 Abs. 5 BNatSchG aus überwiegenden 
Gründen des Allgemeinwohls oder im Fall einer unzumutbaren Härte möglich. 

§ 78a Abs. 1 Nr. 7 WHG regelt ein Umwandlungsverbot von Grünland in festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten (direkt bzw. explizit); bestimmte Handlungen sind jedoch privilegiert, 
weiterhin sind Ausnahmen nach § 78a Abs. 2 WHG möglich. Es handelt sich bei dieser Re-
gelung um einen mittelbaren Schutz von Dauergrünland durch explizites Umwandlungsver-
bot zum Schutz von Überschwemmungsgebieten. In § 78d Abs. 4 WHG ist eine Genehmi-
gungspflicht für die Umwandlung von Grünland in Hochwasserentstehungsgebieten be-
schrieben. Die Paragraphen 38 und 78 WHG erfassen dabei jegliches Grünland, auch wenn 
es jünger als fünf Jahre und daher kein Dauergrünland ist. 

4.3.5 Agrarpolitik 
Die bisher geltenden „Cross Compliance“-Vorschriften und „Greening“-Auflagen wurden 
durch die neue Konditionalitäten-Verordnung der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 2023 ab-
gelöst. Die Konditionalitäten bauen auf zwei Säulen auf, den Grundanforderungen an die 
Betriebsführung (GAB) und den Standards für den guten landwirtschaftlichen und ökologi-
schen Zustand von Flächen (GLÖZ). Während die GAB überwiegend auf bestehendem 
Fachrecht (insbesondere Düngegesetz, Pflanzenschutzgesetz, Bundes-Bodenschutzgesetz, 
Bundesnaturschutzgesetz) aufbauen, handelt es sich bei den GLÖZ-Standards um von der 
EU selbst gesetzte Ziele. 

Insgesamt wurden neun GLÖZ-Maßnahmen definiert11

11  Der Wortlaut der Bezeichnung der GLÖZ-Maßnahmen variiert je nach Quelle, die Inhalte der Maßnahmen 
sind jedoch identisch.  

: 

• GLÖZ 1: Erhalt von Dauergrünland, 

• GLÖZ 2: Mindestschutz von Feuchtgebieten und Torfmooren, 

• GLÖZ 3: Verbot des Abbrennens von Ackerstoppeln/Stoppelfeldern, 

• GLÖZ 4: Schaffung von Pufferzonen entlang von Wasserläufen, 
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• GLÖZ 5: Bodenbearbeitung zur Begrenzung von Erosion, 

• GLÖZ 6: Mindestanforderungen an Bodenbedeckung in den sensibelsten Zeiten, 

• GLÖZ 7: Fruchtwechsel auf Ackerland, 

• GLÖZ 8: Stilllegung, Mindestanteil nicht-produktiver Flächen und Landschaftsele-
mente an Ackerflächen und 

• GLÖZ 9: Umweltsensibles Dauergrünland. 

Die sogenannten „Öko-Regelungen“ (Eco-Schemes) gehen noch über die Leistungen der 
Konditionalität hinaus, sie sind freiwillig und werden gesondert vergütet, ihre Laufzeit beträgt 
jedoch in der Regel nur ein Jahr. Deutschland hat sieben Öko-Regelungen festgelegt. Auch 
die Extensivierung von Dauergrünland (Eco-Scheme 4) und die Ausrichtung einer Grünlan-
dextensivierung auf mindestens vier regionale Kennarten (Eco-Scheme 5) zählen zu den 
Maßnahmen der Öko-Regelungen (vgl. § 20 GAP-Direktzahlungen-Gesetz i. V. m. § 17 
GAP-Direktzahlungen-Verordnung und Nr. 4 und 5 der Anlage 5 zur GAP-Direktzahlungen-
Verordnung). Die regionalen Kennarten werden dabei jeweils von den Bundesländern defi-
niert. 

Auch die Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) sind weiterhin Bestandteil der freiwil-
ligen Maßnahmen, die gefördert werden. Die AUKM werden jedoch von den Bundesländern 
festgelegt, sie können sich also im Gegensatz zu den GLÖZ-Standards und den Öko-Rege-
lungen/Eco-Schemes von Bundesland zu Bundesland unterscheiden. In Niedersachsen, 
Hamburg und Bremen teilen sich beispielsweise die insgesamt 23 AUKM auf sieben ver-
schiedene Förderschwerpunkte auf (MU/ML 2022). 

Dauergrünland 
Gemäß § 7 GAP-Direktzahlungen-Verordnung (GAPDZV) umfasst der Begriff Dauergrünland 
Flächen, die „auf natürliche Weise durch Selbstaussaat oder durch Aussaat zum Anbau von 
Gras oder anderen Grünfutterpflanzen genutzt werden“ und seit mindestens fünf Jahren we-
der gepflügt worden noch Bestandteil der Fruchtfolge sind (vgl. § 7 Abs. 1 GAPDZV). Als 
Gras oder Grünfutterpflanzen gelten alle krautigen Pflanzen, die üblicherweise Teil von Saat-
gutmischungen für Wiesen und Weideland sind oder herkömmlicherweise in natürlichem 
Grünland anzutreffen sind. Ausgenommen sind Gras oder Grünfutterpflanzen, die zur Erzeu-
gung von Saatgut angebaut werden, Gras, das zur Erzeugung von Rollrasen angebaut wird 
und Leguminosen in Reinsaat oder in Mischungen, wenn die Leguminosen vorherrschen 
(vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 1 GAPDZV). Die Gattungen Juncus und Carex zählen ebenfalls als Gras 
oder Grünfutterpflanzen, wenn sie auf der Fläche nicht vorherrschend gegenüber Gras und 
Grünfutterpflanzen im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 1 sind (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 2 GAPDZV). Gemäß 
§ 7 Abs. 3 umfasst Dauergrünland auch weitere Pflanzenarten als Gras oder Grünfutterpflan-
zen, sofern diese abgeweidet werden können und die originären Gras- und Grünfutterpflan-
zenarten auf der Fläche vorherrschen. Zu den weiteren Pflanzenarten zählen beispielsweise 
Sträucher und Bäume. Gras und Grünfutterpflanzen herrschen dann vor, wenn sie mehr als 
50 Prozent der Fläche des Dauergrünlandes einnehmen (vgl. § 7 Abs. 3 GAPDZV). Als Dau-
ergrünland zählen auch Flächen, die mit anderen Pflanzenarten im Sinne des Absatzes 3 
bedeckt sind, wenn Gras und Grünfutterpflanzen in Weidegebieten traditionell nicht vorherr-
schen oder vorkommen und die Flächen Teil eines etablierten lokalen Bewirtschaftungsver-
fahrens sind. Als etablierte lokale Bewirtschaftungsverfahren gelten: 

• traditionelle Beweidungspraktiken, die auf den betreffenden Flächen gemeinhin 
angewendet werden (§ 7 Abs. 7 Nr. 1 GAPDZV), 

• traditionelle Mahdnutzungen (§ 7 Abs. 7 Nr. 2 GAPDZV), 

  49 



 

• Praktiken, die von Bedeutung sind für 

○ den Erhalt der in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates genannten Le-
bensraumtypen und der in den Anhängen II und IV dieser Richtlinie genannten 
Arten oder (§ 7 Abs. 7 Nr. 3 Buchstabe a GAPDZV) 

○ den Erhalt der Lebensräume der unter die Richtlinie 2009/147/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates fallenden Arten oder (§ 7 Abs. 7 Nr. 3 Buchstabe 
b GAPDZV) 

• Kombinationen der in den Nummern 1 bis 3 genannten Praktiken (§ 7 Abs. 7 Nr. 4 
GAPDZV). 

Unter das Dauergrünland fallen auch Flächen, die 

• nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des GAP-Konditionalitäten-Gesetzes als Dau-
ergrünland neu angelegt worden sind oder werden (§ 7 Abs. 8 Nr. 1 GAPDZV), 

• nach einer Verordnung auf Grund des § 9 Absatz 5 des GAP-Konditionalitäten-Ge-
setzes in Dauergrünland rückumgewandelt worden sind oder werden (§ 7 Abs. 8 
Nr. 2 GAPDZV), 

• nach einer Verordnung auf Grund des § 12 Absatz 8 des GAP-Konditionalitäten-
Gesetzes in Dauergrünland rückumgewandelt worden sind oder werden (§ 7 Abs. 
8 Nr. 3 GAPDZV), 

• nach einer der in Absatz 6 Nummer 4 genannten Grundlagen einer Verpflichtung 
zur Umwandlung in Dauergrünland unterliegen und mit Gras oder anderen Grün-
futterpflanzen angesät worden sind oder werden (§ 7 Abs. 8 Nr. 4 GAPDZV) oder 

• nach den Vorschriften über die Erhaltung von Dauergrünland bei der Zahlung für 
dem Klima- und Umweltschutz förderliche Landbewirtschaftungsmethoden zur 
Durchführung von Titel III Kapitel 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 in der je-
weils geltenden Fassung angelegt oder rückumgewandelt worden sind oder wer-
den und als Dauergrünland gelten (§ 7 Abs. 8 Nr. 5 GAPDZV). 

Gemäß § 7 Abs. 9 GAPDZV fallen auch Streuobstwiesen unter das Dauergrünland, sofern 
die begrünte Fläche die Voraussetzungen der Begriffsbestimmung Dauergrünland erfüllt. 

In § 7 Abs. 6 GAPDZV heißt es: „Für die Zählung der Jahre bis zum Entstehen von Dauer-
grünland werden solche Jahre nicht berücksichtigt, in denen 

• Ackerland dem GLÖZ-Standard des § 11 des GAP-Konditionalitäten-Gesetzes un-
terlag und mit Gras oder anderen Grünfutterpflanzen begrünt war, 

• Ackerland der freiwilligen Verpflichtung zur Einhaltung der Öko-Regelung nach 
§ 20 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes unter-
lag und mit Gras oder anderen Grünfutterpflanzen begrünt war, 

• bei Ackerland ein Anspruch auf die Zahlung für dem Klima- und Umweltschutz för-
derliche Landbewirtschaftungsmethoden als im Umweltinteresse genutzte Fläche 
im Sinne des Artikels 46 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im 
Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 
73/2009 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 608) in der für das jeweilige 
Jahr geltenden Fassung bestand oder 
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• kein Fall des Absatzes 8 Nummer 4 vorliegt und Ackerland einer Verpflichtung zur 
Nutzung mit Gras oder anderen Grünfutterpflanzen unterlag 

○ im Rahmen einer Agrarumweltmaßnahme nach den Artikeln 22 bis 24 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1257/1999 in der für den Zeitpunkt der Verpflichtung geltenden 
Fassung, 

○ im Rahmen einer Agrarumweltmaßnahme nach Artikel 39 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 in der für den Zeitpunkt der Verpflichtung geltenden Fassung, 

○ im Rahmen einer Agrarumwelt- und Klimamaßnahme nach Artikel 28 der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 in der für den Zeitpunkt der Verpflichtung geltenden 
Fassung, 

○ im Rahmen einer freiwilligen Umwelt-, Klima- oder anderen Bewirtschaftungsver-
pflichtung nach der ELER-Regelung in der für den Zeitpunkt der Verpflichtung 
geltenden Fassung oder 

○ im Rahmen einer staatlich finanzierten freiwilligen Maßnahme, die mit den Vorga-
ben der in den Buchstaben a bis d genannten im Zeitpunkt der Verpflichtung je-
weils geltenden Grundlage im Einklang stand.“ 

Grünlandumbruch / Grünlanderhaltung 
Mit dem Inkrafttreten der GAP 2023 ergeben sich auch geringfügige Änderungen in Bezug 
auf den Grünlandumbruch. Im Gegensatz zu den Regelungen der vorangegangenen Förder-
periode wurden auch Flächen in Vogelschutzgebieten mit Dauergrünland, das bereits am 
01. Januar 2015 diesen Status Inne hatte, in die Kategorie des umweltsensiblen Dauergrün-
landes aufgenommen. Das Umwandlungs- und Pflugverbot gilt somit regulär auch für diese 
Gebiete, sofern die Länder nicht von der Möglichkeit, Ausnahmen per Rechtsverordnung zu 
ermöglichen, Gebrauch machen. 

Des Weiteren wurde der Umbruch von Dauergrünland, das diesen Status erst nach dem 
01. Januar 2021 erhalten hat, erleichtert: für diese Flächen ist nun keine Genehmigung mehr 
erforderlich, eine einfache Anzeige bei der zuständigen Behörde genügt. Sofern das Dauer-
grünland durch Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen entstanden ist, bleibt der Ackerstatus 
der Fläche erhalten, eine Umwandlung ist mit entsprechender Genehmigung möglich, ohne 
dass Ersatzgrünland angelegt werden muss, auch wenn das Dauergrünland bereits vor dem 
01. Januar 2015 entstanden ist. 

In Abb. 11 ist schematisch dargestellt, wann die Umwandlung von Dauergrünland eine Ge-
nehmigung und ggf. den zusätzlichen Ersatz von Grünland erfordert und unter welchen Um-
ständen eine Genehmigung versagt wird beziehungsweise das Umwandlungs- und Pflugver-
bot gilt. Es ist dabei anzunehmen, dass die Regelungen zum Grünlandumbruch auch dann 
Bestand haben, wenn eine Agri-PV-Anlage auf Grünland errichtet werden soll. 

  51 



 

Abb. 11: Regelungen zum Schutz von Dauergrünland (eigene Abbildung in Anlehnung an Sander 
(2021), angepasst an die GAP 2023) 

Umweltsensibles Dauergrünland 
Als umweltsensibles Dauergrünland gelten im Sinne des GAP-Konditionalitäten-Gesetzes 
und der GAP-Konditionalitäten-Verordnung Flächen, die bereits zum 01. Januar 2015 Dau-
ergrünland waren und in einem Flora-Fauna-Habitat- oder Vogelschutzgebiet liegen (§ 12 
Abs. 1 GAP-Konditionalitäten-Gesetz (GAPKondG)). 

Umweltsensibles Dauergrünland ist im Landwirtschaftsrecht strenger vor Umbruch ge-
schützt, als „normales“ Dauergrünland. Dabei ist jedoch nicht der ökologische Wert aus-
schlaggebend, sondern allein der Standort und das Alter des Dauergrünlandes. Umweltsen-
sibles Dauergrünland darf weder gepflügt noch umgewandelt werden (§ 12 Abs. 3 GAP-
KondG). Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung Ausnahme-
fälle für Vogelschutzgebiete zu definieren, wodurch das Dauergrünland einzelner Gebiete 
oder Teilgebiete aus Gründen des Umwelt- und Naturschutzes, aus Gründen des Pflanzen-
schutzes, um die Errichtung einer baulichen Anlage zu ermöglichen, im Rahmen der Flur-
neuordnung, aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses oder an-
deren wichtigen Gründen nicht als umweltsensibel gilt. Dem dürfen jedoch keine Belange 
des Umwelt-, Natur- oder Klimaschutzes entgegenstehen (§ 12 Abs. 5 GAPKondG). 

Flächen, die am 01.01.2015 Gegenstand waren 

• einer Stilllegung nach Verordnung (EWG) Nr. 2078/1992 des Rates vom 30. Juni 
1992 für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schützende landwirt-
schaftliche Produktionsverfahren (ABl. L 215 vom 30.7.1992, S. 85) in der jeweils 
geltenden Fassung, 

• einer Umwandlung von Ackerland zu Grünland nach Artikel 39 der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 oder 

• einer Beibehaltung von Grünland, das durch Umwandlung von Ackerland in Grün-
land entstanden ist und seither fortlaufend Gegenstand einer Verpflichtung nach 
der Unionsregelung oder den nachstehend genannten Vorschriften ist 

○ der Verordnung (EWG) Nr. 2078/1992, 
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○ den Artikeln 22 bis 24 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999, 

○ Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 oder 

○ Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 

gelten nicht als umweltsensibles Dauergrünland im Sinne des § 12 Abs. 1 GAPKondG (vgl. 
§ 12 Abs. 2 GAPKondG).  

Einen ähnlich hohen Schutz wie das umweltsensible Dauergrünland erfährt auch Dauergrün-
land, das Grünland-FFH-Lebensraumtypen enthält und sich außerhalb der gelisteten FFH-
Gebiete gemäß Art. 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG befindet. Für diese 
Standorte gilt ebenfalls das Umwandlungs- und Pflugverbot (§ 5 Abs. 5 GAPKondG i. V. m. 
§ 12 Abs. 3 GAPKondG). Allerdings sind entsprechende Dauergrünland-FFH-Lebensraum-
typen nicht bundeseinheitlich außerhalb von FFH-Gebieten erfasst. 

4.4 Landwirtschaft und Grünland 
Das Grünland oder auch Grasland ist heutzutage ein typischer Bestandteil der offenen Kul-
turlandschaft. Die meisten Grünlandgesellschaften, die heute als schützenswert erachtet 
werden, sind durch die vielfältigen anthropogenen Nutzungen und Einflüsse entstanden 
(Dierschke & Briemle 2002). Dabei standen in den letzten zwei Jahrhunderten selten Nach-
haltigkeitsaspekte im Vordergrund, sodass stellenweise die maßvolle Nutzung der Land-
schaft zu einer ausbeuterischen Nutzung geworden ist. Die Vorstellungen und Nutzungsan-
sprüche von Landwirtschaft und Naturschutz gehen weit auseinander. Während in der Land-
wirtschaft oftmals ein hoher Biomasseertrag und eine hohe Qualität sowie ein hoher Ener-
giegehalt des Viehfutters im Vordergrund stehen, ist es Wunsch des Naturschutzes, die Nut-
zungen zu extensivieren, um die Artenvielfalt zu schützen und gegen die Biodiversitätsrück-
gang anzukämpfen. Viele der schutzwürdigen Pflanzengesellschaften oder FFH-Lebens-
raumtypen konnten sich erst durch anthropogene Nutzungen und Einflüsse in unseren Brei-
ten etablieren und halten. Doch der Strukturwandel und die „Industrialisierung der Landwirt-
schaft“ führen zu einer Verarmung und Monotonisierung der Landschaft. 

In der Landwirtschaft werden Dauergrünland und Wechselgrünland unterschieden. Beim 
Dauergrünland handelt es sich im landwirtschaftlichen Sinne um Flächen, die durch Einsaat 
oder Selbstaussaat zum Anbau von Gräsern oder anderen Grünfutterpflanzen für mindes-
tens fünf aufeinanderfolgende Jahre genutzt werden. Wechselgrünland hingegen beschreibt 
Flächen, die wenige Jahre als Weide oder Wiese und im Wechsel mit einjährigen Ackerfrüch-
ten genutzt werden. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf das landwirtschaft-
lich genutzte Dauergrünland. 

Weiterhin wird zwischen einer Nutzung als Wiese (mit Schnittnutzung) oder als Weide diffe-
renziert. Bei der Beweidung wird zwischen Stand- und Portionsweiden unterschieden, die 
Intensität ergibt sich durch die Besatzdichte, oft in Großvieheinheiten angegeben, und den 
Einsatz von Düngemitteln. Grundsätzlich gilt die Beweidung als älteste Form der landwirt-
schaftlichen Grünlandnutzung. Im Unterschied zur Mahd frisst das Weidevieh jedoch selek-
tiv, sodass einzelne Arten verschmäht werden, während andere (schmackhaftere) Arten (zu) 
stark verbissen werden. Bei der Schnittnutzung kommt es einerseits auf den oder die Zeit-
punkte im Jahr an, an denen die Wiesen gemäht werden, und andererseits auf die weitere 
Verarbeitung als Heu, Heulage oder Silage sowie auf die verwendete Mähtechnik. Auch Wie-
sen werden gedüngt, um den Biomasseertrag zu steigern. Der Anspruch der Landwirtschaft 
an die Futterqualität ist in den vergangenen Jahrzehnten stetig gestiegen. Beispielsweise hat 
sich die Milchleistung von Kühen in den letzten hundert Jahren etwa vervierfacht, wodurch 
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auch der Energiebedarf der Tiere massiv gestiegen ist und sich allein durch Gras, Heu und 
Silage kaum noch decken lässt (Koch 2016). 

4.4.1 Weiden 
Bei Standweiden kann zwischen ganzjährigen Standweiden, Sommerstandweiden und Win-
terstandweide unterschieden werden. Durch gezielte Einsaat, Düngemittelgabe und ver-
schiedene Maßnahmen zur Weidepflege (u. a. Schleppen, Entfernung unerwünschter Arten) 
können Fettweiden etabliert werden, die eine höhere Nutzungsintensität ermöglichen. Die 
Intensität der Nutzung hängt dementsprechend von der Besatzdichte und dem Einsatz von 
Düngemitteln ab. Durch die tierischen Exkremente verbleibt ein Großteil der Nährstoffe auf 
der Fläche, je nach Besatzdichte und Verweildauer kann die Pflanzendecke jedoch durch 
Tritt stark geschädigt werden. Durch das selektive Fressen des Weideviehs kann es dazu 
kommen, dass ohne weitere Nachbearbeitung Weidereste verbleiben, die zusätzliche Struk-
tur in die Fläche bringen. In Abhängigkeit der Besatzdichte kann sich im Verlauf der Bewei-
dung ein Mosaik aus stark abgefressenen und kaum verbissenen Bereichen ausbilden, so-
dass während der gesamten Vegetationsperiode blühende Bestände möglich sind. Darüber 
hinaus können durch Tritt auf Trampelpfaden oder an Tränken Offenbodenstellen entstehen, 
die die Strukturvielfalt weiter erhöhen. Davon profitiert auch die Fauna. Die wenig verbisse-
nen „Inseln“ können beispielsweise Insekten als Fortpflanzungsstätte oder Vögeln und 
Kleinsäugern als Versteck dienen (Zahn 2014). 

Ganzjährige Standweiden eignen sich insbesondere für robuste Weidetiere, die auch gering-
wertigen Aufwuchs verwerten können, da im Winterhalbjahr naturgemäß mit einem geringe-
ren Nahrungsangebot zu rechnen ist. Bei Sommerstandweiden bleiben die Tiere nur wäh-
rend der Vegetationsperiode – etwa ab März oder April bis zum Spätherbst – auf der Weide. 
Winterstandweiden werden während der Vegetationsperiode nicht genutzt, also auch nicht 
gemäht oder beweidet, und können so sehr blütenreiche Bestände ausbilden. Durch die Be-
weidung im Winter können insbesondere Gehölze und überständige Vegetation reduziert 
werden. Um die Grasnarbe nicht zu stark zu beschädigen, eignet sich diese Form der Be-
weidung nur auf trittfesten Weiden in wintermilden Gebieten (ebd.). 

Portionsweiden oder auch Umtriebsweiden hingegen werden jeweils nur für einen begrenz-
ten Zeitraum beweidet, doch dafür gegebenenfalls auch mehrmals in der Vegetationsperi-
ode. Die Besatzdichte ist dabei in der Regel höher als bei Standweiden. Die Beweidung kann 
durch Umtrieb oder Behirtung erfolgen (ebd.). Die Beweidung erfolgt in einer kurzen, inten-
siven Phase. Bei einer Umtriebsweide verbleibt das Vieh etwa zwei bis zehn Tage auf der 
Fläche, bis diese abgefressen ist. Bei Portionsweiden sind die abgetrennten Parzellen oder 
Koppeln oftmals noch kleiner, sodass die Tiere nur ein oder zwei Tage auf den Flächen fres-
sen können. Durch anschließende Dünung sollen sich die abgeweideten Flächen schnell 
regenerieren. Um eine gute Futterqualität erhalten zu können, müssen intensiv genutzte Wei-
den innerhalb weniger Jahre regelmäßig neu eingesät werden (Dierschke & Briemle 2002). 

4.4.2 Wiesen 
Bei Wiesen kann der Aufwuchs als Futter für Wiederkäuer und Pferde verwendet werden 
oder auf den Flächen wird Biomasse für die energetische Verwertung erzeugt. Eine heute 
eher seltenere Form der Nutzung sind Streuwiesen, dabei dienen die strohigen Pflanzenteile 
als Einstreu. Die Mahd findet bei dieser Nutzungsform erst im Spätsommer oder Herbst statt. 
In Abhängigkeit des Verwendungszwecks, der Nutzungsintensität und der Standorteigen-
schaften werden unterschiedliche Grünlandzusammensetzungen gewählt oder bestehendes 
Grünland durch Nachsaat oder neue Einsaat beeinflusst. Soll auf den Flächen Viehfutter 
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(beispielsweise Heu, Silage oder Heulage) produziert werden, ist einerseits die grundsätzli-
che Schnittverträglichkeit zu beachten, denn je besser diese ist, desto häufiger kann in der 
Vegetationsperiode gemäht werden. Andererseits steht die Futterqualität im Fokus, eine Mi-
schung aus Gräsern, Kräutern und Leguminosen oder kleeartigen Futterpflanzen hat sich 
bewährt, um schmackhaftes und gut bekömmliches Futter, das ausreichend Mineralstoffe 
und Eiweiß enthält und zudem noch lagerfähig ist, zu erzeugen. Auch der Mahdzeitpunkt hat 
einen relevanten Einfluss auf die Futterqualität (BLE 2023b). 

Für die energetische Verwertung wird überwiegend Grassilage genutzt. Maßgeblich für den 
Energieertrag bzw. die Gasmenge ist die Energiedichte des Mahdguts, sodass vor allem in-
tensivbewirtschaftete Grünlandflächen für die energetische Verwertung in Frage kommen. 

Im Gegensatz zur Beweidung handelt es sich bei der Mahd um einen plötzlichen Einschnitt, 
der alle Pflanzenarten in gleicher Höhe betrifft – es findet also keine Selektion statt. Die 
Mahdverträglichkeit von Graslandpflanzenarten (s. Abb. 12) wurde in einer neunstufigen 
Skala eingeordnet (Briemle et al 2001 in Dierschke & Brimle 2002). Es zeigt sich, dass über 
die Hälfte der 445 betrachteten Arten als schnittempfindlich gelten. Nur etwa zehn Prozent 
der Arten vertragen einen Schnitt gut. Daraus lässt sich ableiten, dass eine intensive Schnitt-
nutzung zu einer Reduktion des Artenpotenzials führt. Aus ökonomischer Sicht ist es daher 
nachvollziehbar, dass gut schnittverträgliche Pflanzen bevorzugt und durch Einsaat in beste-
hende Bestände eingebracht werden. 

 
Abb. 12: Anteil von 455 Graslandarten an verschiedenen Stufen der Mahdverträglichkeit, von 1/2 = 

unverträglich bis 9 = überaus verträglich. a) alle Graslandarten; b) Arten des Kulturgraslan-
des; c) Kulturgraslandarten einer Stufe (b) im Bezug zur Gesamtartenzahl der Stufe a). 
(Dierschke & Briemle (2002): S. 45, Abbildung 35) 

Die Nutzungsintensität hängt einerseits von der Anzahl der Schnitte pro Jahr ab, andererseits 
nehmen die Standorteigenschaften, der Düngemitteleinsatz sowie weitere Maßnahmen (z. B. 
Einsaat) einen großen Einfluss auf die Vegetation.  

Die Mahd wirkt sich aber nicht nur auf die Vegetation aus, sondern auch auf die Fauna, 
insbesondere auf Insekten, Vögel sowie Klein- und Mittelsäuger. Neben dem Mahdzeitpunkt 
spielen vor allem die Mahdrichtung und das Mahdmuster eine große Rolle, wenn es darum 
geht das Tötungs- und Verletzungsrisiko zu reduzieren. Aber auch das verwendete Mähwerk 
(z. B. Kreiselmäher, Balkenmäher, usw.), die Arbeitsgeschwindigkeit und die Schnitthöhe 
wirken sich darauf aus (van de Poel & Zehm 2014). 
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4.4.3 Nutzungsintensität 
Die Nutzungsintensität von Grünland lässt sich in drei Kategorien unterteilen: produktives 
Grünland beziehungsweise Intensivgrünland, Extensivgrünland und Biotopgrünland. Aus 
landwirtschaftlicher Sicht ist die Nutzungsintensität eng mit ökonomischen Parametern ver-
knüpft. Ein intensiv genutztes oder produktives Grünland, ist von ökonomischer Bedeutung 
für den Betrieb. Es gibt jedoch auch regionale Standortunterschiede, die sich stark auf den 
Biomasseertrag und die Qualität der Biomasse auswirken können und daher nicht in allen 
Regionen in Deutschland die gleichen (ökonomischen) Maßstäbe an die Grünlandnutzung 
angelegt werden. In Abhängigkeit der Nutzung und der Region kann die Wertschöpfung, die 
unmittelbar oder mittelbar durch das Grünland erzielt wird, stark schwanken. Das produktive 
Grünland ist ein relativ artenarmer, dafür aber ertragsfähiger Pflanzenbestand, der qualitativ 
hochwertige Biomasse produziert. Das Deutsche Weidelgras Lolium perenne ist eine typi-
sche Zeigerpflanze für produktives Grünland. In der Regel wird auf diesen Standorten eine 
entzugsorientierte Phosphor- und Kalium-Düngung verfolgt. Die Stickstoffgabe ist ökono-
misch ausgerichtet und bewegt sich im möglichen Rahmen, den die Düngeverordnung vor-
gibt (BLE 2023a). Je nach Naturraum und Standortverhältnissen erfährt ein intensiv bewirt-
schaftetes Grünland zwischen drei und sechs Nutzungen pro Jahr (als Schnitt, Weide oder 
Mähweide). Die Ertragserwartung liegt dabei bspw. in Schleswig-Holstein zwischen 80 und 
120 Dezitonnen Trockenmasse je Hektar (dt TM/ha), die Qualität des Futters zwischen 5,0 
und 6,0 Megajoule Netto-Energie-Laktation je Kilogramm Trockenmasse (MJ NEL/kg TM) 
(LKSH 2023). Insgesamt handelt es sich eher um Pflanzenbestände mit einem hohen Fut-
terwert. Intensiv genutztes Grünland weist in der Regel nur wenige Arten auf, die Zusam-
mensetzung der Arten ist dabei optimal an die Nutzung (Schnitt, Beweidung, Mähweide) und 
den Standort angepasst. 

Beim Extensivgrünland handelt es sich im Vergleich um artenreichere Bestände, die jedoch 
nur ein mittleres Ertragsniveau und Biomasse mittlerer Qualität erreichen. Auf einen Aus-
gleich des Nährstoffentzugs durch den Einsatz von Düngemitteln wird verzichtet. Typisch für 
extensiv genutztes Grünland sind Glatthaferwiesen (Arrhenatheretum elatioris) (BLE 2023a). 
Eine extensive Nutzung liegt beispielsweise bei Heuwiesen vor, die ein- bis dreimal jährlich 
gemäht werden oder wenn eine Beweidung in angepasster Besatzdichte stattfindet. Vor al-
lem die Beweidung mit Schafen ist in der extensiven Grünlandwirtschaft prominent, da sie 
sowohl im Küsten- und Deichschutz als auch als naturschutzfachliche Pflegemaßnahme ge-
nutzt wird und u. a. dem Erhalt der biologischen Vielfalt auf extensiv genutzten Grünland-
standorten zuträglich ist. Da es sich meist um ertragsschwächere Standorte handelt, ist die 
Besatzdichte bzw. die Besatzstärke an die Standortbedingungen anzupassen, um eine öko-
nomische Nutzung zu ermöglichen, beispielsweise ohne zufüttern zu müssen. Die Pflanzen-
bestände weisen meist nur einen mittleren Futterwert auf, es sind Erträge von 2,3 bis 15,5 
Tonnen Trockenmasse pro Jahr möglich, die Qualität liegt bei weniger als fünf Megajoule 
Netto-Energie-Laktation (< 5,0 MJ NEL) (FNR 2023). Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
ist eher selten, Giftpflanzen wie Herbstzeitlose (Colchicum autumnale) oder Jakobskreuz-
kraut (Senecio jacobaea) stellen jedoch ein Problem dar und müssen beispielsweise mecha-
nisch entfernt werden, damit der Aufwuchs als Futter oder die Fläche als Weide genutzt wer-
den kann. Wird bei einer Schnittnutzung die Gabe von Dünger erforderlich, wird in der Regel 
auf Stallmist, Jauche oder Gülle zurückgegriffen. Der Grad der Nutzungsintensität gibt dabei 
keine zuverlässige Auskunft über den Grad der Biodiversität der Fläche, da auch extensivier-
tes Grünland, das aus artenarmen Wirtschaftsgrünland durch Reduktion der Nutzungsinten-
sität und Düngung entstanden ist, in diese Kategorie fällt. Da die extensive Nutzung jedoch 
meist mit aus landwirtschaftlicher Sicht schwierigen Standorteigenschaften oder Bewirtschaf-
tungsbedingungen verbunden ist, handelt es sich um Standorte, die regelmäßig seltene und 
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artenreiche Bestände umfassen und zugleich von hoher Bedeutung für den Arten-, Klima- 
und Gewässerschutz sind.  

Biotopgrünland ist meist durch hohen Artenreichtum und/oder naturschutzfachlich wertvolle 
oder seltene Arten charakterisiert. In der Landwirtschaft wird Biotopgrünland oft als Sammel-
begriff für Grünland verwendet, das nicht (mehr) primär für den Anbau von Futtermitteln ge-
nutzt wird. Es handelt sich um Pflanzenbestände mit geringem Futterwert, beispielsweise um 
Magerwiesen und -weiden extremer Standortverhältnisse. Oftmals handelt es sich um arten-
reiche oder seltene Bestände, die unter Naturschutz stehen. Die Größenordnung der natür-
lichen Biomasse-Produktion liegt auf Magerrasen-Niveau und damit unter 35 dt TM/ha. Bei 
einer Schnittnutzung erfolgt keine weitere Nährstoffzufuhr, bei Beweidung verbleiben die tie-
rischen Exkremente. Die Nutzung erfolgt meist nur ein- oder zweimal im Jahr. Die Nutzung 
ist eher als Pflege zu verstehen, da eine Verwertung der Biomasse als Futter für die moder-
nen Nutztierrassen aufgrund des niedrigen Energiegehalts nicht möglich ist. Das für viele 
Nutztiere giftige Jakobskreuzkraut gilt beispielsweise in Nordrhein-Westfalen als Kennart der 
Weidelgras-Weißkleeweide und erfüllt eine wichtige biozynotische Funktion als Futterpflanze 
und Pollenspender für eine Vielzahl an Insekten – in der Literatur werden rund 170 Arten 
genannt (Landwirtschaftskammer NRW 2020). Dienen die Flächen vorrangig dem Natur-
schutz, ohne dass der Aufwuchs als Tierfutter genutzt wird, und wird ausreichend Abstand 
zu landwirtschaftlich genutztem Grünland eingehalten, kann die Pflanze problemlos auf die-
sen Flächen verbleiben und einen wichtigen Beitrag zum Erhalt der Biodiversität leisten.  

4.5 Biodiversität / Biologische Vielfalt 
Spätestens seit 1995 ist bekannt, dass über ein Drittel der Pflanzenarten, die in Deutschland 
heimisch sind, und mehr als die Hälfte der bedrohten Rote-Liste-Arten potenziell auf Grün-
landstandorten anzutreffen sind. Weniger als ein Drittel der in Deutschland vorkommenden 
Tierarten lebt beispielsweise in Wäldern, der überwiegende Teil der Tierarten ist direkt oder 
indirekt vom Grünland abhängig. (McNeely et al. 1995)  

Zur Bestimmung von Grünlandbeständen mit großer biologischer Vielfalt ist das Kriterium 
des Reichtums an pflanzlichen und tierischen Grünlandarten heranzuziehen. Artenreiches 
Grünland wird dabei auch als semi-natürliches Grünland bezeichnet. Für das nationale Grün-
landspektrum in Deutschland geben u. a. folgende Quellen Auskunft: 

• Grünland-Report (BfN 2014), Schoof et al. (2019) 

• Europäisches Grünland von hohem Naturwert, High-Nature-Value-Farmland-Indi-
kator, Erhebungen, Berichte 

• Biotop- bzw. Grünlandkartierungen bzw. Kartierschlüssel der Bundesländer 

• FFH-Grünland-LRT, Monitoringberichte (s. BfN 2020, FFH-Bericht 2019) 

• Programme „Artenreiches Grünland“ in Bund und Ländern, Kulturlandschaftspro-
gramm, Agrarumweltmaßnahmen, Vertragsnaturschutz 

Die Verhältnismäßigkeiten zwischen der jeweiligen Ausprägung von Standortfaktoren und 
dem Einfluss von Nutzungsweisen sowie -intensitäten in ihrer Relevanz für die Biodiversität 
von Grünland diskutiert Elsäßer (2018) und führt Kriterien tabellarisch zusammen, die z. B. 
das „Biotopgrünland“ vom „Extensivgrünland“ über das Maß der landwirtschaftlichen Nut-
zungsintensität über Ertragszahlen abgrenzen (s. Tab. 5). 
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Tab. 5: Ökologische und ökonomische Kennzeichen unterschiedlichen Grünlandes (eigene Dar-
stellung in Anlehnung an Elsäßer 2018: 11) 

Leistung Biotopgrünland Extensivgrün-
land 

Mittelintensives 
Grünland 

Intensivgrün-
land 

Wasserrückhalt und 
Hochwasserschutz ++ ++ + + 

Erosionsschutz + ++ +/++ +/++ 

Erhalt der  
Bodenfruchtbarkeit ++ ++ + +/0 

Kohlenstofffixierung ++ ++ + -/+ 

Bioindikation ++ + (+) -- 

Wasserreinigung ++ ++ + 0 

Pflanzenarten bis zu > 60 bis zu < 60 10 - 25 5 - 15 

Ertrag (dt TM/ha) kaum ldw. Nut-
zung < 35 - 50 35 - 70 70 - 130 

Verwertung des Auf-
wuchses 

kaum ldw. Nut-
zung, Verwertung 
allenfalls als Ein-
streu 

Heu, sofern keine 
Giftpflanzen ent-
halten 

Heu; max. 20 
Prozent für Auf-
zucht im Milch-
viehbetrieb, Mut-
terkühe, Pferde 

Milchviehfutter 
 
Biogassubstrat 

Auswirkungen  
auf die Fauna ++ 

++  
(z. B. Bienen fin-
den lange Zeit 
Nahrung) 

+ 
Starke Nährstoff-
zufuhr beeinflusst 
das Edaphon 

Die Nutzungsintensität ist dabei maßgeblich, denn ohne Nutzung oder Pflege würden die 
meisten Grünländer mit den Jahren verbuschen und durch den natürlichen Sukzessionspro-
zess früher oder später ihr (Wald-)Klimax-Stadium erreichen. Eine extensive Nutzung ist 
dadurch gekennzeichnet, dass die natürlichen Bodenverhältnisse und die standorttypische 
spontane Vegetation nicht gezielt verändert werden, auf den Einsatz von mineralischem 
Stickstoff und Dünger sowie Pestiziden verzichtet wird und die Nutzungshäufigkeit (und die 
Nutzungstermine) mit der Regenerationsfähigkeit und den Fortpflanzungsmöglichkeiten der 
typischen Tier- und Pflanzenarten vereinbar ist. Bei einer extensiven Beweidung werden die 
Flächen unterschiedlich stark genutzt, sodass sich kleinräumige Mosaike unterschiedlicher 
Lebensräume ausbilden können. In den weniger stark verbissenen Bereichen können die 
Pflanzen bis zu Samenreife wachsen, durch den höheren Aufwuchs stellen diese Inseln re-
gelmäßig auch Fortpflanzungsstätten für verschiedene Insekten dar. Handelt es sich um na-
turnahe Grünlandbestände, kommen regelmäßig auch Nektarpflanzen vor, die Insekten als 
Nahrungsquelle dienen. 

Die Wahl der Weidetiere hat ebenfalls Einfluss auf die Biodiversität, da sich das Selektions-
verhalten beim Fressen deutlich unterscheidet. Bei mäßig intensiv genutzten Wiesen und 
Weiden werden die natürlichen Standorteigenschaften und die spontane Vegetation durch 
die Bewirtschaftung (Dünung, etc.) verändert, jedoch ist der Eingriff reversibel. Die Regene-
rationsfähigkeit und die Fortpflanzungsmöglichkeiten einiger typischer Pflanzenarten wird 
durch die Nutzungshäufigkeit eingeschränkt. Die mechanische Bearbeitung führt jedoch nicht 
zu einer Störung der Pflanzendecke, sie dienen dem Erhalt einer geschlossen krautigen Ve-
getation, die dem Nährstoff- und Wasserangebot des Bodens entspricht. Je intensiver eine 
Grünlandnutzung erfolgt, das heißt, je höher die Besatzdichte bzw. die Besatzstärke der Be-
weidung und je häufiger die Schnittnutzung desto geringer ist die Strukturvielfakt innerhalb 
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des Bestands bzw. auf der Fläche und desto geringer ist die Biodiversität (Deutscher Bun-
destag 2020). 

Grünlandbiotope können ganz unterschiedliche Erscheinungsformen umfassen, von den 
Salzwiesen an der Küste über Nasswiesen und Trockenrasen bis zu den Berg-Mähwiesen. 
Die große Vielfalt der Standorte begünstigt eine außergewöhnlich große Zahl an Tier- und 
Pflanzenarten, insbesondere geschützter und/oder gefährdeter Arten, die überwiegend oder 
ausschließlich auf Grünland bzw. bestimmten Grünlandbiotopen vorkommen. In der Vielfalt 
des Grünlands liegt auch die herausragende Bedeutung für die Biodiversität begründet. Der 
Großteil der Grünlandbiotope wird oder wurde landwirtschaftlich – in der Regel extensiv – 
genutzt. Durch Intensivierung der Landwirtschaft, sowie durch Nutzungsaufgabe oder Auf-
forstung sind jedoch viele Grünlandbiotope bedroht. 

4.6 Wertigkeit von Grünlandbiotopen 

4.6.1 Biotopwert am Beispiel der Bundeskompensationsverordnung 
Zur Erläuterung und Abgrenzung naturschutzfachlich hochwertiger Grünland- bzw. Offen-
landbiotoptypen wird stellvertretend für die in den Bundesländern anzuwendenden Vorschrif-
ten auf den Biotopschlüssel der Bundeskompensationsverordnung und die dort vorgegebene 
Biotopbewertung Bezug genommen. Anlage 2 BKompV enthält, beruhend auf der Roten 
Liste der gefährdeten Biotoptypen Deutschlands (Finck et al. 2017), eine bundesweite Liste 
der Biotoptypen (BT-Drs. 19/173: 164). Die Biotoptypen werden anhand der in § 1 Abs. 1 
Nr. 1-3 BNatSchG genannten Zielbereiche des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf 
Typusebene systematisch einer Wertstufe bzw. Wertpunkten zugeordnet. Der Biotoptypen-
wert stellt die Summe der drei Einzelwerte für den jeweiligen Zielbereich dar. Der Wert spie-
gelt den Zustand des Biotopwerts wider, der gegeben ist, wenn weder besondere wertge-
bende Merkmale noch relevante Defizite in der Ausprägung vorliegen (BT-Drs. 19/173: 165). 
Eine einzelfallbezogene Auf- oder Abwertung ist möglich (§ 5 Abs. 1 S. 2 BKompV). Entspre-
chend der resultierenden Biotopwerte werden den Biotopen Wertstufen zugeordnet, wobei 
die Biotopwerte 0 bis 4 der Wertstufe „sehr gering“, die Biotopwerte 5 bis 9 der Wertstufe 
„gering“, die Biotopwerte 10 bis 15 der Wertstufe „mittel“, die Biotopwerte 16 bis 18 der Wert-
stufe „hoch“, die Biotopwerte 19 bis 21 der Wertstufe „sehr hoch“ und die Biotopwerte 22 bis 
24 der Wertstufe „hervorragend“ entsprechen (Tab. 6). Die Bundeskompensationsverord-
nung sieht zudem eine abgestufte ("gering", „mittel“ und „hoch“) Bewertung auch der unver-
meidbaren Beeinträchtigungen nach § 5 Abs. 3 S. 1 BKompV für die erfassten und bewerte-
ten Biotope vor (BT-Drs. 19/173: 165).  

Tab. 6: Biotopwerte gemäß § 5 Abs. 2 BKompV und Anlage 2. 
Grundbewertung Biotope (Biotopwerte) Wertstufe 

Biotopwerte 0 bis 4 sehr gering 

Biotopwerte 5 bis 9 gering 

Biotopwerte 10 bis 15 mittel 

Biotopwerte 16 bis 18 hoch 

Biotopwerte 19 bis 21 sehr hoch 

Biotopwerte 22 bis 24 hervorragend 
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Tab. 7 und Tab. 8 umfassen alle als Acker- oder Grünland gekennzeichneten Offenlandbio-
tope in Deutschland mit der in der BKompV vorgenommenen Biotopbewertung. Die mit min-
destens Wertstufe „hoch“ bewerteten Grünlandtypen sind in grün gehalten. Im Zusammen-
hang mit der Debatte um die Bestimmungen des EEG um die „Moor-PV“ werden die Biotope 
auf organischen Böden in diesem Bericht nicht angesprochen, da zumindest förderrechtlich 
derartige Standorte nur dann für einen Solarpark genutzt werden dürfen, wenn sie Teil eines 
Wiedervernässungskonzepts darstellen (s. EEG 2023 §§ 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. e) bzw. 48 Abs. 
1 Nr. 5 lit. e)). 

Tab. 7: Legende zu Tab. 8: Gesamtliste aller Acker- und Grünlandbiotope aus Anlage 2 BKompV 
Buch-
stabe Acker- und Grünlandbiotope 

a) Acker mit artenreicher Segetalvegetation 

b) Acker mit stark verarmter oder fehlender Segetalvegetation 

c) Ackerbrache (Kalk-, Silikatverwitterungs-, Sandboden) 

d) Ackerbrache (Lössboden, Lehm- oder Tonboden, org. Boden) 

e) Trockenrasen auf karbonatischem oder silikatischem Untergrund 

f) Halbtrockenrasen, Steppenrasen, beweidet oder gemäht 

g) Halbtrockenrasen, brachgefallen bzw. ungenutzt 

h) Sandtrockenrasen und Silbergrasfluren 

i) Borstgrasrasen, beweidet oder gemäht 

j) Borstgrasrasen, brachgefallen 

k) artenreiche Mähwiese, (Mäh-)Weide 

l) Artenreiche, frische Grünlandbrache 

m) Mäßig artenreichem frische Mähwiese, Weide 

n) Mäßig artenreiche, frische Grünlandbrache 

o) Intensiv genutztes, frisches Dauergrünland (artenarm) 

p) Extensiv genutztes, frischen Dauergrünland (artenarm) 

q) artenarme, frische Grünlandbrache 

r) Tritt- und Parkrasen (Vgl. Siedlungsbiotope 51 bis 53) 

s) Pfeifengraswiesen, Brenndolden-Auenwiesen, bewirtschaftet 

t) Pfeifengraswiesen, Brenndolden-Auenwiesen, brachgefallen 

u) Sonstiges extensives Feucht- und Nassgrünland, bewirtschaftet 

v) Sonstiges Feucht- und Nassgrünland, brachgefallen 

w) Feuchtes, intensiv genutztes Dauergrünland (Artenarm) 

x) Brachgefallenes, artenarmes Feuchtgrünland 
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Tab. 8: Biotopwerte der Acker- und Grünlandbiotope aus Anlage 2 BKompV (zum Teil zusammengefasst) 

Bio-
top-
wert 

Acker,  
Ackerbrache 

Grünland  
trocken bis frisch 

Grünland  
nass bis (wechsel-)feucht 

Wertstufe a) b) c) d) e) f) g) h) i) j) k) l) m) n) o) p) q) r) s) t) u) v) w) x) 

24                                                 
hervorra-
gend 
  

23                                                 

22                                                 

21                                                 

sehr hoch 
  

20                                                 

19                                                 

18                                                 

hoch 
  

17                                                 

16                                                 

15                                                 

mittel 
  
  

14                                                 

13                                                 

12                                                 

11                                                 

10                                                 

9                                                 

gering 
  
  

8                                                 

7                                                 

6                                                 

5                                                 



 

4.6.2 HNV-Farmland 
Als „Landwirtschaftsflächen mit hohem Naturwert“ (high nature value farmland; HNV-Farm-
land) werden artenreiches Magergrünland, extensiv bewirtschaftete Äcker oder Weinberge 
sowie Brachen zusammengefasst. Nationale Erkenntnisse zur Biodiversität der Agrarland-
schaft und dem einschlägigen Erfolg von Maßnahmen der Agrarförderung liefert ein seit 2009 
laufendes Monitoring-Programm, das aufgrund von Berichtspflichten im Rahmen von ELER12 
etabliert wurde. HNV-Farmland verfügt nach Angaben des das Monitoring koordinierenden 
Bundesamtes für Naturschutz in der Regel nicht nur über eine höhere Artenvielfalt, sondern 
beherbergt auch seltene und spezialisierte Tier- und Pflanzenarten, welche in der intensiv 
genutzten Agrarlandschaft keine Überlebenschancen mehr haben. Dieser auf EU-Ebene ein-
geführte Indikator der gemeinsamen Agrarpolitik gilt auch national als wichtiger Indikator der 
Biodiversitätsstrategie und ist auch auf Länderebene eingeführt. Die HNV-Lebensräume wer-
den den Qualitätsstufen HNV I „äußerst hoher Naturwert“, HNV II „sehr hoher Naturwert“ und 
HNV III „mäßig hoher Naturwert“ zugeordnet; die Qualitätsstufe HNV X „niedriger Naturwert“ 
bzw. keine HNV-Qualität, wird nicht vergeben. Veränderungen der biologischen Vielfalt wer-
den im überregionalen Maßstab über eine Zeitreihe von inzwischen 12 Jahren qualitativ und 
quantitativ erfasst (Hünig & Benzler 2017). 

Mit Stand von Januar 2022 liegen Datenreihen der auf inzwischen 1.700 Stichprobenflächen 
beruhenden Kartierungen vor: der Gesamtkartierung 2009, der Folgekartierungen 2010 bis 
2013 und 2014 bis 2017 sowie 2018 bis 2021. Zusammengefasst ergibt sich daraus die 
Hochrechnung, dass der Anteil HNV-Farmland aller Qualitätsstufen an der Landwirtschafts-
fläche im Jahr 2021 bei 13,4 Prozent lag. Seit 2009, ausgehend von seinerzeit 13,9 Prozent, 
über einen zwischenzeitlichen Tiefpunkt hinweg mit 12,4 Prozent in den Jahren 2013 und 
2014, scheint sich der Wert nun über inzwischen vier Jahre auf dieser Größenordnung zu 
stabilisieren. Die daraus resultierende Flächengröße beträgt rund 2,6 Millionen Hektar.  

Das Grünland gehört in der HNV-Terminologie zu den „Nutz- und Lebensraumflächen“. Zum 
Grünland fasst das Bundesamt für Naturschutz auf seiner Webseite zusammen: „Beim Grün-
land sind divergierende Trends festzustellen. Während das hochwertigere Grünland der Qua-
litätsstufen I und II einen positiven Trend über die 9 dargestellten Jahre aufweist, verbleibt 
das Grünland der Qualitätsstufe III, welches in absoluten Werten den größten Anteil am HNV-
Grünland und aller HNV-Typen darstellt, nach der anfänglichen starken Abnahme auf dem 
erreichten niedrigen Niveau.“ (BfN 2023a). 

In Listen zusammengestellte Kenntaxa führen Pflanzenarten auf, deren Auftreten in der Re-
gel mit einer gewissen Artenvielfalt und extensiven Nutzung korreliert. Die Grünland-Kenn-
taxa-Liste ist nach Regionen differenziert und liegt in synoptischer Übersicht vor. In einigen 
Bundesländern gab es bereits derartige Listen für die Bewertung von Grünland im Rahmen 
der erfolgshonorierten Förderprogramme. Diese sollten auch im HNV-Farmland-Monitoring 
Anwendung finden. Zum anderen wird damit den regionalen Unterschieden in der Ausprä-
gung von Grünland Rechnung getragen (Hünig & Benzler 2017).  

Im Zusammenhang mit der Überlappung mit FFH-Lebensraumtypen und dem nationalen 
Schutzstatus werden folgende Textpassagen unverändert aus der Originalarbeit wiederge-
geben: „Die Bewertung der für die Agrarlandschaft typischen FFH-Lebensraumtypen und ge-
setzlich geschützten Biotope erfolgt darüber hinaus in der Weise gutachterlich, dass gut und 

 
12  Zentrales Förderinstrument der EU zur Entwicklung ländlicher Regionen: Europäische Landwirtschaftsfonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). 
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überdurchschnittlich ausgeprägte Biotope bzw. FFH-Lebensraumtypen mit HNV I, durch-
schnittlich ausgeprägte mit HNV II und degenerierte oder stark gestörte Ausprägungen mit 
HNV III bewertet werden.“ (Hünig & Benzler 2017: 22).  

„Grundsätzlich werden alle Nutzflächen mit Grünlandcharakter über die gültigen Grünland-
Kenntaxa bewertet. Diese sind für die Bewertung des extensiven mäßig feuchten bzw. mäßig 
trockenen Grünlands mit mittlerer Nährstoffversorgung angelegt. Dessen beste Ausprägung 
entspricht idealerweise den FFH-Lebensraumtypen 6510 bzw. 6520. Geht die Ausprägung 
stärker in trockene oder nasse Bereiche, greifen die Kenntaxa-Listen nicht mehr ausrei-
chend. Gerade diesen Ausprägungen wird aber eine hohe Wertigkeit zugeordnet. In der Re-
gel handelt es sich dabei um nach § 30 BNatSchG geschützte Biotoptypen bzw. FFH-Le-
bensraumtypen. In diesem Fall wird die Dokumentation der Kenntaxa wie üblich durchge-
führt, die Bewertung stützt sich aber zusätzlich auf weitere wertgebende Arten und die vor-
gefundene typische Ausprägung des Biotoptyps/ FFH-Lebensraumtypen. Dies erfordert eine 
entsprechende Expertise der Kartiererinnen und Kartierer, die mit den Bewertungskriterien 
für FFH-Lebensraumtypen und den länderspezifischen Kriterien zur Bewertung von ge-
schützten Biotopen vertraut sein müssen. Für die Bewertung von Brachen, welchen in den 
meisten Fällen ein hoher Naturwert zugeschrieben wird, wird die regional gültige Grünland-
Kenntaxa-Liste mit der Kenntaxa-Liste für Äcker kombiniert.“ (Hünig & Benzler 2017: 24). 

4.6.3 Kriterium Artenreichtum 
Zwar ist es generalisierend nicht immer richtig, dass die biologische Vielfalt durch möglichst 
viele Arten repräsentiert wird – es sollten schon regional- und ortsspezifische Arten sein –, 
dennoch lässt sich die Wertigkeit des Grünlandes an der Artenzahl ausreichend sicher abbil-
den. Ein gewisses Mindestmaß an Nutzung ist dabei erforderlich, um negative Entwicklungen 
zu vermeiden und eine floristische Artenvielfalt zu gewährleisten, gleichermaßen sinken aber 
mit dem Anstieg der Nutzungsintensität die Artenzahlen. Artenreichtum und intensive land-
wirtschaftliche Produktionsformen lassen sich in aller Regel nicht vereinbaren (Elsässer 
2018). 

Die Artenvielfalt auf Grünland ist wesentliches Kriterium für die Förderung von Naturschutz-
maßnahmen durch die Landwirtschaft. Sie wird im Rahmen von landesweiten Monitorings 
ermittelt, indem auf vergleichbaren Bezugsflächen, klassisch einer Kreisfläche von 25 qm, 
der floristische Bestand aufgenommen wird. Die Vorgehensweise wird kompakt am Beispiel 
des Grünlandmonitoring Bayern (LfL 2023; Mayer et al. 2020, Kuhn et al. 2011, Heinz et al. 
2013) beschrieben. Die dort inzwischen über einen Zeitraum von mehr als 20 Jahren durch-
geführten umfangreichen Detailuntersuchungen von mehreren Tausend Flächen des Wirt-
schaftsgrünlandes zielen darauf ab, den Zustand und die räumliche Verteilung der Grünland-
vegetation, deren Veränderungen festzustellen, Zusammenhänge zwischen Standort, Nut-
zung, Artenzahl und Artenzusammensetzung zu erkennen sowie eine Erfolgskontrolle von 
Agrarumweltmaßnahmen durchzuführen. Die mittlere Artenanzahl für Bayern wird mit 20 Ar-
ten angegeben, die Spanne der Einzelergebnisse reicht von drei bis 70 Arten je 25 Quadrat-
meter. Nachgewiesen ist damit der eindeutig negative Zusammenhang zwischen der Arten-
zahl und der Nutzungsintensität, dem geschätzten Ertrag, dem Futterwert und dem Stickstoff-
Zeigerwert. Mit dem Anstieg der Artenzahl steigt die Anzahl der Arten der Roten Liste. Arten-
reiche Flächen weisen 25 und mehr Arten je 25 Quadratmeter auf, Grünland unter 25 Arten 
wird als artenärmer bezeichnet. Artenreiche Bestände befinden sich durchschnittlich auf den 
schlechteren Böden und auf Weiden mit geringerer Besatzdichte (Großvieheinheiten je Hek-
tar). Die 34 Kennarten für artenreiches Grünland in Bayern, das vom Umfang her etwa 20 
Prozent der untersuchten Bestände ausmacht, enthält Tab. 9. 
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Tab. 9: Kennarten für artenreiches Grünland in Bayern (Auszug aus der Tabelle); Beispiel: Bayern 
ab 2023. (LfL 2022) 

Nr. Deutscher Name Wissenschaftlicher Name 

1 Schlüsselblume Primula veris, P. elatior, P. vulgaris 

2 Sumpfdotterblume Caltha palustris 

3 Trollblume Trollius europaeus 

4 Echtes Labkraut Galium verum agg. 

5 Gelb blühende Schmetterlingsblütler* Gelb blühende Fabaceae 

6 
Gelb/orange blühende Korbblütler nur mit 
Zungenblüten*, Ausschluss Wiesen-Lö-
wenzahn 

Cichorioideae, gelbe/orangene Blüte, ohne Ta-
raxacum spec. 

7 Bocksbart Tragopogon spec. 

8 Blutwurz Potentilla erecta 

9 Frauenmantel Alchemilla spec. 

10 Kohldistel Cirsium oleraceum 

11 Margerite Leucanthemum spec. 

12 Steinbrech Saxifraga spec. 

13 Weiß blühende Labkräuter, ohne Kletten-
labkraut 

Galium spec. weiß blühend,  
ohne Galium aparine 

14 Mädesüß Filipendula spec. 

15 Schafgarbe Achillea spec. 

16 Wilde Mähre Daucus carota 

17 Sterndolde Astrantia spec. 

18 Gewöhnliches Leimkraut Silene vulgaris 

19 Kuckucks-Lichtnelke Silene flos-cuculi 

20 Nelke (Dianthus) Dianthus spec. 

21 Flockenblume Centaurea spec. 

22 Schlangen-Knöterich Polygonum bistorta 

23 Bach-Nelkenwurz Geum rivale 

24 Wiesenknopf Sanguisorba minor, S. officinalis 

25 Braunelle Prunella vulgaris, P. grandiflora 

26 Thymian Thymus spec. 

27 Wicke Vicia spec. 

28 Wald-, Wiesen-, Sumpf-Storchschnabel Geranium pratense, G. sylvaticum, G. palustre 

29 Wiesen-Salbei Salvia pratensis 

30 Skabiose / Witwenblume /  
Teufelsabbiss* 

Scabioasa spec. / Knautia spec. /Succisa 
spec. 

31 Teufelskralle Phyteuma spec. 

32 Glockenblume Campanula spec. 

33 Günsel Ajuga spec. 

34 Gamander Ehrenpreis Veronica chamaedrys 



 

Nr. Deutscher Name Wissenschaftlicher Name 

35 Vergissmeinnicht Myosotis spec. 

36 Zittergras Briza media 
* Bei mit Sternchen gekennzeichneten Kennarten sind mehrere ähnliche Arten einer Gattung (z. B: Glocken-
blume) oder bei den Skabiosen, Witwenblumen und Teufelsabbiss auch sehr ähnliche Gattungen zu einer 
Gruppe zusammengefasst. Hier kommt es nicht darauf an, welche der Arten genau gefunden werden. Die 
Gruppe zählt nur einmal. Auch wenn zwei verschiedene Arten der Gruppe auf dem Schlag vorkommen. 

Beispielhaft sind in Tab. 10 die 31 Kennarten aufgeführt, die in Niedersachsen Gegenstand 
besonderer Förderbedingungen zur Erhaltung von pflanzengenetisch wertvoller Grünlandve-
getation sind. Es sollten gestaffelt vier, sechs oder acht dieser Arten nachgewiesen und wei-
tere Bedingungen erfüllt werden (NLEMV 2022) 

Tab. 10: Kennarten für artenreiches Grünland, Bsp. Niedersachsen, Merkblatt zu den besonderen 
Förderbestimmungen (NMELV 2022) 

Nr. Wissenschaftlicher Name Deutscher Name 

1.  Silene flos-cuculi  Kuckucks-Lichtnelke  

2.  Caltha palustris  Sumpfdotterblume  

3.  Ranunculus flammula  Brennender Hahnenfuß  

4.  Bistorta officinalis  Schlangen-Wiesenknöterich  

5.  Achillea ptarmica  Sumpf-Schafgarbe  

6.  Cirsium oleraceum  Kohl-Kratzdistel  

7.  Carex spec. incl. Scirpus spec. und Bolboschoe-
nus spec.  

Seggen, Simsen und Strandsimsen  

8.  Rumex acetosa, R. thyrsiflorus  Großer und Straußblütiger Sauerampfer  

9.  Anthoxanthum odoratum  Gewöhnliches Ruchgras  

10.  Ranunculus acris  Scharfer Hahnenfuß  

11.  Cardamine pratensis  Wiesen-Schaumkraut  

12.  Achillea millefolium  Gewöhnliche Schafgarbe  

13.  Trifolium pratense  Rot-Klee  

14.  Medicago lupulina, Trifolium dubium, T. campes-
tre  

Hopfenklee/Kleiner Klee/Feld-Klee  

15.  Veronica chamaedrys  Gamander-Ehrenpreis  

16.  Lathyrus pratensis  Wiesen-Platterbse  

17.  Vicia cracca  Vogel-Wicke  

18.  Prunella vulgaris  Kleine Braunelle  

19.  Plantago lanceolata  Spitz-Wegerich  

20.  Leucanthemum spec.  Margerite  

21.  Ajuga reptans  Kriechender Günsel  

22.  Centaurea spec.  Flockenblume  

23.  Lotus spec.  Hornklee  

24.  Rhinanthus spec.  Klappertopf  

25.  Galium verum  Echtes Labkraut  
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Nr. Wissenschaftlicher Name Deutscher Name 

26.  Knautia / Scabiosa / Succisa  Witwenblume, Skabiose und Teufelsabbiss  

27.  Luzula spec.  Hainsimse  

28.  Alchemilla spec.  Frauenmantel  

29.  Apiaceae (ohne Anthriscus sylvestris)  Doldengewächse (ohne Wiesenkerbel)  

30.  Galium spec., weißblühend (ohne Galium apa-
rine)  

Labkraut, weißblühend (ohne Kletten-Labkraut)  

31.  Stellaria graminea, S. palustris  Gras- und Sumpf-Sternmiere.  

Nach Einschätzung von Frau S. Dullau, Hochschule Anhalt (mündliche Mitteilung und E-Mail 
v. 15.02.2023), wäre für die Fragestellung einer Standortentscheidung für Solarfreiflächen-
anlagen das Extensivgrünland in artenreich (z. B. mehr als 30 Arten je 25 Quadratmeter) und 
artenarm (z. B. weniger als 15 Arten25 Quadratmeter) zu unterscheiden. Optimal ausgestat-
tete artenreiche Wiesen weisen mehr als 40 Arten je 25 Quadratmeter auf.“ Hinzu kann die 
Kombination mit dem Status des FFH-Lebensraumtyps treten. Die Kombination wäre auch 
deswegen von Vorteil, weil der ganze Flügel des nährstoffreichen Feuchtgrünlands (Calthion) 
leider keinen Status als FFH-Lebensraumtyp hat und Heiden kein Grünland sind. Frau Dullau 
empfiehlt abgeleitet aus persönlichen einschlägigen Erfahrungswerten folgende Differenzie-
rung (s. Tab. 11):  

Tab. 11: Artenreichtum als Standortkriterium: Vorschlag zur Differenzierung von S. Dullau 
Merkmal  Standorteignung 

Vorkommen FFH-LRT Kein potenzieller Standort für PV-Freiflächenanlagen 
oder Agri-PV-Anlagen 

Artenzahl größer 30 je 25 Quadratmeter Kein potenzieller Standort für PV-Freiflächenanlagen 
oder Agri-PV-Anlagen 

Artenzahl 16 bis 29 je 25 Quadratmeter  Einzelfallprüfung 

Artenzahl bis 15 Arten je 25 Quadratmeter Potenziell geeigneter Standort für PV-Freiflächenan-
lagen oder Agri-PV-Anlagen 

Statt der Bezugsgröße von 25 Quadratmetern (klassische Vegetationsaufnahme) könnte 
auch mit der Kennartenzahlmethode für Transekte aus der Grünlandförderung gearbeitet 
werden. 

4.7 Landwirtschaftsgeprägtes Offenland und Avifauna 
Offenlandschaften sind nicht überbaute und nicht durch Gehölze dominierte Gebiete, die in 
Deutschland sehr häufig landwirtschaftlich genutzt werden und sowohl Acker- als auch Grün-
landflächen aufweisen. Intensive großflächige Landnutzungsformen, die Entwässerung von 
Feuchtgebieten, der Einsatz von Großmaschinen u. a. beeinträchtigen diesen Landschafts-
typ in seiner Lebensraumqualität insbesondere für Vögel. Die natürlichen Lebensräume ins-
besondere wiesenbrütender Vogelarten wurden dadurch zunehmend eingeengt, was dazu 
führte, dass ersatzweise und artspezifisch auch alternativ Ackerstandorte mit niedriger oder 
lückenhafter Struktur als Brut- und Nahrungsflächen angenommen werden. Zu diesen im 
Vergleich am stärksten bedrohten Vogelarten zählen in Deutschland u. a. Baum- und Wie-
senpieper, Braun- und Schwarzkehlchen, Dorngrasmücke, Feldschwirl, Gold- und Grauam-
mer, Hauben-, Heide- und Feldlerche, Kiebitz, Neuntöter, Ortolan, Rebhuhn, Sprosser, 
Wachtel, Wachtelkönig und Ziegenmelker (KNE 2021a). Die genannten Vogelarten, aber 
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auch rastende oder überwinternde Zugvögel stehen daher mit großflächigen PV-Freiflächen-
anlagen in einem besonderen Spannungsverhältnis. Einerseits werden Solarparks in der Ag-
rarlandschaft als extensiv genutzte Lebensräume wahrgenommen und zumindest randlich 
und in ausreichend frei gehaltenen Zwischenräumen von diesen Arten als Brutplatz und Nah-
rungsraum angenommen. Viele der Offenlandarten halten aber auch vergleichsweise grö-
ßere Abstände selbst zu natürlichen kulissenbildenden Gehölzstrukturen wie Hecken oder 
Waldrändern ein (Garniel & Mierwald 2012). Es ist daher plausibel, dass insbesondere So-
larparks des „klassischen“ Anlagentyps in eng gestellter Bauweise als kulissenartige Struk-
turen tendenziell eher gemieden werden und nur mehr oder weniger eingeschränkt als Brut- 
und Nahrungshabitat zur Verfügung stehen. Hieraus ergibt sich in der Konsequenz, dass 
kulissenmeidende Offenlandbewohner eine der wenigen spezifizierbaren Artengruppen dar-
stellen, die die Aktivitäten zur Steigerung der Lebensraumeignung von Solar-Freiflächenan-
lagen eher nicht annehmen. Allerdings scheinen die Erkenntnisse aus wissenschaftlichen 
Untersuchungen oder Artenmonitorings immer noch nicht ausreichend eindeutig zu sein, so 
dass sie auch unterschiedlich interpretiert werden können. 

Das Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende hat das seinerzeit vorliegende Ma-
terial zur Beschreibung des Sachstandes zu den Auswirkungen auf bodenbrütende Offen-
landarten gesichtet und aufbereitet (KNE 2021a). Insbesondere die Literaturauswertung, die 
der INSIDE-Studie (Badelt et al. 2020) zugrunde liegt, ist dort eingeflossen. Im Fazit wird 
festgestellt, dass der Wissensstand über die Auswirkungen von Solarparken auf die Eignung 
als Brut- und Nahrungshabitat für bodenbrütende Offenlandvogelarten noch gering und auch 
nur begrenzt verallgemeinerbar ist. Eine Beurteilung ist artspezifisch vorzunehmen und auch 
in Abhängigkeit von den umgebenden Habitatverhältnissen zu interpretieren. Eine weniger 
dichte Bebauung der Solarfelder und ausreichend große Freiflächen, die an die Ansprüche 
der Offenlandarten angepasst gepflegt werden, können die Eignung als Bruthabitat insbe-
sondere für strukturtolerante Arten erhalten, ggf. auch verbessern (s. auch Wilkens 2022). 
Es wird aber davon ausgegangen, dass ein im Ausgangszustand hochwertiger Lebensraum 
für bodenbrütenden Offenlandbewohner bei einer Bebauung mit Modulfeldern nicht an Ort 
und Stelle auszugleichen sein wird. 

Zaplata & Stöfer (2022) betonen, dass PV-Freiflächenanlagen als potenzielles Siedlungsge-
biet für viele Vogelarten des landwirtschaftlich geprägten Offenlandes anzusehen sind, ins-
besondere für solche, deren Rückgang auf die intensive Landwirtschaft zurückzuführen ist. 
Der Vorteil des Solarparks liegt im fehlenden Einsatz von Dünger und Pestiziden, es gibt 
Wildkrautfluren, aber auch offene Rohböden im Kontext niedrig gehaltener Vegetation. Die 
zahlreichen Angaben und Belege zu vorkommenden Vogelarten sind bezogen auf den Le-
bensraum Solarpark nicht immer eindeutig, so dass die Autoren betonen, dass sich viele 
Vorkommen, aber auch das Fehlen von bestimmten Arten maßgeblich aus der Einbettung 
der Anlage in eine Umgebung mit wertigen Habitaten und der jeweiligen Attraktivität der Ha-
bitatstrukturen erklären lassen (u. a. auch Bedeutung der Strukturen an Bahntrasse). Auch 
die Vorgeschichte eines Standortes und die Bruttraditionen können eine Rolle spielen, 
ebenso kann sich das Artenspektrum im Verlauf der Sukzessions- und Vegetationsentwick-
lung wieder zugunsten von zunächst verdrängten Arten verschieben (Beispiele, u. a. zur 
Feldlerche, in Kap. 3.2). Gefordert wird neben dem Einsatz von Regio-Wildpflanzensaatgut 
vor allem der Verzicht auf geschlossene Solarlandschaften zugunsten heterogener und viel-
fältigerer Strukturen und deren Anbindung an Biotopstrukturen außerhalb der Anlage. 

Grundsätzlich wird auch von Offenlandarten insbesondere das gezielt im Sinne eines „Bio-
diversitäts-Solarparks“ entwickelte Lebensraumangebot genutzt (KNE 2021a, auch Peschel 
& Peschel 2023). Letztere beschreiben eine Reihe von Anlagen mit bemerkenswerten Vor-
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kommen, so auch von Bruterfolgen klassischer Offenlandarten wie der Feldlerche, die allge-
meingültige Belegkraft dieser Beobachtungen wird von den Autoren allerdings selbst einge-
schränkt (Peschel & Peschel 2023: 21). Auch Tröltzsch & Neuling (2013:173ff) hatten schon 
früh zusammengefasst, dass die relative Störungsarmut und der Nährstoffentzug die Solar-
felder zu wertvollen Rückzugsräumen auch für Vogelarten der halboffenen und offenen Land-
schaft machen.  

Die Erkenntnisse der Arbeitsgruppe für Tierökologie und Planung (Trautner et al. 2022), die 
jüngst eine sehr umfangreiche Analyse und Wertung des Wissenstandes für die regionalpla-
nerische Steuerung in der baden-württembergischen Region Bodensee-Oberschwaben vor-
gelegt hat, betonen im Gegensatz dazu, dass großflächige Solar-Freiflächenanlagen für ku-
lissenmeidende Vogelarten keine geeigneten Lebensstätten darstellen und Störwirkungen 
unterschiedlich weit in das Umfeld reichen (s. Tab. 12). Das Fehlen von Revieren, die deutlich 
reduzierte Revierzahl oder auch der verminderte Brutverfolg können mögliche Folgen sein 
(Trautner et al. 2022: 32). Kartierungen vor und nach dem Bau von Anlagen werden gegen-
übergestellt und beurteilt, insbesondere im Hinblick auf die Feldlerche. Es wird zusammen-
gefasst, dass insbesondere im Bereich kulissenarmer Ackerflächen oder Acker-Grünlandbe-
reichen der Bau von Solar-Freiflächenanlagen dem Schutz kulissenmeidender bedrohter 
Feldvogelarten entgegensteht. Aus landwirtschaftlicher Sicht wird die Problemlage auch 
dadurch noch verschärft, da für einschlägige ggf. vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen zu-
sätzlich weitere landwirtschaftliche Flächen entzogen bzw. extensiviert werden.  

Tab. 12: Deduktiv abgeleitete Orientierungswerte für Stördistanzen von Freiflächensolaranlagen 
(Trautner et al. 2022:36) 

Art 

Stördistanz, gerechnet 
vom Rand der Modulreihe 
bzw. der umgrenzenden 
Hecke 

Anmerkungen zur Empfehlung 

Feldlerche 75 m 

Für Revierzentren. Innerhalb der Distanz je 
nach Rand- und Umgebungsstruktur eher Ver-
lust oder Reduktion Revierdichte (50 %). Ge-
eignete Randflächen der Anlagen (außerhalb 
der Modulreihen) können (Teil-)Funktion als 
Nahrungsflächen übernehmen. 

Kiebitz 150 m Verlust (100 %) 

Großer Brachvogel und 
besonders sensible 
Rastvogelarten offener 
Landschaften 

300 m Auch auf essenziellen Nahrungs- und sonsti-
gen Aufenthaltsflächen anzuwenden. 

Alle Autoren betonen, dass Randbereiche und bewusste offen gelassene Bereiche innerhalb 
der Modulfelder bei entsprechender Größe auch weiterhin eine Funktion als Nahrungshabitat 
aufweisen können (s. Schlegel 2021: 19, BirdLife 2021: 32, 44). Einige Arten, darunter Raub-
würger, Braunkehlchen und Heidelerche, nutzen die Modultische auch als Sitz- oder Sing-
warte (BirdLife 201: 36, 39ff., 42). Die Eingrünung der Anlagen durch Hecken und Baumrei-
hen, die regelmäßig zur Einbindung in die Landschaft und aus ästhetischen Gründen vorge-
nommen wird, kann sich jedoch auch negativ auf einzelne Arten, zum Beispiel Feldlerche 
und Kiebitz, auswirken (Schwaiger & Burbach 2022). Auch durch die Vertikalstrukturierung 
kann es zu einer Vergrämung einzelner Arten (z. B. Wachtel) kommen (BirdLife 2021: 32, 
39ff.). Andere Arten (Braunkehlchen, Bluthänfling) hingegen nutzen die Gestelle oder Modul-
tische gelegentlich auch als Brutplatz (BirdLife 2021: 39ff., 43).  
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Auch das Rebhuhn bevorzugt offene, extensiv genutzte Vegetationsflächen für die Brut. Aus 
den Erkenntnissen langjähriger biologischer Forschung wurde das Rebhuhn „pv-spezifisch“ 
beurteilt (Biologische Schutzgemeinschaft Göttingen 2023). Es wird davon ausgegangen, 
dass wohl ausschließlich breitere Brachstreifen am Rande des Solarparks als Brutplätze ge-
eignet sein können. Allerdings sehen die Experten in der hohen Zahl von potenziellen An-
sitzwarten (Modulkanten, Zäune) ein erhöhtes Prädationsrisiko, da Krähen und Greifvögel 
eine gute Einsicht in das Gelände bekommen können. Als mögliche Lösung wird keine sicht-
verschattende Hecke, sondern eine Erhöhung der Rundum-Einsehbarkeit gefordert, konkret 
ein mindestens 20 m breiter Brachstreifen auch außerhalb des Zauns vorgebracht. 

Schwaiger & Burbach (2022) kommen zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass nur wenige 
Arten der offenen Kulturlandschaften die mit Modulen bestellten Flächen als essenzielle Teile 
ihrer Reviere nutzen und darin brüten. Bachstelze und Hausrotschwanz gehören zu den we-
nigen Arten, von denen Bruten an den Modultischen gefunden wurden. Diese Arten brüten 
jedoch regelmäßig an von Menschen gemachten Strukturen. Weiterhin beschreiben die Au-
toren, dass Arten, die beispielsweise Einzelgehölze, Röhrichte oder Hochstauden als Brut-
platz benötigen, diese nutzen könnten, wenn die entsprechenden Elemente im Solarpark 
belassen werden oder gleichwertige Strukturen neu entstehen. Dies gilt beispielsweise für 
Dorngrasmücke, Neuntöter und Goldammer in Bezug auf Einzelgehölze und für Blaukehl-
chen und Rohrsänger hinsichtlich Hochstauden und Röhrichten. Verlierer sind die am Boden 
brütenden Feldvogelarten wir Feldlerche und Kiebitz, die Arten meiden Solarparks weitest-
gehend. Bruten sind im Einzelfall an verbreiterten Stellen oder großen Zwischenräumen zwi-
schen den Modulen möglich, im unmittelbaren Bereich der Modulreihen aber sehr unwahr-
scheinlich. Flächenverluste bzw. der Verlust potenzieller Bruthabitate betreffen unter ande-
rem Feldlerche, Wiesenschafstelze, Rebhuhn und Kiebitz (Schwaiger & Burbach 2022: 36). 
Die Vermeidung von Konflikten kann und muss zunächst über die Wahl konfliktärmerer An-
lagenstandorte geschehen. Neben Standorten über bestehenden Intensivkulturen und auf 
vielschürigem Intensivgrünland oder Intensiväckern werden Standorte in durch höhere Ge-
hölze bzw. Gehölzreihen und Hecken stark gekammerten Landschaften, sofern sie denn vor-
handen sind, als konfliktvermeidend bevorzugt (Trautner et al. 2022).  

Die Beurteilung der Offenlandschaften hinsichtlich ihrer Eignung als Standort für eine Solar-
Freiflächenanlage muss diese eher großräumigen landschaftlichen Rahmenbedingungen 
berücksichtigen, wobei vielfach die landschaftstypologischen Übergänge in den Agrarland-
schaften fließend sind und deshalb die Einzelfallbeurteilung die regelhafte Vorgehensweise 
sein sollte. Um den negativen Bestandsentwicklungen, die seit einigen Jahren bei den Wie-
senbrütern zu beobachten sind, grundsätzlich entgegen zu wirken, haben einige Bundeslän-
der Wiesenbrütergebiete identifiziert, zum Teil in Verbindung mit Artenhilfsprogrammen, und 
Schutzmaßnahmen beschrieben (LfU BY 2023a, LfU BB 2023). In Bayern gelten Wiesenbrü-
tergebiete gemeinhin als Ausschlussgebiete für Solar-Freiflächenanlangen (LfU BY2023b: 
11). In Abhängigkeit des Umfangs der Wiesenbrütergebiete und möglicher Überlagerungen 
mit zum Beispiel benachteiligten Gebieten, RAMSAR-Gebieten oder wiederzuvernässenden 
Mooren ist zu prüfen, ob Gebiete für Wiesenbrüter auch bundesweit als Ausschlussgebiete 
behandelt werden können.  

4.8 Zwischenergebnis 
Angesichts einer Vielzahl geeigneter und weit weniger naturschutzrelevanter Standortalter-
nativen sollen bestehende und insbesondere artenreiche Grünlandbiotope nicht als Stand-
orte für Solarfreiflächenanlagen genutzt werden. Vergütungsrechtlich sollte diese Vorgabe 
für alle Anlagentypen gelten. Die unterschiedliche Behandlung bei der Sicherung wertvoller 
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Grünlandstandorte zwischen „klassischen Anlagenkonzepten“ und Konzepten der besonde-
ren Solaranlagen insbesondere der Agri-PV, wie es zumindest noch im geltenden EEG 2023 
der Fall ist, kann und soll aufgelöst werden. Hochwertiges Grünland wäre einheitlich ge-
schützt, wenn sowohl die Förderung der Freiflächen-PV im EEG als auch die raumplaneri-
schen Standortkonzepte darauf ausgerichtet werden, dass keine Flächen für PV gefördert 
bzw. ermittelt werden auf Grünlandflächen, die 

• als Biotope mit besonderer Bedeutung gemäß § 30 BNatSchG geschützt sind oder 

• als Lebensraumtypen des Anhang I der FFH-Richtlinie im Sinne des § 19 
BNatSchG und des Umweltschadensgesetzes besonders zu berücksichtigen sind 
oder 

• mindestens einen hohen Biotopwert im Sinn des § 5 Absatz 2 Nummer 4 der Bun-
deskompensationsverordnung bzw. der jeweils entsprechenden Landesvorschrif-
ten aufweisen. 

Eine weitergehende Aufwertung ist auf diesen Flächen ebenso wenig zu erwarten wie die 
Erhaltung der Biotopqualität auf gesamter Fläche. Diese naturschutzfachliche Zielvorgabe 
steht aber nicht den Erkenntnissen entgegen, dass gezielt auf eine hohe Biotopqualität mit 
ausgeprägter Biodiversität hin entwickelte Solarparks ihrerseits eine hohe Bedeutung als Le-
bensraum für einen Großteil der Fauna der Agrarlandschaften innerhalb einer intensiv ge-
nutzten Agrarlandschaft haben können. 
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5 Erstellung einer Bewertungsmatrix anhand des ökologischen 
Flächenpotenzials von PV-Freiflächenanlagen 

Um einen schnellen Überblick über die verschiedenen Freiflächenanlagen und deren Auf-
wertungspotenzial auf unterschiedlichen Standorten vermitteln zu können, wurde eine Matrix 
entwickelt. Es werden sieben unterschiedliche Anlagenkonzepte miteinander verglichen und 
das Aufwertungspotenzial des jeweiligen Anlagenkonzepts, das durch die Änderung der Nut-
zung oder der Nutzungsintensität die mit der Installation der Freiflächenanlage einhergeht, 
auf bis zu 14 verschiedenen Standorttypen eingeschätzt.  

Die Einschätzung des Aufwertungspotenzial auf dieser übergeordneten Ebene berücksichtigt 
nicht ggf. wirkungsverstärkende Aspekte wie 

• die Anlagengröße, 

• den Naturraum,  

• Charakteristika und Maßstäblichkeit des Landschaftsraums sowie  

• kumulative Wirkungen. 

Wie stark sich die abiotischen und biotischen Standortfaktoren durch den Bau einer Freiflä-
chenanlage verändern, hängt maßgeblich von der Ausgangssituation, dem Vorgehen bei der 
Errichtung der Anlage und von der Planung der Freiflächenanlagen, einschließlich der Ver-
meidungs- und Kompensationsmaßnahmen, ab. 

Tab. 13 fasst die Merkmale der Anlagentypen, die zuletzt auch die EEG-Debatten prägten, 
kurz zusammen. Eine ausführlichere Beschreibung erfolgt in Kapitel 5.1. Es werden drei ver-
schiedene Formen der Agri-PV, eine Form der „Biodiversitätsfördernden PV“ und drei Vari-
anten der „klassischen“ Freiflächenanlagen betrachtet. Eine eindeutige Abgrenzung der ver-
schiedenen Anlagekonzepte ist allerdings schwierig, die Übergänge sind fließend, eine ein-
heitliche und verbindliche Definition der „Sonderformen“ fehlt. Im EEG 2023 werden Vorga-
ben zu technischen Merkmalen und Anforderungen an die Bewirtschaftung gestellt13, an die 
die Vergütung gebunden ist. 

Die Matrix ist so aufgebaut, dass die Standorttypen in Spalten und die Anlagetypen in Zeilen 
aufgetragen sind. Im Feld der jeweiligen Kombination werden Hinweise zu einer möglichen 
zukünftigen Nutzung, einer Umwandlung oder Anpassung der Nutzungsintensität gegeben. 
Wenn dort der Hinweis „qualifiziertes Entwicklungskonzept für Leit-/Zielarten“ steht, soll die 
zukünftige Nutzung standortgerecht und auf Leit- und Zielarten (Flora und Fauna) abge-
stimmt sein, nicht immer ist Extensiv- oder Biotopgrünland die ideale Wahl. Eine weitere 
Möglichkeit besteht darin, dass von einem „vollständigen / überwiegenden Verlust bzw. Teil-
verlust wertvoller Acker-/Grünlandbiotope“ ausgegangen wird. Ist die Ausgangssituation be-
reits hochwertig, kann durch Maßnahmen gegebenenfalls der Status quo erhalten oder ein 
gleichwertiger Biotoptyp geschaffen werden, aber eine ökologische Verbesserung und der 
Erhalt bestimmter Biotoptypen erscheinen schwierig.  

 
13  Siehe dazu auch die Festlegungen der Bundesnetzagentur gemäß § 85c EEG 2023 i. V. m. § 37 Abs. 1 Nr. 3 

EEG 2023, die Festlegungen zu besonderen Solaranlagen auf Ackerflächen, landwirtschaftlichen Flächen mit 
Dauerkulturen oder mehrjährigen Kulturen und auf Parkplatzflächen mit dem Aktenzeichen 8175-07-00-21 
(Stand Oktober 2021) haben weiterhin Bestand und werden durch die Festlegungen zu besonderen Solaran-
lagen auf Grünland und entwässerten Moorböden (Aktenzeichen 4.08.01.01/1#4) ergänzt 
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Tab. 13: Merkmale der Anlagentypen 

 Grundflä-
chenzahl 

Bodenfrei-
heit [m] 

Reihenab-
stand [m] 

Modul-
tischtiefe  

Sonstiges 

Agri-PV, Kat. I  
DIN-SPEC 91434 > 0,4-0,8 ≥ 2,10 * 3,0 - 5,0 m Ackerbau, Sonderkulturen, 

Grünlandwirtschaft, Weide 

Agri-PV, Kat. II  
DIN-SPEC 91434 < 0,2 0,3 - 0,8 m ≥ 8,0 < 0,5 - 

5,0 m 
Ackerbau,  
Grünlandwirtschaft, Weide  

Extensive Agri-PV14 

≤ 0,8 ≥ 2,10 m * 3,0 - 5,0 m Ackerbau, Grünlandwirt-
schaft; Reduktion von Dün-
gemittel um 20 %, 5 % der 
Fläche als Blüh- bzw. Alt-
grasstreifen  

≤ 0,2 ≥ 0,8 m ≥ 8,0 < 0,5 m 

Solarpark mit  
besonderen  
Biotopfunktionen 

≤ 0,4 0,8 m 4,5 - 8,0 ** ≤ 3,5 m 
Standortgerechtes Ent-
wicklungs- und Pflegekon-
zept*** 

Freiflächenanlage  
weit gestellt ≤ 0,6 0,8 m 3,5 - 6 3,0 - 5,0 m Extensivgrünland, ggf. 

auch Biotopgrünland 

Freiflächenanlage  
eng gestellt >0,6-0,8 0,5 - 0,8 m 2,5 - 3, 5 5,0 m 

Pflege vermeidet Verschat-
tungseffekt durch hohen 
Bewuchs 

Ost-West-Anlage  
(ertragsoptimiert) 0,8 0,3 - 0,5 m < 2,0 5,0 m 

Dachartige Bauweise, eher 
geringwertiges Grünland 
zwischen den Modulreihen 

* Der Reihenabstand hängt vom vorhandenen Fuhrpark und den Kulturen ab, die angebaut werden sollen. 
** Der Reihenabstand dient hier nur zur Orientierung. Wenn das Leit- und Zielartenkonzept dies vorsieht, kann 

auch ein kleinerer Reihenabstand gewählt werden, um größere Bereiche zwischen den Modulfeldern frei zu 
halten 

*** Das Entwicklungs- und Pflegekonzept soll am Standort und den jeweiligen Leit- und Zielarten (Flora. Fauna) 
ausgerichtet werden 

Die Ausgangssituationen, die für die Bewertung in der Matrix herangezogen werden, finden 
sich in den Beschreibungen der verschiedenen Standorte in Kapitel 5.2 wieder. 

Darüber hinaus wird durch eine farbliche Codierung der Felder eine erste Einschätzung zum 
Aufwertungspotenzial, das mit der Kombination aus Standort und Anlagentyp einhergeht, 
gegeben (siehe dazu Tab. 14). 

Tab. 14: Farbliche Codierung des potenziellen Aufwertungspotenzials  
Farbcode Aufwertungspotenzial 

dunkel-
blau gezieltes Management für Aufwertung erforderlich; o = ggf. mit Wiedervernässung 

olivgrün deutliche Aufwertung (ggf. zusätzliche Maßnahmen) 

grün mittlere Aufwertung (ggf. zusätzliche Maßnahmen) 

hellgrün geringe Aufwertung (durch Änderung der Nutzung bzw. der Nutzungsintensität) 

grüngrau positiv, weil keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme erfolgt, Aufwertungspotenzial vom Ein-
zelfall abhängig 

senfgelb bei Kompensation innerhalb der Fläche (auf max. 10 - 15 % der Fläche) keine nennenswerte 
Aufwertung möglich 

 
14  gem. Entwurf zu § 38b EEG 2023 im Solarpaket 1, Stand 16.08.2023 



 

Farbcode Aufwertungspotenzial 

rosa keine Aufwertung 

blassrot Verschlechterung 

grau Kombination aus Anlagentyp und Ausgangssituation ist nicht sinnvoll 

Begriffsklärung: 
• Extensivgrünland: 

○ Als Extensivgrünland werden hier extensiv genutzte oder gepflegte Grünlandge-
sellschaften verstanden, beispielhaft zu nennen sind artenreiche (Mäh-)Weiden 
frischer Standorte oder Grünlandbrachen, die einen hohen Biotopwert gemäß der 
Bundeskompensationsverordnung aufweisen.  

• Biotopgrünland: 

○ Als Biotopgrünland werden hier Grünlandgesellschaften verstanden, die den 
Wertstufen „sehr hoch“ oder „hervorragend“ der Bundeskompensationsverord-
nung zugeordnet werden. Beispielhaft zu nennen sind artenreiche Mähwiesen fri-
scher Standorte, Borstgrasrasen, beweidete oder gemähte Sandtrockenrasen so-
wie Halbtrockenrasen, Pfeifengraswiesen und bewirtschaftetes Feucht- und 
Nassgrünland. Zum Teil sind besondere Standorteigenschaften mit der erfolgrei-
chen Etablierung und/oder dem Erhalt von Biotopgrünland verbunden. 

• Technisch überprägtes Grünland: 

○ Beim technisch überprägten Grünland ist mehr als die Hälfte bis weniger als 75 
Prozent der Fläche (etwa zwei Drittel) durch die Freiflächenanlage verändert, es 
gibt jedoch noch Bereiche in denen sich die Vegetation vergleichsweise ungestört 
entwickeln kann. Durch die Bauweise der Anlage kommt auch unter den Modulen 
noch etwas Licht an und ermöglicht ein Pflanzenwachstum.  

• Technische Anlage dominiert: 

○ Bei Freiflächenanlagen, die etwa drei Viertel der Fläche und mehr einnehmen, ist 
davon auszugehen, dass die technische Anlage die Vegetationsfläche dominiert. 
Zwischen den Modulreihen und im Randbereich wird sich noch Vegetation entwi-
ckeln, unterhalb der Module wird bei der dachartigen Bauweise nur in den Rand-
bereichen eine Vegetationsentwicklung stattfinden können. Aufgrund der gerin-
geren Bodenfreiheit (Höhe zwischen Bodenoberfläche und Modulunterkante) ist 
es erforderlich, die Flächen regelmäßig zu mähen oder zu beweiden, da es sonst 
bei wüchsigen Pflanzen zu Modulverschattungen kommt.  

• Rote Gebiete: 

○ Als „Rote Gebiete“ werden Gebiete bezeichnet, die einer hohen Belastung durch 
Nährstoffeinträge (Nitrat und Phosphat) ausgesetzt sind und von dem jeweiligen 
Bundesland gemäß § 13a Düngeverordnung als solche ausgewiesen worden sind 
(siehe dazu ausführlich in Kapitel 5.2.4.3).  
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Tab. 15: Bewertungsmatrix 

         Ausgangs- 
       situation 

Anlagentyp 

sonstige 
Landwirtschaft 

Acker Acker oder Grünland Grünland Konversionsflächen 
Sonderflächen, sonstige bauliche 

Anlagen 

Gemüseanbau 
Sonderkulturen 

intensiv 
bewirtschaftet 

extensiv 
bewirtschaftet 

naturschutz- 
relevant 

"Rote Gebiete" 
(Fokus: 

Grundwasserschutz) 

drainierte 
Moorböden 

(Fokus: Kohlenstoff-
dioxid-Speicherung) 

intensive Nutzung extensive Nutzung Biotopgrünland hohe Versiegelung 
geringe 

Versiegelung 
hoher ökologischer 

Wert 
Deponien, Halden Lärmschutzwälle 

Ost-West-Anlage 
(ertragsoptimiert) 

technische Anlage 
dominiert 

technische Anlage 
dominiert 

vollständiger 
Verlust wertvoller 

Ackerbiotope 

technische Anlage 
dominiert 

technische Anlage 
dominiert 

technische Anlage 
dominiert 

vollständiger 
Verlust 

hochwertiger 
Grünlandbiotope 

vollständiger 
Verlust 

hochwertiger 
Grünlandbiotope 

* 
Teilflächen-

entsiegelung 

vollständiger 
Verlust 

hochwertiger 
Biotope 

* * 

Potenzielle Änderung der N
utzung / der N

utzungsintensität

Freiflächenanlage 
eng gestellt 

technisch 
überprägtes 

Grünland 

technisch 
überprägtes 

Grünland 

vollständiger 
Verlust wertvoller 

Ackerbiotope 

technisch 
überprägtes 

Grünland 

technisch 
überprägtes 

Grünland 

technisch 
überprägtes 

Grünland 

technisch 
überprägtes 

Grünland 

vollständiger 
Verlust 

hochwertiger 
Grünlandbiotope 

* 
Teilflächen-

entsiegelung, 
Grünland 

vollständiger 
Verlust 

hochwertiger 
Biotope 

* * 

Freiflächenanlage 
weit gestellt 

Extensivgrünland Extensivgrünland 
überwiegender 

Verlust wertvoller 
Ackerbiotope 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

Extensivierung, ggf. 
Umwandlung von 
Acker zu Grünland 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

Biotopgrünland 

überwiegender 
Verlust 

hochwertiger 
Grünlandbiotope 

* 

Teilflächen-
entsiegelung, 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

* * 

Freiflächenanlage 
mit besonderen 

Biotopfunktionen 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland mit 

Brachstreifen 

qualifiziertes 
Entwicklungs-

konzept für Leit-
/Zielarten 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

qualifiziertes 
Entwicklungs-

konzept für Leit-
/ZielartenO 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

qualifiziertes 
Entwicklungs-

konzept für Leit-
/Zielarten 

Teilverlust 
hochwertiger 

Grünlandbiotope 

Extensiv- oder 
Biotopgrünland 

qualifiziertes 
Entwicklungs-

konzept für Leit-
/Zielarten 

* 

Agri-PV, Kat. I 
DIN- SPEC 91434 

(horizontal) 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

überwiegender 
Verlust 

hochwertiger 
Grünlandbiotope 

Agri-PV, Kat. II 
DIN- SPEC 91434 

(vertikal) 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Beibehaltung der 
Nutzung 

Teilverlust 
hochwertiger 

Grünlandbiotope 

Extensivere 
Agri-PV 

Reduktion von 
Düngemitteln, 
Verzicht auf 
Herbizide, 

Blühstreifen (5 %) 

Reduktion von 
Düngemitteln, 
Verzicht auf 
Herbizide, 

Blühstreifen (5 %) 

qualifiziertes 
Entwicklungs-

konzept für Leit-
/Zielarten 

Reduktion von 
Düngemitteln, 
Verzicht auf 

Herbizide, Altgras- 
/Blühstreifen (5 %) 

Reduktion von 
Düngemitteln, 
Verzicht auf 

Herbizide, Altgras- 
/Blühstreifen (5 %) 

Reduktion von 
Düngemitteln, 
Verzicht auf 

Herbizide, Altgras-
streifen (5 %) 

Reduktion von 
Düngemitteln, 
Verzicht auf 

Herbizide, Altgras-
streifen (5 %) 

Teilverlust 
hochwertiger 

Grünlandbiotope 

Beschreibung der Anlagentypen 
Ost-West-Anlage (ertragsoptimiert) GRZ 0,8; Doppelreihen (dachartig), Reihenabstand < 2 m; Mahd o. Beweidung um Module freizuhalten 

Freiflächenanlage eng gestellt GRZ > 0,6 - 0,8; Einzelreihen; Reihenabstand 2,5 - 3,5 m; Grünlandnutzung; Mahd o. Beweidung 

Freiflächenanlage weit gestellt GRZ ≤ 0,6; Einzelreihen; Reihenabstand > 3,5; Grünlandnutzung; Mahd o. Beweidung 

Solarpark mit besonderen Biotopfunktionen GRZ ≤ 0,4; standortgerechtes Pflege- und Entwicklungskonzept; standortgerechte Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität; Mahd od. Beweidung 

Agri-PV, DIN-SPEC 91434 Kat. I  GRZ > 0,4 - 0,8; lichte Höhe > 2,1 m; horizontale Ausrichtung, ggf. nachgeführte Module; Reihenabstand von Feldfrucht / Kultur abhängig; Ackerbau, Sonderkulturen, Obstbau 

Agri-PV, DIN-SPEC 91434 Kat. II GRZ < 0,2; vertikale oder nachgeführte Module, bodennah, Einzelreihen; Reihenabstand mind. 8 m; Ackerbau, Grünlandwirtschaft, Weide 

Extensivere Agri-PV GRZ < 0,2 - 0,8; vertikale oder horizontale Ausrichtung, bodennah oder hochaufgeständert, Anforderungen des §38b Abs. 1a EEG 2023 GE 

Einschätzung der Veränderung des Biotopbestandes (Aufwertungspotenzial)
gezieltes Management für Aufwertung erforderlich; o = ggf. mit Wiedervernässung  
deutliche Aufwertung (ggf. zusätzliche Maßnahmen) 
mittlerer Aufwertung (ggf. zusätzliche Maßnahmen) 
geringe Aufwertung (durch Änderung der Nutzung bzw. der Nutzungsintensität)  

 * positiv, weil keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme erfolgt, Aufwertungspotenzial vom Einzelfall abhängig  
keine Aufwertung 
Verschlechterung 
Kombination aus Anlagentyp und Ausgangssituation ist nicht sinnvoll 
bei Kompensation innerhalb der Fläche (auf max. 10 - 15 % der Fläche) keine nennenswerte Aufwertung möglich 
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5.1 Anlagenkonzepte von Freiflächenanlagen 
5.1.1 Ost-West-Anlagen 
Zwei Modulreihen, die dachförmig, mit flachem Neigungswinkel zueinander montiert werden, 
bilden bei sogenannten Ost-West-Anlagen eine Einheit. Die Modulflächen sind dabei nach 
Osten und Westen ausgerichtet, die Leistungsspitzen liegen daher nicht in der Mittagszeit, 
sondern am Vor- und Nachmittag. Aufgrund der geringen Verschattungseffekte braucht es 
keine großen Reihenabstände. Durch die dachförmige Anordnung der Module und die gerin-
gen Reihenabstände lassen sich die Flächen optimal ausnutzen (siehe auch Abb. 4). Die 
Leistung der einzelnen Module ist etwas geringer als bei südausgerichteten Modulen, durch 
die dachartige Bauweise und die optimale Ausnutzung der Fläche kann die Leistung der 
Freiflächenanlage insgesamt im Vergleich jedoch nahezu verdoppelt werden (IBC-Solar 
2013). Ost-West-Anlagen werden zukünftig vermutlich stärker in den Fokus rücken, da sie 
durch die verschobenen Leistungsspitzen positiv auf die Netzauslastung wirken können und 
einige Netzbetreiber mittlerweile zusätzliches Entgelt für eine Einspeisung zu Spitzenzeiten 
verlangen. Darüber hinaus können sie, wie bisher auch, attraktiv sein, wenn der Strom an 
größere Abnehmer direkt vermarktet wird.  

Der Anteil der Fläche, der von Modulen überstellt ist, ist entsprechend groß und lag in der 
Vergangenheit regelmäßig bei 80 Prozent oder mehr. Hinzu kommen Flächen, die für Ne-
benanlagen (Transformatoren, etc.) benötigt werden. Dies entspricht einer Grundflächenzahl 
(GRZ) von 0,8. Diese Bauweise führt zu starken Verschattungseffekten und zu einer starken 
Veränderung der Niederschlagsverteilung, sodass sich unter den Modulen kaum noch Ve-
getation entwickeln kann. Dieser Effekt wird noch verstärkt, wenn ein geringer Abstand, z. B. 
unter 50 Zentimetern, zwischen Modulunterkante und Bodenoberfläche gewählt wird. Der 
Pflegeaufwand ist eher gering, da kaum Flächen vorhanden sind, die eine ungestörte Vege-
tationsentwicklung zulassen. Die Anlagen sind standardmäßig aus Versicherungsgründen 
umzäunt. Die Zäunung sollte so gestaltet sein, dass sie durchlässig für Kleintiere ist. 

Tab. 16: Anlagenkonfiguration einer ertragsoptimierten Ost-West-Anlage 
GRZ Bauweise Bodenfreiheit  Modultischtiefe Reihenabstand 

0,8 Doppelreihen,  
dachartig 0,3 - 0,5 m 5 m < 2 m 

5.1.2 Süd bis Süd-West ausgerichtete Freiflächenanlagen 
„Klassische“ Photovoltaik-Freiflächenanlagen werden meist nach Süden oder Süd-Westen 
ausgerichtet. Die Module werden in einzelnen Reihen installiert, zwischen den Modulreihen, 
in den Randbereichen und unterhalb der Module findet meist eine Grünlandnutzung statt. Die 
Module sind bodennah aufgeständert, zur guten Praxis gehört ein Abstand von ca. 80 Zenti-
metern zwischen Geländeoberfläche und Modulunterkante. Dies ermöglicht sowohl eine Be-
weidung mit Schafen als auch eine Mahd unterhalb der Modultische. Aus versicherungstech-
nischen Gründen sind die Freiflächenanlagen eingezäunt, dabei ist die Durchlässigkeit für 
Kleintiere zu gewährleisten. Die Grünlandentwicklung erfolgt meist durch Selbstbegrünung, 
Mahdgutübertrag oder Ansaat, die anschließende extensive Nutzung oder Pflege ist regel-
mäßig Bestandteil des Maßnahmenkonzeptes. Gleiches gilt für den Verzicht auf Düngemittel 
und Pestizide innerhalb der Freiflächenanlage. 
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5.1.2.1 Eng gestellte Modulreihen 
In Abhängigkeit des Neigungswinkels und der Tiefe der Modultische wird der Reihenabstand 
so gewählt, dass keine oder nur geringe Verschattungseffekte auftreten. Für die Betrachtun-
gen wird ein Reihenabstand von zweieinhalb bis dreieinhalb Meter für diesen Anlagentyp 
angenommen. Der Anteil der Fläche, die von den Modulen überstellt oder mit Nebenanlagen 
bebaut ist, liegt bei über 60 bis 80 Prozent, das entspricht einer Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,8. Die gewählte Anlagenkonfiguration wirkt sich durch die großflächige Verschattung und 
die veränderte Niederschlagsverteilung deutlich auf die Standortverhältnisse aus. Die Ver-
änderung der abiotischen Standortfaktoren (Licht-, Wasserverfügbarkeit, Temperatur, usw.) 
haben wiederum großen Einfluss auf die Artenzusammensetzung. 

Tab. 17: Anlagenkonfiguration einer eng gestellten Freiflächenanlage. 
GRZ Bauweise Bodenfreiheit Modultischtiefe Reihenabstand 

0,8 Einzelreihen 0,8 m 5 m 2,5 - 3,5 m 

5.1.2.2 Weit gestellte Modulreihen  
Bei weitgestellten Freiflächenanlagen werden deutlich größere Reihenabstände gewählt, für 
die Betrachtungen hier im Bericht werden Reihenabstände zwischen dreieinhalb und sechs 
Metern angenommen. Die Fläche, die von Modulen überstellt oder durch Nebenanlagen 
überbaut ist, soll einen Anteil von höchstens 60 Prozent an der Gesamtfläche haben, dies 
entspricht einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6. Die größeren Reihenabstände führen zu 
breiteren besonnten Streifen zwischen den Modulreihen und stellen insgesamt natürlichere 
Standortverhältnisse dar, da die Licht- und Wasserverfügbarkeit weniger eingeschränkt ist. 
In Kombination mit der richtigen Pflege oder einer extensiven Nutzung können standorttypi-
sche Arten gefördert werden. Dies gilt nicht nur für die verschiedenen Pflanzenarten, sondern 
insbesondere auch für die Insektenfauna. Durch das „Mehr“ an Fläche, das frei von Solar-
modulen bleibt, können regelmäßig auch Kompensationsmaßnahmen der Solaranlage inner-
halb der Fläche umgesetzt werden, beispielsweise können zusätzliche Strukturelemente ge-
schaffen werden.  

Tab. 18: Anlagenkonfiguration einer weit gestellten Freiflächenanlage. 
GRZ Bauweise Bodenfreiheit Modultischtiefe Reihenabstand 

0,6 Einzelreihen 0,8 m 3 - 5 m 3,5 - 6 m 

5.1.3 Freiflächenanlagen mit besonderen Biotopfunktionen15 
Damit Freiflächenanlagen besondere Biotopfunktionen erfüllen können, die über den „Stan-
dard“ eines extensiv genutzten Grünlandes hinaus gehen und einen ökologischen Mehrwert 
generieren, sollte ein standortgerechtes, auf Leit- und Zielarten basierendes Pflege- und Ent-
wicklungskonzept erarbeitet werden. Durch die Umsetzung der Maßnahmen soll mittelfristig 
eine Aufwertung des Standortes erfolgen, die nicht den Status quo wiederherstellt, sondern 
zu einer ökologischen Verbesserung am Standort und im angrenzenden Landschaftsraum 
führt (z. B. Steigerung der Habitat- und Artenvielfalt, Lebensraumvernetzung). Das Delta zwi-
schen Ausgangssituation und Zielzustand (dem Zustand nach Umsetzung der Maßnahmen), 

 
15  Das Solarpaket 1 zur EEG-Novelle 2023 umfasst auch eine Verordnungsermächtigung, um bis Ende März 

2024 die Anforderungen an die „Biodiversitäts-PV“ als besonders naturverträgliche Variante der PV-Freiflä-
chenanlagen zu definieren. Die Verordnung soll sowohl ökologische als auch technische Anforderungen ad-
ressieren. Siehe dazu auch unter https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/Energieversorgung/details-so-
larpaket.html  
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das über die Umsetzung von Kompensationsmaßnahmen entsprechend der Eingriffsrege-
lung hinaus reicht, ist also ein wesentlicher Parameter, um eine Freiflächenanlage mit be-
sondere Biotopfunktionen zu definieren und den Erfolg zu überprüfen. 

Bereits die Wahl des Standortes kann einen Beitrag leisten, denn auch übergeordnete The-
men, wie der Biotopverbund oder Leitbilder für die Landschaftsentwicklung sollten in die An-
lagenplanung einbezogen werden. Eine maßstabs- und landschaftsgerechte Größendimen-
sionierung trägt ebenfalls dazu bei. Die überbaute Fläche sollte höchstens 40 Prozent der 
Gesamtfläche betragen, damit sich eine standortgerechte Vegetation entwickeln kann und 
die Lebensraumverluste gering bleiben. Ob dafür große Reihenabstände gewählt werden 
oder einzelne Modulfelder eher eng bebaut werden, um größere Freiflächen zu schaffen, 
sollte von den Leit- und Zielarten abhängen. Je nach Größe des Solarparks ist es auch vor-
stellbar, einen Teil der Modulfelder mit größeren Reihenabständen zu versehen und einzelne 
Modulfelder enger zu stellen, um so die Randbereiche großzügig gestalten zu können. Die 
Freiflächen stehen zudem für interne Kompensationsmaßnahmen zur Verfügung. Auch das 
Einbringen oder der Erhalt von verschiedenen Biotopstrukturen, beispielsweise Offenboden-
stellen, Lesesteinhaufen, Trockenmauern, Totholz, temporärer und dauerhafte Kleingewäs-
ser, Brachstreifen, Ackerstreifen, Altgrasstreifen usw. kann sich positiv auf die Funktionsfä-
higkeit des Standortes und die Habitatqualität auswirken. Auch hierbei gilt, dass die Auswahl 
der Strukturelemente sich an den natürlichen Standortbedingungen und den Leit- und Ziel-
arten orientieren sollte. Dass auch die üblichen Standards, wie zum Beispiel der Verzicht auf 
Düngemittel und Pestizide oder eine für Kleintiere durchlässige Umzäunung eingehalten wer-
den, wird an dieser Stelle vorausgesetzt. Die richtige Pflege ist Grundvoraussetzung dafür, 
dass die Flächen sich gut entwickeln können. Daher sollte ein Mahd- oder Beweidungskon-
zept, dass in regelmäßigen Abständen angepasst wird, obligatorisch sein. Um den Erfolg der 
Maßnahmen zu dokumentieren und bei Bedarf nachbessern zu können, ist regelmäßig eine 
Erfolgskontrolle der Maßnahmenumsetzung durchzuführen. Die Erkenntnisse daraus sollten 
einem möglichst breiten Kreis zugänglich gemacht werden.  

Tab. 19: Anlagenkonfiguration eines „Biodiversitäts-Solarparks“ 
GRZ Bauweise Bodenfreiheit Modultischtiefe Reihenabstand 

≤ 0,4 
Abhängig vom 
Pflege- und Ent-
wicklungskonzept  

0,8 m 3,5 m 

Abhängig vom 
Pflege- und Ent-
wicklungskonzept, 
mindestens 3,5 m 

5.1.4 Agri-PV-Anlagen 
Agri-PV-Anlagen kombinieren die Solarstromproduktion mit der Produktion landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse zur selben Zeit auf derselben Fläche. Durch die Doppelnutzung soll die 
Flächenkonkurrenz, die ganz allgemein auf Flächen der Landwirtschaft herrscht, entschärft 
werden. Darüber hinaus wird erwartet, dass die kombinierte Nutzung der Landwirtschaft Vor-
teile bei der Anpassung an den Klimawandel bringt, da bei horizontal montierten Modulen 
einerseits durch die Verschattung die Verdunstung reduziert werden kann und andererseits 
ein zusätzlicher Schutz vor Extremwetterereignissen geschaffen wird, sodass Ernteausfälle 
beispielsweise durch Hagel oder Starkregen vermieden oder zumindest deutlich verringert 
werden könnten (BLE 2023c; TFZ 2021: 57f). Die Agri-PV kann im Bereich hitze- und tro-
ckenheitsgefährdeter Standorte zur Verbesserung der vernetzten Schutz- und Regulations-
funktionen des Boden-Wasserhaushalts beitragen und ein verbessertes Mikroklima schaffen, 
so dass für die Landwirtschaft die Ertragssicherheit gesteigert wird (Trommsdorff et al. 
2022a; Wydra, K. et al. 2022). 
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Die Abgrenzung von „klassischen“ Freiflächenanlagen, auf denen eine Beweidung erfolgt, zu 
Agri-PV-Anlagen erfolgte 2021 mit der DIN-SPEC 91434. Diese technische Vornorm unter-
schiedet dabei grundlegend zwei Formen von Agri-PV-Anlagen: Anlagen mit Aufständerung 
in lichter Höhe, bei denen die Bewirtschaftung unterhalb der Agri-PV-Anlage stattfindet (Ka-
tegorie 1), und Anlagen mit bodennaher Aufständerung, bei denen die Bewirtschaftung zwi-
schen den Modulreihen stattfindet (Kategorie 2). Agri-PV-Anlagen im Sinne der DIN-SPEC 
91434 beschränken sich nicht nur auf den Nutzpflanzenanbau, auch Dauergrünland und 
Dauerweideland gelten bei gleichzeitiger Nutzung für die Solarenergiegewinnung als Agri-
PV-Anlagen. Der Erhalt der landwirtschaftlichen Nutzung der Fläche ist ein wesentliches 
Merkmal von Agri-PV-Anlagen. Die DIN-SPEC 91434 gibt daher vor, dass mindestens 66 
Prozent des Referenzertrages durch die landwirtschaftliche Nutzung erzeugt werden müs-
sen. Wie viel Fläche für die Agri-PV-Anlage in Anspruch genommen werden darf, hängt da-
von ab, ob die Module horizontal oder vertikal montiert werden. Es dürfen jedoch höchstens 
15 Prozent der landwirtschaftlich genutzten Fläche verloren gehen.  

Eine aus naturschutzfachlicher Sicht wünschenswerte Extensivierung der ursprünglichen 
landwirtschaftlichen Nutzungsintensität (BfN 2022) ist in der technischen Normfestlegung der 
DIN SPEC 91434 nicht vorgesehen. Aus diesem Grund, und auch im Zusammenhang mit 
den Konzepten für naturverträgliche Solarparks (Hietel et al. 2021, KNE 2021c, NABU & 
BSW Solar 2021) bzw. dem Konzept der „Biodiv-Solar“16, wird inzwischen die „extensive“ 
bzw. „biodiversitätsfördernde Agri-PV“ als potenziell neues eigenständiges Anlagenkonzept 
auch seitens der Solarbranche ins Spiel gebracht (Wattmanufactur 2022, bne 2022b, bne 
2023a) und im EEG-Kontext thematisiert.  

Auch im Zusammenhang mit der zum 12.7.2023 eingeführten bauplanungsrechtlichen Au-
ßenbereichsprivilegierung hofnaher Anlagen gemäß BauGB § 35 Absatz 1 Nummer 9 wird 
die Agri-PV im Sinne der DIN SPEC 91434 interpretiert, d. h. die Landwirtschaft ist als Haupt-
nutzung zu betreiben und damit als intensiv anzusprechen.  

5.1.4.1 Hoch aufgeständerte Agri-PV-Anlagen gem. DIN-SPEC 91434 Kategorie I  
Horizontal aufgeständerte Agri-PV-Anlagen unterscheiden sich in der Regel von klassischen 
Freiflächenanlagen durch die größere lichte Höhe. Die landwirtschaftliche Nutzung findet un-
terhalb der Module statt. Hochaufgeständerte Agri-PV-Anlagen können Gesamthöhen von 
vier bis sechs Metern erreichen. Insbesondere dann, wenn mit großen Maschinen und mo-
derner Landwirtschaftstechnik gearbeitet wird, sind oft große lichte Höhen erforderlich. 
Dadurch ist ihr Erscheinungsbild markanter und die Anlagen lassen sich kaum durch sicht-
verschattende Abpflanzungen „verstecken“. Die lichte Höhe unterscheidet sich dabei von 
Hersteller zu Hersteller und in Abhängigkeit von den Nutzpflanzen, die unter den Modulen 
angebaut werden sollen. Die DIN SPEC 91434 sieht für Anlagen der Kategorie I eine lichte 
Höhe von mindestens 2,10 Meter vor, zudem dürfen höchstens zehn Prozent der Gesamt-
projektfläche durch Aufbauten und Unterkonstruktionen von der landwirtschaftlich nutzbaren 
Fläche verloren gehen (DIN SPEC 91434: 2021-05: 15). Bei horizontal montierten Agri-PV-
Anlagen gibt es die Möglichkeit, die Module mit Trackern am Sonnenstand oder entspre-
chend der Bedürfnisse der Feldfrüchte auszurichten. Auch horizontale, hochaufgeständerte 
Agri-PV-Anlagen können laut DIN SPEC 91434 mit einer Grünlandwirtschaft oder Beweidung 
kombiniert werden. 

 
16  Siehe insbesondere Informationen zum laufenden Forschungsvorhaben „Biodiversität im Solarpark - Innova-

tive Konzepte und Aufbau von Demonstratoren zur besseren Vereinbarkeit von Photovoltaik-Freiflächenanla-
gen, Naturschutz und Landwirtschaft (BIODIV-SOLAR)“ der Hochschule Anhalt, https://www.offenland-
info.de/projekte/aktuelle-projekte/biodiv-solar 
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Tab. 20: Anlagenkonfiguration einer hochaufgeständerten, horizontalen Agri-PV-Anlage entspre-
chend der DIN SPEC 91434 Kategorie I 

GRZ Bauweise Bodenfreiheit Modultischtiefe Reihenabstand 

0,6-0,8 Einzelreihen, ggf. 
nachgeführt  ≥ 2,10 m 3 m - 5 m 

abhängig von Be-
wirtschaftung und 
Fruchtfolge 

5.1.4.2 Bodennahe Agri-PV-Anlagen (vertikal) gemäß DIN-SPEC 91434 Kategorie II  
Bei den bodennah oder vertikal aufgeständerten Agri-PV-Anlagen werden die Bereiche zwi-
schen den Modulreihen für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung offengehalten. Der Rei-
henabstand wird so groß gewählt, dass eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung mit den er-
forderlichen Maschinen gewährleistet und auch ausreichend Platz für das Vorgewende vor-
handen ist. Die Wirtschaftlichkeit der PV-Anlage hängt dabei maßgeblich vom Reihenab-
stand ab. Um Verschattungseffekte zu vermeiden, liegen die Modulreihen üblicherweise we-
nigstens acht Meter auseinander (AG-RI4POWER 2021: 20). Darüber hinaus ist die Arbeits-
breite ein entscheidender Faktor, sodass sich diese technische Lösung vermutlich vor allem 
für Betriebe eignet, bei denen noch mit kleinerem Gerät gearbeitet wird, oder für Nutzungen 
als Dauergrünland oder Weideland. Der maximale Flächenverlust von landwirtschaftlich 
nutzbarer Fläche darf gemäß DIN SPEC 91434 bei Anlagen der Kategorie II 15 Prozent der 
Gesamtprojektfläche (DIN SPEC 91434: 2021-05: 15) betragen. Die vertikal aufgeständerten 
Module bieten den Feldfrüchten keinen Schutz vor Extremwetterereignissen, sie können je-
doch die Windgeschwindigkeiten reduzieren und als Erosionsschutz dienen.  

Tab. 21: Anlagenkonfiguration einer bodennahen, vertikalen Agri-PV-Anlage entsprechend der DIN 
SPEC 91434 Kategorie II  

GRZ Bauweise Bodenfreiheit Modultischtiefe Reihenabstand 

≤ 0,2 Einzelreihen  0,3 - 0,8 m* < 0,5 m - 5 m ≥ 8 m 

*wenn die Solarmodule als Erosionsschutz dienen sollen, dann ist ein geringer Abstand zw. Boden und Mo-
dulkante vorteilhaft 

5.1.4.3 Extensive Agri-PV-Anlagen  
Die extensive Agri-Photovoltaik stellt eine Sonderform der Agri-Photovoltaik dar mit der Idee, 
die landwirtschaftliche Nutzung zu extensivieren und den Status einer landwirtschaftlichen 
Fläche beizubehalten. Die gleichzeitige landwirtschaftliche und solarenergetische Nutzung 
der Fläche steht hier ebenfalls im Vordergrund, sodass auch bei extensiv bewirtschafteten 
Agri-PV-Anlagen höchsten 15 Prozent der landwirtschaftlich nutzbaren Flächen durch die 
Anlage verloren gehen dürfen.  

Das Solarpakt I enthält mit dem neuen § 38b Abs. 1a EEG erstmals Vorgaben zu einer ex-
tensiven Form der Agri-PV bzw. den besonderen Solaranlagen nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 a) bis 
c). Sowohl bodennahe, vertikal montierte Module (mindestens 0,8 m lichte Höhe) als auch 
horizontal montierte Module, die mindestens in einer lichten Höhe von 2,10 Metern aufge-
ständert sind, werden von § 38b Abs. 1 EEG umfasst. Die extensive Form der Agri-PV stellt 
jedoch keine eigenständige Kategorie der besonderen Solaranlagen dar. Eine Reduktion des 
Einsatzes von Düngemitteln und Pestiziden ist demnach regelmäßig mit der Extensivierung 
verbunden. Der Stickstoffdüngebedarf, der nach § 3 Abs. 2 Düngeverordnung (DüV) in Ver-
bindung mit § 4 Düngeverordnung für die Fläche ermittelt wurde, muss schlagspezifisch um 
zwanzig Prozent unterschritten werden, unabhängig ob es sich um Acker oder Dauergrün-
land handelt. Hiervon ausgenommen sind Fälle gemäß § 10 Abs. 3 Düngeverordnung (z. B. 
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„Flächen mit ausschließlicher Weidehaltung bei einem jährlichen Stickstoffanfall (Stickstoff-
ausscheidung) an Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft von bis zu 100 Kilogramm Stick-
stoff je Hektar, wenn keine zusätzliche Stickstoffdüngung erfolgt“ (§ 10 Abs. 3 Nr. 2 DüV). 
Der Einsatz von Herbiziden ist grundsätzlich auf den Flächen untersagt.  

Ackerbau – Nutzpflanzenanbau, Dauerkulturen und mehrjährige Kulturen 
Mindestes fünf Prozent der Gesamtfläche müssen bei extensiven Agri-PV-Anlagen auf 
Ackerflächen als Blühstreifen angelegt werden. Dazu erfolgt eine aktive Begrünung mit einer 
standortangepassten Blühmischung, die mindestens zehn verschiedene Pflanzenarten ent-
hält und auf die Standzeit (einjährig / mehrjährig) ausgerichtet ist. Die Standzeit der Blüh-
streifen soll mindestens eineinhalb Jahren betragen. Die Aussaat erfolgt im Ansaatjahr bis 
zum 15. Mai, weder Dünger noch Pflanzenschutzmittel werden innerhalb der Blühstreifen 
eingesetzt.  

Dauergrünland 
Bei einer extensiven Agri-PV-Anlage auf Dauergrünland werden anstelle der Blühstreifen 
wenigstens fünf Prozent der Gesamtfläche als Altgrasstreifen belassen. Eine Beweidung 
oder Schnittnutzung der Altgrasstreifen vor dem 1. September eines Jahres ist unzulässig. 
Auch der Einsatz von Düngern und Pflanzenschutzmitteln ist innerhalb der Altgrasstreifen 
untersagt. 

Um die Wasserverfügbarkeit unter den Modulflächen zu erhöhen bzw. eine gleichmäßige 
Verteilung des Niederschlags zu ermöglichen, sollte bei der Montage von horizontalen oder 
nachgeführten Modulen eine Montagefuge eingeplant werden, die als zusätzlicher Wasser-
abfluss auf der Modulfläche dient.  

Tab. 22: Anlagenkonfiguration einer extensiven Agri-PV-Anlage im Sinne des § 38b EEG 2024 
GRZ Bauweise Bodenfreiheit Modultischtiefe Reihenabstand 

≤ 0,2 bis 0,8 nicht vorgegeben > 0,8 m (vertikal) oder  
> 2,1 m (horizontal) < 0,5 m - 5 m bauartabhängig 

5.2 Standorte für Solar-Freiflächenanlagen 

5.2.1 Konversionsflächen 
Konversionsflächen werden oft pauschal als geeignet bewertet, da sie im Sinne der EEG-
Konventionen (Clearingstelle EEG 2010) eine erhebliche Umweltbeeinträchtigung aufgrund 
einer Vornutzung aufweisen. Tatsächlich sind Konversionsflächen sehr divers, da ganz un-
terschiedliche Vornutzungen und Vorbelastungen bestehen können. Grundsätzlich sollte dif-
ferenziert werden, ob es sich um Flächen mit hohem ökologischem Wert handelt oder ob die 
Flächen großflächig versiegelt sind und nur einen geringen ökologischen Wert aufweisen. 
Bei Konversionsflächen mit hohem ökologischem Wert kann es sich beispielsweise um ehe-
mals militärisch genutzte Flächen, wie Truppenübungsplätze handeln. Auf (ehemaligen) 
Truppenübungsplätzen können sich durch die natürliche Sukzession, die wiederkehrenden 
Störungen und die geschützte Lage aufgrund von Betretungsverboten für Dritte wertvolle 
Habitate für verschiedene Arten, darunter oft auch streng geschützte Arten, entwickeln. In 
Ausnahmefällen können auch diese Standorte für PV-Freiflächenanlagen in Betracht kom-
men, beispielsweise wenn durch die Freiflächenanlage eine Altlastensanierung (Munition) 
finanziert werden kann, die auch im Umfeld der Anlage Pflegemaßnahmen ermöglicht. Bei 
Konversionsflächen mit hohem Versiegelungsgrad ist der ökologische Wert häufig geringer, 
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sodass eher von einer Eignung als PV-Anlagenstandort ausgegangen werden kann. Bei-
spiele sind Brachen, die ehemals gewerblich oder industriell genutzt wurden, oder alte (Mili-
tär-)Flughäfen und Landebahnen. Beispielsweise können dort Flächen entsiegelt und mit ge-
eigneten Saatgutmischungen angesät werden, sodass sich eine Verbesserung für Boden- 
und Wasserhaushalt und die Biotopfunktionen einstellt. Aufgrund der Vielfalt an Konversi-
onsflächen sollte deren Eignung immer im Einzelfall geprüft werden. Konversionsflächen, bei 
denen nur wenig Fläche versiegelt ist, müssen nicht zwangsläufig einen hohen ökologischen 
Wert aufweisen, auch diese Flächen können geeignete Standorte für Freiflächenanlagen dar-
stellen. 

5.2.2 Deponien und Halden 
Deponien werden regelmäßig als geeignete Anlagenstandorte betrachtet, da es sich um vor-
genutzte / vorbelastete Standorte handelt, die in der Regel bereits mit der nötigen Infrastruk-
tur und erforderlichen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umzäunung) ausgestattet sind. Darüber 
hinaus kann durch die Doppelnutzung der Flächenverbrauch reduziert werden. Weiterhin 
sind die topographischen Gegebenheiten oft günstig und in der Regel kommt es nicht zur 
Verschattung durch Bäume. Die technische Umsetzung ist nicht immer ganz einfach, da Sa-
ckungen möglich sind und auch die ordnungsgemäße Abdichtung des Deponiekörpers ge-
währleistet sein muss. Unter Umständen ergeben sich besondere Anforderungen an die Ver-
ankerung bzw. die Fundamente. Im Idealfall befindet sich die Deponie bereits in der Nach-
sorgephase, da dann nicht mehr mit Staubemissionen zu rechnen ist, die sich leistungsmin-
dernd auf die PV-Freiflächenanlage auswirken können. Während der Stilllegungsphase und 
seltener auch während der Ablagerungsphase können PV-Freiflächenanlagen auf Deponien 
errichtet werden (MKULNV NRW 2014). Auch auf diesem Standorttyp wird regelmäßig Grün-
land zwischen den Modulen etabliert. Deponien und Halden können jedoch auch besondere 
Standorteigenschaften aufweisen, die ökologisch wertvollere Biotope fördern. Daher ist bei 
bereits rekultivierten Deponien und Halden oder Standorten, die besondere Standortbedin-
gungen aufweisen (z. B. Kalihalden), im Einzelfall zu prüfen, ob der Standort aus ökologi-
scher Sicht geeignet ist. Auch technische Aspekte können dazu führen, dass Deponien oder 
Halden sich nicht als Anlagenstandorte eignen oder aber besonders prädestiniert erschei-
nen. In einem Pilotprojekt wurden 2011 die Solarmodule als Deponieabdeckung genutzt, um 
das anfallende Sickerwasser zu reduzieren, da dieses aufgrund der enthaltenden Schad-
stoffe aufwändig und kostenintensiv aufbereitet werden musste. Eine wasserdichte Unter-
konstruktion der Module fängt das Regenwasser auf und leitet es ab, sodass es nicht in 
Kontakt mit dem Deponiekörper und den Schadstoffen kommt (KlimaExpo.NRW 2017). 

5.2.3 Bergbaufolgelandschaften17 
Bergbaufolgelandschaften wie die Lausitz oder das Mitteldeutsche Revier eignen sich zu-
nächst aufgrund der vorhandenen Infrastruktur, der Größe und der Vorbelastung als Stand-
orte auch für zum Teil sehr große Freiflächenanlagen bzw. Solar-Kraftwerke. Auch kombi-
nierte Nutzungen mit Speichertechnologien und oder hybriden Nutzungen (Sonne, Wind, Bi-
ogas, Wasserkraft) sind vorstellbar. Prominente Beispiele für Solarenergie in Braunkohlege-
bieten sind der Energiepark Witznitz im Mitteldeutschen Revier und die künftig schwimmende 
PV-Anlage auf dem Cottbuser Ostsee in der Lausitz. Im Energiepark Witznitz werden über 

 
17  Die Bergbaufolgelandschaften werden nicht als eigener Standorttyp in der Matrix behandelt, da regelmäßig 

bereits eine Flächennutzung (z. B. Landwirtschaft) auf den rekultivierten Flächen vorliegt, die für die Einord-
nung in die Matrix herangezogen werden kann. Zudem handelt es sich um vergleichsweise wenige Standort 
in Deutschland, auch wenn es sich dabei mitunter um sehr große Bereiche handelt. Die Standorte bieten 
insbesondere ein „strategisches Potenzial“, da auf die bestehende Infrastruktur zurückgegriffen werden kann. 
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eine Million Photovoltaikmodule auf einer Fläche von rund 500 Hektar mit einer Leistung von 
etwa 650 Megawatt installiert (Zeit online 2023). Der Energiepark soll im Herbst 2023 ans 
Netz gehen. 

Im Mai 2023 begannen die ersten Arbeiten für den Bau der Photovoltaikanlage auf dem künf-
tigen Cottbuser Ostsee. Die Anlage wird mit einer Leistung von etwa 29 Megawatt Deutsch-
lands größte schwimmende Photovoltaikanlage, die Flächeninanspruchnahme dafür beläuft 
sich auf etwa 16 Hektar, was etwa einem Prozent der Seefläche entspricht (Cottbus 2023). 
Auch der Energiepark Lausitz, der insgesamt 300 Megawatt Spitzenleistung erzeugen soll, 
wurde in Teilen bereits 2022 in Betrieb genommen. Der Energiepark Lausitz kombiniert nicht 
nur die Windenergienutzung mit der Solarenergie, sondern auch die Erzeugung von grünem 
Wasserstoff. Etwa 50 Megawatt sollen durch Elektrolyse erzeugt werden (GP Joule 2023). 

Eine im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie erstellte Studie aus dem 
Jahr 2018 kommt zu dem Ergebnis, dass ein Potenzial von knapp 12.000 Megawattpeak im 
Lausitzer Revier, etwa 4.500 Megawattpeak im Mitteldeutschen Revier und circa 1.400 Me-
gawattpeak im Rheinischen Revier für die Solarenergienutzung vorhanden sei (BMWi 2018: 
87). Dabei wurde angenommen, dass eine Leistung von einem Megawatt je Hektar installiert 
wird. Auch die Potenziale für eine Windenergienutzung und hybride Nutzungen wurden in 
der Studie analysiert (ebd.).  

Die Tagebauflächen stehen jedoch keineswegs uneingeschränkt für die Nutzung mit erneu-
erbaren Energien zur Verfügung. Die vorgesehene Rekultivierung und Renaturierung der 
Flächen führt vielerorts zu neuen Naherholungsgebieten, Seen, Wäldern und Landwirt-
schaftsflächen oder sind durch großflächige Schutzgebietsausweisungen als Vorrangflächen 
für den Naturschutz ausgewiesen. Zudem können Flutungen der Tagebaue zu Erdrutschen 
und Grundbrüchen führen. 2015 waren dadurch über 30.000 Hektar der Lausitzer Berg-
baufolgelandschaft nicht begeh- und befahrbar (DUH 2015). Des Weiteren sind die Vorgaben 
der Raumordnung, der Braunkohleplanung und der bergrechtlichen Genehmigungsverfahren 
maßgeblich für die Frage, ob ein ehemaliger Tagebau als Standort für erneuerbare Energien 
in Betracht kommt.  

5.2.4 Landwirtschaftsflächen 
Die Konkurrenz um landwirtschaftlich genutzte Flächen ist groß: Regelmäßig werden land-
wirtschaftlich genutzte Flächen für neue Siedlungsgebiete, Verkehrsinfrastrukturprojekte, 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und eben auch für erneuerbare Energien in Anspruch 
genommen. Nicht nur die Flächenkonkurrenz sorgt für Spannungen, denn „die Landwirt-
schaft“ hat kein gutes Image. Schlagwörter wie Insektensterben, Massentierhaltung, Gly-
phosat, verseuchtes Grundwasser oder Monokulturen werden oft mit der Landwirtschaft ver-
bunden. Etwa die Hälfte der Fläche Deutschlands wird landwirtschaftlich genutzt – eine große 
Verantwortung und eine große Chance zugleich. Insbesondere in der intensiven landwirt-
schaftlichen Flächennutzung lassen sich Auswirkungen auf Umwelt, Klima und Naturhaus-
halt kaum vermeiden. Der Balanceakt zwischen einer ökonomisch rentablen und einer um-
weltverträglichen Bewirtschaftung scheint größer denn je zu sein, zumal der Klimawandel 
sich gerade auf landwirtschaftliche Betriebe spürbar auswirkt und vermehrt mit Ertragsein-
bußen oder Totalausfällen zu rechnen ist. Der überwiegende Teil der Offenlandschaften ist 
aus einer anthropogenen Nutzung heraus entstanden und kann nur durch Nutzung oder 
Pflege erhalten werden. Umso wichtiger erscheint es daher, tragfähige Kompromisse für alle 
Beteiligten zu finden.  
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5.2.4.1 Acker 
Die Bedingungen für eine landwirtschaftliche Nutzung unterscheiden sich regional sehr stark. 
Während beispielsweise in den Lössgebieten anspruchsvolle Feldfrüchte und Kulturen an-
gebaut werden können, müssen anderswo die zunehmende Versteppung (z. B. in Branden-
burg) oder die Topographie in den Berggebieten bewältigt werden. Um erfolgreich wirtschaf-
ten zu können, muss sich die landwirtschaftliche Nutzung an die standörtlichen Gegebenhei-
ten anpassen. Es ist also wenig verwunderlich, dass aus Sicht der Landwirtschaft eine wei-
tere Inanspruchnahme der ertragreichen Böden dringend zu vermeiden ist. Ab wann ein gu-
ter Boden ein „guter Boden“ ist, unterscheidet sich von Region zu Region. Bundesweit lässt 
sich sicherlich sagen, dass Böden mit Bodenwertzahlen im obersten Viertel, also ab einer 
Bodenwertzahl von 75 oder mehr, zu den fruchtbarsten Böden Deutschlands zählen. In ein-
zelnen Regionen können aber auch bereits 40er Böden bedeutsam für die Landwirtschaft 
sein, wenn der Durchschnitt beispielsweise bei einer Bodenwertzahl von 28 liegt.  

Aus Sicht des Naturschutzes hingegen eignen sich gerade die intensiv bewirtschafteten 
Standorte in großräumig ausgeräumten Agrarlandschaften für Solar-Freiflächenanlagen, da 
diese meist nur eine vergleichsweise geringe Habitatqualität aufweisen. Ertragsschwache 
Standorte, die häufig extensiv bewirtschaftet werden, und Extremstandorte dienen hingegen 
regelmäßig seltenen und geschützten Arten (darunter z. B. Ackerwildkräuter, Insektenarten) 
und anderen Arten des Offenlandes (u. a. Feldlerche, Kiebitz) als Lebensraum und können 
daher von hohem naturschutzfachlichen Wert sein.  

Besondere Solaranlangen im Sinne des § 37 Abs. 1 Nr. 3 a) und b) EEG 2023 dürfen nicht 
auf naturschutzrelevanten Äckern errichtet werden. Als naturschutzrelevante Äcker definiert 
das EEG 2023 landwirtschaftlich genutzte Flächen, die mindestens einen hohen Biotopwert 
im Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 4 der Bundeskompensationsverordnung aufweisen (§ 3 Nr. 34b 
EEG 2023). 

5.2.4.2 Dauergrünland 
Die Standorteignung von Dauergrünland für Solar-Freiflächenanlagen hängt maßgeblich von 
der Wertigkeit des Grünlands und von der Umgebungssituation ab18. Intensiv genutzte, oft 
artenarme Grünlandbestände eignen sich in der Tendenz eher als extensiv genutzte, arten-
reiche Bestände mit geschützten Pflanzenarten. Das Bundesamt für Naturschutz empfiehlt, 
extensive, artenreiche Grünländer bereits ab einem Biotopwert von 11 Punkten, das ent-
spricht einem mittleren Biotopwert und umfasst beispielsweise extensiv genutztes, frisches 
Dauergrünland (34.08a.02) oder mäßig artenreiche, frische Grünlandbrachen (34.07b.03), 
von einer Nutzung als Solar-Freiflächenanlage freizuhalten (BfN 2022). Im Sinne des EEG 
2023 sind Ackerflächen mit einem mindestens hohen Biotopwert (16 oder mehr Punkte) als 
naturschutzrelevant anzusehen und sind aus diesem Grund als Anlagenstandort für beson-
dere Solaranlangen als Standort auszuschließen. Für besondere Solaranlagen auf Grünland 
gilt hingegen, dass „es sich nicht um Grünland in einem Natura 2000-Gebiet im Sinn des § 7 
Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Lebensraumtyp, der in 
Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt ist, handelt.“ (§ 37 Abs. 2 Nr. 4 EEG 2023). 
Die Wertigkeit des Grünlands wird bei dieser Formulierung nicht einbezogen, allein der 
Schutzstatus ist relevant. Gerade bei Grünlandgesellschaften ist jedoch, neben der Nähr-
stoffverfügbarkeit und dem pH-Wert, die Licht- und Wasserverfügbarkeit entscheidend für 
das Vorkommen bestimmter Pflanzenarten und somit für die Zusammensetzung der Pflan-
zengesellschaft. Ändern sich die Standortfaktoren, können sich vor allem konkurrenzstarke 

 
18  Siehe dazu auch ausführlich in Abschnitt 4. 
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oder ubiquitäre Arten durchsetzen. Das Artenspektrum und die Zusammensetzung der Pflan-
zenarten haben einen direkten Einfluss auf die Fauna, da unter anderem viele Insektenarten 
hochspezialisiert und an bestimmte Pflanzenarten gebunden sind. Der Dunkle Wiesenknopf-
Ameisenbläuling (Maculinea nausithous) beispielsweise ist vom Großen Wiesenknopf (San-
guisorba officinalis) als Futterpflanze abhängig. Der Große Wiesenknopf kommt hauptsäch-
lich auf wechselfeuchten bis nassen Wiesen vor, die extensiv bewirtschaftet werden. Führen 
veränderte Standortbedingungen dazu, dass der Große Wiesenknopf verdrängt wird, ver-
schwindet auch der Ameisenbläuling, da ihm die Nahrungsgrundlage fehlt.  

Eine Untersuchung der Technischen Hochschule Bingen von Solarparks, die auf ehemaligen 
extensiv bewirtschafteten Ackerflächen errichtet wurden und sich über acht bis zehn Jahre 
entwickeln konnten, zeigt, dass auf den untersuchten Solarparkflächen zwar höhere Arten-
zahlen festgestellt wurden, die Anteile an lebensraumtypischen Arten und Magerkeitszeigern 
auf den unbebauten Referenzflächen jedoch in allen drei Fällen höher waren. Innerhalb der 
Solarparkflächen war der Anteil an Neophyten und Störzeigern zudem höher, wenn auch 
insgesamt relativ gering. Rote-Liste-Arten konnten nur auf dem Biotopgrünland der Refe-
renzflächen festgestellt werden (Hietel et al. 2021: 35f). Die Ergebnisse zeigen, dass durch 
die Überbauung nicht zwangsläufig die Biodiversität verringert aber die standorttypische Ar-
tenzusammensetzung verändert wird, sodass weniger wertvolle Biotope entstehen. 

Im Hinblick auf die Standortfrage von PV-Freiflächenanlagen wird es wichtig werden, beson-
ders das Grünland mittlerer Standorte wie die artenreichen Flachland- und Berg-Mähwiesen 
(FFH-LRT 6510 und 6520) in den Blick zu nehmen. Hier sind die standörtlichen Besonder-
heiten innerhalb der ineinandergreifenden Bestände nicht immer so eindeutig ausgeprägt, 
dass sie im Übergang zu den stärker nutzungsgeprägten Grünlandtypen wie z. B. den Glatt-
haferwiesen ausreichend sicher abzugrenzen sind. 

5.2.4.3 Seitenrandflächen von Verkehrswegen (Autobahnen und Schienenweg) 
Die Seitenrandflächen von Verkehrswegen sind eine „Eigenkreation“ des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes, die sich ausschließlich über die Lage an bestimmten Verkehrswegen mit 
überregionaler Bedeutung definieren. Meist sind landwirtschaftliche Flächen von der Flä-
cheninanspruchnahme betroffen. Die Seitenrandflächen sind beispielsweise durch Abgase 
oder Reifenabrieb vorbelastet, zudem besteht bereits durch die Verkehrsinfrastruktur eine 
Zerschneidung und akustische sowie visuelle Beeinträchtigung. Durch die Erweiterung der 
Seitenrandstreifen von vormals 200 Meter auf 500 Meter im EEG 2023 vergrößert sich die 
Flächenkulisse von etwa zwei Millionen Hektar auf 4,8 Millionen Hektar, das entspricht einem 
Faktor von etwa 2,4. Die negativen Wirkungen, die durch die bandartigen Strukturen entste-
hen können, nehmen jedoch ebenso zu. Insbesondere der Biotopverbund und die Durchgän-
gigkeit der Landschaft für ziehende Arten ist betroffen.  

Durch die Änderung des § 35 im Baugesetzbuch, die im Gesetz zur sofortigen Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht vom 4. Januar 
2023 verankert ist, sind Nutzungen solarer Strahlungsenergie auf Flächen längs von Auto-
bahnen oder Schienenwegen des übergeordneten Netzes i. S. d. § 2b des Allgemeinen Ei-
senbahngesetzes (AEG) mit mindestens zwei Hauptgleisen in einer Entfernung von höchsten 
200 Metern gemessen vom äußeren Fahrbahnrand im bauplanungsrechtlichen Außenbe-
reich nun privilegiert. Das hat zur Folge, dass für den privilegierten Bereich bis höchsten 200 
Meter vom Fahrbahnrand ein Bauantrag ausreichend ist, während für den Bereich ab 200 
Meter bis 500 m vom Fahrbahnrand weiterhin ein Bebauungsplan erforderlich ist. Die Inan-
spruchnahme der Seitenrandflächen kann dazu führen, dass diese überregionalen Verkehrs-
infrastrukturen über viele Kilometer hinweg von Freiflächenanlagen flankiert werden, da es 
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keine Vorgaben zu Mindestabständen oder Korridoren zwischen zwei Anlagen oder ähnli-
ches gibt. Die Gefahr einer „Überbündelung“ und einer damit verbundenen Überlastung des 
Raums, vor allem wenn auch noch Umspannwerke, Freileitungen oder Windenergieanlagen 
vorhanden sind, ist nicht außer Acht zu lassen.  

5.2.4.4 Nitrat- und phosphatbelastete Gebiete („Rote Gebiete“) 
Die „Roten Gebiete“ gem. § 13a Düngeverordnung, in denen die Grundwasserkörper in ei-
nem schlechten chemischen Zustand sind und der in Anlage 2 der Grundwasserverordnung 
enthaltene Schwellenwert der Nitratkonzentration überschritten wird, können sowohl Acker 
als auch Grünland umfassen. Des Weiteren umfassen die Roten Gebiete auch die hydrolo-
gischen Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete von Oberflächenwasserkörpern, bei denen 
eine Eutrophierung durch signifikante Nährstoffeinträge, insbesondere Phosphat, aus land-
wirtschaftlichen Quellen nachgewiesen wurde oder die Werte für die guten ökologischen Zu-
stand für Orthophosphat-Phosphor (Anlage 7 Nr. 2.1.2 der Oberflächengewässerverordnung 
(OgewV)) oder für Gesamtphosphor nach Anlage 7 Nr. 2.2 OGewV überschritten sind oder 
die biologischen Qualitätskomponenten Makrophyten und Phytobenthos oder Phytoplankton 
nach Anlage 4 OGewV nicht in die Klasse „Guter Zustand“ oder besser eingestuft wurden. 
Sie eignen sich als potenzielle Anlagenstandorte für Solar-Freiflächenanlagen. Die mit der 
Freiflächenanlage verbundene Nutzungsänderung und Extensivierung kann zu einer partiel-
len Entlastung des Gebietes führen, da in der Regel bei Freiflächenanlagen auf eine Dün-
gung verzichtet wird. Die aktuelle Kulisse der Roten Gebiete umfasst mehr als drei Millionen 
Hektar, es sind sowohl Grünland- als auch Ackerstandorte betroffen. Die Verteilung auf die 
Bundesländer und der Anteil an der Landwirtschaftsfläche des jeweiligen Bundeslandes stel-
len sich wie folgt dar (agrarheute 2022): 

• Bayern: 546.000 Hektar (17,2 Prozent), 

• Baden-Württemberg: 31.200 Hektar (1,9 Prozent), 

• Brandenburg: 72.861 Hektar (5,6 Prozent), 

• Hessen: 160.000 Hektar (20 Prozent), 

• Mecklenburg-Vorpommern: 430.000 Hektar (32 Prozent), 

• Niedersachsen: 607.000 Hektar (21 Prozent), 

• Nordrhein-Westfalen: 500.000 Hektar (33 Prozent), 

• Rheinland-Pfalz: 210.000 Hektar (28,5 Prozent), 

• Saarland: 3.310 Hektar (4,1 Prozent), 

• Sachsen: 185.000 Hektar (20,5 Prozent),  

• Sachsen-Anhalt: 135.200 Hektar (11,7 Prozent), 

• Schleswig-Holstein: 105.000 Hektar (9,5 Prozent), 

• Thüringen: 52.400 Hektar (6,8 Prozent). 

5.2.4.5 Moorböden 
Das Thünen-Institut hat im Juni 2023 eine aktualisierte Kulisse organischer Böden in 
Deutschland veröffentlicht (Wittnebel et al. 2023b). Organische Böden machen etwas mehr 
als fünf Prozent (5,4 Prozent) der Fläche Deutschlands aus, das entspricht 1,93 Millionen 
Hektar. Die „typischen“ Moorböden, also Hoch- und Niedermoorböden, haben einen Anteil 
von 61 Prozent an den organischen Böden, wobei Niedermoorböden mit 47 Prozent deutlich 
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verbreiteter sind als Hochmoorböden (14 Prozent). Moorfolgeböden, die noch einen Boden-
kohlenstoffgehalt zwischen 7,5 und 15 Prozent aufweisen, haben einen Anteil von 24 Prozent 
(Wittnebel et al. 2023b: 2)  

Das EEG 2023 bezieht sich in der Begriffsbestimmung (§ 3 Zif. 34a EEG 2023) auf das Ag-
rarrecht, genauer auf § 11 Absatz 2 der GAP-Konditionalitäten-Verordnung und die Gebiets-
kulisse nach § 11 Absatz 3 der GAP-Konditionalitäten-Verordnung. Zu dieser Gebietskulisse 
zählen Feuchtgebiete und Moore, die einen Bodenkohlenstoffgehalt von mindestens 7,5 Pro-
zent oder mindestens 15 Prozent organische Bodensubstanz in einer horizontalen oder 
schräg gestellten Bodenschicht von zehn Zentimetern Mächtigkeit innerhalb der oberen 40 
Zentimeter des Profils aufweisen (§ 11 Abs. 2 GAP-Konditionalitäten-Verordnung (GAP-
KondV)). Anlagen, die eine EEG-Vergütung erhalten, dürfen nicht auf Moorböden errichtet 
werden (§ 37 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 a) - c) EEG 2023), es sei denn, die Fläche wird mit der 
Errichtung der Solaranlage dauerhaft wiedervernässt (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 e) EEG 2023). Die 
Landesregierungen haben den Auftrag, durch Rechtsverordnungen eine entsprechende Ge-
bietskulisse der Moore und Feuchtgebiete auszuweisen. Wie viel Flächen bundesweit inner-
halb dieser Kulisse liegen und welche Überschneidungen mit weiteren Flächenrubriken 
(Schutzgebiete, benachteiligte Gebiete, usw.) bestehen, ist derzeit nicht bekannt.  

Innerhalb der Kulisse der Feuchtgebiete und Moore ist eine angepasste, nasse Nutzung mit 
Paludikulturen als GLÖZ19-2-Maßnahme förderrechtlich zulässig, sofern die Fläche für Di-
rektzahlungen förderfähig ist. Dies gilt jedoch nicht, wenn Dauergrünland betroffen ist, das 
entweder in einem FFH- oder Vogelschutzgebiet liegt oder ein gesetzlich geschütztes Biotop 
i. S. d. § 30 BNatSchG oder weitere landesrechtliche Vorschriften betroffen sind oder in ei-
nem von einer Landesregierung aus Naturschutzgründen per Rechtsverordnung ausgewie-
senen Gebiet liegt (§ 12 Abs. 2 GAPKondV). Eine erstmalige oder vertiefte Entwässerung 
dieser Gebiete erfordert eine Genehmigung und das Einvernehmen der zuständigen Natur-
schutz- und Wasserbehörden.  

Werden Freiflächenanlagen unabhängig von der EEG-Förderung geplant und realisiert, gibt 
es keine bundeseinheitlichen Regelungen, die die Inanspruchnahme entwässerter, landwirt-
schaftlich genutzter Moorböden betreffen. 

5.2.4.6 Benachteiligte Gebiete 
Im europäischen Kontext wurde 2018 die Neuabgrenzung der benachteiligten Gebiete nach 
einheitlich vorgegebenen Regeln zur „Bestimmung der aus naturbedingten oder anderen 
spezifischen Gründen benachteiligten Gebieten“ (ELER-VO 1305/2013) umgesetzt. Das 
EEG 2023 sieht vor, dass sowohl die Flächen der alten, bis 2017 für die Agrarförderung 
relevante Gebietskulisse von rund neun Millionen Hektar, als auch die Flächen der seit 2018 
geltenden Neuabgrenzung gemäß ELER-VO 1305/2013, Art. 32. Teil der EEG-Flächenku-
lisse sind (vgl. § 3 Ziff. 7 EEG 2023). Diese EEG-spezifische Gesamtkulisse ehemaliger und 
aktueller Agrarfördergebiete ist ausschließlich für die Solarfreiflächenvergütung relevant. 
Eine deutliche Überlagerung der benachteiligten Gebiete mit den entwässerten, landwirt-
schaftlichen Moorböden, die u. a. in § 37 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 a) - c) EEG 2023 adressiert 
werden, ist anzunehmen. Kelm et al. (2023) schätzen den Anteil auf etwa 1,1 bis 1,3 Millionen 
Hektar, Überlagerungen mit den benachteiligten Gebieten seien insbesondere in Nord- und 
Ostdeutschland sowie in Bayern zu erwarten (ebd., S. 72 ff). 

 
19  GLÖZ: „Standards für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand von Flächen“ im Rahmen der 

Gemeinsamen Agrarpolitik der EU 2023  
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Derzeit müssen die Länder die benachteiligten Gebiete für eine förderrechtliche Vergütung 
über das EEG durch eine Landesverordnung freigeben. Von dieser Möglichkeit haben bisher 
neun Bundesländer Gebrauch gemacht. Die Landesverordnung kann unter anderem Rege-
lungen zur Anzahl und zur Größe der Projekte enthalten. 

In dem sogenannten Solarpaket 1 ist eine Anpassung der Länderregelungen zur Nutzung 
der benachteiligten Gebiete vorgesehen. Danach würden alle benachteiligten Gebiete bun-
desweit für die Nutzung durch Solaranlagen geöffnet und die Bundesländer müssten eine 
entsprechende Verordnung erlassen, um die Nutzung von bestimmten Flächenkategorien 
oder Gebieten aktiv auszuschließen. 

5.2.5 Schutzgebiete  
„Schutzgebiete sollten einen Rückzugsraum für Tier- und Pflanzenarten darstellen und dazu 
dienen, die Verluste, die es in der Normallandschaft gibt, abzufedern. Dass viele Schutzge-
biete diese Funktion aktuell nicht erfüllen können, wurde u. a. durch den von Hallmann et al. 
(2017) in der „Krefelder Studie“ belegten Rückgang der Biomasse fliegender Insekten von 
über 75 Prozent über einen Zeitraum von 27 Jahren in Naturschutzgebieten in drei Bundes-
ländern gezeigt.“ (BAG Ökologie 2020) 

Etwa die Hälfte der Fläche Deutschlands liegt innerhalb von Schutzgebieten, dabei sind die 
Überlagerungen der Schutzgebietskategorien untereinander bereits herausgerechnet. Die 
strengeren Schutzkategorien (FFH-Gebiete, Nationalparke, Naturschutzgebiete und Natio-
nale Naturmonumente) haben einen Anteil von gut zehn Prozent an der Fläche Deutsch-
lands. Dennoch wird im Bericht zur Lage der Natur beschrieben, dass viele Schutzgebiete 
ihrer Funktion als Refugium für die Tier- und Pflanzenarten nicht gerecht werden können. 
Eine mögliche Ursache dafür ist die landwirtschaftliche Nutzung innerhalb oder im engen 
räumlichen Zusammenhang von Schutzgebieten. Im Bericht zur Lage der Natur heißt es wei-
ter „Viele Naturschutzgebiete sind sehr klein und somit zahlreichen äußeren Einflüssen wie 
z. B. Düngeeinträgen oder Abdrift von Pflanzenschutzmitteln aus umliegenden Flächen aus-
gesetzt. Daneben ist in vielen Schutzgebieten konventionelle Landwirtschaft zumindest auf 
Teilflächen weiterhin erlaubt, was häufig mit den Schutzzielen kaum mehr vereinbar ist, da 
auf diese Weise Pflanzenschutzmittel und Stickstoffdünger direkt und in hohen Dosen in 
Schutzgebiete eingetragen werden“ (BfN 2020: 23). In Anbetracht dessen stellt sich die 
Frage, ob und unter welchen Umständen Freiflächenanlagen, die weitere Lebensraumver-
luste und Einbußen der Habitatqualität zur Folge haben (können), innerhalb von Schutzge-
bieten errichtet werden dürfen. Entscheidend ist dabei eine weitere Differenzierung der Fra-
gestellung, da sich das flächenhafte Ausmaß, die Zielstellung und die Strenge des Schutz-
regime deutlich zwischen den verschiedenen Schutzgebietskategorien unterscheiden. Das 
baden-württembergische Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beschreibt, 
dass Naturschutzgebiete, Nationalparke und Kernzonen von Biosphärenreservaten als An-
lagenstandorte unzulässig sind, FFH- und Vogelschutzgebiete, Naturparke, Landschafts-
schutzgebiete, gesetzlich geschützte Biotope und die Betroffenheit von FFH-Lebensräumen 
oder FFH-Arten spezielle Prüfungen erfordern können und Einschränkungen bestehen kön-
nen, die einer Nutzung als Anlagenstandort entgegenstehen (UM BW 2019). 

Grundsätzlich gehen aktuelle Schätzungen davon aus, dass maximal zwei Prozent der land-
wirtschaftlich genutzten Fläche ausreichen, um den erforderlichen Zubau auf der freien Flä-
che von etwa 200 Gigawatt bis zum Jahr 2040 zu ermöglichen (s. Kapitel 2). Es besteht keine 
Notwendigkeit, die Schutzgebiete pauschal für eine Solarenergienutzung zu öffnen, um die 
Ausbauziele zu erreichen. Da es aber eine deutliche Überlagerung von Schutzgebieten und 
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landwirtschaftlich genutzten Flächen gibt, kann es im Einzelfall Konstellationen geben, in de-
nen auch eine Fläche innerhalb von Schutzgebieten als Anlagenstandort in Frage kommen 
könnte. 

Nationale Schutzgebietskategorien 
In Nationalparken, Naturschutzgebieten und Nationalen Naturmonumenten sind Solar-Frei-
flächenanlagen jeglicher Art aufgrund der Schutzziele und des Restriktionsgrades der jewei-
ligen Schutzgebietskategorien kategorisch auszuschließen. In Bezug auf die Landwirtschaft 
ist darüber hinaus festzuhalten, dass die landwirtschaftliche Nutzung nur eine nachrangige 
Bedeutung innerhalb dieser Gebiete hat. Auch die Kern- und Pflegezonen von Biosphären-
reservaten unterliegen einem strengen Schutzregime. Sie sind teilweise als Wildnisgebiete 
konzipiert, sodass eine landwirtschaftliche Nutzung nicht oder nur sehr nachrangig stattfin-
det.  

Anders sind die Entwicklungszonen von Biosphärenreservaten zu bewerten, denn sie stellen 
Modellregionen für eine nachhaltige Nutzung dar, in der alle Nutzungs- und Wirtschaftsfor-
men umwelt-, natur- und sozialverträglich ausgestaltet werden. Auch Naturparke dienen ei-
ner dauerhaft umweltgerechten Landnutzung und sollen die nachhaltige Regionalentwick-
lung fördern. Insbesondere der Schutz der historischen Kulturlandschaft durch eine Fortfüh-
rung der (traditionellen) Bewirtschaftungsformen steht im Vordergrund. Sowohl in Entwick-
lungszonen von Biosphärenreservaten als auch in Naturparken ist unter bestimmten Voraus-
setzungen die Errichtung von Solar-Freiflächenanlagen vorstellbar, allerdings sollte die Inan-
spruchnahme begrenzt werden. Weiterhin ist zu beachten, dass diese großflächigen Schutz-
gebiete sich regelmäßig mit Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebieten überlagern, so-
dass nur Teilbereiche potenziell geeignet sind. 

Landschaftsschutzgebiete dienen grundsätzlich dem Schutz von Natur und Landschaft, die 
Schutzziele können jedoch sehr heterogen gestaltet sein. Landschaftszusammenhänge und 
das Landschaftsbild stehen dabei ebenso im Fokus wie die Funktionsfähigkeit des Natur-
haushaltes und die Regenerationsfähigkeit von den Natur- und Kulturlandschaften. Land-
schaftsschutzgebiete dienen darüber hinaus auch der Erholung. In Abhängigkeit der jeweili-
gen Schutzgebietsverordnung ist zu prüfen, ob und ggf. unter welchen Bedingungen die Er-
richtung von Freiflächenanlagen mit den Schutzzielen vereinbar ist. Bei großflächig ausge-
wiesenen Landschaftsschutzgebieten ist ggf. eine Zonierung denkbar, sodass nur bestimmte 
Bereiche für Freiflächenanlagen oder für bestimmte Typen von Solaranlagen geöffnet wer-
den. Weiterhin ist entscheidend, welche Handlungen und Tätigkeiten im Verordnungstext 
ausdrücklich verboten oder unter Vorbehalt erlaubt sind. 

§ 30 BNatSchG schützt bestimmte Biotope aufgrund ihrer Eigenart und Seltenheit pauschal 
vor zerstörerischen Handlungen und sonstigen erheblichen Beeinträchtigungen. Bei den 
§ 30-Biotopen handelt es sich eher um kleinräumig geschützte Bereiche.  

§ 30 Abs. 2 BNatSchG enthält eine Auflistung aller bundesweit zu schützender Biotope. Die 
Länder können darüber hinaus weitere Biotope in diese Kategorie aufnehmen. Auf Antrag ist 
eine Ausnahme von den Verboten möglich, sofern ein Ausgleich möglich ist. Aufgrund des 
geringen Flächenumfangs ist ggf. auch eine Integration in die Solarparkplanung möglich, 
grundsätzlich ist die Schutzqualität aber vergleichbar mit der von Naturschutzgebieten.  

Natura 2000-Gebiete 
Bei den Natura 2000-Gebieten ist grundsätzlich die Möglichkeit gegeben, eine Verträglich-
keitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG durchzuführen. Unabhängig davon ist zu empfehlen, 
FFH-Gebiete ähnlich wie Naturschutzgebiet zu behandeln. Die FFH-Richtlinie zielt darauf ab, 
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ein kohärentes Netz von Schutzgebieten zu errichten. Die Gebiete dienen dem Schutz spe-
zieller Lebensraumtypen und Arten. Im Vergleich zu Vogelschutzgebieten sind sie oft klein-
räumiger und haben einen stärkeren räumlichen Bezug zu den vorhandenen Biotopstruktu-
ren. Vogelschutzgebiete dienen dem Schutz der Arten des Anhangs I der Vogelschutzricht-
linie, das inkludiert auch die Lebensräume der jeweiligen Arten. Die Gebiete sind jedoch oft 
großräumig abgegrenzt und werden regelmäßig landwirtschaftlich genutzt. Neben den Erhal-
tungszielen und Artvorkommen ist insbesondere das Verhältnis zwischen geplanter Anlagen- 
und Gebietsgröße als maßgeblicher Indikator für die Prüfung der Verträglichkeit anzusehen.  

In Anhang I der FFH-Richtlinie sind 231 Lebensraumtypen gelistet, davon kommen 93 auch 
in Deutschland vor. Gemäß der FFH-Richtlinie sind besondere Schutzgebiete (FFH-Gebiete) 
für diese FFH-Lebensraumtypen auszuweisen. Weiterhin wird zwischen prioritären und nicht-
prioritären Lebensraumtypen (und Arten) differenziert. Prioritäre LRT sind durch ein (*) ge-
kennzeichnet und unterliegen einem strengeren Schutz bei Eingriffen (Art. 6 FFH-Richtlinie). 
Gemäß § 19 BNatSchG sind die FFH-Lebensraumtypen auch außerhalb der zu ihrem Schutz 
ausgewiesenen FFH-Gebiete vor Schädigung zu bewahren, d. h. sie sind im Rahmen der 
Eingriffsregelung besonders zu berücksichtigen. 

Wasserschutzgebiete 
Eine weitere Schutzgebietskategorie stellen Wasserschutzgebiete (§ 52 WHG) dar. Sie die-
nen dem Trinkwasserschutz und sind in drei Zonen (Fassungsbereich, Zone I), engere 
Schutzzone (Zone II) und weitere Schutzzone (Zone III) unterteilt. Auch hier ist die Schutz-
gebietsverordnung maßgeblich, in Abhängigkeit des Grundwasserstands können beispiels-
weise Eingriffe in den Untergrund vollständig untersagt oder nur unter Auflagen zulässig sein. 
In der weiteren Schutzzone (Zone III) können Solar-Freiflächenanlagen bei geeigneter Aus-
führung durchaus zugelassen werden. Die Nutzungsaufgabe beziehungsweise die Umnut-
zung und Extensivierung kann sich vorteilhaft auf das Grundwasser auswirken, da Nähr- und 
Schadstoffeinträge aus der Landwirtschaft reduziert werden. Allerdings können Auflagen und 
Anforderungen, beispielsweise an die Materialen für die Verankerungen im Boden, die Trans-
formatoren und Reinigungsmittel formuliert werden. Das Bayerische Landesamt für Umwelt 
hat bereits 2013 ein Merkblatt zur Planung und Errichtung von Freiflächenanlagen in Trink-
wasserschutzgebieten herausgegeben (LfU 2023).  

5.3 Anforderungen an den natur- und umweltverträglichen Ausbau 
Um den Ausbau der Solarenergie möglichst umwelt- und naturverträglich zu gestalten, ist es 
zunächst von großer Bedeutung, die Anlagen auf geeignete Standorte zu lenken, da die po-
tenzielle Eingriffsintensität durch die Standortwahl bereits deutlich reduziert werden kann. 

Je nach Standort und Anlagentyp sollten bei der Planung der Anlage bestimmte Mindestkri-
terien erfüllt werden, dies kann zum Beispiel eine Begrenzung der maximal überbaubaren 
Fläche sein. Aber auch eine Größenbeschränkung der Anlagen auf bestimmten Standorten 
kann sinnvoll sein. 

Bei der Maßnahmenplanung sollte vorrangig das vorhandene Potenzial des Standortes und 
dessen potenzielle natürliche Vegetation einbezogen werden. Auch ein genauerer Blick auf 
die umgebenden „Spenderbiotope“ kann hilfreich sein, um einzelne Arten gezielt fördern zu 
können. Ebenso sind bestehende und geplante Korridore für ziehende Arten und Flächen-
planungen zum Biotopverbund zu berücksichtigen. Sofern wertvolle Strukturen vorhanden 
sind, sollte versuchte werden, diese in die Planung zu integrieren, statt sie zu entfernen. Ab 
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einer bestimmten Anlagengröße sollte die Anlage in verschiedene Bau-/Modulfelder aufge-
teilt und entsprechend breite Korridore für Mittel- und Großsäuger dazwischen freigelassen 
werden. 

Eine fachgerechte Umsetzung und Kontrolle der Maßnahmen sollte selbstverständlich sein. 
Um die erwünschten Effekte dauerhaft zu erreichen und den Betrieb der Anlage zu ermögli-
chen, sind Pflegemaßnahmen erforderlich. Die Pflegemaßnahmen sollten so durchgeführt 
werden, dass die daraus resultierende Störung so gering wie möglich ausfällt. Im Zuge des-
sen empfiehlt es sich, die Erfolge und Misserfolge in einem Monitoring zu dokumentieren und 
soweit erforderlich weitere Maßnahmen zu ergreifen (z. B. Nachpflanzungen / Ersatzpflan-
zungen beim Ausfall von Gehölzen). 

Standortwahl 
Im UBA-Vorhaben „Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen“ 
wurde dieser Aspekt umfassend bearbeitet, unter anderem durch die Analyse verschiedener 
Planungsdokumente und Forschungsberichte sowie durch den Austausch mit verschiedenen 
Akteuren wurden regelmäßig geeignete und ungeeignete Standorte identifiziert und Stand-
orte identifiziert, bei denen im Einzelfall abgewogen werden muss, ob sich der Standort eig-
net oder nicht.  

Anlagenplanung und Maßnahmenkonzept 
Die Planung der Freiflächenanlage sollte möglichst landschafts- und maßstabsgerecht erfol-
gen. Die Dimensionierung der Anlage und die Einbindung in die Landschaft spielen eine nicht 
unerheblich Rolle. Je größer die Anlage ist, desto größer ist der Einfluss auf das Landschafts-
bild und desto größer kann auch ihre Barrierewirkung sein. Darüber hinaus sollte die Entfer-
nung zu anderen Freiflächenanlagen oder Vorbelastungen (z. B. Freileitungen, Umspann-
werke) einbezogen werden, um ein verträgliches Maß von Bündelung zu erzeugen, ohne den 
Landschaftsraum zu überlasten. Bei Freiflächenanlagen in unmittelbarer Nähe zu Naherho-
lungsgebieten ist es umso wichtiger, dass die Anlage in ihrer Größe an die umliegende Land-
schaft angepasst wird (vgl. Horstkötter 2003, Lausch & Meyer 2001) und es eben nicht zu 
einer Überlastung des Raumes kommt. Zusätzliche Rad-, Wander- oder Spazierwege und 
Reitwege, auch Ladestationen für E-Fahrräder und Rastgelegenheiten, die im Zuge des An-
lagenbaus neu geschaffen werden, können sich möglicherweise akzeptanzfördernd auswir-
ken.  

Tab. 23 fasst zusammen, welche Standorte bevorzugt beplant werden sollten, wann eine 
Prüfung des Einzelfalls angebracht ist und welche Standorte regelmäßig als ungeeignet an-
gesehen werden (vgl. Günnewig et al. 2022b, KNE 2021b; EULE II 2021, NABU & BSW Solar 
2021)). 

Anlagenplanung und Maßnahmenkonzept 
Die Planung der Freiflächenanlage sollte möglichst landschafts- und maßstabsgerecht erfol-
gen. Die Dimensionierung der Anlage und die Einbindung in die Landschaft spielen eine nicht 
unerheblich Rolle. Je größer die Anlage ist, desto größer ist der Einfluss auf das Landschafts-
bild und desto größer kann auch ihre Barrierewirkung sein. Darüber hinaus sollte die Entfer-
nung zu anderen Freiflächenanlagen oder Vorbelastungen (z. B. Freileitungen, Umspann-
werke) einbezogen werden, um ein verträgliches Maß von Bündelung zu erzeugen, ohne den 
Landschaftsraum zu überlasten. Bei Freiflächenanlagen in unmittelbarer Nähe zu Naherho-
lungsgebieten ist es umso wichtiger, dass die Anlage in ihrer Größe an die umliegende Land-
schaft angepasst wird (vgl. Horstkötter 2003, Lausch & Meyer 2001) und es eben nicht zu 
einer Überlastung des Raumes kommt. Zusätzliche Rad-, Wander- oder Spazierwege und 
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Reitwege, auch Ladestationen für E-Fahrräder und Rastgelegenheiten, die im Zuge des An-
lagenbaus neu geschaffen werden, können sich möglicherweise akzeptanzfördernd auswir-
ken. 

Tab. 23: Standortkriterien für PV-Freiflächenanlagen 

Zu bevorzugende Standorte  Standorte mit besonderem  
Abwägungserfordernis 

Regelmäßig ungeeignete 
Standorte 

Flächen mit Altlasten Entwicklungszonen (Zone III) von 
Biosphärenreservaten 

Naturschutzgebiete 

Konversionsflächen ohne beson-
dere ästhetische oder ökologische 
Funktion 

Naturparks Nationalparke 

versiegelte Flächen Landschaftsschutzgebiete FFH-Gebiete 

Deponien und Halden Umgebung von Naturdenkmalen Biosphärenreservate Zone I und 
II 

technisch überprägte Flächen Kulturdenkmale Wasserschutzgebiete Zone I 

ehemals baulich genutzte Flächen 
im Außenbereich 

Vogelschutzgebiete UNESCO-Welterbestätten 

Seitenflächen von regional bedeut-
samen Verkehrsinfrastrukturen 

Wasserschutzgebiete Zone II 
und III 

Waldflächen 

intensiv genutzte Ackerflächen mitt-
lerer und geringer Bodengüte 

Bodendenkmale natürliche Seen/Stillgewässer 

intensiv genutztes Grünland schutzwürdige, seltene Böden Fließgewässer 

Windparks (nach prioritärer Reali-
sierung von WEA in Windgebieten) 

landwirtschaftlich genutzte Moor-
böden 

Hochwasserschutzgebiete 

stillgelegte Tagebauflächen und 
Kraftwerksstandorte 

Hanglagen Überschwemmungsgebiete 

 

bundes- und landesweit bedeut-
same Landschaften 

Naturnahe Moorstandorte 

 

Auengebiete 

§ 30 Biotope 

FFH-Lebensraumtypen (außer-
halb von Schutzgebieten!) 

geschützte Landschaftsbestand-
teile 

Ausgleichsflächen der Eingriffs-
regelung 

(flächenhafte) Naturdenkmale 

 Wiesenbrütergebiete 

Schon bei der Anlagenplanung sollte eine geeignete Anzahl an Korridoren und Durchlässen 
berücksichtigt werden, um die Durchgängigkeit für Großsäuger zu gewährleisten. NABU & 
BSW Solar (2021) schlagen eine Breite von mindesten 30 Metern je Kilometer Anlagenlänge 
vor (ebd.: 6f), das brandenburgisches Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klima-
schutz fordert geeignete Migrationskorridore ab einer Anlagegröße von 500 Metern Länge 
oder mehr (MLUK 2021: 8), eine Breite von wenigstens 50 Metern wird empfohlen (Landeck 
et al. 2014: 295 in Demuth & Maack 2019: 10). Anlagen ab eine Größe von 100 Hektar sollten 
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so konzipiert werden, dass die zusammenhängenden Modulteilfläche jeweils nicht größer als 
20 Hektar sind und ein Viertel der Fläche, ungeachtet der Reihenabstände, gänzlich freibleibt 
(MLUK 2021: 8).  

In kleinräumigeren Landschaften sollten die Modulfelder einer Freiflächenanlage eine Größe 
von jeweils zwei bis drei Hektar nicht übersteigen, so wird ein monolithischer Charakter ver-
mieden und die optische und funktionale Einbindung wird erleichtert (UM BW 2021: 44). Zur 
Einbindung in die Landschaft sollten Flächen für Abpflanzungen oder blühende Elemente 
ausgewiesen werden, alternativ bieten sich Grünkorridore (Ackerrandstreifen, Brache, He-
cken) entlang der Zäunung an (MLUK 2021: 8; NABU & BSW Solar 2021: 7). Sind wertvolle 
oder charakteristische Biotopstrukturen oder Gliederungselemente vorhanden, sollten diese, 
sofern es möglich ist, in die Anlage integriert und erhalten werden (UM BW 2021: 44). Dies 
gilt insbesondere für Gewässer und Altholzbestände. Um die Durchlässigkeit für Kleintiere 
zu gewährleisten, sind entweder in regelmäßigen Abständen Kleintierdurchlässe in der Zäu-
nung vorzusehen oder es ist ein Bodenabstand von zehn bis 20 Zentimetern einzuhalten. 
Alternativ können ausreichend große Maschenweiten im bodennahen Bereich des Zauns die 
Durchgängigkeit für Kleinsäuger und Amphibien gewährleisten (Demuth & Maack 2019: 10; 
NABU & BSW-Solar 2021: 7, UM BW 2019: 57; MLUK 2021: 8).  

Verschattungseffekte und die Umverteilung des Niederschlags, die aus der Überbauung re-
sultieren, können reduziert werden, indem die Tiefe der Modultische begrenzt wird. Um eine 
ausreichende Versickerung in der Fläche zu gewährleisten, sollte die Tiefe der Modultische 
6,5 m nicht übersteigen (NABU & BSW-Solar 2021: 7). Alternativ können die Module mit 
Montagefugen von etwa 20 Millimetern angebracht werden, sodass eine gleichmäßigere Ver-
teilung des Niederschlags stattfindet. Um die Verschattungseffekte zu reduzieren und die 
Vegetationsentwicklung unter den Modultischen zu fördern, sollten die Modultische eine ma-
ximale Tiefe von fünf Metern aufweisen (Hietel et al. 2021a: 19), dies kann auch positiv auf 
die Arthropoden-Fauna wirken, da die Habitateignung bei sehr großer Tiefe der Modultische 
vermutlich aufgrund der ausgeprägten Schatten- und Trockenverhältnissen abnimmt (Hietel 
et al. 2021b: 34). Zwischen Modultischen und Geländeoberfläche sollte ein Mindestabstand 
von 80 Zentimetern eingehalten werden (NABU NRW 2022, Hietel et al. 2021a: 19), um die 
Lichtverfügbarkeit unter den Modultischen zu erhöhen und die spätere Pflege zu ermögli-
chen. Darüber hinaus sind ausreichend große Reihenabstände, ausreichend große Bereiche 
zwischen den Modulfeldern und auch breitere Montagefugen förderlich für die Licht- und 
Wasserverfügbarkeit (NABU & BSW-Solar 2021: 7). 

Um weitere Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Natur zu vermeiden, empfeh-
len NABU & BSW-Solar (2021) Erdkabel für den Netzanschluss zu verwenden.  

Der im Rahmen der Eingriffsregelung anfallende Ausgleichsbedarf kann während der Pla-
nungsphase bereits abgeschätzt und in die Anlagenplanung einbezogen werden. Häufig 
kann ein Großteil des Ausgleichs innerhalb des Geltungsbereichs oder des Sondergebietes 
(der Anlagenfläche) realisiert werden, sodass weniger zusätzliche Ausgleichsflächen benö-
tigt werden und der Druck auf die landwirtschaftlichen Flächen nicht zusätzlich erhöht wird. 

Die Maßnahmenplanung bezieht sich sowohl auf Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen als 
auch auf Vermeidungsmaßnahmen. Im Sinne der Vermeidung ist es erforderlich, bspw. Ge-
hölzrodungen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 28. Februar durchzuführen, darüber 
hinaus sollten Bauzeitenregelungen, z. B. zum Schutz von Brutvögel und Amphibien, getrof-
fen werden (UM BW 2019: 58, Demuth T& Maack 2019: 9f, MLUK 2021: 7). Der weitest 
mögliche Verzicht auf die Versiegelung, beispielsweise durch den Einsatz von Erddübel oder 
Rammprofilen statt Betonfundamenten, ist ebenso wie die Planung kurzer Erschließungs- 
und Anfahrtswege (ARGE PV 2007: 80), bei denen auf eine schwere Befestigung verzichtet 
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werden sollte, als Standard anzusehen. Fahrwege können besser als Schotterrasen angelegt 
(Demuth & Maack 2019: 10) und naturnah gestaltet werden (Hietel et al. 2021a: 26). Darüber 
hinaus sollten die Baumaßnahmen witterungsabhängig durchgeführt werden, eine ökologi-
sche oder bodenkundliche Baubegleitung kann freiwillig eingesetzt werden (MLUK 2021: 8, 
Günnewig et al. 2022b: 69, UM BW 2019: 59, Hietel et al. 2021a: 13). Auch der Verzicht auf 
eine großflächige Beleuchtung, auf Gewässerverfüllungen oder -verrohrungen und der Erhalt 
von Luftaustauschbahnen können geeignete Vermeidungsmaßnahmen darstellen. 

Für die Kompensationsmaßnahmen (Ausgleich und Ersatz) bildet eine Begutachtung und 
Analyse des Standortes und der dort vorkommenden Arten und Habitat die Grundlage. Aus-
gleichsmaßnahmen, die einen engen räumlichen Bezug zu den beeinträchtigten Funktionen 
aufweisen und eine gleichartige Wiederherstellung der beeinträchtigten Funktionen, im Ide-
alfall ohne zeitliche Unterbrechungen, ermöglichen, sollten Ersatzmaßnahmen vorgezogen 
werden. Die Maßnahmen sollten immer im Zusammenhang gesehen werden, sodass insbe-
sondere für größere Anlagen ein gesamträumliches Maßnahmenkonzept erforderlich ist.  

Gerade für Maßnahmen, die über den obligatorischen Rahmen hinaus gehen, sind die Stand-
ortanalyse – hier auch der abiotischen Faktoren – und die darauf aufbauende Herleitung von 
standortangepassten Entwicklungszielen sowie die Identifizierung von Leit- und Zielarten von 
großer Bedeutung, sowohl in Bezug auf die Flora als auch in Bezug auf die Fauna (UM BW 
2019: 47f). Bei der Ansaat der Flächen, die üblicherweise mit Regio-Saatgutmischungen (ge-
bietseigen) erfolgt, kann dann anhand der erhobenen Daten (abiotische Parameter, vorhan-
dene Pflanzengesellschaften, Boden, etc.) die Zielvegetation festgelegt und eine entspre-
chende Auswahl an Wildpflanzen getroffen werden. Bei der Auswahl der Pflanzen sollte da-
rauf geachtet werden, dass wenigsten 30 zertifizierte Wildpflanzenarten in den Saatgutmi-
schungen enthalten sind (Dullau 2022, Hietel et al. 2021a: 23) und es sich um niedrigwüch-
sige Arten handelt. Des Weiteren sollten die ausgewählten Arten die unterschiedlichen 
Standortbedingungen im Solarpark berücksichtigen. Um darüber hinaus auch Bestäuber zu 
fördern, sollten die Saatgutmischungen kräuterdominiert sein, Gräser sollten maximal ein 
Fünftel der verwendeten Arten ausmachen. Bereits bei der Auswahl der Pflanzen ist die spä-
tere Pflege (Mahd oder Beweidung) zu berücksichtigen (Dullau 2022). Auch wenn optisch 
ansprechende Arten (z. B. Klatschmohn oder Kornblume) insbesondere für Laien oft den 
Eindruck einer vielfältigen und wertvollen Wiese vermitteln, sollten überwiegend langlebige 
Arten gewählt werden. Für das erste Jahr können aber durchaus auch einzelne „Hingucker“ 
gewählt werden, um eine positive Außendarstellung zu erleichtern.  

Zusätzlich können weitere Strukturelemente wie Totholz, Offenbodenstellen, Blänken, dau-
erhafte (Klein-)Gewässer, Lesesteinhaufen etc. anlegt werden. Auch Nisthilfen können in die 
Maßnahmenplanung einbezogen werden (EULE II 2021:53ff; MLUK 2021: 7, Hietel et al. 
2021a: 20). In Abhängigkeit des Standortes können auf Streuobstwiesen, Hochstaudenflu-
ren, Brachstreifen oder Röhricht angelegt werden. 

Beispiele für Maßnahmenlisten finden sich unter anderem in ARGE PV (2007), EULE II 
(2021) und Hietel et al. (2021a).  

Pflege und Bewirtschaftung 
Pflege und Bewirtschaftung der Flächen haben einen ebenso großen Einfluss auf den Erfolg, 
wie Planung, Anlagengestaltung und Umsetzung der Maßnahmen. Es ist regelmäßig davon 
auszugehen, dass auf großen Flächen innerhalb des Solarparks Grünland etabliert wird. 
Aber auch andere Zielbiotope und Habitate können angelegt werden (s. o.), dementspre-
chend ist ein differenziertes Pflegemanagement erforderlich.  
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Bei den Grünlandflächen steht häufig die Extensivierung im Vordergrund. Einerseits bedeutet 
dies den Verzicht auf Düngemittel und Pestizide und andererseits ein angepasstes, stand-
ortgerechtes Mahd- oder Weidekonzept (Demuth & Maack 2019: 11, MLUK 2021: 9, DNR et 
al. 2022: 5). Gerade auf Flächen, die zuvor intensiv landwirtschaftlich genutzt wurden, findet 
häufig zunächst eine Aushagerung statt. Dafür muss das Mahdgut abtransportiert werden. 
Altgrasstreifen stellen einen wichtigen Rückzugsraum für die verschiedenen Arten (insbe-
sondere für Insekten) dar, sodass in regelmäßigen Abständen einzelne Streifen auf den Flä-
chen belassen werden sollten.  

Sowohl die Mahd der Flächen als auch die Beweidung sollte extensiv erfolgen, es sind auch 
kombinierte Ansätze möglich. Neben der Häufigkeit sind die Mahdtermine und die Mähtech-
nik von Bedeutung. Bei der Beweidung sind die Besatzdichte und die Art der Beweidung 
(Standweide ober Portionsweide) ausschlaggebend. Mit unterschiedlichen Konzepten kön-
nen unterschiedliche Zielstellung erreicht werden. Idealerweise berücksichtigt das Mahd- 
oder Beweidungskonzept die Standortverhältnisse, die Anforderungen der zu etablierenden 
Pflanzengesellschaft und die Zielarten. Tab. 24 fasst die wesentlichen Merkmale und Unter-
schiede von Beweidung und Mahd zusammen.  

Tab. 24: Vergleichende Betrachtung von Beweidung und Mahd als Instrumente zur Offenhaltung 
von PV-Freiflächenanlagen. Quelle: ARGE PV 2007: 9 Tab. 8-1 in Anlehnung an Jessel et 
al. 2002 (verändert) 

Kriterium Beweidung  Mahd 

Vegetationsstruktur Ausbildung struktureller Unterschiede durch 
selektiven Verbiss und durch Viehtritt  

Nahezu gleich ausgebildete Struktur 
durch gleiche Wirkung (Mahd) auf der 
Gesamtfläche  

Mikrorelief des  
Bodens 

Schonung und Neubildung z. B. durch Amei-
sen oder Maulwurf Nivellierung 

Bodenverdichtung  Lokale Trittstellen, Pfade  Nur wenig kleinräumige Unterschiede 

Nährstoffverteilung Unterschiedliche Verteilung der Nährstoffe 
durch tierische Exkremente  Keine räumlichen Unterschiede 

Nährstoffentzug 
Bei Hütehaltung mit geringer Besatzdichte 
und ohne Nachtpferch möglich, jedoch nur 
sehr langsam 

Bei fehlender Düngung und regelmä-
ßiger Mahd mit Abtransport des 
Mahdgutes langsame standortabhän-
gige Aushagerung möglich 

Fauna Mechanische Schäden durch Tritt, geringes 
Blüten- und Wirtspflanzenangebot 

Vollständiger Verlust von Nahrungs- 
und Larvalbiotopen für bestimmte 
Tiergruppen bei vollständiger Mahd 

Flora 
Selektiver Verbiss einzelner Arten, Trittschä-
den, Vorherrschaft von Pflanzen, die durch 
die Weide begünstigt werden 

Ausgeglichenes Konkurrenzverhältnis 
bei regelmäßiger Mahd nach Abblü-
hen der Wiese 

Bei der Mahd sollte zur Förderung der Insektenvielfalt die Kontinuität der Fläche gewährleis-
tet werden, indem sich beispielsweise gemähte und ungemähte Bereiche mosaikartig ab-
wechseln oder regelmäßigen Streifen stehen gelassen werden. Altgrasstreifen sollten einen 
Anteil von fünf bis zehn Prozent der Fläche ausmachen. Auch die Art und Weise wie gemäht 
wird, also die „Fahrmuster“ und das verwendete Mähwerk (Balkenmäher, Kreiselmäher, etc.) 
sind Stellschrauben einer insektenfreundlichen Mahd. Wie die Mahd unter den speziellen 
Bedingungen, die vor Ort im Solarpark vorherrschen – maßgeblich sind insbesondere die 
Reihenabstände – gestaltet werden kann, muss im Einzelfall erarbeitet werden. Auf größeren 
freien Flächen sollte so gemäht werden, dass die Tiere fliehen können und nicht in die Enge 



 

getrieben werden. Dazu können die Flächen von innen nach außen gemäht werden, Schutz-
streifen können stehen gelassen werden oder die Flächen können von einer Seite zur ande-
ren gemäht werden (LLH 2021). Des Weiteren sind die Schnitthöhe, die Tageszeit, zu der 
gemäht wird, und die Geschwindigkeit, mit der gemäht wird, relevant, wenn Individuenver-
luste vermieden werden sollen. Die Initiative „Natürlich Bayern“ des Deutschen Verbands für 
Landschaftspflege (DVL) e.V. hat 2020 die „Praxisempfehlung insektenschonende Mahd“ 
herausgegeben.  

Unerwünschte Neophyten sollten regelmäßig entfernt werden. Bei Hecken- und Baumpflan-
zungen sind Anwuchskontrollen wichtig, Ausfälle müssen ersetzt werden. Bei Obstbäumen 
sind regelmäßige Erziehungs- und Pflegeschnitte erforderlich, Strauchhecken sollten alle 
zwölf bis 15 Jahre verjüngt werden. Sofern Gewässer angelegt und integriert werden, sind 
sie entsprechend der Zielarten zu pflegen. Weitere Strukturelemente (Lesesteinhaufen, Tro-
ckenmauern, etc.) sind jährlich auf ihre Funktionalität zu prüfen (UM BW 2019: 59ff). 

Eine extensive Beweidung kann gerade in schwer zugänglichen Bereichen eine gute Alter-
native zur Mahd darstellen. Bei der Beweidung ist zu beachten, dass – in Abhängigkeit der 
eingesetzten Tiere – ein selektiver Verbiss zu erwarten ist. Die Anlagengröße bestimmt, ob 
die Fläche als Stand- oder Portionsweise genutzt werden kann und welche Besatzdichte mit 
den Pflegezielen vereinbar ist. Auch eine Hutehaltung ist in bestimmen Fällen denkbar. In 
jedem Fall muss die Versorgung (Tränke) der Tiere gewährleistet sein. Ein separater Unter-
stand ist nicht zwingend erforderlich, wenn die Tiere die Modultische als Unterstand nutzen 
können. Die Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft hat gemeinsam mit dem Landes-
amt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung Brandenburg und der 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen die Broschüre „Beweidung von Photovoltaik-Anla-
gen mit Schafen – Herausforderungen an die Bauweise der Anlage und die Haltung der 
Schafe, die Vertragsgestaltung sowie die Vergütung“ herausgegeben (LfL 2019). Dort finden 
sich wertvolle Hinweise, die von Vorhabenträgern und Planenden berücksichtigt werden soll-
ten, um nicht nur eine für den Naturschutz optimierte Beweidung zu ermöglichen, sondern 
auch das Tierwohl und die Wirtschaftlich für die Schäfer zu berücksichtigen.  

Monitoring 
Das Monitoring ist ein zentrales Instrument, um die Wirksamkeit der Maßnahmen zu prüfen. 
Die Kontrollen sollten mindestens nach zwei, fünf und zehn Jahren durchgeführt werden, die 
Überprüfung spezieller Artenschutz- und Förderungsmaßnahmen sollte nach einem, nach 
drei, fünf und zehn Jahren erfolgen UM BW 2019: 63). Kurz- bis mittelfristig zeigt der Vorher-
Nachher-Vergleich, ob die Maßnahmen zum gewünschten Ergebnis führen, sollten Defizite 
festgestellt werden, kann gegengesteuert werden. Langfristig können die regelmäßigen Kon-
trollen und Bestandserfassungen helfen, die Rolle von Solarparks als Trittsteinbiotope und 
Vernetzungselemente in der Agrarlandschaft zu bewerten. Um weitere Aussagen, beispiels-
weise zu noch offenen Forschungsfragen, treffen zu können, sollten die Daten zentral ge-
sammelt und idealerweise nach Standorttypen, Anlagentypen oder Naturräumen ausgewer-
tet werden.  
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6 Floating PV-Anlagen 

6.1 Marktübersicht Floating PV-Anlagen – bundesweit, europaweit, global 
Vorbemerkung: Die zugrundeliegenden Daten für die Darstellungen in diesem Kapitel beru-
hen nicht auf Vollständigkeit. Für die installierten Floating PV-Anlagen (auch FPV-Anlagen) 
gibt es aktuell noch keine bestehende Datenbank und die Aufarbeitung des Anlagenbestan-
des beruht daher auf eigenen Recherchen sowie Abschätzungen (z. B. pv-magazine 
Deutschland, pv-magazine international, Solar Energy Water, Photon, Solarserver.de, Fraun-
hofer ISE, BayWa r.e., Sungrow, Ciel & Terre, Ocean Sun, Belectric, Sunseap, Scotra). Kon-
krete Informationen zu Anlageninstallationen lassen sich vor allem für Projekte im asiatischen 
und europäischen Raum finden. Die Informationslage zu Projekten im amerikanischen, sowie 
afrikanischen Raum ist hingegen eher spärlich. Nichtsdestotrotz kann durch den Abgleich mit 
anderen wissenschaftlichen Quellen und Recherchen gefolgert werden, dass zum Stand Juni 
2023 die global installierte Leistung bei ca. 3,5 Gigawatt liegt. 2021 lag die weltweit installierte 
Leistung bei etwa 2,6 Gigawatt (Fraunhofer ISE 2023). Dies entspricht lediglich einem Drittel 
Prozent der global installierten PV-Leistung. 

Weltweit sind die meisten schwimmenden Solaranlagen auf industriellen Speicherbecken, 
auf Trinkwasserreservoiren und Bewässerungsteichen installiert. Ein großes Potenzial be-
steht bei den Staubecken von Wasserkraftwerken, da dort bereits die Infrastruktur für den 
Transport des Stroms existiert (Piana 2019). An diesem Standort wurden auch die ersten 
schwimmenden PV-Anlagen installiert (Esteves Galdino & de Almeida Olivieri 2017). Würden 
zehn Prozent der weltweiten Stauseen von Kraftwerken mit Floating PV-Anlagen belegt, 
könnte nach Einschätzung von Almeida et al. (2022) so viel Strom erzeugt werden, wie der-
zeit durch fossile Kraftwerke bereitgestellt wird. Abdelal (2021) sieht weitere Potenziale für 
Floating PV auf landwirtschaftlichen Bewässerungsanlagen, Rosa-Clot et. al 2017) auf Ab-
wasserbecken. Aufgrund des Kühlungseffekts des Wassers wird am Beispiel von Australien 
ein erhöhter Stromertrag und eine stark verringerte Verdunstung angeführt (ebd.). Sahu et 
al. (2016) diskutieren als weitere mögliche Standorte für Floating PV-Anlagen Speicherbe-
cken für Weinberge, Fischfarmen, Dämme und Kanäle, darüber hinaus Lagunen, Küstenge-
wässer und das Meer.  

Abb. 13 zeigt den schwimmenden Solarpark Bomhofsplas (Niederlande), der eine Kapazität 
von 27,4 Megawattpeak umfasst und 2020 die größte schwimmende PV-Anlage außerhalb 
Chinas war (BayWa r.e. 2023). 
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Abb. 13: Floating PV-Anlage Bomhofsplas (Copyright BayWa r.e.)In Deutschland hat Floating PV 
derzeit noch eine nachrangige Bedeutung und kann als Nischentechnologie be-
zeichnet werden. Dies ist zum einen auf höhere Investitionskosten, zum anderen 
aber auch auf die bisher begrenzte Förderung im EEG 2021 und auf die Regularien 
(Abstand zum Ufer und Bedeckung der Wasseroberfläche) des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) 2023 zurückzuführen. Anlagen ohne Förderungen waren in den 
letzten Jahren kaum rentabel.  

Grundsätzlich ist eine Floating PV-Anlage förderfähig, wenn die Vergütungs- und Fördervo-
raussetzungen einer sonstigen baulichen Anlage nach dem gültigen EEG 2023 erfüllt sind. 
Mit dem Inkrafttreten des EEG 2023 zum 01.01.202320

20  Eingeführt durch Art. 2 Ziff. 39 des Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der 
erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor vom 20. Juli 2022, BGBl 2022 I Nr. 28 vom 
28. Juli 2022, S. 1237 ff. 

 wurden die bis dahin über die Inno-
vationsausschreibungsverordnung (InnAusV) geförderten Floating PV-Anlagen in die Freiflä-
chenausschreibungen (Segment 1) nach § 37 Abs. 1 EEG 2023 integriert, wodurch eine dau-
erhafte Perspektive für solche Anlagen geschaffen werden sollte. Der besondere Fördertat-
bestand gilt für Anlagen mit Inbetriebnahme ab dem 1. Januar 2023 bzw. wenn deren Ge-
botswert ab diesem Stichtag ermittelt wurde. Nach § 37 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe j21

21  Nach dem Gesetzentwurf zum sog. Solarpaket I sollen FPV-Anlagen nunmehr verschoben werden nach § 37 
Abs. 1 Nr. 3 lit. f) EEG 2023. Sie sollen mithin in Zukunft als „besondere Solaranlage“ geführt werden, wodurch 
ihrer besonderen Kostenstruktur Rechnung getragen werden soll.  

 und 
§ 48 Abs.1 Nr. 4 sind schwimmende Solaranlagen dann vergütungsfähig, wenn sie entweder 
auf einem künstlichen Gewässer im Sinne des § 3 Nr. 4 WHG oder auf einem erheblich ver-
änderten Gewässer nach § 3 Nr. 5 WHG erbaut werden. 

Der Gesetzgeber entspricht damit dem bisherigen Leitgedanken des EEG, bereits umwelt-
seitig beeinträchtigte oder vorbelastete Standorte vorrangig für die Solarstromerzeugung vor-
zusehen. Damit grenzt er sich auch von der Festsetzung der Bundesnetzagentur (BNetzA 
2021) zur Innovationsausschreibungsverordnung (InnAusV) ab, in der noch alle Gewässer 
potenziell für Floating PV-Anlagen unter der Bedingung freigeben waren, dass sie den was-
serrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen entsprechen (Kap. 10.1.1). Ergänzend zu 
den Förderungsvoraussetzungen sind durch das Wasserhaushaltsgesetz seit Januar 2023 
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generelle Regularien für die Zulassung von Floating PV-Anlagen in Deutschland festgelegt: 
Nach § 36 Abs. 3 WHG darf eine Solaranlage nicht errichtet und betrieben werden (Nr. 1) in 
und über einem oberirdischen Gewässer, das kein künstliches oder erheblich verändertes 
Gewässer ist, und (Nr. 2) in und über einem künstlichen oder erheblich veränderten Gewäs-
ser, wenn ausgehend von der Linie des Mittelwasserstandes a) die Anlage mehr als 15 Pro-
zent der Gewässerfläche bedeckt oder b) der Abstand zum Ufer weniger als 40 Meter beträgt. 

Der 15-Prozent-Wert wie auch der Ausschluss von natürlichen, gewässerökologisch zumeist 
höherwertigen Gewässern beruht neben dem Leitgedanken des EEG auch auf dem umwelt-
rechtlichen Vorsorgeprinzip. In dem Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen 
beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsek-
tor wird dies damit begründet, dass die gewässerökologischen Auswirkungen von Floating 
PV-Anlagen derzeit noch weitgehend unbekannt sind (Bundesregierung 2022). Die Anwen-
dung des Vorsorgeprinzips wird auch dadurch unterstützt, dass sich ca. drei Viertel der deut-
schen Seen bisher nicht einem guten ökologischen Zustand oder Potenzial befindet und 
diese Zielstellung nach § 4 WRRL bzw. § 29 WGH bis 2027 erreicht werden sollte (UBA 
2021b). 

Der Ausbau von Floating PV in Deutschland ist im Rahmen der rechtlichen Bestimmungen 
möglich. Durch die Ausschreibungspflicht im EEG ab 750 kW bzw. ab dem EEG 2023 ab 
1.000 kW installierter Leistung bestand eine indirekte Restriktion. Größere Anlagen können 
nur dann eine finanzielle Förderung nach dem EEG in Anspruch nehmen, wenn ein Zuschlag 
in den EEG-Ausschreibungen erlangt wird. Aufgrund der höheren Kosten von Floating PV-
Anlagen haben diese kaum Wettbewerbschancen gegenüber PV-Freiflächenanlagen und 
wurden deshalb auf eine Leistung unterhalb der Ausschreibungsgrenze dimensioniert und 
zum Teil in mehreren Bauabschnitten realisiert. Aktuell können Floating PV-Anlagen unter 
Berücksichtigung der o. g. Vorgaben im § 36 Abs. 3 WHG realisiert werden. Daraus resultiert 
die aktuell installierte Leistung in Deutschland von ungefähr 14 Megawatt (vgl. Tab. 25).  

Die bisher in Deutschland realisierten Floating PV-Projekte sind zum Großteil Eigenversor-
gungsanlagen mit Teileinspeisung (und wurden noch unter den regulierten Leistungsvorga-
ben im EEG in Höhe von 750 kW- erbaut), welche nur einen Teil ihrer Erzeugung ins Netz 
einspeisen. 

Die derzeit größten Anlagen sind auf dem Cottbuser Ostsee (21 Megawatt auf 18 Hektar 
Fläche) sowie auf dem Philippsee bei Bad Schönborn (15 Megawatt auf 8,7 Hektar Fläche) 
geplant (LEAG 2023, Landkreis Karlsruhe 2023).  

Andere europäische Länder, wie die Niederlande, Österreich oder Frankreich, haben bisher 
eine größere Anzahl und auch größere Floating PV-Anlagen als Deutschland realisiert. In 
den Niederlanden, in Sellingen in der Region Groningen, befindet sich die derzeit größte 
Anlage außerhalb des asiatischen Raumes mit einer installierten Leistung von 41,4 Mega-
watt. Unter den größten Anlagen im europäischen Raum befinden sich hauptsächlich nieder-
ländische Anlagen mit installierten Leistungen von 25 bis 30 Megawatt (Solarserver 2021). 

Der europäische Floating PV-Ausbau ist verglichen mit den in Asien installierten Floating PV-
Leistungen jedoch eher gering. Von weltweit ca. 3,5 Gigawatt installierter Floating PV-Leis-
tung entfallen etwa elf Prozent (etwa 375 MW) auf den europäischen Markt, wohingegen 
Asien mit ca. 88 Prozent (knapp 3,1 GW) das Marktgeschehen dominiert. Abb. 14 zeigt eine 
prozentuale Darstellung der Verteilung der Leistungen von Floating PV. 
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Tab. 25: Realisierte bzw. in Bau befindliche Floating PV-Vorhaben in Deutschland (Quelle: Markt-
stammdatenregister und eigene Recherchen; Stand Juli 2023) 

Bundesland Ort (Quelle) Leistung 
[MW] 

Fläche  
[ha] Inbetriebnahme Gewässerart 

Baden- 
Württemberg Renchen (1) 0,75 0,79 2019 Baggersee 

Thüringen Nobitz (2) 0,75 + 0,74 0,92 2020 Kieswerk 

Nordrhein-
Westfalen Weeze (Vorselaer) (3) 0,75 0,5 2020 Baggersee/ 

Kieswerk 

Sachsen- 
Anhalt 

Altmarkkreis  
(Salzwedel) (4) 0,73 + 1,8 k. A. 2020 Wasserzwi-

schenspeicher 

Rheinland-
Pfalz Leimersheim (5) 2 x 0,74 1,31 2020/2021 Baggersee/ 

Kieswerk 

Nordrhein-
Westfalen Haltern am See (6) 3,1 1,8 2022 Baggersee 

Bayern Segenthal (7) 1,62 k. A. 2022 Baggersee 

Baden- 
Württemberg Ostrach (8) 0,75 k.A. 2023 Baggersee/ 

Kieswerk 

Thüringen  Immelborn (9) 0,75 0,45 2023 Baggersee 

Rheinland-
Pfalz Waldsee (10) 0,75 k. A. 2023 Kieswerk 

Brandenburg Cottbuser Ostsee (11) 21 18 In Bau (Inbetrieb-
nahme Ende 2024) Tagebausee 

Nordrhein-
Westfalen Hückelhoven (12) 0,78 k. A. 2023, in Planung Baggersee/ 

Kieswerk 

Baden- 
Württemberg Bad Schönborn (13) 15 8,7 2022 genehmigt Baggersee 

Quellen: 1 = Erdgas Südwest 2020, 2 = Pfalzsolar 2020, 3 = Großjohann 2020, 4 = Ciel & Terre 2022, 5 = Erdgas 
Südwest 2022, 6 = WDR 2023, 7 = Max Bögl 2022, 8 = Südkurier 2023, 9 = Cemex 2023, 10 = Intech Clean Energy 
2023, 11 = LEAG 2023, 12 = Schnelle 2020, 13 = Landkreis Karlsruhe 2023 

Die größte derzeit installierte Floating PV-Anlage mit dem Namen Wenzhou Taihan ging 
Ende 2021 in China ans Netz. Die Anlage weist eine installierte Leistung von 550 Megawatt 
auf und wurde auf einem Fischteich bzw. einer Fischaufzucht installiert (Bellini 2022). Andere 
große Floating PV-Projekte im asiatischen Raum wurden neben der Installation auf Fisch-
aufzuchtgewässern vor allem auf Stauseen, Bewässerungsreservoirs und gefluteten Kohle-
gruben realisiert. In Europa werden Floating PV-Projekte oftmals auf Baggerseen, Kiesseen, 
Sandgruben oder Wasserreservoirs realisiert. 

Die meisten bisher weltweit realisierten Projekte sind in Größenordnung bis zu fünf Megawatt 
anzusiedeln, auch wenn diese nur einen geringen Teil an der gesamten installierten Kapazi-
tät ausmachen (vgl. Abb. 14). Es wurden nur Projekte erfasst, die eine Anlagengröße größer 
500 Kilowatt aufweisen und durch Pressemitteilungen bekannt gegeben wurden. Eine Voll-
ständigkeit der Angaben kann daher nicht gewährleistet werden. Die Darstellung basiert auf 
eigenen Literaturrecherchen. 



 

Asien: 3.088 MW

Afrika: 1 MW

Europa: 375 MW
Nordamerika: 49 MW

Südamerika: 7 MW

 
Abb. 14: Regionale Verteilung der weltweit installierten Leistung für Floating PV-Anlagen (gerundet).  

Grundsätzlich lässt sich der deutlich höhere Ausbau in Asien mit den deutlich anderen Um-
welt- und Investitionsbedingungen erklären. In Europa kommen teilweise potenziell geeig-
nete Gewässer aufgrund vorsorgender Umwelt- und Naturschutzauflagen nicht für Floating 
PV-Projekte in Frage, woraus sich unter anderem die geringere installierte Leistung begrün-
den lässt. 

Nichtsdestotrotz sind auch in Europa einige, auch größere, Floating PV-Anlagen in Planung. 
Je nach Mitgliedsland sind die rechtlichen und geographischen Voraussetzungen jedoch 
sehr unterschiedlich. Entwicklungen in den Niederlanden und auch Portugal, lassen erken-
nen, dass auch Anlagengrößen von bis zu 100 Megawatt in Europa möglich sind (Sanchez 
Monlina 2023). Im Vergleich dazu wird im asiatischen Raum aber bereits von Leistungen 
über der Ein-Gigawatt-Grenze gesprochen. Das Potenzial für schwimmende Solaranlagen 
ist daher weltweit, sowohl in Asien als auch in Europa, aber auch im afrikanischen und süd-
amerikanischen Raum (mit einer großen Anzahl an Stauseen) weiterhin vorhanden und noch 
nicht annähernd ausgeschöpft. 
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Abb. 15: Verteilung der weltweit installierten Floating PV-Anlagen nach Leistungsklasse und unter 

Angabe der jeweiligen Projektanzahl (Eigene Darstellung) 
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6.2 Umweltauswirkungen 

6.2.1 Technische Beschreibung 
Floating PV-Anlagen sind in der technischen Entwicklung und Umsetzung je nach Hersteller 
und Gewässertyp sehr vielfältig (Friel et al. 2019). Unterschiedliche Systeme sind patentiert 
(Fuhs 2020; BayWa r.e. 2023). Neben den technischen Komponenten der Anlage sind die 
Installation in der Bauphase und die Wartung nach Inbetriebnahme zu beachten.  

Konstruktion und Komponenten (Anlage) 
Bei der Errichtung werden die PV-Module auf einer Trägerkonstruktion (bspw. aus Alumi-
nium) befestigt, die wiederum auf einem Schwimmkörper installiert ist, welcher die Gesamt-
anlage über der Wasseroberfläche hält. Übliche Schwimmkörper sind insbesondere PVC-
Hohlkörper. Viele Hersteller setzen mittlerweile auf lebensmittelechte Kunststoffe wie bspw. 
HDPE (High density polyethylene) (Schmidt 2019). Auch die Schwimmkörper der ersten 
deutschen FPV-Anlage in Leimersheim bestehen aus HDPE (Erdgas Suedwest 2022). 

Das Schwimmsystem wird über Verankerungen am Grund des Gewässers gesichert (s. Abb. 
16). Gängig sind u. a. Betonfundamente, die mit der schwimmenden Anlage vertäut sind. 
Dabei werden auch mehrere Arten und Kombinationen der Vertäuung (bspw. Stahlseil, Po-
lyesterseil, Stahlkette) verwendet. Die Art und Länge der Vertäuung richtet sich nach der 
Tiefe des Gewässers, den Wasserstandschwankungen und dem Windaufkommen (World 
Bank Group et al. 2018). Entsprechend dieser dynamischen Faktoren ist eine gewisse 
Schwankungsbreite vorhanden, sodass die Schwimmkonstruktion nicht lagegenau fixiert ist 
und sich innerhalb eines begrenzten Raums auf der Wasseroberfläche bewegt (Erdgas Süd-
west 2022). 

 
Abb. 16: Schematische Darstellung einer schwimmenden PV-Anlage (World Bank, ESMAP, SERIS 

2018)Die Anlage ist über Stromleitungen und zum Teil über einen Steg mit dem 
Land verbunden, wo sich ggf. noch weitere feste Einrichtungen befinden. Die vom 
Schwimmsystem abführenden Kabel können je nach Anlage über oder unter Was-
ser liegen. Der generierte Strom der PV-Module wird über eine „combiner box“ 
(Generatorenanschluss) zu einem Wechselrichter (Central Inverter) geleitet, an 
dem der erzeugte Gleichstrom in Wechselstrom überführt wird. Der Transformator 
(transformer) hat weiterhin die Aufgabe, die Spannung auf die Netzspannung des 
örtlichen Stromnetzes, z. B. 20 Kilovolt, anzuheben. Zum Teil verfügen die Floating 
PV-Anlagen auch über eine schwimmende Transformatorenstation (BayWa r.e. 
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AG 2023). An der Übergabestation wird der Strom entweder in das öffentliche 
Stromnetz eingespeist oder für den Eigenbedarf in das Kieswerk geleitet. Abb. 17 
zeigt, wie die einzelnen Schwimmelemente bzw. Stränge auf dem See verankert 
werden.  

 
Abb. 17: Installation der Solarmodule einer schwimmenden PV-Anlage (Copyright BayWa r.e.)In-

stallation und Wartung (Bau und Betrieb) 
Die Montage schwimmender PV-Anlagen wird in der Regel in räumlicher Nähe des zukünfti-
gen Standorts durchgeführt. Eine gängige Praxis ist der nur wenig Landfläche beanspru-
chende Vorgang der „Fließband-Fertigung“, bei dem die einzelnen Module und Schwimm-
körper über Rollbahnen auf die Wasserfläche gelassen werden.  

Zum einwandfreien Betrieb bedarf es einer Wartung der Anlage. So werden ggf. alle paar 
Monate die Glasflächen gereinigt und dabei hauptsächlich die Staubschicht entfernt. In der 
Regel wird die Anlage überwacht, um sie vor Beschädigung zu schützen, aber auch Freizeit-
nutzer vor Unfällen, insbesondere im Hinblick auf die nicht ersichtlichen Verankerungen unter 
Wasser (Erdgas Südwest 2022). 

6.2.2 Spezifische Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere Gewässer 
Entsprechend ihrer technischen Merkmale sind mit Floating PV-Anlagen unterschiedliche 
Umweltauswirkungen verbunden. Aus dem Bauablauf und Betrieb lassen sich Wirkfaktoren 
ableiten, die sich auf die Schutzgüter bzw. die Qualitätskomponenten der betroffenen Was-
serkörper und Landbereiche auswirken können. Da es sich bei Floating PV um einen neuen 
Vorhabentyp handelt, können die bestehenden Erfahrungen der Instrumente des Wasser- 
und Naturschutzrechts nur begrenzt übertragen werden.  

Vor diesem Hintergrund wurde eine Literaturrecherche zu den Umweltauswirkungen von 
schwimmenden Solaranlagen durchgeführt. In den Plattformen/Suchmaschinen Google 
scholar, ResearchGate und ScienceDirect wurden mit unterschiedlichen Begriffen recher-
chiert („ecological impacts of floating pv“, „effects of floatovoltaics on aquatic ecosystems“, 
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„floating pv environmental impact“, „floating pv“, „floating pv impact“, „schwimmende pv an-
lagen umwelt“; Stand Juni 2023).  

Die meisten verfügbaren Veröffentlichungen sind international und diskutieren geeignete 
Standorte und Nutzungsaspekte von Floating PV-Anlagen, insbesondere in Bezug auf die 
Stromerzeugung, die Bewässerung oder die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
durch die Verringerung der Verdunstung. Dass für Floating PV-Anlagen keine Landflächen 
verwendet werden, wird übereinstimmend als großer Vorteil gegenüber landbasierten PV-
Anlagen gesehen.  

Zu den spezifischen Umweltauswirkungen von Floating PV liegen derzeit noch keine abge-
sicherten Erkenntnisse vor. Die meisten Veröffentlichungen basieren auf Hypothesen und 
Experteneinschätzungen: Zum einen zielen sie darauf, das Potenzial von Floating PV für die 
menschliche Nutzung auszuweiten; zum anderen werden potenziell schädigende Auswirkun-
gen identifiziert, um vorsorglich darauf reagieren zu können. Vereinzelt wurden empirische 
Untersuchungen durchgeführt. Im Folgenden werden einige Studien aus Europa vorgestellt, 
um einen Eindruck über die aktuellen Untersuchungsmethoden zu geben.  

Die Niederlande gehören zu den führenden Nationen in Europa in Bezug auf Floating PV (de 
Lima et al. 2021). Um die Umweltauswirkungen besser einschätzen zu können, wurden unter 
einem schwimmenden Solarpark und an einem Referenzstandort im offenen Wasser biolo-
gische und chemische Parameter überwacht. Mit einer Unterwasserdrohne wurden vertikale 
Messprofile der Wasserqualität erhoben. Unter den Sonnenkollektoren wurde die Tempera-
tur gemessen und darüber die Windgeschwindigkeit. Einige Monate nach dem Bau des Parks 
siedelten sich unter den schwimmenden Paneelen kleine Muscheln an („biofouling layer“). 
Darüber hinaus wurden Vögel auf den Plattformen gesichtet. Die bisherigen Daten werden 
von den Autoren allerdings selbst als nicht ausreichend beurteilt, um eine belastbare Ein-
schätzung der spezifischen Auswirkungen von schwimmenden Solaranlagen zu liefern (de 
Lima et al. 2021).  

Die erste empirische Studie zu den gewässerökologischen Auswirkungen von Floating PV-
Anlagen in Deutschland wurde 2023 vom Fraunhofer Institut für Solare Energie Systeme 
(ISE) veröffentlicht (Ilgen et al. 2023). An einer der größten kommerziellen deutschen Anla-
gen, die sich auf dem 37 Hektar großen Baggersee Maiwald bei Renchen im Oberrheintal 
befindet, wurden 2021 die Auswirkungen der Anlage auf die Wassertemperatur, den Ener-
giehaushalt und die thermische Schichtung eines Sees quantifiziert. Neben den Messstatio-
nen auf und an der Anlage befand sich eine Referenzmessstelle im freien Wasser. Unterhalb 
der Anlage wurden eine 73 prozentige Verringerung der Bestrahlungsstärke gegenüber der 
Seeoberfläche und eine durchschnittliche Verringerung der oberflächennahen Windge-
schwindigkeit in Modulhöhe um 23 Prozent festgestellt.  

Anhand eines dreimonatigen Datensatzes wurde auch ein „Seemodell“ eingerichtet und Sze-
narien simuliert. Um die Auswirkungen von Floating PV-Anlagen unter den extrem heißen 
und trockenen klimatischen Bedingungen des Jahres 2018 zu veranschaulichen, wurden die 
Temperatur-Profile von drei simulierten Szenarien mit 15 Prozent, 50 Prozent und 90 Prozent 
Modulbelegung mit der Referenzmessstelle verglichen. Bei allen Szenarien bildete sich die 
thermische Schichtung im Sommer, wurde aber mit zunehmender Modulbelegung instabiler. 
Während bei einer Flächenbelegung von 15 Prozent die Schichtungsperiode keinen Unter-
schied zur Referenzmessstelle aufwies, verkürzte sich beim 50 Prozent-Szenario der Schich-
tungszeitraum um eine Woche und beim 90 Prozent-Szenario um bis zu zwei Wochen. Dem-
nach führt eine Seebedeckung mit schwimmenden PV-Modulen im Sommer zu einer insta-
bileren und kürzeren thermischen Schichtung, was die Auswirkungen des Klimawandels ab-
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mildern könnte. Allerdings zeigte eine Sensitivitätsanalyse, dass eine verstärkte Windredu-
zierung durch die schwimmende Solaranlage einen erheblichen Einfluss auf die thermischen 
Eigenschaften des Sees haben und umgekehrt die Auswirkungen des Klimawandels verstär-
ken kann. Vor diesem Hintergrund weisen die Autoren darauf hin, dass weiterer Forschungs-
bedarf besteht, um die Auswirkungen von Floating PV-Anlagen auf die biochemischen Pro-
zesse im Wasserkörper sowie die Abstimmung der Anlagen auf maximale Erträge bei mini-
malen Auswirkungen auf das Ökosystem des Sees beurteilen zu können (Ilgen et al. 2023).  

Von Seiten des Fraunhofer ISE sollen weitere Untersuchungen zu Floating PV durchgeführt 
werden. Anfang 2024 beginnt das Vorhaben „PV2Float – Technologieentwicklung für 
schwimmende PV-Kraftwerke und deren Implementierung zum Einsatz auf künstlichen Ge-
wässern“ (Fraunhofer ISE 2023). Auch das Bundesamt für Naturschutz plant in 2024 mit 
praktischen Untersuchungen zu den Auswirkungen von schwimmenden Solaranlagen auf 
Arten und Lebensräume zu starten. 

In einer Anfrage zu schwimmenden Solaranlagen stellte das Kompetenzzentrum Naturschutz 
und Energiewende (KNE) den Sachstand zu den Umweltauswirkungen von Floating PV-An-
lagen mit Stand von Ende 2022 dar (KNE 2022). Ein halbes Jahr später veröffentlichte der 
Expertenkreis Seen der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser die „Arbeitshilfe für die gewäs-
serökologische Beurteilung von Seen als Standorte für schwimmende Photovoltaikanlagen 
(„FPV-Anlagen“)“ (LAWA 2023). Das Papier soll als behördeninterne Arbeitshilfe im wasser-
rechtlichen Vollzug bei fachlichen Fragen und in Wasserrechtsverfahren unterstützen.  

Vor diesem Hintergrund gibt Tab. 26 einen Überblick über den aktuellen Stand der Auswir-
kungen von Floating PV-Anlagen auf Oberflächengewässer und Uferbereiche in Deutsch-
land. Dabei wird der Katalog möglicher Wirkungen für die FFH-Verträglichkeitsprüfung auf 
Folgenprüfungen im limnischen Bereich erweitert (Lambrecht & Trautner 2007: 21). Für die 
FFH-Verträglichkeitsprüfung ist das Landschaftsbild kein Schutzgut. Da dieses im Rahmen 
der Eingriffsregelung jedoch eine besondere Rolle spielt, wird es hier ergänzt.  

Während in den ersten beiden Spalten die Wirkfaktorgruppen und einzelnen Wirkfaktoren 
stehen, sind in der dritten Spalte die Auswirkungen auf Oberflächengewässer, Uferbereiche 
und das Landschaftsbild angegeben, wie sie sich nach gegenwärtigem Kenntnisstand dar-
stellen.  

Ein „direkter Flächenentzug“ (Gruppe 1) findet in der Regel nicht statt, da die Module schwim-
mend auf einem Gewässer errichtet werden und somit keine Versieglung stattfindet. Dies 
wird übereinstimmend als einer der zentralen Vorteile von schwimmenden gegenüber land-
basierten PV-Anlagen angesehen (z. B. de Lima et al. 2021, KNE 2022, LAWA 2023). Aus 
demselben Grund sind Wirkfaktoren der „Habitat- und Nutzungsstruktur“ (Gruppe 2) auch nur 
kleinräumig zu betrachten, wenn etwa die Uferbereiche von Seen zur Verankerung der An-
lage, für Stege, Wechselrichter oder Transformator beansprucht werden. Bei der Einschät-
zung der Auswirkungen von FPV-Anlagen auf das Landschaftsbild (Gruppe 7) ist zu beach-
ten, dass die Anlage in der Regel flach auf dem See schwimmt und daher keine auffällige 
Sichtmarkierung darstellt.  
  

104 



 

  105 

Tab. 26: Hypothetische und empirische Auswirkungen von Floating PV-Anlagen auf Oberflächenge-
wässer, Uferbereiche und das Landschaftsbild (Stand Juli 2023) 

Wirkfaktor- 
gruppen 

Wirkfaktoren Auswirkungen  Quellen 

1. Direkter Flä-
chenentzug 

Überbauung / Versiegelung Verringerung der Wasseroberfläche 
(Schonung von Land), Entzug von Nut-
zungsfläche zur wassergebundenen Er-
holung, ggf. Entzug von Habitatfläche für 
gewässernutzende Vögel und für an der 
Gewässeroberfläche jagende Fleder-
mausarten 

3h, 7h, 
10h 

2. Veränderung 
der Habitatstruk-
tur / Nutzung 

Direkte Veränderung von Ve-
getations- / Biotopstrukturen 

Inanspruchnahme von Röhrichten, Ufer-
gehölzen etc.  

10h 

3. Veränderung  
abiotischer  
Standortfaktoren 

Veränderung des Bodens 
bzw. Untergrundes 

Inanspruchnahme von Uferbereichen für 
Wechselrichter, Transformator, Stege 
etc. 

 

Verankerung der Anlage an Land oder 
auf dem Gewässerboden 

12h 

 Einbringen von Hartsubstraten in den See-
körper 

 

Veränderung der hydrologi-
schen / hydrodynamischen 
Verhältnisse 

Verringerte Luft-Wasser-Oberfläche 2h, 9e 

Verringerung des Sauerstoffeintrags, 
Entstehung von anaeroben Prozessen, 
Freisetzung von Methan 

2h, 3e  

Verringerung der Photosynthese 3e 

Verringerung der Windgeschwindigkeit, 
Veränderung des Schichtungsverhaltens 
von Seen 

8h, 9e, 
10h 

Veränderung der hydroche-
mischen Verhältnisse (Be-
schaffenheit) 

Veränderung der Konzentration von Nit-
rat, Orthophosphat  

3e, 4e, 7h, 
15h 

Veränderung der Tempera-
turverhältnisse 
  

Verringerung der Wassertemperatur im 
Sommer 

2h, 4e, 8h 

Erhöhung der Wassertemperatur im Win-
ter 

8h 

Verringerung der Eisbedeckung im Win-
ter 

8h 

Veränderung anderer stand-
ort-, vor allem klimarelevan-
ter Faktoren (z. B. Belich-
tung, Verschattung)  

Verringerung der Verdunstung  1h, 4e, 5h, 
6h, 7h, 
10h 

Verschattung der Standorte von 
Wasserpflanzen und dem Gewässerkör-
per insgesamt  

8h, 10h 

4. Barriere- oder 
Fallenwirkung /  
Individuenverlust 

Anlagebedingte Barriere- 
oder Fallenwirkung / Indivi-
duenverlust, Habitatverlust 

Einschränkung der Seefläche  
für Insekten, Fledermäuse und Wasser-
vögel, Lockwirkung und Verwechslung 

10h, 16e 
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Wirkfaktor- 
gruppen 

Wirkfaktoren Auswirkungen  Quellen 

der Modulflächen mit Gewässerflächen 
durch Insekten (Eiablage) 

5. Nichtstoffliche 
Einwirkungen 

Licht (auch: Anlockung) Reduzierung des Lichteinfalls,  
Beschattung  

1h, 8h, 9e 

Verringerung von Algenblüten 1h 2h, 4e, 
5h, 7h, 
10h 

Mechanische Einwirkung (z. 
B. Tritt, Luftverwirbelung, 
Wellenschlag) 

Verringerung der Windverhältnisse 3e, 8h 

Schutz der Uferbereiche gegenüber Wel-
lenschlag 

7h 

 elektromagnetische Felder  ggf. Beeinflussung von Fischen und 
Rundmäulern 

13h, 14h 

6. Stoffliche Ein-
wirkungen 

Schwermetalle/Mikropo-
lyethylene 

Auswaschung von (Kunst-)stoffen und 
Schwermetallen 

10h, 11e 

7. Visuelle  
Einwirkungen 

Großflächige horizontale 
Strukturen auf der Wasserflä-
che 

Veränderung des Landschaftsbildes, Ein-
schränkung der Freizeit- und Erholungs-
nutzung 

16  

Legende: h = Hypothese/Experteneinschätzung; e = empirische Untersuchung 
Quellen: 1 = Almeida et al. 2022; 2 = Exley et al. 2021; 3 = de Lima et al. 2021; 4 = Abdelal 2021; 5 = Rosa-Clot et 
al. 2017; 6 = Sahu et al. 2016; 7 = Esteves Galdino & de Almeida Olivieri 2017; 8 = LAWA 2023; 9 = Ilgen et al. 
2023; 10 = KNE 2022; 11 = Mathijssen et al. 2020; 12 = BayStMB 2021; 13 = Essak & Gosh 2022; 14 = Costa 2017; 
15 = Ziar et al. 2020; 16 = BPM Ingenieure 2021; Horvat et al. 2010 

Bezüglich der „Barriere- oder Fallenwirkung / Individuenverlust“ (Gruppe 4) können Floating 
PV-Anlagen in Abhängigkeit vom Bedeckungsgrad bewirken, dass die nutzbare Seefläche 
für Insekten, Fledermäuse und Wasservögel eingeschränkt wird und diese ggf. in bestimmten 
Bereichen ihre Habitate verlieren: Beim Anflug und der Landung auf dem Wasser können 
Vögel behindert werden, ebenso beim Jagen über der Wasseroberfläche oder auch der Nah-
rungssuche unter Wasser (Wirkfaktor 2-1). Dies betrifft ebenso Fledermäuse und Insekten. 
Es wurde allerdings auch beobachtet, dass sich Vögel auf den Anlagen und zwischen den 
Solarpanelen aufhielten und diese möglicherweise für den Nestbau nutzen könnten (de Lima 
2021: 14). Ebenso besteht die Möglichkeit, dass gewässergebundene Insektenarten die Mo-
duloberflächen mit Wasserflächen verwechseln und ggf. bei der Eiablage beeinträchtigt wer-
den.  

Im Hinblick auf „stoffliche Einwirkungen“ (Gruppe 6) wurde in einer holländischen Studie fest-
gestellt, dass an sieben Trinkwasser-Reservoirs von den Solarpanelen und Anlagenteilen 
geringe Mengen von Schwermetallen freigesetzt wurden. Allerdings waren die Konzentratio-
nen geringer als die internationalen Grenzwerte für Trinkwasser (Mathijssen et al. 2020: 
809f.). In Deutschland werden für die Hohlkörper lebensmittelechte Kunststoffe aus HDPE 
(High density polyethylene) verwendet, die für den Gebrauch auf Trinkwasserreservoirs zu-
gelassen sind (Kap. 6.2.1). Ebenso sind Unterkonstruktionen aus Zink-Magnesium mit einer 
hohen Korrosionsbeständigkeit oder aus einer dünnen hydroelastischen Polymerträger-
Schwimmmembran (UV-beständig) unbedenklich für den Einsatz in Wasser. Die Länderar-
beitsgemeinschaft Wasser fordert in ihrer Arbeitshilfe zu FPV-Anlagen generell den Einsatz 
von High Density Polyethylen sowie die Anwendung von speziellen Stahlzink-Beschichtungs-
verfahren für Anlagenteile, um die Einträge in den Wasserkörper langfristig zu minimieren 



 

(LAWA 2023: 7). Bei der genehmigten Anlage auf dem Cottbusser Ostsee besteht die Vor-
der- und Rückseite der PV-Module aus Glas, wodurch keine Mikromaterialien ins Wasser 
gelangen können (BPM Ingenieure 2022).  

Die hydrochemischen Verhältnisse eines Sees können sich auch durch Nährstoffeinträge 
ändern, beispielsweise wenn sich Vogelkot auf den Modulen bei Regen löst. Bei der Anlage 
in Leimersheim stellen Verschmutzungen durch Vogelkot kein Problem dar. Die Vögel, z. B. 
Kanadagänse, lassen sich auf den Flächen nicht nieder, da diese offenbar zu glatt für sie 
sind (Erdgas Suedwest 2022). Bei zwei holländischen Studien wurden hingegen Vögel auf 
den Modulen gesichtet (de Lima et al. 2021: 14; Ziar et al. 2020). Demnach halten sich Vögel 
weniger auf geneigten PV-Modulen auf, häufiger auf horizontal liegenden, die sie als Ruhe-
bereiche und sogar zum Brüten nutzen. Insofern treten dort auch deutlichere Mengen an Kot 
auf (Ziar et al. 2020: 11).  

Die Nährstoffkonzentration im See kann auch durch Verschattung zunehmen. In einem Ex-
periment mit insgesamt sechs Pontons wiesen Li et al. (2011) nach, dass die Verschattung 
die Lichtintensität im Wasser reduziert, wobei diese mit steigender Wassertiefe exponentiell 
abnahm. Dadurch wurde das Algenwachstum (Chlorophyll-a-Gehalt sowie Algenzelldichte) 
signifikant gehemmt und die Konzentrationen von Stickstoff und Phosphor erhöht.  

Bei den „nichtstofflichen Einwirkungen“ (Gruppe 5) gibt es über Wirkungsketten indirekte Zu-
sammenhänge mit der „Veränderung abiotischer Standortfaktoren“ (Gruppe 3). Beispiels-
weise kann eine Floating PV-Anlage zur Verringerung der Windverhältnisse auf dem Gewäs-
ser führen (de Lima et al. 2021), was einerseits die Uferbereiche gegenüber Wellenschlag 
schützt (Esteves Galdino & de Almeida Olivieri 2017), andererseits das Schichtungsverhalten 
von Seen zu beeinflussen vermag. Weiterhin kann die Reduzierung des Lichteinfalls dazu 
beitragen, die Wassertemperatur zu senken und Algenblüten zu vermindern (Almeida et al. 
2022, Exley et al. 2021, Abdelal 2021).  

An diesen Beispielen wird deutlich, dass der „Veränderung abiotischer Standortfaktoren“ 
(Gruppe 3) unter den gewässerökologischen Auswirkungen von Floating PV eine zentrale 
Rolle zukommt. Indem die Wasseroberfläche verringert wird, beeinflusst die Anlage die hyd-
rologischen und hydrodynamischen Verhältnisse (Exley et al. 2021). Dies kann zu einem 
verringerten Sauerstoffeintrag führen (de Lima et al. 2021), ggf. mit der Bildung anaerober 
Prozesse und der Freisetzung von Methan (Exley et al. 2021). Wird die Windgeschwindigkeit 
verringert, kann dies das Schichtungsverhalten von Seen verändern (LAWA 2023, Ilgen et 
al. 2023). Als Folge können die Wassertemperaturen im Sommer verringert und im Winter 
erhöht werden, was wiederum die Eisbedeckung im Winter vermindern kann (Exley et al. 
2021, Abdelal 2021, LAWA 2023). Von besonderer Bedeutung ist die Verschattung, die sich 
insbesondere ungünstig auf die Standorte von Wasserpflanzen auswirken kann und die da-
von abhängige Nahrungskette (KNE 2022). In Abhängigkeit von der Größe der Module führt 
sie auch zu einer verringerten Verdunstung, was sich hinsichtlich des anthropogenen Klima-
wandels als vorteilhaft erweisen kann. Durch die Verschattung heizt sich der Wasserkörper 
weniger stark auf und die Verdunstung nimmt ab (Rosa-Clot et al. 2017, Esteves Galdino & 
de Almeida Olivieri 2017, Almeida et al. 2022, Abdelal 2022, KNE 2022). Gerade in semiari-
den Regionen wird dieser Effekt von schwimmenden Solaranlagen neben der Stromerzeu-
gung als sehr bedeutsam eingeschätzt (Exley et al. 2021).  

Wie die vorliegenden Veröffentlichungen zeigen, liegt der Schwerpunkt der Untersuchung zu 
den Auswirkungen von Floating PV auf den abiotischen Standortfaktoren von Oberflächen-
gewässern, bisher jedoch kaum auf der aquatischen Tier- und Pflanzenwelt. Mögliche Folgen 
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der Anlagen für Fische, die benthische wirbellose Fauna (Makrozoobenthos) oder Wasser-
pflanzen werden nur indirekt betrachtet. Am häufigsten wird die Einschränkung des Pflan-
zenwachstums durch Verschattung angeführt (z. B. KNE 2022, LAWA 2023).  

Bei den hypothetischen und empirisch nachgewiesenen Wirkungen von Floating PV-Anlagen 
auf die Oberflächengewässer handelt es sich in der Regel nicht um lineare Effekte, sondern 
um vielschichtige Wirkungsketten. Diese können in Abhängigkeit von der Aufständerung der 
Module, vom Bedeckungsgrad der Anlage und den gewässerökologischen Eigenschaften 
bestimmte Schutzgüter über unterschiedliche Stufen der Nahrungskette sowohl vorteilhaft 
als auch nachteilig verändern. Dies erschwert die Prognose der konkreten Auswirkungen von 
Floating PV-Anlagen auf die einzelnen Schutzgüter bzw. Qualitätskomponenten deutlich.  

Die wenigen durchgeführten empirischen Studien über Umweltauswirkungen von Floating 
PV-Anlagen lassen tendenziell erkennen, dass einerseits die Risiken geringer ausfallen 
könnten als angenommen, und andererseits ggf. auch Vorteile von Floating PV-Anlagen be-
stehen, um nachteilige Folgen des anthropogenen Klimawandels für Gewässer abzumildern. 
Gleichzeitig könnten sich einige Auswirkungen auf Schutzgüter möglicherweise als bedeu-
tender herausstellen als bisher vermutet. Dazu gehören zum Beispiel die Folgen für Wasser-
vögel, wenn deren Habitate von Anlagen bedeckt werden. Aus diesen Gründen sind weitere 
empirische Studien und Untersuchungen erforderlich, um belastbare Ergebnisse zu den ge-
wässerökologischen Auswirkungen von schwimmenden Solaranlagen abzuleiten und die Er-
gebnisse in die Genehmigungspraxis einfließen zu lassen (Almeida et al. 2022; Exley et al. 
2021). In jedem Fall ist es sinnvoll, die realen Auswirkungen von Floating PV-Anlagen auf 
einen See mittels eines begleitenden mehrjährigen Monitorings zu überwachen und zu do-
kumentieren. Die LAWA empfiehlt ein Monitoring über die Dauer von mindestens drei Jahren. 
Zunächst sollte ein Jahr vor der Installation der Anlage untersucht werden, anschließend 
zwei weitere Jahre (LAWA 2023: 5).  

6.3 Flächenpotenziale von Floating PV-Anlagen auf Seen in Deutschland 

6.3.1  Rahmenbedingungen zur Ableitung der Flächenpotenziale 
Welche Flächenpotenziale für die Floating PV in Deutschland vorhanden sind, hängt zum 
einen von den rechtlichen Rahmenbedingungen ab, zum anderen von den fachlichen Krite-
rien, die eine natur- und gewässerverträgliche Errichtung und Nutzung erlauben.  

Die rechtlichen Rahmenbedingungen beruhen auf den Definitionen der oberirdischen Ge-
wässer und deren anthropogener Beeinflussung. Während § 3 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) als Kategorien oberirdische Gewässer, Küstengewässer inklusive Meeresgewässer 
und Grundwasser anführt, verwendet § 2 Oberflächengewässerverordnung (OGewV) für 
„oberirdische Gewässer“ im Sinn des Wasserhaushaltsgesetzes den Begriff „Oberflächen-
gewässer“ und differenziert diese weiter in Flüsse, Seen, Übergangsgewässer und Küsten-
gewässer.  

Im Hinblick auf die anthropogene Beeinflussung werden entsprechend der EU-Wasserrah-
menrichtlinie natürliche Gewässer (natural water bodies, NWB), erheblich veränderte Ge-
wässer (heavily modified water bodies, HMWB) und künstliche Gewässer (artificial water bo-
dies, AWB) unterschieden. Als erheblich verändert wird ein oberirdisches Gewässer oder 
Küstengewässer bezeichnet, wenn es durch den Menschen so stark in seiner Gestalt verän-
dert ist, dass es den guten ökologischen Zustand ohne eine signifikante Beeinträchtigung 
der Gewässernutzungen nicht mehr erreichen kann und diese Nutzungen aber auch nicht 
ersetzt werden können. Künstliche Gewässer sind von Menschenhand geschaffene Gewäs-
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ser, wie etwa Kanäle oder Tagebauseen. Die Einstufung erfolgt nach § 28 WHG. Ein natür-
licher Wasserkörper wird hingegen kaum oder weniger stark genutzt, hat also noch viele 
seiner natürlichen Eigenschaften (BMUV/UBA 2022: 21). Gemäß Artikel 4 Abs. 3 Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL) muss die Ausweisung von erheblich veränderten und künstlichen 
Wasserkörpern alle sechs Jahre überprüft werden und kann sich auch ändern (LAWA 2015). 

Nach § 36 Abs. 3 WHG darf eine Solaranlage nur auf einem künstlichen oder erheblich ver-
änderten Gewässer errichtet werden. Die vier Typen von Oberflächengewässern – Seen, 
Flüsse, Übergangsgewässer und Küstengewässer –, die künstlich oder erheblich verändert 
sind, weisen eine unterschiedliche Eignung für schwimmende Solaranlagen auf.  

Die geringste Eignung für Floating PV-Anlagen kommt den Übergangs- und Küstengewäs-
sern zu. Die großen Übergangsgewässer – die Unterläufe von Eider, Ems, Weser und Elbe 
– werden zum einen intensiv als Schifffahrtsstraßen genutzt, zum anderen weisen sie be-
sondere naturschutzfachliche Eigenschaften auf (z. B. Salzwassergradient, Natura 2000-Ge-
biete) und kommen daher als Standorte überwiegend nicht in Frage. Bei Küstengewässern 
wird die technische Realisierung von Floating PV-Anlagen aufgrund von Wind, Wellen und 
Salzspray deutlich einschränkt (Hooper et al. 2021), auch wenn hier weltweit eine hohe Dy-
namik zu verzeichnen ist (Kreutzmann 2022). Beide Kategorien werden hier nicht weiter be-
trachtet.  

Eine gewisse Eignung als Standort für schwimmende Solaranlagen kommt den erheblich 
veränderten und künstlichen Flüssen und Seen zu. Bei künstlichen Flüssen handelt es sich 
in der Regel um Kanäle, die aufgrund der Schifffahrt meist nicht für Floating PV genutzt wer-
den können. Bei erheblich veränderten Flüssen stellen Hochwasserabfluss, Verklausung, 
Treibholz, Wasserspiegelschwankungen und Eisstau planerische Herausforderungen für die 
Sicherheit der Anlagen dar (BayStMB 2021: 35). Hingegen kommen Stauseen und Talsper-
ren durchaus als Standorte in Betracht. Werden Flüsse mit Seen verglichen, weisen letztere 
deutliche Vorteile auf, da hier die Floating PV-Anlagen einfacher verankert werden können 
und in der Regel kein Schiffsverkehr vorliegt. Bisher wurden in Deutschland Floating PV-
Anlagen auch nur auf Seen errichtet (Kap. 6.1).  

6.3.2 Ableitung der Flächenpotenziale für Floating PV-Anlagen auf Seen  
Im Folgenden wird untersucht, welche Seen in Deutschland sich aus Sicht des Gewässer- 
und Naturschutzes als Standort für Floating PV-Anlagen eignen und welche technisch und 
wirtschaftlich nutzbaren Potenziale an Fläche und Leistung jeweils vorhanden sind. Dabei 
werden das maximale Flächenpotenzial von 100 Prozent, ein moderates Flächenpotenzial 
von 25 Prozent (Szenario) und das vorsorgeorientierte Potenzial von 15 Prozent entspre-
chend § 36 WHG berechnet.  

Das Fraunhofer ISE hat bereits 2020 eine Potenzialabschätzung für Floating PV auf Braun-
kohletagebauseen in Deutschland durchgeführt (Fraunhofer-ISE 2020). Durch den Braun-
kohletagebau entstanden in Deutschland knapp 500 Tagebauseen mit einer Gesamtfläche 
von 47.251 Hektar. Die meisten davon liegen in Brandenburg (29,8 Prozent), Sachsen-An-
halt (28,2 Prozent) und Sachsen (15,7 Prozent). Der Abschätzung von ISE zufolge beträgt 
das technisch nutzbare Potenzial für Floating PV auf Braunkohletagebauseen 56 Gigawatt-
peak (GWp). Werden Freizeitaktivitäten, Tourismus, Natur- und Landschaftsschutz abgezo-
gen sowie Tagebauseen mit weniger als einem Hektar Fläche oder erheblichen Seetiefen-
schwankungen sowie Seen, die keine Verankerung der Anlage am Ufer zulassen, ergibt sich 
ein wirtschaftlich erschließbares Potenzial von 4,9 Prozent der theoretischen Seefläche, was 
einer installierten Leistung von 2,74 GWp in Deutschland entspricht.  
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In einer anderen Studie des Fraunhofer ISE wurden die Potenziale verschiedener PV-Anla-
gentypen für Deutschland ermittelt. Demnach haben die derzeit theoretisch nutzbaren Ge-
wässerflächen von künstlichen Seen für Floating PV ein energetisches Potenzial von 44 GWp 
(Enkhardt 2021).  

Im Jahr 2022 hat das Fraunhofer ISE auch das theoretische Potenzial für Floating PV auf 
Baggerseen in Baden-Württemberg ermittelt (Fraunhofer ISE 2022). Dabei wurden drei ver-
schiedene Flächenbelegungsszenarien für die 71 betrachteten aktiven Baggerseen darge-
stellt: 

• Zehn Prozent der Seefläche sind mit PV engräumig belegt, dies würde 0,28 Giga-
watt ergeben. 

• 45 Prozent der Seefläche sind mit PV engräumig belegt, daraus würdet eine Leis-
tung von 1,13 Gigawatt resultieren. 

• 100 Prozent der Potenzialfläche sind mit PV weiträumig belegt, sodass 1,07 Giga-
watt Leistung erzielt werden könnten.  

Die Lage der Seen, die als geeignet oder bedingt geeignet eingestuft wurden, kann im Ener-
gieatlas der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg eingesehen werden (LUBW 
2022). 

Vor dem Hintergrund dieser Potenzialanalysen werden in dieser Studie unterschiedliche Da-
tensätze herangezogen, um das flächenbezogene sowie das energetisch nutzbare Potenzial 
an Seen für Floating PV-Anlagen in Deutschland transparent abzuleiten. Hierfür wird das 
Flächenpotenzial sukzessive um folgende Aspekte verringert: 

1. Ausschluss der natürlichen Seen 
2. Ausschluss von Schutzgebieten, insbesondere von Nationalparken und Naturschutz-

gebieten  
3. Ausschluss von Überschwemmungsgebieten 
4. Anrechnung von 15 Prozent der verbleibenden Seeoberfläche gemäß § 36 Abs. 3 

WHG 

In dem Bericht „Die Wasserrahmenrichtlinie. Gewässer in Deutschland 2021“ (BMUV/UBA 
2022: 21) findet sich eine Übersicht über die Anzahl der Oberflächen- und Grundwasserkör-
per in Deutschland (s. Tab. 27). 

Tab. 27: Statistik der Oberflächen- und Grundwasserkörper (BMUV/UBA 2022) 
Gewässerkategorie Anzahl Wasserkörper Länge oder Fläche 

Summe Durchschnitt 

Flüsse 8.925 137.030 km 15 km 

Seen 738 2.423 km² 3 km² 

Übergangsgewässer 5 834 km² 167 km² 

Küstengewässer inkl. Hoheitsgewässer 79 14.450 km² 200 km² 

Grundwasser 1.291 358.000 km² 284 km² 
Fachdaten: WasserBLIcK/BfG & Zuständige Behörden der Länder, 29.03.2022 
Bearbeitung: Umweltbundesamt, Daten der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 

Diese Auswertung basiert auf Wasserkörpern, die gemäß WRRL bewertet sind. Die entspre-
chenden Daten werden von der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) bereitgestellt und 
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für die Berichterstattung Deutschlands an die EU-Kommission verwendet. Maßgeblich ist hier 
der Lake Water Body-Datensatz der BfG, der natürliche, erheblich veränderte und künstliche 
Wasserkörper unterscheidet. Da natürliche Seen gemäß § 36 WHG von einer Nutzung für 
Floating PV ausgeschlossen sind, wird der Lake Water Body-Datensatz für die Abschätzung 
der Flächenpotenziale herangezogen. Allerdings umfasst er nicht die kleinen Seen und 
Standgewässer in Deutschland. 

Nach Anlage 1 Nr. 2.2 OGewV gelten Seen als Wasserkörper, wenn sie eine Mindestfläche 
von 0,5 Quadratkilometer bzw. 50 Hektar aufweisen. Dann sind sie in Bezug auf die Bewirt-
schaftungspläne und Maßnahmenprogramme gegenüber der EU-Kommission berichtspflich-
tig. Der Lake Water Body-Datensatz, der für die Berichterstattung an die EU-Kommission 
verwendet wird, beinhaltet acht Seen, die kleiner als 0,5 Quadratkilometer sind. Entspre-
chend der aktuellen Marktübersicht werden Floating PV-Anlagen in Deutschland derzeit je-
doch vor allem auf Seen dieser Größenordnung installiert. 

Um Hinweise auf die Größenverteilung der Seen zu erlangen, wird eine Auswertung des 
Bundesamts für Naturschutz herangezogen. Dabei werden fünf Größenklassen nach Bun-
desländern unterschieden, darunter auch Seen kleiner als 0,5 Quadratkilometer. 

Tab. 28: Gesamtoberfläche und Anzahl der Seen nach Größenklassen in den Bundesländern (ver-
ändert nach BfN 2004) 

Gesamtoberfläche und Anzahl der Seen nach Größenklassen in den Bundesländern 

Bundesland Gesamt-
anzahl 

Gesamt-
oberfläche 

Anzahl Seen mit einer Oberfläche [km²] 

< 0,5 0,5-1 1-10 10-100 > 100 

Baden-Württemberg* 86 394,2 km² 62 17 6 0 1 

Bayern 284 403,1 km² 193 48 38 5 0 

Berlin 34 28,2 km² 25 3 6 0 0 

Brandenburg 507 546,6 km² 262 135 107 3 0 

Bremen 1 0,9 km² 0 1 0 0 0 

Hamburg 5 2,7 km² 3 1 1 0 0 

Hessen 30 24,7 km² 19 7 4 0 0 

Mecklenburg- Vorpom-
mern 405 679,9 km² 192 101 102 9 1 

Niedersachsen 131 120,2 km² 89 21 19 2 0 

Nordrhein-Westfalen 142 128,8 km² 79 32 27 4 0 

Rheinland-Pfalz 41 22,5 km² 28 8 5 0 0 

Saarland 5 2,7 km² 3 1 1 0 0 

Sachsen 235 260,1 km² 136 49 48 2 0 

Sachsen-Anhalt 76 99,0 km² 43 19 12 2 0 

Schleswig-Holstein 188 250,5 km² 102 36 46 4 0 

Thüringen 58 53,2 km² 31 17 9 1 0 

Summe 2228 3017,3 km² 1267 496 431 32 2 
Quellen: BfN 2004; © Geobasis-DE/BKG 2003; Stand der Daten: 12.2003 / 12.2008 
Ausführliche Quelle: BfN – Bundesamt für Naturschutz (2004): Daten zur Natur 2004. Münster 
* inklusive Flächenanteil des Bodensees auf deutschem Staatsgebiet 
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Demnach sind in Deutschland 2.228 Seen mit einer Gesamtoberfläche von 3.017,3 Quadrat-
kilometer vorhanden, wobei die östlichen Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern und 
Brandenburg den größten Anteil stellen. Insgesamt werden 1.267 Seen kleiner 0,5 Quadrat-
kilometer angegeben. Demgegenüber sind in der Studie des Bundesumweltministeriums und 
des Umweltbundesamtes deutlich weniger Seen angegeben, insgesamt 738 mit 2.423 Quad-
ratkilometer (BMUV/UBA 2022). Um Hinweise auf das Potenzial für Floating PV auf den klei-
nen, nicht-berichtspflichtigen Seen zu erhalten, wird die Oberfläche der Seen in der Studie 
des Bundesumweltministeriums und des Umweltbundesamtes von der Gesamtoberfläche 
der Übersicht des Bundesamtes für Naturschutz, die keine Größenbeschränkung aufweist, 
abgezogen, was 594 Quadratkilometer ergibt.  

Da die Daten des Bundesamtes für Naturschutz jedoch aus dem Jahr 2008 stammen, wird 
in dieser Untersuchung der aktuelle Datensatz des Digitalen Landschaftsmodells (DLM250) 
des Bundesamts für Kartographie und Geodäsie (BKG) verwendet, der keine Größenbe-
schränkung aufweist. Allerdings unterscheidet er nicht nach natürlichen, erheblich veränder-
ten und künstlichen Seen wie dies beim Lake Water Body-Datensatz der Fall ist.  

Um bei der Analyse der Flächenpotenziale für Floating PV auch Restriktionen durch den 
Naturschutz zu erkennen, werden weitere Daten des Bundesamts für Naturschutz einbezo-
gen. Darüber hinaus werden Überschwemmungsgebiete als Ausschlussfläche für schwim-
mende Solaranlagen berücksichtigt. Tab. 29 gibt einen Überblick über die verwendeten Da-
ten. 

In Bezug auf Gewässer sind die Datensätze des 3. Bewirtschaftungszyklus der Wasserrah-
menrichtlinie (2022-2027) relevant. Diese werden mit der Grenze der Bundesrepublik 
Deutschland verschnitten, damit bei grenzüberschreitenden Gewässern wie dem Bodensee 
keine Anteile aus anderen Staaten einbezogen werden. 

Tab. 29: Daten zur Auswertung der Potenziale von Seen in Deutschland für Floating PV 
Datensätze Quelle 

Digitales Landschaftsmodell 1:250000 (DLM250, Ebene: gew01_f - Ge-
wässerflächen, Objektart: 44006 AX_StehendesGewaesser) (2023) 

Bundesamt für Kartographie und 
Geodäsie  

WaterBody-DE, Wasserkörper-DE, 3 Zyklus  
(AM_lakeWaterBody_DE) (2023) Bundesanstalt für Gewässerkunde 

Überschwemmungsgebiete-DE, 3 Zyklus (AM_floodplain_DE) (2023) Bundesanstalt für Gewässerkunde 

FFH-Gebiete Deutschlands (2019) Bundesamt für Naturschutz  

Landschaftsschutzgebiete Deutschland (2019) Bundesamt für Naturschutz 

Nationale Naturmonumente (2020) Bundesamt für Naturschutz 

Nationalparke (2021) Bundesamt für Naturschutz 

Naturparke (2021) Bundesamt für Naturschutz 

Naturschutzgebiete Deutschlands (2019) Bundesamt für Naturschutz 

RAMSAR-Gebiete Deutschlands (2021) Bundesamt für Naturschutz 

Vogelschutzgebiete Deutschlands (SPA) (2019) Bundesamt für Naturschutz 

Biosphärenreservate Deutschlands (Kern- und Pflegezonen; 2021) Bundesamt für Naturschutz 
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Ableitung des Flächenpotenzials von Seen für Floating PV 
Zur Ableitung des Flächenpotenzials von Seen für Floating PV werden der Lake Water Body- 
und der DLM-Datensatz verglichen. Acht der insgesamt 738 Seen sind beim Lake Water 
Body-Datensatz zwar kleiner als 0,5 Quadratkilometer und daher nicht berichtspflichtig, wer-
den in dieser Analyse aber beibehalten.  

Demgegenüber weisen die Daten des Digitalen Landschaftsmodells keine Größenbeschrän-
kung auf und umfassen 14.642 Seen und Standgewässer mit 3.693 Quadratkilometer. Unter 
diesen befinden sich viele Kleinstgewässer wie Teiche und Tümpel, die voraussichtlich nicht 
für Floating PV-Anlagen geeignet sind. Daher werden anhand der Größe von fünf Hektar 
bzw. 0,05 Quadratkilometer zwei Klassen gebildet. Zum Vergleich wird auch der Lake Water 
Body-Datensatz entsprechend aufgeteilt (s. Tab. 30). 

Tab. 30: Größenverteilung der Standgewässer in Deutschland 
Datensatz < 5 ha (0,05 km²) ≥ 5 ha (0,05 km²) Gesamt 

Anzahl Fläche Anzahl Fläche Anzahl Fläche 

Lake Water Body 0 0 km² 738 2.215 km² 738 2.215 km² 

Digitales Landschaftsmodell 
(DLM)  6.211 201 km² 8.431 3.492 km² 14.642 3.693 km² 

Die Übersicht zeigt, dass 6.211 von 14.642 Seen (42 Prozent) des DLM-Datensatzes weni-
ger als 0,05 Quadratkilometer Fläche haben. Die Fläche dieser kleinen Seen entspricht mit 
201 Quadratkilometer allerdings nur fünf Prozent der Gesamtfläche aller Seen dieses Daten-
satzes. Mit einer Gesamtoberfläche von 2.215 Quadratkilometer enthält der Lake Water 
Body-Datensatz keine Seen dieser Größenordnung. Dieser Umstand erklärt den Unterschied 
zwischen den Gesamtoberflächen dieser Datensätze. 

Im Folgenden wird angenommen, dass alle Standgewässer größer/gleich 0,05 Quadratkilo-
metern Fläche für Floating PV-Anlagen geeignet wären. Auf einem fünf Hektar großen See 
ließe sich unter Beachtung des Uferabstandes von 40 Metern eine Anlagenfläche von etwas 
über zwei Hektar realisieren. Wird zusätzlich die maximale Belegung von 15 Prozent einbe-
zogen, reduziert sich die zulässige Anlagenfläche auf 0,75 Hektar, sodass eine Anlage mit 
einer Leistung von etwa 750 kW realisiert werden könnte. Für den Eigenbedarf im Kiesabbau 
sind einige solcher Anlagen im Betrieb. Demnach sind 738 Seen mit 2.215 Quadratkilometer 
Gesamtoberfläche (Lake Water Body) bzw. 8.431 Seen mit 3.492 Quadratkilometer (DLM) 
als Flächenpotenzial für Floating PV vorhanden (s. Tab. 31). 

Tab. 31: Flächenpotenziale von Seen in Deutschland für Floating PV 

Anzahl Fläche Durchschnitt Anteil BRD  Quelle/Datensatz 

738  2.215 3,00 km² 0,62 % Lake Water Body  

8.431 3.492 0,41 km² 0,98 % Digitales Landschaftsmodell (Seen ≥ 5 ha)  

Beim DLM-Datensatz stehen 7.693 Seen und 1.277 Quadratkilometer mehr zur Verfügung 
als beim Lake Water Body-Datensatz, die vor allem die nicht-berichtspflichtigen Kleingewäs-
ser zwischen 0,05 und 0,5 Quadratkilometer umfassen. Demgegenüber hat der Vergleich 
des BfN-Datensatzes mit dem des BMUV/UBA nur eine Fläche von 594 Quadratkilometern 
ergeben. Hier zeigt sich, dass die Auswertung mit DLM ein aktuelleres Bild ergibt und unge-
fähr das doppelte Potenzial bereitstellt. 
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Am Rande sei auf ein weiteres Ergebnis hingewiesen: Werden beim DLM-Datensatz nur die 
berichtspflichtigen Seen größer/gleich 0,5 Quadratkilometer selektiert, ergeben sich 936 
Seen mit einer Gesamtoberfläche von 2.491 Quadratkilometer. Die Differenz zum Lake Wa-
ter Body-Datensatz beträgt 198 Seen, mit einem zusätzlichen Flächenpotenzial von 276 
Quadratkilometer. 

Ausschluss der natürlichen Seen 
Nach § 36 Abs. 3 Nr. 1 WHG darf eine Solaranlage nicht in und über einem oberirdischen 
Gewässer errichtet und betrieben werden, das kein künstliches oder erheblich verändertes 
bzw. ein natürliches Gewässer ist. Um die natürlichen Seen aus der Potenzial-Untersuchung 
auszuscheiden, wird der Lake Water Body-Datensatz verwendet, weil dieser Informationen 
zum menschlichen Einfluss aufweist. 

Tab. 32: Nutzbare Flächenpotenziale der Seen in Deutschland für Floating PV-Anlagen unter Abzug 
der natürlichen Gewässer (Datensatz: Lake Water Body, BfG 2023) 

 Anzahl Fläche  Durchschnitts-
fläche  Anteil BRD 

Gesamtbestand Gewässer 738 2.215 km² 3,00 km² 0,62 % 

• davon natürlich 520 1.810 km² 3,48 km² 0,51 % 

• davon erheblich verändert und 
künstlich 

218 405 km² 1,86 km² 0,11 % 

• davon erheblich verändert 105 220 km² 2,10 km² 0,06 % 

• davon künstlich 113 185 km² 1,64 km² 0,05 % 

Entsprechend dieser Betrachtung verbleiben 218 erheblich veränderte und künstliche Seen 
mit einem Flächenpotenzial von 405 Quadratkilometer. Werden diese den 520 natürlichen 
Seen mit 1.810 Quadratkilometer Gesamtoberfläche gegenübergestellt, ergibt sich ein Aus-
schluss von ca. 78 Prozent der Seeoberfläche Deutschlands durch Floating PV.  

Da der Lake Water Body-Datensatz fast nur die berichtspflichtigen Seen umfasst, werden bei 
obiger Berechnung die nicht-berichtspflichtigen Seen kleiner 0,05 Quadratkilometer nicht ein-
bezogen. Für diese Kategorie liefern die derzeit verfügbaren Datensätze der BfG oder des 
BfN keine Informationen zur Einstufung der Seen als natürlich, erheblich verändert oder 
künstlich. Einen Hinweis liefert das Umweltbundesamt. Demnach liegt die Anzahl natürlicher 
Seen in Deutschland bei mehr als 12.000. Die meisten sind während der Eiszeit entstanden 
und daher jünger als 20.000 Jahre. Sie befinden sich vor allem in den Jungmoränengebieten 
der norddeutschen Tiefebene und des Alpenvorlandes sowie in den Alpen (UBA 2023). 

Zu den künstlichen Seen gehören die Tagebauseen. Durch die Flutung alter Braunkohle-
Tagebaue entstehen in Deutschland etwa 500 neue, künstliche Seen. Etwa 100 von ihnen 
sind größer als 0,5 Quadratkilometer und fallen damit unter die Vorgaben der Wasserrah-
menrichtlinie.   
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Ausschluss ausgewählter Schutzgebiete 
Als weiteres Kriterium für die Standortwahl eines Sees für eine Floating PV-Anlage wird an-
genommen, dass er ganz oder teilweise als Schutzgebiet nach § 23 ff. BNatSchG ausgewie-
sen ist. Für die hier vorliegende GIS-Auswertung werden folgende Schutzgebietskategorien 
ausgewählt und als Restriktion gesetzt:  

• Naturschutzgebiet nach § 23 BNatSchG 

• Nationalpark und Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG 

• Biosphärenreservat (Kern- und Pflegezone) nach § 25 BNatSchG 

• Landschaftsschutzgebiet nach § 26 BNatSchG 

• FFH-Gebiet und Vogelschutzgebiet nach § 34 BNatSchG 

• Feuchtgebiete internationaler Bedeutung (Ramsar-Gebiet) gemäß Ramsar Kon-
vention  

In Tab. 33 werden die 738 Seen des Lake Water Body-Datensatz der BfG mit einer Fläche 
von 2.215 Quadratkilometer daraufhin betrachtet, ob sie mit Schutzgebietskategorien belegt 
sind und ggf. welche sie aufweisen.  

Tab. 33: Flächenpotenziale der Seen in Deutschland in Bezug auf Schutzgebietskategorien (Lake 
Water Body Datensatz, BfG 2023) 

Kategorie des Schutzgebietes Anzahl Seen, die 
mind. teilweise 
im Schutzgebiet 
liegen 

Gesamtfläche der 
Seen, die mind. teil-
weise im Schutzgebiet 
liegen* 

Teilfläche der Seen,  
die innerhalb des 
Schutzgebiets liegt* 

Seen mit Biosphärenreservat 
(Kern- und Pflegezone) 30 43 km²  (2,0 %) 32 km²  (1,4 %) 

Seen mit FFH-Gebiet 376 1.651 km²  (74,5 %) 1.045 km²  (47,2 %) 

Seen mit Vogelschutzgebiet 
(SPA) 327 1.486 km²  (67,1 %) 1.010 km² (45,6 %) 

Seen mit Ramsargebiet 40 436 km²  (19,7 %) 286 km² (12,9 %) 

Seen mit Nationalpark (NP) 28 160 km²  (7,2 %) 41 km² (1,9 %) 

Seen mit Naturschutzgebiet 255 1.401 km²  (63,2 %) 287 km² (13,0 %) 

Seen mit Nationalem Naturmo-
nument (NNM) 1 0,6 km²  (0,03 %) 0,4 km² (0,02 %) 

Seen mit Naturpark 281 735 km²  (33,2 %) 595 km² (26,9 %) 

Seen mit Landschaftsschutzge-
biet (LSG) 537 1.930 km²  (87,1 %) 1.498 km² (67,6 %) 

Seen nur in LSG (ohne restl. 
Schutzgebietskategorien) 209 1.194 km²  (53,9 %) 310 km² (14,0 %) 

Seen mit LSG ohne NP, NNM 
und NSG 466 1.814 km²  (81,9 %) 1.342 km² (60,6 %) 

Alle o.g. Schutzgebiete 673 2.140 km²  (96,6 %) 1.892 km² (85,4 %) 
Legende: * in Prozent Anteil an der Gesamtseenfläche 

Im Ergebnis zeigt sich, dass 673 der 738 Seen mindestens teilweise mit einer naturschutz-
rechtlichen Schutzgebietskategorie belegt sind. Die Gesamtfläche der Seen, von denen min-
destens ein Teil der Seefläche mit einer Schutzgebietskategorie belegt ist, beträgt 2.140 
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Quadratkilometer; hier sind also auch Flächen außerhalb einer Schutzgebietsausweisung 
einbezogen. Wird nur die Gesamtfläche innerhalb von Schutzgebieten betrachtet, beträgt 
diese 1.892 Quadratkilometer. Bei dieser Auswertung werden Überlagerungen zwischen 
Schutzgebietskategorien aufgelöst, so dass sie nicht mehrfach in die Bewertung einfließen.  

Bemerkenswert ist, dass knapp die Hälfte der Seeflächen entweder in einem Vogelschutz-
gebiet (45,6 Prozent) oder in einem FFH-Gebiet (47,2 Prozent) liegen. Den größten Anteil 
haben Seeflächen in Landschaftsschutzgebieten (LSG; 67,6 Prozent). Hingegen beinhalten 
Nationalparke und Naturschutzgebiete mit 1,9 und 13 Prozent vergleichsweise geringe Flä-
chenanteile. Mit 0,4 Quadratkilometer bzw. 0,02 Prozent repräsentiert die Eckertalsperre im 
Grünen Band in Sachsen-Anhalt ein Nationales Naturmonument. Häufig überlagern sich bei 
den Seen mehrere Schutzgebietskategorien (vgl. Landschaftsschutzgebiet ohne andere 
Schutzgebietskategorien bzw. ohne Überlagerung mit Naturschutzgebiet, Nationalem Natur-
monument oder NP).  

Dabei ist zu beachten, dass die Tabelle (Tab. 33) nicht die Anzahl der jeweiligen Schutzge-
biete in Deutschland angibt, sondern die Anzahl der Seen, die mit einer der Schutzgebietska-
tegorie belegt sind. Die 4.544 deutschen FFH-Gebiete umfassen eine Fläche von 33.277 
Quadratkilometer (Stand 2019). Innerhalb dieser Gebiete befinden sich somit 376 Seen mit 
einer Gesamtoberfläche von 1.045 Quadratkilometer, das heißt dass drei Prozent der Fläche 
der FFH-Gebiete als Seen ausgebildet sind. Vergleichbar sind in Deutschland 742 Vogel-
schutzgebiete mit einer Fläche von 40.285 Quadratkilometer ausgewiesen, die ihrerseits 
Seen mit einer Gesamtfläche von 1.010 Quadratkilometer beinhalten (2,5 Prozent). Diese 
Flächenangaben beziehen sich jeweils auf die fünfte und sechste Spalte von Tab. 33.  

Um das Flächenpotenzial von Floating PV auf Seen ohne die Inanspruchnahme von Gewäs-
serbereichen, die mit einer naturschutzrechtlichen Schutzkategorie belegt sind, zu ermitteln, 
werden von der Gesamtzahl der Seen (738 ≙ 2.215 km²) die Teilflächen abgezogen, die 
innerhalb der o. g. Schutzgebietskategorien liegen. Demnach verbleiben im Ergebnis 192 
Seen mit einer Fläche von 272 Quadratkilometern. Würden sogar restriktiv alle Seen ausge-
schlossen, die bereits in einem Teilbereich naturschutzfachlich ausgewiesen sind, verblieben 
als Ergebnis nur 80 Seen mit 91 Quadratkilometern.  

Ausschluss von Überschwemmungsgebieten 
Als weiteres Ausschlusskriterium werden im Hinblick auf das wirtschaftlich nutzbare Poten-
zial Überschwemmungsgebiete verwendet. Hier lautet die Annahme, dass in diesen Gebie-
ten aus Sicherheitsgründen keine schwimmenden Solaranlagen installiert werden dürfen. 
Dies betrifft 83 Seen mit einer Seeoberfläche von zusammen 127 Quadratkilometern (s. Tab. 
34).  

Tab. 34: Flächenpotenziale der Seen in Deutschland für Floating PV abzüglich Überschwemmungs-
gebiete (Lake Water Body-Datensatz, BfG 2023) 

  Anzahl Fläche  Anteil BRD  

Berichtspflichtige Seen (maximales Potenzial) 738 2.215 km² 0,62 % 

Seen in Überschwemmungsgebieten (ÜG) 83 127 km² 0,04 % 

Potenzial Seen ohne Überschwemmungsgebiete 689 2.088 km²  0,55 % 

• davon Seen, die in keinem Teilbereich als 
Überschwemmungsgebiete ausgewiesen sind 

655 1.952 km² 0,55 % 



 

Im Hinblick auf den Lake Water Body-Datensatz verbleiben 689 Seen mit 2.088 Quadratki-
lometern als Potenzial für Floating PV außerhalb von Überschwemmungsgebieten. Würden 
alle Seen ausgeschlossen, die in einem Teilbereich als Überschwemmungsgebiet ausgewie-
sen sind, reduzierte sich das Flächenpotenzial auf 1.952 Quadratkilometer (655 Seen). 

Ableitung des wirtschaftlich nutzbaren Flächenpotenzials von Seen für Floating PV 
§ 36 WHG schreibt vor, dass keine natürlichen Seen für die Errichtung von Floating PV-
Anlagen verwendet werden dürfen. Das wirtschaftlich nutzbare Potenzial von Seen für FPV-
Anlagen ergibt sich somit dadurch, dass das maximale Flächenpotenzial um die natürlichen 
Seen, um Schutzgebiete mit strengem Schutzstatus und um Überschwemmungsgebiete ver-
ringert wird und anschließend, entsprechend den Vorgaben des § 36 Abs. 3 lit. a) WHG, 15 
Prozent der verbleibenden Fläche als Potenzial angerechnet werden.  

Falls Floating PV-Anlagen in Schutzgebieten geplant sind, werden unterschiedliche Restrik-
tionen angenommen, um das wirtschaftlich nutzbare Flächenpotenzial für Floating PV abzu-
leiten. Da der Schutzstatus von Nationalparken, Naturschutzgebieten und Nationalen Natur-
monumenten gemäß BNatSchG besonders streng ist, werden diese im Folgenden per se 
ausgeschlossen. Dem entspricht, dass als Naturschutzgebiet und Nationalpark geschützte 
Gebiete über §§ 38a Abs. 1 Nr. 5 b) und 48 Abs. 1 Nr. 3 c) cc) EEG 2021 als Anlagenstandort 
ausgeschlossen bzw. nicht vergütungsfähig sind.  

Die Prüfung der spezifischen Verbotstatbestände für die anderen Schutzgebietskategorien 
ist weniger streng, dürfte jedoch ebenfalls häufig zum Versagen der Genehmigung führen; 
entsprechend werden diese Flächen bei der Potenzialermittlung ausgenommen. Einschrän-
kend wird für FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete (SPA und Ramsar), Biosphärenreservate 
und Landschaftsschutzgebiete pauschal die Reduktion von einem Drittel der verbleibenden 
Seenfläche berücksichtigt. Dabei handelt es sich um einen fiktiven Wert, der nicht auf einer 
Auswertung von Genehmigungsunterlagen beruht, sondern auf der persönlichen Einschät-
zung der Forschungsnehmenden. 

Ergänzend wird in dieser Studie ein moderates Szenario von 25 Prozent Bedeckungsgrad 
verwendet, um den Einfluss einer erhöhten Flächenbelegung auf das Potenzial einschätzen 
zu können. Der 25-Prozent-Wert geht auf ein Fachgespräch der Grünen Liga zum Potenzial 
von Floating PV-Anlagen zurück: Nimmt man einen Lausitzer Tagebausee mit der typischen 
Breite von zwei Kilometern und eine Platzierung der Module in 500 Meter Abstand vom Ufer 
an, so könnten bis zu 25 Prozent des Sees von der Anlage bedeckt werden (Grüne Liga 
2021: 6). 

Für diese Berechnung wird der Lake Water Body-Datensatz mit 738 Seen und einer Gesamt-
fläche von 2.215 Quadratkilometer genutzt, da er die Klasse der natürlichen Seen beinhaltet. 
Tab. 35 zeigt das Resultat. 
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Tab. 35: Wirtschaftlich nutzbares Flächenpotenzial der Seen in Deutschland für Floating PV abzüg-
lich Restriktionskategorien (Lake Water Body-Datensatz, BfG 2023) 

  

Anzahl an 
Seen, die min-
destens teil-
weise außer-

halb der Rest-
riktionskatego-

rie liegen 

Fläche 
(km²) 

Anteil BRD 
(%) 

15% 
(WHG) 
(km²) 

25%  
Szenario 

(km²) 

Potenzial ohne Schutzgebietskate-
gorien  

192  
(80) 

363  
(91) 0,10 54,5 90,7 

Potenzial ohne  
Überschwemmungsgebiete  

689  
(655) 

2.088 
(1.952) 0,58 313,2 522,0 

Potenzial ohne natürliche Seen 
(WHG) 218 405 0,11 60,8 101,2 

Potenzial ohne Schutzgebietskate-
gorien und ohne natürliche Seen 

81  
(44) 

108  
(51) 0,03 16,2 27,0 

Potenzial ohne Nationalparks, Natur-
schutzgebiete, Nationale Naturmo-
numente und ohne natürliche Seen 
(WHG, BNatSchG, EEG) 

194  
(150) 

339  
(222) 0,09 50,9 84,7 

Potenzial ohne Nationalparks, Natur-
schutzgebiete, Nationale Naturmo-
numente, Überschwemmungsge-
biete und ohne natürliche Seen 

173  
(118) 

287  
(162) 0,08 43,1 71,7 

Potenzial ohne Nationalparks, Natur-
schutzgebiete, Nationale Naturmo-
numente, Überschwemmungsge-
biete und ohne natürliche Seen so-
wie Abzug eines Drittels der Fläche 
bei weiteren Schutzgebietskatego-
rien (Abschätzung wirtschlich nutz-
bares Potenzial) 

k. A. 191  
(108) 0,05 28,7 47,8 

Legende: In Klammern Anzahl und Fläche von Seen, die komplett außerhalb der jeweiligen Restriktionskategorie 
liegen. 

Werden von den berichtspflichtigen Seen zunächst die Bereiche abgezogen, die entweder 
natürlich sind oder mit einer Schutzgebietskategorie belegt sind, ergeben sich 81 erheblich 
veränderte und künstliche Seen mit einer Gesamtfläche von 108 Quadratkilometern, die als 
Standorte für Floating PV-Anlagen in Frage kommen (Tabelle 35, 4. Zeile, 2. Spalte). Würden 
die Seen als Ganzes ausgeschlossen, die auch nur teilweise mit einer Schutzgebietskatego-
rien belegt sind, blieben 44 Seen mit einer Fläche von 51 Quadratkilometern übrig. 

Die verbleibende Fläche an Seen fällt gegenüber dem Gesamtbestand von 738 Seen mit 
2.215 Quadratkilometer relativ gering aus, wenn alle Schutzgebietskategorien als Aus-
schlusskriterium gesetzt werden. In der Planungspraxis könnten Floating PV-Anlagen bei der 
Betroffenheit von Schutzgebietskategorien im spezifischen Genehmigungsverfahren teil-
weise unter Auflagen genehmigt werden. Daher ist es nach Gutachtereinschätzung realis-
tisch, als maximal nutzbares Potenzial für Floating PV von den verfügbaren Seen nur die 
Nationalparks, Naturschutzgebiete, Nationalen Naturmonumente, Überschwemmungsge-
biete und natürlichen Seen abzuziehen und entsprechend der Vorgaben nach § 36 Abs. 3 lit. 
a) WHG davon 15 Prozent der Fläche für die Nutzung durch Floating PV-Anlagen vorzuse-



 

hen zu verwenden (Tab. 35, Zeile 5). Das Resultat sind 194 Seen mit einer Gesamtoberflä-
che von 339 Quadratkilometern. Unter Einbezug der 15 Prozent verbleibt eine Fläche von 
50,9 Quadratkilometern. Dies entspricht den Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetzes, 
des Bundesnaturschutzgesetzes und des Erneuerbare-Energien-Gesetzes.  

Um auch die technischen Einschränkungen von Überschwemmungsgebieten zu berücksich-
tigen, wird zusätzlich diese Kategorie als Standort für schwimmende Solaranlagen ausge-
schlossen (Tab. 35, Zeile 6). Somit ergibt sich ein wirtschaftlich nutzbares Potenzial für Floa-
ting PV-Anlagen auf 173 Seen mit 287 Quadratkilometern Fläche bzw. 43,1 Quadratkilome-
tern, bei Berücksichtigung der Belegungsvorgaben nach § 36 Abs. 3 lit. a) WHG.  

Werden darüber hinaus Seen als Ganzes ausgeschlossen, die nur eine dieser Restriktions-
kriterien aufweisen, verblieben 118 Seen mit einer Gesamtfläche von 162 Quadratkilometer.  

Weiterhin wird für FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete, Biosphärenreservate und Landschafts-
schutzgebiete pauschal ein Drittel der verbleibenden Seenfläche abgezogen (Tab. 35, 
Zeile 7), um die Restriktionen bei der Zulassung zu berücksichtigen. Somit reduziert sich die 
verfügbare Fläche auf 191 bzw. 108 Quadratkilometer, wenn alle Seen mit entsprechenden 
Schutzgebietskategorien ausgeschlossen werden. Da Floating PV-Anlagen jedoch auch in 
den Bereichen eines Sees errichtet werden können, die mit keiner Schutzgebietskategorie 
belegt sind, wird diese Restriktion nicht weiter betrachtet.  

Unter der Annahme eines erweiterten Belegungsszenarios für Seen in Höhe von 25 Prozent, 
verbleibt auf berichtspflichtigen Seen ein wirtschaftlich nutzbares Flächenpotenzial für Floa-
ting PV-Anlagen in Höhe von ca. 47,8 Quadratkilometern. 

Ableitung der Spitzenleistung des wirtschaftlich nutzbaren energetischen Potenzials 
von Seen für Floating PV 
Auf Grundlage des wirtschaftlich nutzbaren Flächenpotenzials von Seeoberflächen für Floa-
ting PV-Anlagen lässt sich für Deutschland das energetische Potenzial der Anlagen in Mega- 
bzw. Gigawatt peak (MWp/GWp) ableiten. Im Folgenden wird angenommen, dass ein Hektar 
Seeoberfläche in der Lage ist, eine Leistung von 1,4 MWp zu erzeugen. Dieser Wert ergibt 
sich als Mittelwert der untersuchten Anlagen (s. Tab. 25). Für den Lake Water Body-Daten-
satz resultiert das folgende wirtschaftlich nutzbare Potenzial an Fläche und Leistung für Floa-
ting PV (s. Tab. 36). 

Während die 738 berichtspflichtigen Seen ein maximales Flächenpotenzial von 310,1 GWp 
aufweisen (Tab. 36, Zeile 1), reduziert sich die Leistung auf 56,7 GWp, wenn alle natürlichen 
Seen ausgeschlossen werden (Tab. 36, Zeile 2). Werden diesbezüglich 15 Prozent der See-
flächen für die Belegung durch Floating PV-Anlagen angerechnet, ergibt dies ein Potenzial 
von 8,5 GWp; bei Belegung von 25 Prozent der Seenflächen von 14,1 GWp.  

Werden zusätzlich zu den natürlichen Seen auch die Bereiche ausgeschlossen, die als Na-
tionalpark, Naturschutzgebiet oder Nationales Naturmonument ausgewiesen sind (Tab. 36, 
Zeile 3), resultiert daraus eine Anzahl von 194 Seen mit einem Potenzial von 7,1 GWp bei 
Belegung von 15 Prozent der Seenflächen bzw. 11,8 GWp bei Belegung von 25 Prozent der 
Seenflächen. 

Werden nur Bereiche von erheblich veränderten oder künstlichen Seen außerhalb von Nati-
onalparken, Naturschutzgebieten und Überschwemmungsgebieten einbezogen (Tab. 36, 
Zeile 4), verbleiben 173 Seen mit 287 Quadratkilometern. Nach Anrechnung der 15 Prozent 
(vgl. § 36 Abs. 3 lit. a) WHG) ergibt dies ein Potenzial von 6,0 GWp für schwimmende PV-
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Anlagen. Das erweiterte Belegungsszenarios für Seen in Höhe von 25 Prozent ergibt 10,0 
GWp.  

Weiterhin wird für FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete, Biosphärenreservate und Landschafts-
schutzgebiete pauschal ein Drittel der verbleibenden Seenfläche aufgrund von Restriktionen 
bei der Zulassung als nicht nutzbar eingestuft und daher abgezogen (Tab. 36, Zeile 5); somit 
vermindert sich die verfügbare Fläche auf 191 Quadratkilometer. Daraus ergibt sich bei An-
rechnung der 15 Prozent Belegungsdichte (§ 36 Abs. 3 lit. a) WHG) ein wirtschaftlich nutz-
bares Potenzial von 4,0 GWp für schwimmende Solaranlagen auf berichtspflichtigen Seen. 
Das erweiterte Belegungsszenarios für Seen in Höhe von 25 Prozent ergibt ein Potenzial in 
Höhe von 6,6 GWp.  

Tab. 36: Wirtschaftlich nutzbares Potenzial der berichtspflichtigen Seen für Floating PV in Deutsch-
land (Lake Water Body-Datensatz, BfG 2023) 

  Total 100 % 15 % (WHG) 25 % (Szenario) 

  Anzahl 
Flä-
che  

(km²) 

Leistung  
(GWp) 

Flä-
che  

(km²) 

Leis-
tung  

(GWp) 

Fläche  
(km²) 

Leistung  
(GWp) 

Berichtspflichtige Seen  738 2.215 310,1 332,3 46,5 553,7 77,5 

Potenzial ohne natürliche Seen 
(WHG) 218 405 56,7 60,8 8,5 101,2 14,1 

Potenzial ohne Nationalparks, Natur-
schutzgebiete, Nationale Naturmonu-
mente und ohne natürliche Seen 
(WHG, BNatSchG, EEG) 

194 339 47,4 50,9 7,1 84,7 11,8 

Potenzial ohne Nationalparks, Natur-
schutzgebiete, Nationale Naturmonu-
mente, Überschwemmungsgebiete 
und ohne natürliche Seen  

173 287 40,1 43,1 6,0 71,7 10,0 

Potenzial ohne Nationalparks, Natur-
schutzgebiete, Nationale Naturmonu-
mente, Überschwemmungsgebiete 
und natürliche Seen sowie Abzug ei-
nes Drittels der Fläche bei weiteren 
Schutzgebietskategorien (Abschät-
zung wirtschlich nutzbares Potenzial) 

k. A. 191 26,7 28,7 4,0 47,8 6,6 

Um das wirtschaftlich nutzbare Potenzial für Floating PV-Anlagen für alle Seen in Deutsch-
land umfassend abzuschätzen, wird ergänzend der DLM-Datensatz herangezogen (BKG 
2021). Im Gegensatz zum Lake Water Body-Datensatz beinhaltet der DLM-Datensatz auch 
die nicht-berichtspflichtigen Seen kleiner 0,5 Quadratkilometer. Nach obiger Setzung werden 
nur Seen über fünf Hektar bzw. 0,05 Quadratkilometer Fläche verwendet. Allerdings enthält 
der DLM-Datensatz keine Information der menschlichen Beeinflussung, so dass natürliche 
Seen bei der Analyse nicht berücksichtigt (d. h. abgezogen) werden können. Das Ergebnis 
zeigt Tab. 37. 

Als wirtschaftlich nutzbares Potenzial nicht-berichtspflichtiger Seen für Floating PV-Anlagen 
ergeben sich 140,4 GWp, die sich bei Anwendung der 15 Prozent-Vorgaben des § 36 Abs. 3 
lit. a) WHG auf 21,0 GWp vermindern (Tab. 37, Zeile 2). Die installierbare Leistung im erwei-
terten Belegungsszenario mit 25 Prozent Seefläche, ergibt 35,1 GWp. 
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Werden weiterhin Nationalparks, Naturschutzgebiete und Überschwemmungsgebiete sowie 
Nationale Naturmonumente ausgeschieden (Tab. 37, Zeile 3), verbleiben 5.539 Seen mit 
einer Fläche von 699 Quadratkilometern und einem Potenzial von 97,8 GWp. Bei Anwendung 
der Regelungen in § 36 Abs. 3 lit. a) WHG (Nutzung von 15 Prozent der Seefläche) könnten 
bundesweit 14,6 GWp installiert werden; bei Anwendung des Belegungsszenarios für Seen 
mit 25 Prozent der Seenflächen könnten 24,4 GWp errichtet werden. 

Tab. 37:  Wirtschaftlich nutzbares Potenzial von nicht-berichtspflichtigen Seen für Floating PV in 
Deutschland (DLM-Datensatz, BKG 2021) 

  Total 100 % 
15 %(WHG) 

25 %(Szenario) 

  Anzahl Fläche  
(km²) 

Leistung  
(GWp) 

Fläche  
(km²) 

Leistung  
(GWp) 

Fläche  
(km²) 

Leistung  
(GWp) 

1. Alle Seen ≥ 5 ha  8.431 3.492 488,8 523,8 73,3 873 122,2 

2. Alle nicht-berichtspflichti-
gen Seen (Seen ≥ 5ha und 
< 50 ha) 

7.495 1.003 140,4 150,5 21,0 250,75 35,1 

3. Alle nicht-berichtspflichti-
gen Seen ohne National-
parks, Naturschutzgebiete, 
Nationale Naturmonumente 
und ohne Überschwem-
mungsgebiete 

5.539 699 97,8 104,9 14,6 174,75 24,4 

4. Alle nicht-berichtspflichti-
gen Seen ohne National-
parks, Naturschutzgebiete, 
Nationale Naturmonumente, 
Überschwemmungsgebiete 
und ohne natürliche Seen 
(Abschätzung) 

k. A. 350 49,0 52,5 7,3 87,5 12,2 

5. Alle nicht-berichtspflichti-
gen Seen ohne National-
parks, Naturschutzgebiete, 
Nationale Naturmonumente, 
Überschwemmungsgebiete 
und ohne natürliche Seen 
sowie Abzug eines Drittels 
der Fläche bei weiteren 
Schutzgebietskategorien 
(Abschätzung wirtschaftlich 
nutzbares Potenzial)  

k. A. 233 32,6 35,0 4,9 58,3 8,1 

Während das entsprechend abgeleitete Potenzial für die berichtspflichtigen Seen aus dem 
Lake Water Body-Datensatz 6,0 GWp umfasst, erklärt sich die relativ hohe Leistung von 
14,6 GWp beim DLML-Datensatz vor allem dadurch, dass dort bei den nicht-berichtspflichten 
Seen nicht nach dem Grad der menschlichen Beeinflussung unterschieden wird und die na-
türlichen Seen damit auch nicht ausgeschlossen werden können.  

Daher stellt sich die Frage, wie der § 36 Abs. 3 WGH bei der Ermittlung der Potenziale auf 
die nicht-berichtspflichtigen Seen angewendet werden kann, um die „natürlichen“ Seen von 
einer Nutzung durch Floating PV-Anlagen auszuschließen. Auch wenn der vorliegende DLM-
Datensatz diese Information nicht beinhaltet, dürfte aus der lokalen Kenntnis vor Ort diese 
Einstufung vorliegen bzw. relativ einfach ableitbar sein. Daher wird im Folgenden bei der 



 

Ableitung der Potenziale davon ausgegangen, dass im Rahmen eines Genehmigungsver-
fahrens für Floating PV-Anlagen auch die natürlichen nicht-berichtspflichtigen Seen nicht zur 
Verfügung stehen.  

Hier ist anzumerken, dass der Anteil der natürlichen nicht-berichtspflichtigen Seen geringer 
sein dürfte als die 78 Prozent bei den berichtspflichtigen Seen gemäß Lake Water Body-
Datensatz. Werden alleine die knapp 500 Tagebauseen in Deutschland mit einer Gesamtflä-
che von 472,51 Quadratkilometern (Fraunhofer-ISE 2020) mit der Fläche von 1.003 Quad-
ratkilometern der nicht-berichtspflichtigen Seen verglichen, entspricht dies einem Anteil von 
47 Prozent. Da viele weitere künstliche Gewässer aus dem Rohstoffabbau entstanden sind, 
ist ein Flächenanteil über 50 Prozent der nicht-berichtspflichtigen Seen, die als künstlich oder 
erheblich verändert einzustufen wären, durchaus möglich (Tab. 37, Zeile 4). Unter dieser 
Annahme ergibt sich ein wirtschaftlich nutzbares Potenzial von 7,3 GWp für kleine, nicht be-
richtspflichtige Seen. 

 
Abb. 18: Flächenpotenziale für Floating PV im Bereich der Lausitz nach dem Lake Water Body-Da-

tensatz der BfG (Überschwemmungsgebiete und natürliche Seen sind im gezeigten Kar-
tenausschnitt nicht enthalten) 

Darüber hinaus wird für FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete, Biosphärenreservate, Naturparke 
und Landschaftsschutzgebiete ein Drittel der verbleibenden Seenfläche abgezogen (Tab. 37, 
Zeile 5), um Restriktionen bei der Zulassung zu berücksichtigen. Folglich verbleibt eine See-
fläche von 233,0 Quadratkilometern mit einem Potenzial von 32,6 GWp. Die Belegung von 
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15 Prozent der Seenfläche ergibt 4,9 GWp; bei Belegung von 25 Prozent (erweitertes Bele-
gungsszenario) von 8,1 GWp. 

Die Abb. 18 und Abb. 19 veranschaulichen anhand eines Ausschnitts der Lausitz-Region 
nördlich von Bautzen den Unterschied des Lake Water Body- und des DLM-Datensatzes in 
Bezug auf die angezeigten Flächenpotenziale für Floating PV-Anlagen. 

 
Abb. 19: Flächenpotenziale für Floating PV im Bereich der Lausitz nach Datensatz Digitales Land-

schaftsmodel des BKG 

Werden die beiden Kartenausschnitte verglichen, zeigt sich beim DLM-Datensatz eine Viel-
zahl von kleinen Seen, die im Lake Water Body-Datensatz nicht enthalten sind. Dort ist sogar 
der Bärwalder See mit ca. 13 Quadratkilometern Fläche nicht klassifiziert. Vorteilhaft ist beim 
Lake Water Body-Datensatz hingegen, dass die Seen nach dem Grad des menschlichen 
Einflusses unterschieden werden.  

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen können die wirtschaftlich nutzbaren Potenzi-
ale aller Seen in Deutschland größer 0,05 Quadratkilometer ermittelt werden. Hierfür werden 
die Potenziale der berichtspflichtigen und der nicht-berichtspflichtigen Seen addiert (Tab. 38). 
Bei den nicht-berichtspflichtigen Seen wird angenommen, dass die Hälfte als natürliche Seen 
nicht zur Verfügung steht.  

Somit kommt die vorliegende Untersuchung zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung 
der Vorgaben des § 36 Abs. 3 lit. a) WHG mit 15 Prozent Bedeckung der Seen ein wirtschaft-
lich nutzbares Potenzial von 8,9 GWp für FPV-Anlagen auf deutschen Seen existiert.  
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Wird das erweiterte Belegungsszenario mit 25 Prozent Bedeckung verwendet, ergibt sich ein 
Potenzial für Floating PV-Anlagen von 14,8 GWp.  

Bei dieser Abschätzung werden keine Fließgewässer, Übergangs-, Küsten- und Meeresge-
wässer in die Potenzialermittlung einbezogen. 

Tab. 38: Wirtschaftlich nutzbares Potenzial von Seen für Floating PV in Deutschland (ohne Natio-
nalparks, Naturschutzgebiete, Nationale Naturmonumente, Überschwemmungsgebiete 
und natürliche Seen) 

  Total 100 % 15 % (WHG) 25 % (Szenario) 

  Anzahl Fläche  
(km²) 

Leistung  
(GWp) 

Fläche  
(km²) 

Leistung  
(GWp) 

Fläche  
(km²) 

Leistung  
(GWp) 

berichtspflichtige Seen  173 191 26,7 28,7 4,0 47,8 6,6 

nicht-berichtspflichtige Seen  k. A. 233 32,6 35,0 4,9 58,3 8,1 

maximale Summe k. A. 424,7 59,4 63,7 8,9 106,1 14,8 

6.4 Steuerungsmöglichkeiten von Floating PV-Anlagen auf Seen im Sinne 
des Naturschutz- und Gewässerschutzes 

6.4.1 Rechtlicher Rahmen und Instrumente  
Die ermittelten Potenziale für Floating PV beruhen auf hoch aggregierten Daten für Deutsch-
land. Sie beinhalten jedoch keine Aussagen, welche individuelle Bedeutung ein Fließgewäs-
ser oder See für den Natur- und Gewässerschutz aufweist, auf dem eine Anlage errichtet 
werden soll und wie deren Umweltauswirkungen im Rahmen einer Genehmigung verträglich 
gehalten werden können. Im Hinblick auf die Steuerungsmöglichkeiten bei der Errichtung von 
Floating PV-Anlagen auf Oberflächengewässern können sich die Instrumente des Umwelt-, 
Naturschutz- und Wasserrechts ergänzen. Dabei besteht die Herausforderung darin, die Prü-
fung der Anlagen in andere Gesetze einzuordnen und die unterschiedlichen Belange im 
Lichte der aktuellen energiepolitischen Vorzeichen zu gewichten (KNE 2022: 1).  

Da Floating PV-Anlagen grundsätzlich keine Privilegierung im bauplanungsrechtlichen Au-
ßenbereich zukommt, ist für deren Genehmigung in aller Regel eine gemeindliche Bauleit-
planung notwendige Voraussetzung, d. h. grundsätzlich die Aufstellung eines Bebauungs-
plans und die entsprechende Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich. Auch wenn 
sich die Anlagen auf einer Wasserfläche befinden, liegen die Wasserflächen im Anwen-
dungsbereich eines Bebauungsplans. Nach § 29 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) handelt es 
sich um eine bauliche Anlage. Vor diesem Hintergrund ist für FPV-Anlagen auch eine Bau-
genehmigung nach der jeweiligen Landesbauordnung einzuholen (KNE 2022: 2).  

In den Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr zur 
Behandlung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen wird als Sonderfall angeführt, dass eine 
Floating PV-Anlage indirekt privilegiert sei, wenn sie einem ortsgebundenen Gewerbebetrieb 
dient, der nach § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB privilegiert ist. Hierfür ist es erforderlich, dass der 
überwiegende Anteil der erzeugten Energie in dem Betrieb tatsächlich verwendet wird. Eine 
eigenständige Privilegierung der Anlage scheidet regelmäßig aus (BayStMB 2021: 37).22 

 
22  Noch nicht geklärt ist allerdings, ob FPV-Anlagen nicht auch unter die Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 

lit. b) BauGB fallen können, wenn sich die Wasserfläche entlang von Autobahnen oder der erfassten Schie-
nenwege in einer Entfernung von bis zu 200 Metern befindet. 
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Falls sich ein Vorhaben innerhalb ehemaliger Tagebaue befindet, ist dafür das Bergrecht 
einschlägig (KNE 2022: 2). 

Erfolgt die bauordnungsrechtliche Genehmigung einer Floating PV-Anlage auf Grundlage ei-
nes Bebauungsplanverfahrens, kommen unterschiedliche Instrumente des Umwelt-, Natur-
schutz- und Wasserrechts zur Anwendung, falls die entsprechenden Merkmale des Stand-
orts vorliegen: 

• Umweltprüfung nach § 2 BauGB, 

• Eingriffsregelung nach § 1a BauGB, sowie §§ 13 ff. BNatSchG 

• FFH-Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG, 

• Artenschutzrechtliche Prüfung nach §§ 44f. BNatSchG, 

• Schutzgebiete nach §§ 23 ff. BNatSchG, 

• Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG, 

• Wasserrechtliche Erlaubnis und Genehmigung nach §§ 8 und 36 WHG 

• Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie nach § 27 WHG. 

Umweltprüfung 
Falls ein Bauleitplan aufgestellt, geändert oder ergänzt wird, wird nach § 50 Abs. 1 S. 1 Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umweltprüfung nach den speziel-
leren Regelungen des Baugesetzbuches, d. h. nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Dies 
erfolgt unabhängig von den Auffangtatbeständen der Ziff. 18.7, 18.8 Anlage 1 zum UVPG 
(UVP-pflichtige Vorhaben), die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erst ab Größen von 
100.000 Quadratmetern zwingend und bei Anlagen mit mehr als 20.000 Quadratmetern allein 
eine allgemeine Vorprüfung vorsehen und erfasst damit auch die bauplanungsrechtliche Zu-
lassung kleinerer Anlagen.  

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. a) bis j) BauGB gehören zu den Belangen des Umweltschutzes, 
einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt, 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes, 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so-
wie die Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 

und Abwässern, 
f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie,  
g) … bis j) 

Die Umweltprüfung erstreckt sich somit auch auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und Was-
ser, die durch Errichtung und Betrieb einer schwimmenden PV-Anlage auf einem See betrof-
fen sind. 



 

Eingriffsregelung 
Nach § 14 Abs. 1 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft Veränderungen der Ge-
stalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Boden-
schicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. Der 
Naturhaushalt umfasst neben Tieren, Pflanzen und biologischer Vielfalt auch wesentliche 
Aspekte der Schutzgüter Boden, Luft, Klima und Wasser sowie das Wirkungsgefüge zwi-
schen ihnen. Unvermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind durch Ausgleichs- oder Er-
satzmaßnahmen oder, soweit dies nicht möglich ist, durch einen Ersatz in Geld zu kompen-
sieren (s. auch Kapitel 3.2).  

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen kommt die Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB 
zur Anwendung. Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträch-
tigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt 
durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 BauGB als Flächen 
oder Maßnahmen zum Ausgleich. Die Darstellungen und Festsetzungen können auch an 
anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und Festsetzun-
gen können auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 BauGB oder sonstige geeignete 
Maßnahmen zum Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen wer-
den. Ansonsten gilt § 15 Abs. 3 BNatSchG entsprechend (§ 1a Abs. 3 BauGB). 

 
Abb. 20: Floating-PV-Anlage bei Leimersheim (Copyright Erdgas Südwest)Aufgrund der Defini-

tion des Eingriffs als Veränderung der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder 
des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels 
spielt das Schutzgut Wasser bei der Anwendung der Eingriffsregelung lange eine 
untergeordnete Rolle. Nach heutigem Verständnis sind als Anknüpfungstatbestand 
der Eingriffsregelung aber auch Veränderungen eines Gewässers als Veränderun-
gen der Grundfläche anzusehen (Prall in Schlacke 2017, § 14 Rn. 27f.). Die Ein-
griffsregelung ist somit auch auf Seen, Teiche, Flüsse, Bäche oder Tümpel sowie 
auf Meeresgewässer anwendbar. Schumacher und Fischer-Hüftle zufolge werden 
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vom Begriff der Grundfläche nur der Gewässerboden und die Wasserflächen er-
fasst, nicht das Wasser als solches, auch nicht das Grundwasser. Für den Schutz 
des Wassers als solches sind andere rechtliche Regelungen wie etwa das Was-
serhaushaltsgesetz einschlägig (Fischer-Hüftle und Czybulka in: Schumacher & 
Fischer-Hüftle 2021, § 14 Rn. 5).  

In den Verfahren und Leitfäden der Länder wird das Schutzgut Wasser weiterhin sehr hete-
rogen behandelt. Eine länderübergreifende Anwendung findet sich allerdings in der Bundes-
kompensationsverordnung (BKompV 2020), die für Vorhaben im Zuständigkeitsbereich der 
Bundesverwaltung die Anwendung der Eingriffsregelung vereinheitlicht. Gemäß der Hand-
reichung zur Bundeskompensationsverordnung soll das Schutzgut Wasser als eigenständige 
Komponente im Naturhaushalt betrachtet werden, während Gewässer als Lebensraum für 
Arten und Biozönosen bei den Schutzgütern Tiere, Pflanzen und Biotope zu bearbeiten sind 
(BfN & BMU 2021: 33).  

Falls für eine Floating PV-Anlage ein Bebauungsplan aufgestellt wird, kommt somit die Ein-
griffsregelung nach Baurecht zur Anwendung. Ansonsten werden die landesspezifischen 
Verfahren der Eingriffsregelung durchgeführt.  

FFH-Verträglichkeitsprüfung 
Falls eine Floating PV-Anlage in einem Natura 2000-Gebiet errichtet werden soll, wird eine 
Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG durchgeführt. Dabei ist zu prüfen, ob das Vor-
haben geeignet ist, einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten ein Natura 
2000-Gebiet erheblich zu beeinträchtigen. Schutzgegenstand der Verträglichkeitsprüfung 
sind die Erhaltungsziele des FFH- oder Vogelschutzgebiets bzw. der für die Erhaltungsziele 
maßgeblichen Bestandteile. Die FFH-Gebiete beherbergen die natürlichen Lebensraumty-
pen nach Anhang I und die Arten nach Anhang II der FFH-Richtline und die Vogelschutzge-
biete die Arten nach Anhang I der Vogelschutzrichtlinie. Zu den Gewässer-Lebensraumtypen 
nach Anhang I der FFH-Richtlinie gehören bspw. natürliche und naturarme bis mäßig nähr-
stoffreiche Stillgewässer mit Armleuchteralgen (LRT 3140), natürliche und naturnahe nähr-
stoffreiche Stillgewässer mit Laichkraut- oder Froschbiss-Gesellschaften (LRT 3150) oder 
Fließgewässer mit flutender Wasservegetation (LRT 3260).  

Geht es um die Planung von Floating PV-Anlagen auf Baggerseen oder Tagebauseen, sind 
diese häufig nährstoffarm und naturschutzfachlich hochwertig. Mehrere Exkursionen des Ar-
beitskreises Tauchen in der Limnologie haben diesen Sachverhalt aufgezeigt. Im ehemaligen 
Leipziger Braunkohlerevier (Sachsen) wurden drei Seen mit der Methode des naturkundli-
chen Tauchens (Arendt et al. 2011) untersucht. Obwohl es sich um Sekundärgewässer han-
delt, repräsentierten alle drei Seen den FFH-Lebensraumtyp 3140 Oligo- bis mesotrophe 
kalkhaltige Gewässer mit benthischer Vegetation aus Armleuchteralgen (Oldorff et al. 2015). 
Ähnliche Ergebnisse ergaben sich bei Untersuchungen von Baggerseen in Nordrhein-West-
falen (Oldorff et al. 2016).  
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Die LAWA (2023: 10) führt folgende Gewässer auf, die zu den besonders geschützten FFH-
Lebensraumtypten gehören: 

• Oligotrophe Stillgewässer des Flach- und Hügellandes mit Vegetation der Littorel-
letalia uniflorae. In Deutschland kommt dieser Seentyp fast ausschließlich im nord-
westdeutschen Tiefland vor. 

• Oligo- bis mesotrophe, basenarme Stillgewässer der planaren bis subalpinen Stufe 
der kontinentalen und alpinen Region und der Gebirge (mit amphibischen Strand-
lings-Gesellschaften (Littorelletea) sowie - bei spätsommerlichem Trockenfallen - 
einjährigen Zwergbinsen-Gesellschaften (Isoëto-Nanojuncetea))  

• Oligo- bis mesotrophe kalkhaltige Stillgewässer mit benthischer Armleuchteralgen-
Vegetation (Characeae) 

• Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation vom Typ Magnopotamion oder 
Hydrocharition (Schwimm- und Wasserpflanzenvegetation, z. B. mit Wasserlinsen-
decken (Lemnetea), Laichkrautgesellschaften (Potamogetonetea pectinati), Krebs-
schere (Stratiotes aloides) oder Wasserschlauch (Utricularia ssp.))  

• Dystrophe Seen 

• Gipskarstseen auf gipshaltigem Untergrund 

Somit stellt sich die Frage, wie diese FFH-Lebensraumtypen bei der Genehmigung einer 
Floating PV-Anlage ausreichend berücksichtigt werden können, falls sie nicht als FFH-
Schutzgebiet ausgewiesen sind bzw. zur genauen Spezifizierung von deren Vorkommen in 
Auskiesungsgewässern ggf. keine Untersuchungen im Vorfeld zur Genehmigung der Floa-
ting PV-Anlagen erfolgen. 

Artenschutzrechtliche Prüfung 
Im Hinblick auf den besonderen Artenschutz ist zu prüfen, ob durch Errichtung und Betrieb 
einer Floating PV-Anlage eine erhebliche Störung streng geschützter Arten oder der europä-
ischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) oder eine Beschädigung von Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) eintreten kann. Die Verwirklichung 
von Verbotstatbeständen kann im Einzelfall bei Vorliegen bestimmter Ausnahmetatbestände 
nach § 45 BNatSchG hingenommen werden. 

Bei der Prüfung naturschutzrechtlicher Verbotstatbestände ist zu beachten, dass arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände nicht unmittelbar das Bauleitplanverfahren betreffen, 
sondern erst – nachgelagert – bei der konkreten Realisierung des Vorhabens im Vollzug 
geprüft werden (z. B. im Baugenehmigungsverfahren). Aus dem Gebot der Erforderlichkeit 
der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB) hat die Rechtsprechung aber bereits eine 
Prüfpflicht für die Bauleitplanung abgeleitet, damit dem späteren Planvollzug keine unüber-
windbaren (umweltrechtlichen) Hindernisse entgegenstehen (BayStMB 2021: 15). 

Zu den Fischen und Rundmäulern des Anhangs IV der FFH-Richtlinie gehören der Donau-
Kaulbarsch, der Nordseeschnäpel sowie der Baltische und der Europäische Stör, die laut 
Bundesamt für Naturschutz in Deutschland ausgestorben waren und aktuell Ziel von Wieder-
ansiedlungsprojekten sind (BfN 2023b). Zum Anhang IV der FFH-Richtlinie zählen weiterhin 
die Gemeine Flussmuschel, die Gebänderte Kahnschnecke, die extrem seltene Zierliche Tel-
lerschnecke, die Gekielte Smaragdlibelle, Asiatische Keiljungfer und Grüne Keiljungfer. Das 
Schwimmende Froschkraut ist eine Pflanzenart nach Anhang IV (Ewen et al. 2023).  



 

Die angeführten Fischarten sind nicht in Seen vorhanden, die Insekten möglicherweise in 
den Uferbereichen. Während der Errichtung einer Floating PV-Anlage ist weiterhin darauf zu 
achten, dass keine brütenden Vogelarten geschädigt, gestört oder beeinträchtigt und Zug- 
und Rastvögeln an ihren Rastplätzen nicht beeinträchtigt und gestört werden. Daher schei-
den Frühjahr und Sommer für die Bauphase in der Regel aus. Dies kann im Rahmen der 
ökologischen Baubegleitung festgesetzt werden.  

Schutzgebiete nach Naturschutzrecht 
Viele Seen, die für Floating PV-Anlagen in Frage kommen, befinden sich in einem ausgewie-
senen Schutzgebiet nach § 23 ff. BNatSchG (Kap. 6.3). Dazu zählen Naturschutzgebiete 
nach § 23, Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24, Biosphärenreservate nach 
§ 25, Landschaftsschutzgebiete nach § 26 und Naturparke nach § 27 BNatSchG.  

Falls eine Anlage in einem dieser Schutzgebiete geplant ist, sind die spezifischen Schutzge-
bietsverordnungen zu beachten und ggf. zu prüfen, ob die jeweiligen Befreiungstatbestände 
vorliegen (vgl. § 67 BNatSchG). Die Aufstellung eines Bebauungsplans in einem naturschutz-
rechtlichen Schutzgebiet kann, auch wenn ein Bauverbot besteht, im Einzelfall in Betracht 
kommen, wenn nach der jeweiligen Verordnung eine Befreiung hiervon möglich ist, objektiv 
eine Befreiungslage vorliegt und deshalb von einer Überwindung der Verbotsregelung aus-
gegangen werden kann (BVerwG, Urteil vom 17.12.2002 – 4 C.15.01). Hierbei ist vor allem 
§ 2 EEG 2023 (überragendes öffentliches Interesse und öffentliche Sicherheit) zu beachten. 

Unter diesen Kategorien kommt Naturschutzgebieten, Nationalparken und Nationalen Natur-
monumentengemäß BNatSchG allerdings ein so hoher Schutzstatus zu, dass diese Gebiete 
in der Regel für die Errichtung von Floating PV-Anlagen nicht in Frage kommen. Darüber 
hinaus sind Naturschutzgebiete und Nationalparke nach §§ 38a Abs. 1 Nr. 5 b) und 48 Abs. 
1 Nr. 3 c) cc) EEG 2023 für FPV-Anlagen nicht vergütungsfähig. Als Standorte kommen somit 
ggf. die Entwicklungszonen von Biosphärenreservaten, Landschaftsschutzgebiete und Na-
turparke in Betracht, wenn die Errichtung einer FPV-Anlage nicht deren Schutzzweck zuwi-
derläuft. In Landschaftsschutzgebieten ist die Errichtung baulicher Anlagen grundsätzlich er-
laubnispflichtig. Die Erlaubnis kann nur erteilt werden, wenn der Schutzzweck der Verord-
nung nicht entgegensteht und der Charakter des Gebiets nicht verändert wird (BayStMB 
2021: 16). Auch hierbei ist auf § 2 EEG 2023 zu verweisen. In FFH- oder Vogelschutzgebie-
ten kann eine FPV-Anlage nach § 34 Abs. 1 BNatSchG nur genehmigt werden, wenn sie 
einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen nicht geeignet ist, das 
Gebiet erheblich zu beeinträchtigen. Die Maßstäbe für die Verträglichkeit ergeben sich aus 
dem Schutzzweck und den dazu erlassenen Vorschriften. 

Gesetzlich geschützte Biotope  
Nach § 30 Abs. 1 BNatSchG sind bestimmte Teile von Natur und Landschaft, die eine be-
sondere Bedeutung als Biotope haben, gesetzlich geschützt. Falls die Errichtung einer Floa-
ting PV-Anlage zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung eines 
dieser Biotope führen könnte, ist diese Handlung verboten.  

Zu den gesetzlich geschützten Biotopen gehören nach § 30 Abs. 2 auch natürliche oder na-
turnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der 
dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegetation sowie ihrer natürli-
chen oder naturnahen Verlandungsbereiche, Altarme und regelmäßig überschwemmte Be-
reiche. Hier sind auch die Landesnaturschutzgesetze zu beachten, die zum Teil die Liste der 
gesetzlich geschützten Biotope nach BNatSchG erweitern. 
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Sind nach § 30 Abs. 4 aufgrund der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung eines Bebau-
ungsplans für eine Floating PV-Anlage zerstörende oder beeinträchtigende Handlungen von 
Biotopen zu erwarten, kann auf Antrag der Gemeinde über eine erforderliche Ausnahme oder 
Befreiung nach § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 BNatSchG vor der Aufstellung des Bebau-
ungsplans entschieden werden. Nach § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 können Gründe des überwie-
genden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, be-
rücksichtigt werden, was nach § 2 EEG dem Maßstab des überragenden öffentlichen Inte-
resses und der öffentlichen Sicherheit von Anlagen für erneuerbare Energien entspricht (Re-
gelung seit EEG 2023).  

Nach § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 kann eine Befreiung gewährt werden, wenn die Abweichung 
mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist. Dafür ist nach § 30 
Abs. 3 BNatSchG erforderlich, dass die Beeinträchtigungen durch die Floating PV-Anlage 
ausgeglichen werden.  

Erlaubnis und Genehmigung durch die Wasserbehörde 
Ob es sich – wie teilweise angenommen – bei der Errichtung einer schwimmenden Solaran-
lagen in oberirdischen Gewässern um einen Benutzungstatbestand nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 
WHG handelt, der nach § 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis oder Bewilligung durch die zuständige 
Wasserbehörde bedarf, ist nicht unumstritten. Dies setzt voraus, dass die Herstellung einer 
ortsfesten Anlage als ein „Einbringen von Stoffen“ angesehen wird. Teilweise wird argumen-
tiert, dass dieses Merkmal voraussetze, dass die dem Gewässer zugeführten Stoffe sich im 
Wasser auflösen, von ihm fortgeschwemmt werden oder infolge ihres Eigengewichts auf dem 
Grund unbefestigt aufliegen (VGH Mannheim, Urteil v. 20.05.201023, Rd. 22; Breuer & Gra-
ditz 2017).  

Geht man aber von der Erlaubnispflicht aus, sind nach § 12 Abs. 1 WHG von der zuständigen 
Behörde die Erlaubnis und die Bewilligung zu versagen, wenn schädliche, auch durch Ne-
benbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen zu 
erwarten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht erfüllt 
werden. Die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung steht nach § 12 Abs. 2 WHG im 
pflichtgemäßen Ermessen (Bewirtschaftungsermessen) der zuständigen Behörde. 

In jedem Fall bedarf die Errichtung einer Floating PV-Anlage einer wasserrechtlichen Geneh-
migung nach § 36 WHG i. V. m. dem Landesrecht (Müller & Burtin 2021). Nach § 36 Abs. 1 
sind Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern so zu errichten, zu betreiben, 
zu unterhalten und stillzulegen, dass keine schädlichen Gewässerveränderungen zu erwar-
ten sind und die Unterhaltung des Gewässers nicht mehr erschwert wird, als den Umständen 
nach unvermeidbar ist. Darüber hinaus gelten die entsprechenden landesrechtlichen Vor-
schriften. 

Nach § 36 Abs. 3 WHG darf eine Solaranlage nicht errichtet und betrieben werden  

1. in und über einem oberirdischen Gewässer, das kein künstliches oder erheblich ver-
ändertes Gewässer ist, und  

2. in und über einem künstlichen oder erheblich veränderten Gewässer, wenn ausge-
hend von der Linie des Mittelwasserstandes  

a) die Anlage mehr als 15 Prozent der Gewässerfläche bedeckt oder  
b) der Abstand zum Ufer weniger als 40 Meter beträgt. 

 
23  VGH Mannheim, 20.05.2010 3 – S 1253/08. Urteil zur Errichtung von Bootsanbindepfählen (Dalben) in der 

Flachwasserzone des Bodensees. 
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Diese Anforderungen müssen ebenso erfüllt sein, damit die wasserrechtliche Genehmigung 
erteilt werden kann. 

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie 
Nach §§ 27 Abs. 1 und Abs. 2 WHG (Art. 4 Abs. 1a i bis iii WRRL) gelten für oberirdische 
Gewässer folgende Bewirtschaftungs- bzw. Umweltziele: 

• Oberirdische Gewässer sind, soweit sie nicht nach § 28 als künstlich oder erheb-
lich verändert eingestuft werden, so zu bewirtschaften, dass 

○ eine Verschlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen Zustands ver-
mieden wird (Verschlechterungsverbot) und 

○ ein guter ökologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht 
werden (Zielerhaltungs- und Zielerreichungsgebot bzw. Verbesserungsgebot).  

• Oberirdische Gewässer, die nach § 28 als künstlich oder erheblich verändert ein-
gestuft werden, sind so zu bewirtschaften, dass 

○ eine Verschlechterung ihres ökologischen Potenzials und ihres chemischen Zu-
stands vermieden wird (Verschlechterungsverbot) und 

○ ein gutes ökologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand erhalten oder 
erreicht werden (Zielerhaltungsgebot bzw. Verbesserungsgebot). 

Damit diese Bewirtschaftungsziele bei Errichtung und Betrieb einer Floating PV-Anlage ein-
gehalten werden, sind sowohl das Verschlechterungsverbot als auch das Verbesserungsge-
bot bezüglich der relevanten Kriterien und Maßstäbe zu prüfen. Im Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs zur Weservertiefung24 vom 01.07.2015 finden sich bezüglich des Verschlechte-
rungsverbots konkrete Hinweise zur Prüfung. Demnach liegt eine Verschlechterung des Zu-
stands eines Wasserkörpers vor,  

• wenn sich der Zustand mindestens einer Qualitätskomponente im Sinne des An-
hangs V der Wasserrahmenrichtlinie um eine Klasse verschlechtert, auch wenn 
diese Verschlechterung nicht zu einer Verschlechterung der Einstufung des Ober-
flächenwasserkörpers insgesamt führt;  

• wenn die betreffende Qualitätskomponente im Sinne von Anhang V bereits in der 
niedrigsten Klasse eingeordnet ist, dann stellt jede Verschlechterung dieser Kom-
ponente eine „Verschlechterung des Zustands“ eines Oberflächenwasserkörpers 
dar. 

Mit seinem Urteil zur Weservertiefung stellte der Europäische Gerichtshof 2015 klar, dass 
die wasserrechtlichen Bewirtschaftungsziele des Art. 4 Abs. 1 WRRL nicht bloße Zielvorga-
ben für die Maßnahmen- und Bewirtschaftungsplanung der Flussgebietsgemeinschaften dar-
stellen, sondern in ihrer innerstaatlichen Umsetzung auch bei der Zulassung eines konkreten 
Vorhabens als striktes Recht zu beachten sind, das heißt auch für Floating PV-Anlagen. Seit-
dem dient die Erstellung eines eigenständigen und umfassenden Fachbeitrages Wasserrah-
menrichtlinie der Prüfung und dem Nachweis der Vereinbarkeit eines Vorhabens mit den 
wasserrechtlichen Bewirtschaftungszielen. Die Maßstäbe für die Prüfung werden von den 
Flussgebietsgemeinschaften regelmäßig konkretisiert.  

 
24  Europäischer Gerichtshof (EuGH), 01.07.2015 – C-461/13. Urteil zur Vertiefung der Weser. 

  131 



 

Als Maßstab für die Prüfung des Verschlechterungsverbots dient die Einstufung der Schutz-
güter bzw. der Qualitätskomponenten des ökologischen Zustandes bzw. Potenzials und des 
chemischen Zustandes für den jeweiligen Bewirtschaftungszeitraum. Nach § 5 OGewV stuft 
die zuständige Behörde den ökologischen Zustand eines Oberflächenwasserkörpers in die 
Klassen sehr guter, guter, mäßiger, unbefriedigender oder schlechter Zustand ein; das öko-
logische Potenzial in die Klassen höchstes, gutes, mäßiges, unbefriedigendes oder schlech-
tes Potenzial. Für jede Qualitätskomponente erfolgt diese Einstufung individuell mit vorgege-
benen Bewertungsverfahren (Kap. 6.4.2). Entsprechend den Vorgaben des Europäische Ge-
richtshofs ist bei der Planung einer schwimmenden Solaranlage die Verschlechterung einer 
Klasse zu vermeiden, damit die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG eingehalten werden.  

Um gemäß Art. 4 WRRL einen guten ökologischen Zustand bzw. gutes ökologisches Poten-
zial aller Oberflächengewässer im Gebiet der Europäischen Gemeinschaft fristgerecht bis 
2027 zu erreichen – ursprünglich bis 2015 -, werden von den Flussgebietsgemeinschaften 
alle sieben Jahre Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne für die jeweilige Fluss-
gebietseinheit aufgestellt (§§ 82, 83 WHG). Der dritte Bewirtschaftungszeitraum von 2022 
bis 2027 hat gerade begonnen. Für die jeweiligen Wasserkörper beinhalten die Maßnahmen-
programme grundlegende und, soweit erforderlich, ergänzende Maßnahmen (§ 82 Abs. 2 
WHG). Um die Vereinbarkeit einer geplanten Floating PV-Anlage mit dem Verbesserungs-
gebot zu prüfen, ist es erforderlich, die geplanten Maßnahmen eines Fließgewässers darauf-
hin zu prüfen, ob deren Umsetzung durch das Vorhaben eingeschränkt oder verhindert wer-
den (BVerwG Urteil vom 09.02.2017 – 7 A 2.15, Rn. 58225). 

Aufgrund seines Anwendungsbereichs kann der Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie als das 
bedeutendste Instrument eingeschätzt werden, um die Auswirkungen einer geplanten Floa-
ting PV-Anlage auf ein Oberflächengewässer zu prüfen und geeignete Maßnahmen abzulei-
ten. Auch die LAWA empfiehlt, generell einen Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie als Be-
standteil des wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens zu erarbeiten (LAWA 2023: 7). 

Hier ist zu beachten, dass die Voraussetzungen für die Anwendung eines Fachbeitrags Was-
serrahmenrichtlinie nicht für alle Gewässer gleichermaßen vorliegen. Nach § 27 WHG gelten 
die Bewirtschaftungsziele (Verschlechterungsverbot, Verbesserungsgebot) grundsätzlich für 
alle oberirdischen Gewässer. Allerdings definiert Anlage 1 Nr. 2.1 Buchst. a der OGewV 
Fließgewässer erst ab einem Einzugsgebiet von 10 km². Das hat zur Folge, dass die Länder 
alle Gewässer mit einem Einzugsgebiet kleiner als 10 km² als nicht-berichtspflichtig i. S. d. 
WRRL ansehen und deswegen in Deutschland rund zwei Drittel der gesamten Fließgewäs-
serstrecken keinem Wasserkörper zugeordnet sind. Diese kleinen Quellbäche, Wasserläufe 
und Gräben sind nicht von den Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaftungsplänen er-
fasst (Möckel & Mathe 2013). Es wird für diese weder ein Monitoring nach Wasserrahmen-
richtlinie durchgeführt noch eine Bewertung ihres ökologischen Zustandes bzw. Potenzials 
und chemischen Zustandes.  

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinen Urteilen zur Elbquerung der A 20 (9 A 18.15)26 
und zur A 143 (9 A 2.18)27 dargelegt, dass das Verschlechterungsverbot nur insoweit für 
kleinere, nicht-berichtpflichtige Kleingewässer geprüft werden muss, als es in einem berichts-
pflichtigen Wasserkörper, in den das kleinere Gewässer einmündet oder auf den es einwirkt, 

 
25  Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), 09.02.2017 – 7 A 2.15. Urteil bezüglich des Ausbaus der Bundeswas-

serstraße Elbe („Elbvertiefung“). 
26  Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), 10.11.2016 – 9 A 18.15. Urteil bezüglich der Elbquerung BAB A 20, 

Abschnitt zwischen Drochtersen und der Landesgrenze Niedersachsen/Schleswig-Holstein. 
27  Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), 12.06.2019 – 9 A 2.18. Urteil zur Westumfahrung Halle. 
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zu Beeinträchtigungen kommt. Verschlechterungen sind bezogen auf diesen berichtspflichti-
gen Wasserkörper zu beurteilen (s. a. LAWA 2017: 4). Das Bundesverwaltungsgericht be-
zieht sich dabei auf Fließgewässer, nicht auf Seen. Nach Anlage 1 Nr. 2.2 OGewV sind Seen 
als Oberflächenwasserkörper definiert, wenn sie eine Mindestfläche von 0,5 km² aufweisen. 
Da kleinere Seen nicht berichtspflichtig sind, werden für sie im Rahmen des Monitorings 
keine Daten erfasst, keine Einstufungen für die Prüfung des Verschlechterungsverbots vor-
genommen und keine Maßnahmen für die Prüfung des Verbesserungsgebots entwickelt.  

Der Vergleich des Lake Water Body Datensatzes mit dem DLM-Datensatz gibt einen Hinweis 
auf Anzahl und Umfang der nicht-berichtspflichtigen deutschen Seen kleiner als 0,5 Quad-
ratkilometer (Kap. 6.3.2). Es handelt sich um 7.693 Seen mit einer Gesamtfläche von 1.277 
Quadratkilometern. Angesichts fehlender behördlicher Daten und Maßstäbe stellt sich die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen für die nicht-berichtspflichtigen Seen ein Fachbeitrag 
Wasserrahmenrichtlinie durchgeführt werden kann, falls dort eine Floating PV-Anlage ge-
plant ist. Demgegenüber existieren in Deutschland 738 berichtspflichtige Seen mit einer Ge-
samtoberfläche von 2.215 Quadratkilometern (s. Tab. 40), für die ausreichende Daten und 
Bewertungen vorliegen, um einen Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie zu erstellen.  

Zwischenfazit 
Die vorangestellten Ausführungen verdeutlichen, dass das Wasserhaushaltsgesetz und das 
Bundesnaturschutzgesetz bewährte Instrumente beinhalten, die grundsätzlich in der Lage 
sind, frühzeitig mögliche gewässerökologische Beeinträchtigungen zu erkennen, spezifische 
Vermeidungsmaßnahmen zu entwickeln und eine natur- und gewässerverträgliche Standort-
findung und Genehmigung von schwimmenden Solaranlagen zu ermöglichen. Dabei kommt 
dem Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie eine zentrale Aufgabe zu.  

Für die kommunale Praxis der Genehmigung von Floating PV-Anlagen besteht gegenwärtig 
die Herausforderung darin, die entsprechenden Instrumente im Verfahrensablauf so aufei-
nander abzustimmen, dass sie sich inhaltlich ergänzen. Hierfür empfiehlt es sich, die örtlich 
zuständigen Wasser- und Naturschutzbehörden möglichst frühzeitig im Verfahren zu beteili-
gen und deren Anforderungen aufeinander abzustimmen. Es ist zu vermeiden, dass mehrfa-
che Erfassungen und Prüfungen derselben Schutzgüter durchgeführt werden oder neuartige 
Konflikte für Gewässerschutz und Naturschutz unerkannt bleiben.  

Insbesondere bei den kleinen nicht-berichtspflichtigen Seen besteht die Herausforderung da-
rin, dass für diese in der Regel keine gewässerbezogenen Daten vorliegen. Eine Lösungs-
möglichkeit besteht darin, dass der Vorhabenträger in Abstimmung mit der Wasserbehörde 
eigene Kartierungen durchgeführt und dass auf diese Weise die Bedeutung der gewässer-
bezogenen und naturschutzfachlichen Schutzgüter beurteilt werden können.  

In diesem Fall würden für einen See, auf dem die Errichtung einer Floating PV-Anlage ge-
plant wird, eine ausreichende Datengrundlage vorliegen, um eine Bewertung des ökologi-
schen Zustandes bzw. Potenzials vorzunehmen, das wasserrechtliche Verschlechterungs-
verbot im Rahmen eines Fachbeitrags Wasserrahmenrichtlinie zu prüfen und ggf. geeignete 
gewässerökologische Maßnahmen zu entwickeln. Auch wenn dies nach der Rechtsprechung 
des EuGH und BVerwG rechtlich nicht zwingend geboten ist, so ist es naturschutzfachlich 
doch erforderlich, sollen wertvolle Schutzgüter nicht ohne Prüfung und Entwicklung von Maß-
nahmen beansprucht werden. 

Eine andere Herausforderung besteht darin, dass einige künstliche Gewässer, oftmals Ta-
gebauseen, bekanntermaßen gewässerökologisch und naturschutzfachlich hochwertig sind, 
aber mit keiner naturschutzfachlichen Schutzgebietskategorie belegt sind. Falls beispiels-
weise ein FFH-Lebensraumtyp von der Planung einer Floating PV-Anlage betroffen ist, 
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könnte untersucht werden, ob dieser nach § 30 Abs. 2 BNatSchG auch einen gesetzlich 
geschützten Biotop darstellt, wie etwa einen natürlichen oder naturnahen Bereich eines ste-
henden Binnengewässers. In diesem Fall würden die Verbote nach § 30 Abs. 2 BNatSchG 
und die Anforderungen an eine Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG Berücksichtigung 
finden und spezifische Ausgleichsmaßnahmen nach sich ziehen. Des Weiteren ist eine Be-
freiung nach § 67 BNatSchG möglich, falls entsprechende Gründe vorliegen. 

6.4.2 Kriterien zur Prüfung der Auswirkungen von FPV-Anlagen auf Oberflächenge-
wässer  

Die bisherige Betrachtung bezog sich darauf, in welchem Umfang die gewässerökologischen 
Auswirkungen von Floating PV-Anlagen von den Instrumenten des Naturschutz- und Was-
serrechts erfasst werden. Ergänzend ist es sinnvoll, die fachlichen Kriterien für die Einzelfall-
prüfung zu konkretisieren und gewässerbezogene Maßnahmen zur Vermeidung oder Kom-
pensation zu entwickeln. Aufgrund der zu prüfenden Schutzgüter bietet sich hier vor allem 
der Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie an (LAWA 2023: 8).  

Bei natürlichen Oberflächengewässern sind die Auswirkungen von Floating PV-Anlagen auf 
den ökologischen Zustand und bei erheblich veränderten oder künstlichen Gewässern auf 
das ökologische Potenzial zu prüfen. Weiterhin wird der chemische Zustand betrachtet. In 
Anlage 3 OGewV sind für den ökologischen Zustand bzw. das Potenzial biologische, chemi-
sche (bzw. „flussgebietsspezifisch“), hydromorphologische und allgemein physikalisch-che-
mische Qualitätskomponenten angegeben, in Anlage 8 OGewV finden sich die Umweltqua-
litätsnormen (UQN) für den chemischen Zustandes. Je nachdem, ob es sich um Flüsse, 
Seen, Übergangsgewässer oder Küstengewässer handelt, sind in Anlage 3 OGewV unter-
schiedliche Parameter für die einzelnen Qualitätskomponenten definiert. Abb. 21 gibt einen 
Überblick über die aquatischen Schutzgüter bzw. Qualitätskomponenten eines Sees.  
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Abb. 21: Qualitätskomponenten des ökologischen Zustandes bzw. Potenzials und chemischen Zu-

standes eines Sees (eigene Darstellung) 

In Seen setzt sich die Gewässerflora aus Phytoplankton und Makrophyten/Phytobenthos 
(Wasserpflanzen/Bewuchs am Gewässerboden) sowie die Gewässerfauna aus der Fisch-
fauna und der benthischen wirbellosen Fauna (Makrozoobenthos) zusammen. Die hydro-
morphologischen Qualitätskomponenten werden bei Seen über den Wasserhaushalt (Ver-
bindung zu Grundwasserkörpern, Wasserstandsdynamik, Wassererneuerungszeit) und die 
Morphologie (Tiefenvariation, Menge, Struktur und Substrat des Bodens, Struktur der Ufer-
zone) abgebildet. In Bezug auf die physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten werden 
die Qualitätskomponenten Sichttiefe, Wassertemperatur, Salzgehalt, Versauerungszustand 
und Nährstoffverhältnisse angegeben. Allerdings werden in Anlage 7 OGewV nur für Ge-
samtphosphor und Sichttiefe Orientierungswerte angegeben, die zum Erreichen des sehr 
guten ökologischen Zustandes und des höchsten ökologischen Potenzials einzuhalten sind. 

Hieran wird deutlich, wie differenziert sich nach § 27 WHG das Prüfprogramm eines Fach-
beitrags Wasserrahmenrichtlinie für eine schwimmende Solaranlage auf einem See darstellt. 
Um eine systematische Prüfung durchzuführen, werden in den vorhandenen Leitfäden in der 
Regel die bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirkungen eines Vorhabens unterschieden 
und die jeweiligen Wirkfaktoren des Vorhabens den Schutzgütern bzw. Qualitätskomponen-
ten zugeordnet (vgl. FGSV 2021: 14). Vorab ist zu unterscheiden, welche Qualitätskompo-
nenten und Kriterien im Rahmen der Einzelfallprüfung erfasst werden können und welche im 
Rahmen eines übergreifenden Forschungsvorhabens zu untersuchen sind. Zu letzterem ge-
hört beispielsweise, welche Auswirkungen Floating PV-Anlagen auf Effekte des anthropoge-
nen Klimawandels haben, wenn dadurch die Verdunstung des Sees reduziert wird.  
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Um die relevanten Wirkfaktoren einer Anlage in Bezug auf die Qualitätskomponenten eines 
Sees mit diesem Schema abbilden zu können, wird die Zusammenstellung der hypotheti-
schen und empirischen Auswirkungen von Floating PV-Anlagen auf Oberflächengewässer 
und Uferbereiche einbezogen (s. Tab. 39). 

Bei dieser Matrix ist zu beachten, dass ein Wirkfaktor in der Regel unterschiedliche Quali-
tätskomponenten gleichzeitig beeinflusst. Dabei kann es sich um einen potenziell direkten 
oder indirekten Wirkzusammenhang handeln. Direkte Wirkzusammenhänge ergeben sich 
durch unmittelbare Einwirkung auf eine Qualitätskomponente, indem beispielsweise ein ver-
ringerter Lichteinfall das Wachstum von Phytoplankton oder Makrophyten vermindert. 
Ebenso kann die Veränderung einer hydromorphologischen Qualitätskomponente, etwa der 
Gewässerstruktur, indirekt die biologischen Qualitätskomponenten wie die Fischfauna beein-
flussen. Die Bezeichnung „unterstützende Qualitätskomponente“ leitet sich daraus ab, dass 
diese für die Bewertung des ökologischen Zustandes/Potenzials selbst keine Rolle spielen, 
allerdings für die biologischen Qualitätskomponenten, die von ihnen abhängig sind.  

In der Matrix werden die zu untersuchenden Wirkzusammenhänge als Kreuze in den Käst-
chen darstellt. Um die spezifischen, zum Teil neuartigen Wirkungen hervorzuheben, die 
durch Floating PV-Anlagen auf Seen ausgelöst werden können, sind die entsprechenden 
Kriterien in der Tabelle in der ersten Spalte angegeben (z. B. Wassertemperatur).  
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Tab. 39 Wirkfaktoren einer FPV-Anlage (FPV) und deren potenzieller Wirkzusammenhang mit den 
Qualitätskomponenten und UQN für Seen (Stand Juli 2023) 

Legende: X = potenzieller direkter Wirkzusammenhang; (X) = potenzieller indirekter Wirkzusammenhang 

Wirkfaktoren Schutzgüter WHG/WRRL 
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Bauphase Potenzieller Wirkzusammenhang 

Sediment- und Schadstoffeinträge durch Bau-
fahrzeuge/Baumaschinen, Baustellenflächen  (X) (X) (X)  X  X X 

Erschütterungen, Lärm in der Bauphase X        

Anlage         

Inanspruchnahme von Uferbereichen für 
Wechselrichter, Transformator, Stege etc.  (X) (X) (X)   X   

Verankerung der Anlage am Gewässergrund  (X) X   X   

Lage der FVP-Module auf dem See (X) (X) X X X    

Luft-Wasser-Oberfläche  (X)    X    

Windgeschwindigkeit über Wasser     (X)    

Lichteinfall, Beschattung   X X X     

Sauerstoffeintrag, anaerobe Prozesse X X  (X) X    

Wassertemperatur  (X) (X)   X    

Verdunstung      X    

Eisbedeckung im Winter    X  X    

Schichtungsverhalten des Sees (X)  (X) (X) X    

Algenwachstum (X) (X) X X     

Betrieb         

Ggf. Eintrag von Reinigungsmitteln, falls auf 
diese nicht verzichtet wird         

Schwimmkörper, Module, etc.          



 

Die Tabelle für den Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie zeichnet sich dadurch aus, dass vor 
allem die aquatischen Schutzgüter bzw. Qualitätskomponenten abgebildet sind. Wasservö-
gel, Auenbereiche oder das Landschaftsbild gehören nicht zu den Schutzgütern der OGewV 
(s. Kap. 6.2.2). Die Umweltprüfung und Eingriffsregelung sind ebenfalls anzuwenden, da bei 
der baulichen Errichtung einer Floating PV-Anlage immer auch Land- und Uferbereiche be-
ansprucht werden. Diese Instrumente erfassen die terrestrischen Schutzgüter und stellen 
geeignete Erfassungskriterien und Bewertungsmethoden bereit. In dem Artikel „Der Fachbei-
trag Wasserrahmenrichtlinie im Zusammenspiel mit anderen naturschutz- und umweltrecht-
lichen Prüfinstrumenten“ wird dargelegt, wie sich dieser mit der Eingriffsregelung, der arten-
schutzrechtlichen Prüfung und der FFH-Verträglichkeitsprüfung ergänzen kann (Wachter et. 
al 2023).  

Es wird vermutet, dass vom Betrieb der Anlage voraussichtlich keine schädigenden Wirkun-
gen stofflicher Natur ausgehen, falls Schwimmkörper aus HDPE eingesetzt werden. Der 
Schwerpunkt der Prüfung liegt somit auf den Auswirkungen der Anlage als physikalischer 
Körper auf der Wasseroberfläche.  

Da Tab. 39 auf dem gegenwärtig noch nicht abgesicherten Kenntnisstand über die gewäs-
serökologischen Auswirkungen von Floating PV-Anlagen beruht, stellt sie einen Entwurf dar, 
der mit zunehmendem Wissen weiterzuentwickeln ist. Auch wenn beispielsweise das 
Zooplankton im Rahmen eines Fachbeitrags Wasserrahmenrichtlinie gemäß Oberflächenge-
wässerverordnung üblicherweise nicht beurteilt wird, kann dies in Bezug auf die schwim-
mende Solaranlagen durchaus sinnvoll sein und wird von der LAWA auch so vorgeschlagen 
(LAWA 2023: 8). 

6.5 Abschließende Handlungsempfehlungen 
Bei Floating PV handelt es sich um einen neuartigen Anlagentyp, der sich in den letzten 
Jahren auch in Deutschland etabliert hat. Mit Stand 30.6.2023 sind in Deutschland zehn 
Floating PV-Anlagen nach Markstammdatenregister in Betrieb genommen. Darüber hinaus 
liegen für weitere Anlagen Baugenehmigungen vor, so für den Philippsee in Baden-Württem-
berg und den Cottbuser Ostsee in Brandenburg (Landkreis Karlsruhe 2023, LEAG 2023).  

Vor dem Hintergrund des beschleunigten Ausbaus der erneuerbaren Energien und der So-
larstrategie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz befindet sich die Geneh-
migung der Anlagen in einem Spannungsverhältnis zwischen einer möglichst hohen Strom-
erzeugung und den Anforderungen des Gewässer- und Naturschutzes sowie dem Schutz 
und Erhalt der biologischen Vielfalt. Die zu Beginn des Jahres verabschiedeten Kriterien des 
§ 36 WHG haben dazu geführt, dass einzelne geplante Floating PV-Anlagen entweder auf-
gegeben oder in ihrer Größe beschränkt wurden. So wurde die geplante Anlage auf dem 
Philippsee von geplanten 12 Hektar auf 8,7 Hektar reduziert, obwohl alle anderen Nutzer des 
Sees auch der größeren Lösung zugestimmt hätten (Landkreis Karlsruhe 2023). In Bayern 
wurden geplante Projekte in Dillingen und Erding beendet (Dallmus 2023). Vor diesem Hin-
tergrund wird von Seiten dieser Vorhabenträger gefordert, die Kriterien des WHG zu überar-
beiten.  

Es besteht das Ziel, die Kriterien des Wasserhaushaltsgesetzes anzupassen, sobald weitere 
fachliche Erkenntnisse vorliegen, die eine fundierte Einschätzung der gewässerökologischen 
Auswirkungen von Floating PV-Anlagen ermöglichen. In der Photovoltaik-Strategie des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz wird ein maßvolles Nachjustieren der Krite-
rien des Wasserhaushaltsgesetzes benannt, um die Entwicklung von Floating PV-Anlagen 
zu ermöglichen (BMWK 2022: 11). Auch das Bundesamt für Naturschutz formuliert im Posi-
tionspapier „Eckpunkte für einen naturverträglichen Ausbau der Solarenergie“ in Bezug auf 
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Floating PV, dass die Regelungen zum Schutz von Ufer- und Flachwasserbereichen sowie 
zur maximal nutzbaren Gewässerfläche pro Gewässer weiterentwickelt werden sollten (BfN 
2022: 8). 

Diese Diskussion ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass der aktuelle Bedeckungsgrad von 
15 Prozent für Anlagen auf Oberflächengewässern nicht auf empirischen Untersuchungen 
beruht, sondern auf dem umweltrechtlichen Vorsorgeprinzip, da die gewässerökologischen 
Auswirkungen derzeit noch weitgehend unbekannt sind (Bundesregierung 2022).  

Abb. 22 veranschaulicht die aktuellen Rahmenbedingungen und anstehenden Schritte für 
einen Konventionsbildungsprozess, um eine gewässer- und naturschutzverträgliche Geneh-
migung von Floating PV-Anlagen zu entwickeln, die bei einem moderat erhöhten Potenzial 
der Stromerzeugung gleichzeitig einen ausreichenden Schutz der betroffenen Gewässer und 
Uferbereiche gewährleistet.  
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Abb. 22: Regelungsbereiche zum Erreichen einer gewässer- und naturschutzverträglichen Geneh-

migung von FPV-Anlagen in Deutschland (eigene Darstellung) 

Auf der einen Seite wird die Genehmigung von Floating PV-Anlagen einheitlich durch natio-
nale Vorgaben geregelt, auf der anderen Seite durch die Anwendung der Instrumente des 
Wasser-, Naturschutz- und Baurechts in der Einzelfallprüfung, insbesondere durch den Fach-
beitrag Wasserrahmenrichtlinie. Diese Instrumente ermöglichen es, in der Vorhabengeneh-
migung auf die spezifischen Merkmale des Standorts einzugehen und das Vorhaben daran 
anzupassen. Die nationalen Vorgaben und Standards zum Bedeckungsgrad der Oberflä-
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chengewässer durch Floating PV-Anlagen, zum Uferabstand und dem Ausschluss natürli-
cher Gewässer nach § 36 WHG müssen bei allen Genehmigungen gleichermaßen berück-
sichtigt werden. Aufgrund der einheitlichen Handhabung und rechtlichen Verbindlichkeit bie-
ten sie die größten Möglichkeiten zum Schutz der Oberflächengewässer wie auch zur Aus-
weitung des Potenzials von Floating PV.  

Eine Voraussetzung hierfür besteht darin, dass mehr wissenschaftliche Untersuchungen und 
Studien durchgeführt werden und Monitoringberichte zu Untersuchungen von in Betrieb be-
findlichen Anlagen vorliegen. Dann können die realen Auswirkungen der Anlagen auf die 
aquatische Tier- und Pflanzenwelt bzw. den ökologischen Zustand bzw. das Potenzial und 
den chemischen Zustand besser beurteilt und ggf. entsprechend derzeit geltende Vorgaben 
angepasst werden (Kap. 6.2.2).  

Aus diesem Grund stellen die folgenden Überlegungen für Seen nur Tendenzaussagen und 
Empfehlungen dar. Fließgewässer, Übergangs-, Küsten- und Meeresgewässer werden nicht 
einbezogen.  

Um das nutzbare Potenzial für Floating PV auf Seen zu erhöhen, bieten sich im Hinblick auf 
§ 36 Abs. 3 WHG folgende Möglichkeiten an: 

• Verringerung des Abstands der Floating PV-Anlage zum Ufer 

• Bedeckung von mehr als 15 Prozent der Wasseroberfläche für Baggerseen 

• Berücksichtigung des ökologischen Zustandes bzw. des Potenzials eines Sees bei 
der Standortfindung  

• Berücksichtigung der Zielsetzung der Wasserrahmenrichtlinie bei der Standortfindung 

• Hinweise zur Anpassung des Bedeckungsgrades der Floating PV-Anlage 

1) Verringerung des Abstands der Floating PV-Anlage zum Ufer 
Die Verringerung des Abstandes zum Ufer von derzeit 40 m, eignet sich als Einflussgröße 
zur Ausweitung des Potenzials für Floating PV-Anlagen nur bedingt, da sich der Abstand in 
der Regel nicht auf das Flächenpotenzial auswirkt; diesbezüglich ist der Grad der Flächen-
bedeckung entscheidend. Des Weiteren sind Bereiche mit Vorkommen von Pflanzen 
(Schwimmpflanzenbereiche und Flachwasserzonen) weiterhin von einer Überdeckung frei 
zu halten. 

Als Beispiel dient ein kreisrunder See von 50 Hektar bzw. 0,5 Quadratkilometer, der die Un-
tergrenze der berichtspflichtigen Seen darstellt. Er weist einen Radius von 398 Meter auf 
(Radius = Wurzel des Umfangs geteilt durch Pi). Wird der Radius gemäß § 36 WHG um 40 
Meter vermindert, ergibt sich 40,4 Hektar Fläche bzw. 80,9 Prozent des ursprünglichen Sees. 
Wird der Radius nur um 20 Meter vermindert bzw. der aktuelle Abstand zum Ufer halbiert, 
verbleiben 44,8 Hektar bzw. 89 Prozent der ursprünglichen Fläche. Der „Flächengewinn“ 
wirkt sich jedoch nicht aus, da der 15 Prozent-Bedeckungsgrad maßgeblich ist. Im Übrigen 
ist dies auch der Fall, wenn der Radius um 80 Meter vermindert bzw. der Abstand zum Ufer 
verdoppelt wird: dann verbleiben 31,9 Hektar bzw. 63 Prozent der ursprünglichen Fläche.  

Selbst bei einem fünf Hektar großen See, der in dieser Studie die Untergrenze der Erfassung 
darstellt, wirkt sich ein verringerter Abstand vom Ufer nicht auf die verfügbare Fläche für 
Floating PV-Anlagen aus. Wird der Radius von 126 Meter gemäß § 36 WHG um 40 Meter 
vermindert, ergibt sich 2,32 Hektar bzw. 46 Prozent der ursprünglichen Fläche. Werden nur 
20 Meter vom Radius abgezogen, verbleiben dreieinhalb Hektar Fläche bzw. 70,5 Prozent 
des ursprünglichen Sees. Selbst bei diesem geringen Abstand vom Ufer ergibt sich keine 



 

größere verfügbare Fläche für Floating PV-Anlagen, da hier weiterhin das 15 Prozent-Krite-
rium den Ausschlag gibt.  

Erst wenn bei dem 5 Hektar großen kreisrunden See vom 126 Meter Radius 80 Meter abge-
zogen werden, verbleiben 0,6 Hektar bzw. 13,2 Prozent der ursprünglichen Fläche. Nun wirkt 
sich der vergrößerte Uferabstand stärker auf die verfügbare Seefläche aus als der 15 Pro-
zent-Bedeckungsgrad. Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, bei einer Änderung der quan-
titativen Flächenwerte vorrangig auf den Bedeckungsgrad der Seeoberfläche abzustellen. 
Der Mindestabstand zum Ufer kann somit auch deutlich erhöht werden, ohne dabei die ver-
fügbare Fläche für eine Anlage einzuschränken.  

Diese Schlussfolgerung entspricht im Übrigen der naturschutzfachlichen Diskussion. Es be-
steht Einigkeit darüber, dass der Seegrund mindestens bis zur Tiefe der potenziellen unteren 
Makrophytengrenze von Floating PV-Anlagen unbeschattet bleiben sollte. Da der 40 Meter-
Abstand zum Ufer eine Mindestgröße darstellt, lässt sich diese Forderungen jederzeit um-
setzen. Die LAWA empfiehlt sogar, alle flachen Seen, auf deren Gewässergrund potenziell 
Unterwasservegetation aufwachsen kann, von einer Nutzung für Floating PV-Anlagen aus-
zuschließen (LAWA 2023: 4).  

2) Bedeckung von mehr als 15 Prozent der Wasseroberfläche für Baggerseen 
Wie die aktuelle Marktübersicht zeigt, wird mehr als die Hälfte der Anlagen auf aktiven Bag-
gerseen errichtet und dient größtenteils dem Betrieb der Förderanlagen zum Kiesabbau (s. 
Tab. 25). Hierbei handelt es sich um künstliche Kleingewässer, die sich im Entstehungspro-
zess befinden und in denen sich meist noch keine hochwertige Gewässerfauna und -flora 
entwickelt hat. Aktiv in Auskiesung befindliche Seen weisen im gesamten Wasserkörper in-
folge der ständigen Aufwirbelung von Feinmaterial und der Einleitung von Kieswaschwäs-
sern, selbst wenn sie durch Sedimentation gereinigt wurden, eine Tontrübung auf. Diese 
Feinsedimente bewirken eine Lichtlimitierung in der trophogenen Zone und führen zu einer 
Verminderung des lichtabhängigen Algenwachstums (Mader et al. 2004: 23). Durch die mi-
neralische Trübung ist bereits vorhandene submerse Vegetation zumeist eingeschränkt und 
somit anhand der klassischen trophischen Herleitung keine untere Makrophytengrenze be-
rechenbar. Aus diesem Grund wertet die LAWA die Deckung des Strombedarfs der fortlau-
fenden Abbauarbeiten (Elektromotoren von Förderbändern, Pumpen etc.) auf Baggerseen 
durch Floating PV-Anlagen als sinnvoll und zeitgemäß (LAWA 2023: 6). Ein weiterer Vorteil 
dieser Gewässer besteht darin, dass wenig Konfliktpotenzial mit anderen Nutzungsarten be-
steht. Aufgrund der noch laufenden Nassauskiesungen handelt es sich bei diesen Flächen 
um privatwirtschaftliches Betriebsgelände, so dass keine ausgewiesenen Naherholungsge-
biete betroffen sind (BayStMB 2021: 35). 

Vor diesem Hintergrund wäre die Option zu diskutieren, ob für die Zeit der aktiven Förderung 
ein deutlich höherer Bedeckungsgrad für Floating PV-Anlagen auf Baggerseen als 15 Pro-
zent zuzulassen wäre. Wenn die Auskiesung beendet ist, ist zu prüfen, ob sich im Baggersee 
aufgrund der nährstoffarmen Verhältnisse Armleuchteralgen etc. angesiedelt haben, die ei-
nen LRT 3140 bilden. 

3) Berücksichtigung des ökologischen Zustandes bzw. des Potenzials eines Sees bei 
der Standortfindung 
Nach § 36 Abs. 3 WHG dürfen keine natürlichen Oberflächengewässer für Floating PV ge-
nutzt werden, sondern nur erheblich veränderte oder künstliche Gewässer. Dieser Regelung 
liegt die Annahme zugrunde, dass die ökologische Wertigkeit natürlicher Gewässer höher ist 
als die Wertigkeit künstlicher oder erheblich veränderter Gewässer. Das Kompetenzzentrum 
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Naturschutz und Energiewende weist darauf hin, dass es aus fachlicher Sicht wünschens-
wert wäre, diese Grundannahme zu überprüfen, da auch künstliche Gewässer eine hohe 
ökologische Bedeutung aufweisen können, während sich natürliche Gewässer in einem 
schlechten ökologischen Ausgangszustand befinden können (KNE 2022: 4). 

Die ökologische Wertigkeit eines Gewässers richtet sich nach der Oberflächengewässerver-
ordnung. Gemäß § 5 OGewV stuft die zuständige Behörde den ökologischen Zustand eines 
natürlichen Oberflächenwasserkörpers in die Klassen sehr guter, guter, mäßiger, unbefriedi-
gender oder schlechter Zustand ein. Die Einstufung eines künstlichen oder erheblich verän-
derten Wasserkörpers ergibt die Klassen höchstes, gutes, mäßiges, unbefriedigendes oder 
schlechtes Potenzial. Die Beurteilung des chemischen Zustandes richtet sich nach den Um-
weltqualitätsnormen in Anlage 8 OGewV. Hier sind die beiden Stufen „gut“ und „nicht gut“ 
vorgegeben.  

Die entsprechende Einstufung ist allerdings nicht statisch, sondern wird auf der Grundlage 
der operativen Überwachung der Wasserkörper in jedem Bewirtschaftungszyklus aktualisiert 
(vgl. § 10 OGewV). Dies geschieht, weil die Wasserrahmenrichtlinie das Ziel aufweist, alle 
Oberflächengewässer (Flüsse, Seen, Übergangsgewässer, Küstengewässer) und das 
Grundwasser in einen guten ökologischen und chemischen Zustand bzw. ein gutes ökologi-
sches Potenzial zu überführen. Nach Art. 4 Abs. 1a ii und iii WRRL hätte dies bereits bis zum 
Jahr 2015 geschehen sollen. § 29 Abs. 3 WHG ermöglicht unter bestimmten Voraussetzun-
gen eine Fristverlängerung bis Ende 2027. Um dieses Ziel der Wasserrahmenrichtlinie zu 
erreichen, stellen die Flussgebietsgemeinschaften nach §§ 82 und 83 WHG regelmäßig 
Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne auf. Die Gewässer werden in zusam-
menhängenden Flussgebietseinheiten (FGE) ganzheitlich und somit Staats-, Länder- und 
Verwaltungsgrenzen übergreifend betrachtet und bewirtschaftet.   

Nach einer Auswertung des Umweltbundesamts befanden sich 2021 24,7 Prozent der deut-
schen Seen in einem guten oder sehr guten ökologischen Zustand und 36,1 Prozent in einem 
mäßigen Zustand. 25,8 Prozent wurden als unbefriedigend eingestuft und 9,4 Prozent als 
schlecht (UBA 2021b, s. Abb. 23).  

Vor diesem Hintergrund bietet sich als weiteres Kriterium für die Nutzung von Floating PV-
Anlagen an, auch den ökologischen Zustand bzw. das ökologische Potenzial der Seen her-
anzuziehen. Falls unterschiedliche Seen zur Auswahl stehen, könnten zunächst diejenigen 
ausgewählt werden, die ein schlechteres ökologisches Potenzial aufweisen.  

Eine andere Möglichkeit besteht darin, künstlich und erheblich veränderte Gewässer mit gu-
ten und sehr guten Einstufungen per se von der Floating PV-Nutzung auszuschließen. Dies 
ist zu erwägen, weil sich unter den künstlichen Seen viele Tagebauseen befinden, bei denen 
es sich wegen ihres guten Phosphorbindungsvermögens um nährstoffarme, klare Gewässer 
handelt. In einer Studie des Umweltbundesamts wurden 36 Tagebauseen bewertet, von de-
nen über die Hälfte das gute ökologische Potenzial erreichen (Nixdorf et al. 2016). Ob diese 
wertvollen künstlichen Gewässer für die Nutzung durch Floating PV-Anlagen ausgeschlos-
sen werden sollten, wäre zu diskutieren.  
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* Die Jahresangaben beziehen sich auf das Jahr der Berichterstattung an die EU. Für das Berichtsjahr 2015 wurden 
die Daten in den Jahren 2009 bis 2014 erhoben. Für das Berichtsjahr 2021 erfolgte die Datenerhebung in den Jah-
ren 2015 bis 2020 

Abb. 23: Anteil der Wasserköper in Seen in mindestens gutem Zustand oder mit mindestens gutem 
Potenzial (UBA 2021b). Quelle: Umweltbundesamt, Berichtsportal WasserBLIcK; Bundes-
anstalt für Gewässerkunde 2021, Bewirtschaftungspläne für die Periode 2022 bis 2027.  

Tab. 40 zeigt die Verteilung der Wertstufen für natürliche, erheblich veränderte und künstli-
che Seen anhand des Lake Water Body-Datensatzes (BfG 2023). Demnach umfassen die 
Klassen ‚sehr gut‘ und ‚gut‘ immerhin einen Anteil von 40,6 Prozent der Gewässer. Nach der 
Auswertung des UBA (Abb. 23), die auf Daten von 2015 bis 2020 beruht, umfassen diese 
Klassen nur einen Anteil von 24,7 Prozent. 

Tab. 40: Bewertung der deutschen Seen nach gewässerökologischen Wertstufen (Lake Water 
Body-Datensatz, BfG 2023) 

 Ökologischer Zustand (natürliche Seen) Summe 

Klasse 1 2 3 4 5 U  

Anzahl 15 88 193 160 64 0 520 

Fläche [km²] 16,5 734,1 611,1 348,1 100,1 0 1810,1 
 Ökologisches Potenzial (erheblich veränderte Seen)  

Klasse 1 2 3 4 5 U  

Anzahl 0 46 36 21 2 0 105 

Fläche [km²] 0 92,2 79 47,2 1,4 0 220 
 Ökologisches Potenzial (künstliche Seen)  

Klasse 1 2 3 4 5 U  

Anzahl 0 33 38 9 2 31 113 

Fläche [km²] 0 58,1 49,7 12,4 1,1 63,8 185,2 
Legende: natürlicher See 1 = sehr guter, 2 = guter, 3= mäßiger, 4= unbefriedigender, 5 = schlechter Zustand; künst-
lich oder erheblich veränderter See 1 = höchstes, 2 = gutes, 3 = mäßiges, 4 = unbefriedigendes,  
5 = schlechtes Potenzial, u = unklassifiziert 
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Auffällig ist an der GIS-Auswertung auch, dass nur 15 natürliche Seen mit einer Fläche von 
16,5 Quadratkilometer die Wertstufe sehr gut (1) aufweisen.  

Die 218 erheblich veränderten und künstlichen Seen umfassen eine Fläche von 405,3 Quad-
ratkilometern. Würden von diesen alle Seen, die mit sehr gut (1) oder gut (2) bewertet sind, 
für die Nutzung durch Floating PV-Anlagen ausgeschlossen, beträfe dies 79 Seen und würde 
die potenziell verfügbare Fläche um 150,3 Quadratkilometer auf 254,9 Quadratkilometer re-
duzieren.  

Wie aus der Analyse ersichtlich, erweist sich das Kriterium, Floating PV-Anlagen nicht auf 
natürlichen Seen zuzulassen, als restriktiv. Dadurch ergibt sich von vorherein ein Ausschluss 
von 1.810 Quadratkilometer bzw. von ca. 77 Prozent der Seeoberfläche Deutschlands. Da 
der Lake Water Body-Datensatz vor allem die berichtspflichtigen Seen umfasst, erhöht sich 
die Gesamtfläche, wenn auch die nicht-berichtspflichtigen Seen kleiner 0,5 Quadratkilometer 
einbezogen werden. Unter der Annahme, dass diese mit 500 Quadratkilometern zur Hälfte 
natürlichen Ursprungs sind (s. Kap. 6.3.2), werden aufgrund der Vorgaben von § 36 Abs. 3 
Nr. 1 WHG in Deutschland insgesamt ca. 2.310 Quadratkilometer natürliche Seenfläche für 
schwimmende PV-Anlagen ausgeschlossen.  

4) Berücksichtigung der Zielsetzung der Wasserrahmenrichtlinie bei der Standortfin-
dung 
Angesichts der Zielsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, alle Wasserkörper im Gebiet der 
Europäischen Gemeinschaft in einen guten ökologischen Zustand bzw. ein gutes ökologi-
sches Potenzial zu überführen, stellt sich die Frage, wie diese Anforderungen bei der Ge-
nehmigung einer Floating PV-Anlage berücksichtigt werden können. Abb. 24 veranschaulicht 
an einem Schema für den Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, wie bei dem Eingriff durch 
ein Vorhaben nicht nur der gewässerökologische Status quo wiederherzustellen bzw. zu 
kompensieren ist, sondern auch, wie dabei der angestrebte gute ökologische Zustand bzw. 
das gute ökologische Potenzial einbezogen werden können.  

 

Eingriff 
Vermeidung,  
Ausgleich 

Aufwertung  
nach WRRL 

Status quo 

Beeinträchtigung, 
Verschlechterung 

Guter ökologischer  
Zustand/Potenzial 

Verschlechterungs- 
verbot WHG 

Verbesserungs- 
gebot WHG 

Maßnahmen für FPV-Anlage 

 
Abb. 24: Ableitung von gewässerökologischen Maßnahmen für eine Floating PV-Anlage (eigene 

Darstellung) 

Zunächst muss sichergestellt werden, dass die Installation und der Betrieb der Anlage für 
keine der Qualitätskomponenten des Sees zu einer Verschlechterung führen. Dabei ist zu 
beachten, dass nicht jede Veränderung als Verschlechterung im rechtlichen Sinne gilt. Nach 
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dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur Weservertiefung von 2015 ist hierfür ein Klas-
sensprung bei mindestens einer Qualitätskomponente notwendig. Folglich ist eine gewisse 
nachteilige Veränderung hinnehmbar, solange diese keinen Klassensprung auslöst. Ledig-
lich dann, wenn sich die Qualitätskomponente bereits im schlechtesten Zustand befindet, 
stellt eine nachteilige Veränderung unmittelbar eine Verschlechterung dar (Elgeti 2015, Dur-
ner 2019; s. Kap. 6.4.1). 

Um einer Verschlechterung entgegenzuwirken, bieten sich im Rahmen des Fachbeitrags 
Wasserrahmenrichtlinie Vermeidungs- und in gewissen Umfang auch Ausgleichsmaßnah-
men an. Dabei ist ein funktionales Verständnis der betroffenen Qualitätskomponenten sinn-
voll, um innerhalb der Qualitätskomponenten Wirkzusammenhänge abbilden zu können. Im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens steht es den Gemeinden frei, sachgerechte und 
nachvollziehbare Methoden anzuwenden (BayStMB 2021: 23). 

Entscheidend ist, dass die verbessernden Maßnahmen in der Gesamtbilanz die nachteiligen 
Auswirkungen des Vorhabens auf den betroffenen Wasserkörper funktional ausgleichen und 
zeitgleich durchgeführt werden. Eine zeitliche Verzögerung, ein Timelag, der Maßnahmen-
entwicklung ist nicht möglich. Die ausgleichende Maßnahme kann sowohl im örtlichen Zu-
sammenhang mit der Anlage als auch an anderer Stelle erfolgen, solange sie sich im be-
troffenen Wasserkörper auswirkt und der durch das Vorhaben verursachten Beeinträchtigung 
entgegenwirkt (ausführlich LAWA 2017: 33f.). Als gewässerökologische Maßnahme kommt 
beispielweise die Reduzierung von Nährstoffeinträgen in den See oder die Reduzierung des 
Fischbesatzes in Betracht. 

Angesichts der Zielsetzung der Wasserrahmenrichtlinie kann sich die Planung einer Floating 
PV-Anlage jedoch nicht darauf beschränken, den Status quo zu wahren (Verschlechterungs-
verbot). Vielmehr muss auch die Aufwertungsspanne berücksichtigt werden, die für den See 
zur Zielerreichung der erforderlichen Maßnahmen nach Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen 
ist (Verbesserungsgebot).  

Nach § 83 WHG stellen die zuständigen Flussgebietsgemeinschaften und Wasserbehörden 
für jede Flussgebietseinheit ein Maßnahmenprogramm auf, um die Bewirtschaftungsziele 
nach Maßgabe der §§ 27 bis 31, 44 und 47 zu erreichen und hierfür grundlegende und er-
gänzende Maßnahmen aufzunehmen. Daher stellt sich bei der Planung einer schwimmen-
den Solaranlage nicht die Aufgabe, selbst zur Zielerreichung beizutragen oder gar, diese 
umzusetzen. Im Hinblick auf das Verbesserungsgebot nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 
2 WHG ist nachzuweisen, dass die Auswirkungen der Anlage die geplanten Maßnahmen des 
Maßnahmenprogramms für einen See weder gefährden noch deren Umsetzung vereiteln. 
Die Folgewirkungen eines Vorhabens dürfen nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit fak-
tisch zu einer Vereitelung der Bewirtschaftungsziele führen (Urteil des BVerwG vom 
09.02.2017, Rn. 582). Dieser Anforderungen wird entsprochen, wenn die von der Anlage 
ausgehenden Wirkfaktoren die geplanten Maßnahmen des Maßnahmenprogramms zur 
WRRL nicht beeinflussen.  

Da der Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie nicht planfestgestellt wird, ist er darauf angewie-
sen, dass seine gewässerbezogenen Maßnahmen in ein anderes Instrument bzw. Fachgut-
achten überführt und dort festgestellt werden. Hierfür bietet sich der Landschaftspflegerische 
Begleitplan der Eingriffsregelung an (Wachter et al. 2023). Auch Breuer (2015) geht davon 
aus, dass sich die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen der Eingriffsreglung unter bestimmten 
Voraussetzungen für die Verwirklichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie einsetzen las-
sen.  
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5) Hinweise zur Anpassung des FPV-Bedeckungsgrades der Floating PV-Anlage  
Um Hinweise zur Anpassung der Kriterien des § 36 Abs. 3 WHG zu geben, werden die bis-
herigen Überlegungen zusammengeführt. Dabei handelt es sich allerdings nur um Tendenz-
aussagen, nicht um konkrete Vorschläge. Die Spannweite reicht von einer „deutlichen“ Ver-
ringerung bis zu einer „deutlichen Erhöhung“, wobei es sich um ordinale Aussagen handelt. 
Erst wenn ausreichendes Wissen über die realen gewässerökologischen Auswirkungen von 
Floating PV-Anlagen vorliegen, kann im Rahmen eines Konventionsbildungsprozesses eine 
abgestimmte und verbindliche Anpassung der Kriterien geleistet werden (s. Abb. 22).  

In Tab. 41 werden die drei Kategorien des menschlichen Einflusses mit den fünf Bewertungs-
stufen des ökologischen Zustandes bzw. Potenzials zusammengeführt. Bei künstlichen Seen 
wird unterschieden, ob weiterhin eine Nutzung bzw. ein Abbau von Rohstoffen stattfindet 
oder bereits beendet ist.  

Bei künstlichen Seen, bei denen aktuell ein Rohstoffabbau stattfindet, wird den Stufen mäßig 
bis schlecht eine Erhöhung bzw. deutliche Erhöhung des Bedeckungsgrades zugeordnet. 
Hierbei ist zu klären, ob sich eine Erhöhung auf die aktuelle Größe des Sees oder auf den 
genehmigten Umfang beziehen soll. Ebenso ist festzulegen, ob bzw. wie lange die Nutzung 
einer Anlage über den Abbaubetrieb hinaus erfolgen kann.  

Bei erheblich veränderten und künstlichen Seen, bei denen kein Rohstoffabbau (mehr) vor-
liegt und die die Bewertungsstufen sehr gut oder gut aufweisen, wird vorgeschlagen, gegen-
über der aktuellen Regelung eine Verringerung bzw. deutliche Verringerung des FPV-Bede-
ckungsgrades vorzunehmen. Bei Seen mit einer unbefriedigenden oder schlechten Einstu-
fung könnte umgekehrt der Bedeckungsgrad erhöht werden. Falls ein See aus Sicht des 
Naturschutzes wertvoll ist und bspw. einen FFH-Lebensraumtypen 3130 oder 3140 aufweist, 
dürfte im Rahmen der Genehmigung voraussichtlich der Betrieb einer schwimmenden Solar-
anlage versagt werden. Da der FFH-Lebensraumtyp als Kriterium nicht in die Einstufung des 
Gewässerzustandes eingeht, sind hierfür die komplementären Schutzinstrumente des Natur-
schutzrechts zuständig, etwa die Verbote des § 30 Abs. 2 BNatSchG für gesetzlich ge-
schützte Biotope.  

Tab. 41:  Unverbindlicher Vorschlag für Anpassung der Bedeckungsgrade für Floating PV-Anlagen 
auf Seen  

Bewertung nach WRRL Menschlicher Einfluss 

Potenzial Zustand natürlich erheblich  
verändert 

künstlich 
(ohne Nutzung) 

künstlich 
(Kiesabbau) 

höchstes sehr gut ? – – – – 0 

gutes gut ? – – 0 

mäßiges mäßig ? 0 0 + 

unbefriedigendes unbefriedigend ? + + ++ 

schlechtes schlecht ? (+) (+) (++) 

Legende: –  –  : deutliche Verringerung; –  : Verringerung; 0 = keine Veränderung; + = Erhöhung; ++ = deutliche  
Erhöhung; ? = Grundsatzfrage, ob FPV-Nutzung () = Nutzung nur möglich, falls Qualitätskomponente mit der 
schlechten Einstufung nicht betroffen 

Falls ein schlechter ökologischer Zustand bzw. ein schlechtes ökologisches Potenzial vor-
liegt, darf eine geplante Floating PV-Anlage generell nur genehmigt werden, falls sich diese 
nicht auf die Qualitätskomponenten auswirkt, die der schlechten Einstufung zugrunde liegen.  



 

Für natürliche Gewässer könnte nur dann eine Floating PV-Nutzung erwogen werden, wenn 
von der Bestimmung des § 36 Abs. 3 Abs. 1 WHG abgewichen würde. Da es sich hier jedoch 
um eine Prämisse bzw. Werthaltung handelt, die im Rahmen einer übergeordneten politi-
schen Konventionsbildung zu diskutieren ist, wird hier diesbezüglich kein Hinweis gegeben.  

Wenn mehr belastbares Wissen über die Umweltauswirkungen von Floating PV-Anlagen vor-
liegt, desto besser können die dargelegten Vorschläge in der fachlichen Diskussion weiter-
entwickelt werden. Dann besteht ggf. die Möglichkeit, das Potenzial der Stromerzeugung 
moderat zu erhöhen und gleichzeitig eine gewässer- und naturschutzverträgliche Genehmi-
gung von Floating PV-Anlagen zu gewährleisten.  
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7 Rechtsrahmen für eine naturverträgliche räumliche Steuerung 
von PV-Freiflächenanlagen 

7.1 Status Quo des gegenwärtigen Rechtsrahmens 
Der derzeitige Rechtsrahmen für die naturverträgliche28 räumliche Steuerung von PV-Frei-
flächenanlagen ist, genauso wie die Steuerungsaktivitäten auf den unterschiedlichen Ebenen 
der Raumplanung, zunehmend durch Fragmentierung gekennzeichnet. Maßgeblich sind in-
soweit vor allen Dingen drei Entwicklungen:  

Im Förderrecht des EEG 2023 lässt sich eine Ausweitung sowie eine zunehmend detaillierte 
Ausgestaltung der förderfähigen Flächenkulisse für eine naturgerechte Steuerung geförder-
ter Anlagen beobachten. Mit den derzeit angekündigten Änderungen im Rahmen des sog. 
Solarpaket 1 dürfte sich dieser Trend noch verstärken29. Gleichzeitig ist die Steuerungsleis-
tung des Förderrechts zunehmend eingeschränkt: Zum einen, weil der Anteil des Zubaus an 
ungeförderten Anlagen außerhalb des EEG stetig zunimmt und in 2022 schon bei rund einem 
Viertel der installierten Leistung von 2,8 Gigawatt30 lag, zum anderen, weil der ursprünglich 
mit dem im EEG verfolgte Ansatz, in erster Linie eine Förderung vorbelasteter Flächen vor-
zusehen, zugunsten verstärkter Ausbau- und Klimaschutzbemühungen und einem Ausgleich 
mit landwirtschaftlichen Interessen zurückgestellt wird und deshalb schon das Steuerungs-
ziel an sich weniger auf eine Begrenzung des Zubaus auf der Freifläche gerichtet ist. 

Da PV-Freiflächenanlagen zuletzt deutlich größer dimensioniert wurden, ist zudem die Rolle 
der Raumordnung hinsichtlich einer Kompensation der abnehmenden förderrechtlichen 
Steuerung in den fachlichen Diskussionen wieder stärker in den Blick geraten. In den Län-
dern lassen sich insoweit unterschiedliche, aber durchaus verstärkte Steuerungsaktivitäten 
erblicken. Zwar wurde im Rahmen der Novelle des Raumordnungsgesetzes eine dort zu-
nächst geplante raumordnerische Ausschlussplanung letztlich für PV-Freiflächenanlagen 
ausdrücklich nicht für anwendbar erklärt31. Auch mit den existierenden Instrumenten der 
Raumordnungsplanung ist aber eine stärkere Steuerung als bislang möglich und dürfte an-
gesichts der Dynamik des Ausbaus auch zunehmend eingesetzt werden. Eine Umgestaltung 
des planungsrechtlichen Rahmens, der gerade auch die Naturverträglichkeit des Ausbaus 
fördern soll, hat auf gesetzlicher Ebene für das Planungsrecht bislang aber nicht stattgefun-
den. 

Die dritte maßgebliche Entwicklung verläuft vor dem Hintergrund stark angehobener Aus-
bauziele für die Photovoltaik im EEG 2023 sowie der stark angehobenen Ausschreibungs-
mengen für PV-Freiflächenanlagen einschließlich der sogenannten besonderen PV-Anlagen. 
Nachdem zwischenzeitlich bei noch deutlich geringeren Ausschreibungsmengen Ausschrei-
bungen für Freiflächenanlagen unterzeichnet waren und hierfür nicht zuletzt ein Mangel an 
ausgewiesenen Flächen verantwortlich gemacht wurde32, kamen zunehmend Zweifel auf, ob 
die derzeitige Regelvoraussetzung einer gemeindlichen Bebauungsplanung für die Umset-
zung einer PV-Freiflächenanlage geeignet ist, den künftigen Flächenbedarf zu decken. Der 

 
28  Vgl. Abschnitt 5.3. 
29  Vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

und weiterer energiewirtschaftlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieerzeu-
gung. 

30  Eigene Auswertung des Marktstammdatenregisters. 
31  Vgl. Art. 1 Ziff. 5 des Gesetzes zur Änderung des Raumordnungsgesetzes und anderer Vorschriften 

(ROGÄndG) vom 22. März 2023, BGBl 2023 I Nr. 88 vom 28. März 2023. 
32  So bspw. BNE, bne-Statement zur Unterzeichnung der Solarpark-Ausschreibungsrunde, https://www.bne-on-

line.de/de/news/detail/bne-pressestatement-zur-unterzeichnung-der-solarpark-ausschreibungsrunde/ (zuletzt 
aufgerufen am 07.08.2023). 
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Gesetzgeber hat hierauf – nicht zuletzt vor dem Hintergrund des russischen Angriffskriegs 
und der damit einhergehenden Versorgungskrise – inzwischen reagiert und mit der Privile-
gierung von PV-FFA nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB eine planersetzende gesetzgebe-
rische Regelung für Standorte im Abstand von bis zu 200 Metern entlang von Autobahnen 
und bestimmten Schienenwegen geschaffen33 und mit § 35 Abs. 1 Nr. 9 zudem eine Privile-
gierung kleinerer hofnaher Agri-PV-Anlagen eingeführt34. Zwar sind auch für diese Standorte 
noch planerische Einwirkungen durch Bauleitplanung und Raumordnung möglich, Voraus-
setzung für eine Zulassung von PV-FFA allgemein bzw. Agri-PV-Anlagen auf den erfassten 
Flächen sind positive Gebiets-, Flächen- und Standortausweisungen aber nicht mehr. Für die 
Frage des naturverträglichen Zubaus auf solchen Flächen rücken insoweit die Maßgaben 
des Außenbereichsregimes nach § 35 BauGB, weitere ordnungsrechtliche Vorgaben sowie 
mögliche Vereinbarungen zwischen Kommunen und Vorhabenträgern über die naturschutz-
verträgliche Gestaltung von Anlagen nach § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 in den Mittelpunkt. 

Die resultierende und sich weiterhin dynamisch verändernde Fragmentierung der Steuerung 
von PV-Freiflächenanlagen schlägt sich mithin darin nieder, dass unterschiedliche Steue-
rungsinstrumente auf unterschiedlichen Handlungsebenen eine verschieden große Bedeu-
tung haben, je nachdem, ob es sich um eine PV-Freiflächenanlage handelt, die  

• nach dem EEG gefördert wird oder nicht bzw.  

• die als planungsrechtlich privilegiertes Außenbereichsvorhaben nach § 35 Abs. 1, 
3 BauGB realisiert werden kann oder einer bauleitplanerischen Grundlage bedarf. 

Im Hinblick auf diese grundlegenden Unterscheidungen wird im Folgenden der Status Quo 
des Rechtsrahmens für die naturverträgliche räumliche Steuerung von PV-FFA im Förder- 
(7.1.1), Planungs- (7.1.2) und Ordnungsrecht (7.1.3) sowie durch Vereinbarungen zwischen 
Betreibern und Kommunen nach § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 (7.1.4) analysiert. Im Anschluss 
wird dieser bewertet (7.2) und eine mögliche Weiterentwicklung des Rechtsrahmens skizziert 
(7.3). 

7.1.1 Förderrechtliche Steuerung 

7.1.1.1 Förderfähige Flächen nach dem EEG 2023 
Das EEG 2023 definiert Freiflächenanlagen in § 3 Nr. 22 EEG 2023 als „Solaranlage, die 
nicht auf, an oder in einem Gebäude oder einer sonstigen baulichen Anlage angebracht ist, 
die vorrangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsener-
gie errichtet worden ist“. Will der Betreiber einer Freiflächenanlage eine finanzielle Förderung 
nach dem EEG in Anspruch nehmen, so erhält er diese nur, wenn er die Anlage auf einer 
der im EEG abschließend aufgezählten Flächenkategorien errichtet.  

Das EEG 2023 unterscheidet dabei zwischen Anlagen mit einer installierten Leistung von 
mehr als einem Megawatt 35, die nur mit einem Betrag gefördert werden, der in einem Aus-
schreibungsverfahren ermittelt wird, und Anlagen mit einer installierten Leistung bis ein-
schließlich einem Megawatt, die eine gesetzlich festgelegte Vergütung erhalten (§ 22 Abs. 3 
EEG).  

 
33  Eingeführt durch Art. 1 Nr. 3 des Gesetzes zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 

erneuerbaren Energien im Städtebaurecht vom 4. Januar 2023, BGBl 2023 I Nr. 6 vom 11. Januar 2023. 
34  Eingeführt durch Art. 1 Nr. 10 des Gesetzes zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur 

Änderung weiterer Vorschriften vom 3. Juli 2023, BGBl 2023 I Nr. 176 vom 6. Juli 2023. 
35  Für von Bürgerenergiegesellschaften, § 3 Nr. 15 EEG 2023, betriebene Anlagen, gilt hier die Grenze von 6 

MW installierter Leistung, § 22 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 EEG 2023.  
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Daneben ist mit dem EEG 2023 eine weitere Differenzierung bei den Flächenkategorien in 
Kraft getreten: Die so genannten besonderen Solaranlagen mit wieder eigenen Flächenka-
tegorien (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023). Dabei handelt es sich um Anlagen, die unter Geltung 
des EEG 2021 noch nach der Innovationsausschreibungsverordnung gefördert wurden36.  

Die Regelungssystematik in den Anlagensegmenten „inner-“ bzw. „außerhalb der Ausschrei-
bungen“ sowie in beiden Anlagenkategorien „besondere“ vs. „nicht-besondere“ Solaranlagen 
ist dabei im Grundsatz die gleiche:  

Es werden jeweils „positive Flächeneigenschaften“ definiert – also Eigenschaften, die eine 
Fläche positiv aufweisen muss, damit sie als förderfähige Flächenkulisse gilt – sowie baupla-
nungsrechtliche Anforderungen, die ebenfalls „positiv“ vorliegen müssen. Seit Inkrafttreten 
des EEG 2023 gibt es zudem „negative Flächeneigenschaften“ – weist eine Fläche diese 
Eigenschaft(en) auf, so zählt sie – auch, wenn die positiven Flächeneigenschaften erfüllt sind 
– nicht als förderfähige Fläche.  

Die folgende Darstellung ist aus Gründen der Übersichtlichkeit stark vereinfacht, eine ausdif-
ferenzierte Darstellung nach Segment und Kategorie findet sich in den Anhängen A.1, A.2 
und A.3. 

„Positive“ und „negative“ Flächeneigenschaften“ für „nicht-besondere“ 
Solaranlagen innerhalb und außerhalb der Ausschreibungen (§ 37 Abs. 1 Nr. 2, § 48 
Abs. 1 Nr. 2-6 EEG 2023)  
Positive Flächeneigenschaften – also Eigenschaft, die die Fläche positiv erfüllen muss, damit 
eine dort errichtete PV-FFA förderfähig ist, sind die folgenden:  

• Versiegelte Fläche37, 

• Konversionsfläche38 aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung, 

• Streifen von 500 Meter Breite entlang von Autobahnen und Schienenwegen39,  

• vor dem 1. September 2003 aufgestellter Bebauungsplan, der später nicht mit dem 
Zweck geändert wurde, eine Solaranlage zu errichten (hier liegt keine gesonderte 
positive Flächeneigenschaft neben dem bauplanungsrechtlichen Erfordernis vor),  

• Ausweisung der Fläche als Gewerbe- oder Industriegebiet in einem vor dem 1. Ja-
nuar 2010 beschlossenen Bebauungsplan (keine gesonderte positive Flächenei-
genschaft neben dem bauplanungsrechtlichen Erfordernis), 

• für die Fläche wurde ein Planfeststellungsverfahren, ein sonstiges Verfahren mit 
den Rechtswirkungen der Planfeststellung für Vorhaben von überörtlicher Bedeu-
tung oder ein Verfahren auf Grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für die 
Errichtung und den Betrieb öffentlich zugänglicher Abfallbeseitigungsanlagen, an 

 
36  „Agri-PV“-, Parkplatz-PV- und „Moor-PV-“Solaranlagen, vgl. BT-Drs. 20/1630, S. 139; die so genannte 

schwimmende PV wird seit dem 01.01.2023 ebenfalls im EEG gefördert, allerdings im Rahmen der „normalen“ 
(also „nicht-besonderen“) Solaranlagen in § 37 Abs. 1 Nr. 2, dort lit. j). 

37  Versiegelung: Vollständige oder teilweise Abdeckung oder Verdichtung des Bodens, Lippert, in: 
Greb/Boewe/Sieberg, in: Beck’scher OnlineKommentar EEG, 13. Edition 2023, § 37 Rn. 20. 

38  Flächen, die für mehrere Jahre für die genannten Zwecke genutzt wurden und bei denen die Auswirkungen 
der jeweiligen Nutzungsarten noch fortwirken (BT-Drs. 16/8148, S. 60). 

39  Nachfolgend wurde in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB eine Außenbereichs-Privilegierung von Solar-Freiflä-
chenanlagen eingeführt, allerdings begrenzt auf die Entfernung von 200 Meter zum Fahrbahnrand von Auto-
bahnen oder „Schienenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahnge-
setzes mit mindestens zwei Hauptgleisen“. Siehe im Einzelnen im Anhang A.1. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/16/081/1608148.pdf
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dem die Gemeinde beteiligt wurde, durchgeführt (keine gesonderte positive Flä-
cheneigenschaft neben dem bauplanungsrechtlichen Erfordernis),  

• Fläche stand oder steht im Eigentum des Bundes oder der Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben und wurde nach dem 31. Dezember 2013 von der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben verwaltet und für die Entwicklung von Solaranlagen 
auf ihrer Internetseite veröffentlicht,  

• Nutzung der Fläche als Ackerland40 und Fläche liegt in einem „benachteiligten Ge-
biet“41,42  

• Nutzung der Fläche als Grünland43 und Fläche liegt im „benachteiligten Gebiet“,44 

• von Menschen geschaffenes oberirdische Gewässer oder Küstengewässer,  

• durch Menschen in ihrem Wesen physikalisch erheblich veränderte oberirdische 
Gewässer oder Küstengewässer.  

„Negative Flächeneigenschaften“ sind:  

• entwässerter, landwirtschaftlich genutzter Moorboden45, (§ 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 
2023, § 48 Abs. 1 Nr. 2-4 EEG 2023),46 

• Festsetzung der Fläche als Naturschutzgebiet oder Nationalpark i.S.v. § 23 bzw. 
§ 24 BNatSchG (§ 38a Abs. 1 Nr. 5 lit. b) EEG 2023, § 48 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023) 

• sowie mit Blick auf die Kategorien „von Menschen geschaffene / erhebliche verän-
dertes Gewässer“ (§ 3, § 36 Abs. 3 WHG): 

○ Anlage bedeckt, ausgehend von der Linie des Mittelwasserstandes, mehr als 15 
Prozent der Gewässerfläche,  

 
40  Nutzung zur Gewinnung von Feldfrüchten, Lippert, in: Greb/Boewe/Sieberg, Beck‘scher Online Kommentar 

EEG, 13. Edition 2023, § 37 Rn. 49. 
41  § 3 Nr. 7 EEG 2023: „benachteiligtes Gebiet“ [ist] ein Gebiet im Sinne a) der Richtlinie 86/465/EWG des Rates 

vom 14. Juli 1986 betreffend das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete 
im Sinne der Richtlinie 75/268/EWG (Deutschland) (ABl. L 273 vom 24.9.1986, S. 1), die zuletzt durch die 
Entscheidung 97/172/EG (ABl. L 72 vom 13.3.1997, S. 1) geändert worden ist, oder 

 b) des Artikels 32 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Dezember 2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1698/2005 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 487) in der Fassung, die zuletzt durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2021/1017 vom 15. April 2021 (ABl. L 224 vom 24.6.2021, S. 1) geändert worden ist. 

42  Freiflächenanlagen auf landwirtschaftlichem Acker- oder Grünland sind nur dann in benachteiligten Gebieten 
förderfähig, wenn die entsprechende Landesregierung per Rechtsverordnung Gebote für diesen Freiflächen-
anlagentyp ermöglicht, § 37c Abs. 1 EEG 2023. Zum Stand der Berichterstellung haben bis 2022 inzwischen 
9 Länder eine solche erlassen. Mit Ausnahme des Bundeslandes Bayern, in dem bis 200 Anlagen pro Jahr 
zulässig sind (verrechnet mit der im EEG geltenden maximalen Anlagengröße von 20 MW insgesamt maximal 
4.000 MW/a), sind in allen anderen Bundesländern die Volumina bei maximal 500 MW/a gedeckelt.  

43  "Grünland" im EEG nicht definiert.  
44  Freiflächenanlagen auf landwirtschaftlichem Acker- oder Grünland sind nur dann in benachteiligten Gebieten 

förderfähig, wenn die entsprechende Landesregierung per Rechtsverordnung Gebote für diesen Freiflächen-
anlagentyp ermöglicht, § 37c Abs. 1 EEG 2023. 

45  § 3 Nr. 34 lit. a) EEG 2023: „Jeder Boden, der die Voraussetzungen des § 11 Absatz 2 der GAP-Konditiona-
litäten-Verordnung erfüllt und der Erstellung der Gebietskulisse nach § 11 Absatz 3 der GAP-Konditionalitäten-
Verordnung zugrunde gelegt werden kann“. 

46  Im EEG 2023 sind einzig Solaranlagen, die eine Wiedervernässung des Standortes tolerieren, auf Moorböden 
vergütungsfähig (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. e) EEG 2023). Damit wird der Nationalen Moorschutzstrategie entspro-
chen, deren Zielsetzung darin besteht, den Treibhauseffekt aufgrund der Zersetzung der organischen Sub-
stanz durch möglichst umfangreiche Wiedervernässung deutlich zu verringern, BMUV, Nationale Moorschutz-
strategie, 19.10.2022, https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/natio-
nale_moorschutzstrategie_bf.pdf (zuletzt aufgerufen am 30.11.2023). 

https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/nationale_moorschutzstrategie_bf.pdf
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/nationale_moorschutzstrategie_bf.pdf
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○ ausgehend von der Linie des Mittelwasserstandes: Abstand zum Ufer beträgt we-
niger als 40 Meter. 

Wegen unterschiedlicher Regelungstechniken sind die negativen Flächeneigenschaften in 
den Anlagensegmenten innerhalb bzw. außerhalb der Ausschreibungen nicht einheitlich, vgl. 
dazu Anhang A.1 und A.3.  

Daneben dienen auch die Größenbegrenzung der einzelnen Anlage mit zunächst zehn Me-
gawatt, inzwischen 20 Megawatt nach § 38a Abs. 1 Nr. 5 lit. a) EEG 2023 als auch die Best-
immungen, die einer räumlichen Häufung entgegenwirken, im weiteren Sinne auch den Be-
langen von Naturschutz und Landschaftspflege. Einschränkend ist darauf hinzuweisen, dass 
für die Ausschreibungen des Jahres 2023 die Anlagenleistung ausnahmsweise und vorüber-
gehend auf 100 Megawatt angeboten wurde (§ 100 Abs. 13 EEG 2023). 

Flächeneigenschaften für „besondere Solaranlagen“ 
Mit Blick auf die „besonderen Solaranlagen“ gibt es die folgenden „positiven Flächeneigen-
schaften“ (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023, § 48 Abs. 1 Nr. 5 lit. a)-e) EEG 2023):  

• Ackerfläche47 mit gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau,  

• landwirtschaftliche Nutzung in Form eines Anbaus von Dauerkulturen48 oder mehr-
jährigen Kulturen49,  

• Grünland50, das als Dauergrünland genutzt wird,  

• Parkplatzfläche,  

• entwässerte und landwirtschaftlich genutzte Moorböden, die im Zuge der Errich-
tung der PV-Anlage dauerhaft wiedervernässt werden. 

Die negativen Flächeneigenschaften lauten (§ 37 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 3, Nr. 4 EEG 2023; 
§ 48 Abs. 1 Nr. 5 lit. a)-e) EEG 2023):  

• Moorboden, 

• Festsetzung der Fläche als Naturschutzgebiet oder Nationalpark i.S.v. § 23 bzw. 
§ 24 BNatSchG.  

• Für die positiven Flächenkategorien „Ackerfläche mit gleichzeitigem Nutzpflan-
zenanbau“ sowie „landwirtschaftliche Nutzung in Form eines Anbaus von Dauer-
kulturen oder mehrjährigen Kulturen“: 

○ Keine naturschutzrelevante Ackerfläche51,  

• Für die Kategorie „Grünland, das als Dauergrünland genutzt wird“:  

 
47  Keine Ackerfläche: Flächen mit Dauergrünland, Dauerweideland, Dauerkulturen, siehe BNetzA, Festlegung 

8175-07-00-21/1, S. 2. 
48  Nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kulturen, die für die Dauer von mindestens fünf Jahren auf den Flächen 

verbleiben und wiederkehrende Erträge liefern, BNetzA, Festlegung 8175-07-00-21/1, S. 3. 
49  Kulturen, die mindestens für die Dauer von zwei aufeinander folgenden Jahren auf der Fläche verbleiben, 

BNetzA, Festlegung 8175-07-00-021/1, S. 3. 
50  ”Grünland” im EEG nicht definiert, siehe aber § 85c Abs. 1, Abs. 3 EEG 2023: Ermächtigungsgrundlage für 

BNetzA, (genauere) Anforderungen an besondere Solaranlagen zu stellen.  
51  § 3 Nr. 34b EEG 2023: „Naturschutzrelevante Ackerflächen“ [sind] Flächen, die landwirtschaftlich genutzt 

werden und mindestens einen hohen Biotopwert im Sinn des § 5 Absatz 2 Nummer 4 der Bundeskompensa-
tionsverordnung aufweisen. § 37 Abs. 2 Nr. 3 EEG 2023: Dem Gebot bei Ausschreibungen ist eine Eigener-
klärung des Bieters über die durchgeführte Prüfung dahingehend, dass es sich bei dem Gebiet nicht eines mit 
dieser Eigenschaft handelt, beizufügen. 
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○ Natura 2000-Gebiet52, 

○ Lebensraumtyp nach Anhang I der FFH-Richtlinie53. 

7.1.1.2 (Abnehmende) Steuerungsleistung des EEG im Sinne eines naturverträgli-
chen Ausbaus 

Das EEG hat in der Vergangenheit bei Freiflächenanlagen eine bemerkenswerte Steue-
rungswirkung im Sinne des Vermeidens von Konflikten mit Natur und Landschaft erreicht.  

Die abschließende Aufzählung förderfähiger Flächenkategorien (§§ 37,48 Abs. 1 Nr. 2, 3 
EEG 2023), aber auch das obligatorische Bebauungsplanverfahren (§§ 37 Abs. 1 Nr. 2, 48 
Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023) haben eine erhebliche räumliche Lenkungswirkung erzeugt. Über 
die Beschränkung der förderfähigen Flächenkulisse wurde letztlich eine Vorauswahl derjeni-
gen Flächen erreicht, auf denen überhaupt PV-Freiflächenanlagen wirtschaftlich realisiert 
werden konnten. Aus der so getroffenen Vorauswahl, die im Wesentlichen eine Begrenzung 
auf vorbelastete Flächen vorsah, konnten Kommunen dann Standorte auswählen, für die sie 
mittels Bebauungsplänen die planungsrechtliche Zulässigkeit herbeiführten.  

Im Einzelnen:  

• Die Gebietskategorie einer „versiegelten Fläche“ weist hinsichtlich aller relevanten 
Funktionen und Werte des Naturschutzes keine Bedeutung auf und ist deshalb als 
Standort für eine PV-Freiflächenanlage prädestiniert. Praktisch handelt es sich bei 
diesem Standorttyp aber auch im Sinne des EEG um eine „sonstige bauliche An-
lage“ wie einen Parkplatz, eine Landebahn oder eine sonstige versiegelte Abstell- 
und Lagerfläche. 

• Die Gebietskategorie einer „Konversionsfläche“ deutet zunächst darauf hin, dass 
bereits vorgenutzte und umweltseitig vorbelastete Flächen bisher ungenutzten und 
nicht oder weniger vorbelasteten Flächen vorgezogen und für die Solarstromer-
zeugung genutzt werden. Gleichwohl können bei der Nutzung von solchen Flä-
chen, die häufig über mehr oder weniger lange Zeiträume nicht oder nur in gerin-
gem Umfang genutzt wurden, Konflikte mit dem Naturschutz zu bewältigen sein. 
Beispiele von ehemaligen militärischen Übungsarealen oder von mehr oder weni-
ger renaturierten Abbauflächen mit hochwertiger Lebensraumbedeutung haben 
gezeigt, dass im Einzelfall des Planungs- und Genehmigungsverfahrens und unab-
hängig von der vergütungsrechtlichen Einordnung eine individuelle verantwor-
tungsvolle Entscheidung über die tatsächliche Eignung für eine energetische 
Nachnutzung zu treffen ist. 

• Intensiv genutzte landwirtschaftliche Flächen – bis zum EEG 2011 ausschließlich 
Ackerflächen, inzwischen aber nach Eingrenzung auf benachteiligte Gebiete auch 
landwirtschaftliches Grünland – sind auch bei ordnungsgemäßer landwirtschaftli-
cher Nutzung von eher nachrangigem naturschutzfachlichem Wert. Ursache ist vor 
allem eine hohe Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung, die mit stofflichem 
Nährstoff- und Pflanzenschutzeinsatz einhergeht und zu einem zum Teil hohen 
Maß an Strukturarmut und Ausräumung der Landschaft geführt hat. Die aktuell 
geltende Begrenzung auf benachteiligte Gebiete ist allerdings nicht naturschutz-

 
52  § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG: Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete. 
53  Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen. Die Lebensraumtypen des Anhang I kommen außerhalb und innerhalb der 
festgesetzten Natura-2000-Gebiete vor. Die Eigenerklärung des Bieters, dass er geprüft hat, dass es sich 
nicht um einen solchen Lebensraumtyp handelt, ist vor allem für solche relevant, die als Grünlandbiotope 
außerhalb der Schutzgebiete vorkommen. 
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fachlich begründet, sondern geht davon aus, dass die Landwirtschaft in diesen Ge-
bieten aus verschiedenen Gründen strukturell benachteiligt und daher bevorzugt 
zugänglich für agrarstrukturelle Fördermaßnahmen ist. Die Verordnungen, die ein-
zelne Bundesländer gem. § 37c EEG 2023 erlassen haben, um diese Standortka-
tegorie für PV-Freiflächenanlagen zu öffnen, enthalten in Teilen Hinweise darauf, 
dass bestimmte darin enthaltene naturschutzfachlich bedeutende Gebietskatego-
rien als Anlagenstandort ausgenommen sind. 

• Flächen in Parallellage zu viel befahrenen Autobahnen und Schienenwegen bis 
110 m wurden mit dem EEG 2011 eingeführt, später auf 200 m und aktuell mit 
dem EEG 2023 auf 500 m erweitert. Aus Gründen der Verfahrensbeschleunigung 
wurde zeitgleich der § 35 BauGB ergänzt um die Außenbereichsprivilegierung von 
Anlagen innerhalb eines Streifens von 200 Metern entlang von Autobahnen und 2-
gleisigen Schienenwegen des übergeordneten Netzes. Tatsächlich finden sich in 
diesen Korridoren vielfach landwirtschaftlich genutzte Flächen, die aber umweltsei-
tig Nachteile aufweisen, da sie zumindest in den Nahbereichen des Verkehrswegs 
zum Wirkraum für verkehrsbedingte stoffliche und akustische Immissionen gehö-
ren. Gleichwohl können einzelne Anlagen in diesen Bereichen naturschutzfachli-
che Konflikte auslösen, da sie insbesondere aufgrund ihrer Umzäunung als zu-
sätzliche Barrieren anzusehen sind und bei ungünstiger Standortwahl Vorkehrun-
gen an den Verkehrswegen zur Gewährleistung ihrer ökologischen Durchgängig-
keit stören und entwerten können. Diese Flächen können gleichwohl auch Teile 
von Schutzgebieten sein sowie als geschützter Biotop oder Kompensationsfläche 
ihre Bedeutung haben.  

Die Steuerungsleistung des EEG hin zu einem naturverträglichen Ausbau nimmt allerdings 
insoweit ab, wie die förderfähigen Flächen im EEG mehr und mehr auf an sich schutzwürdige 
Kategorien ausgeweitet werden54. So wurde – mit dem Ziel der Beschleunigung der Energie-
wende – etwa das (Dauer-)Grünland zunehmend zum förderfähigem Standorttyp: Zunächst 
wurde das Grünland in den „benachteiligten Gebieten“ zu einem förderfähigen Standort, § 37 
Abs. 1 Nr. 2 lit. i) EEG 2023, mit Inkrafttreten des EEG 2023 auch das Dauergrünland für 
„besondere Solaranlagen“, § 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. c) EEG 2023. Erst durch diese Ausweitung 
der Flächenkulisse auf (Dauer-)Grünland ist die Notwendigkeit entstanden, mittels „negativer 
Flächeneigenschaften“ höherwertige Grünlandbiotope aus der Kulisse auszugrenzen, vgl. 
§ 37 Abs.1 Nr. 3 lit. c) EEG 2023. 

Daneben nimmt die Steuerungsleistung des EEG auch insoweit ab, wie der Zubau außerhalb 
des EEG stattfindet. PV-Freiflächenanlagen, die ohne Förderung über das EEG auskommen, 
sind nicht länger an dessen Flächenkulisse gebunden, was auch die planungsrechtlichen 
Freiräume der Gemeinden vergrößert. Im Rahmen der Gesetze können diese nunmehr über-
all dort Standorte für PV-Freiflächenanlagen ausweisen, wo Anlagen technisch und rechtlich 
umsetzbar sind. In den Grenzen ordnungs- und planungsrechtlicher Vorgaben können dies 
auch nicht vorbelastete, ökologisch wertvollere Standorte sein.  

7.1.1.3 Zudem: Strukturelle Herausforderungen einer räumlichen Steuerung über 
das Förderrecht 

Mit der zunehmenden Ausweitung der förderfähigen Flächenkulisse sowie der Realisierbar-
keit von Anlagen ohne Förderung nimmt die (räumliche) Steuerungskraft des Förderrechts 

 
54  Diese Entwicklung setzt sich aktuell mit dem geplanten Solarpaket I fort, vgl. Bundesregierung (2023): Entwurf 

eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energiewirtschaftsrechtlicher 
Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieerzeugung. 
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ab (siehe oben 7.1). Daneben weist das Förderrecht – jedenfalls mit Blick auf eine naturver-
trägliche Steuerung des Anlagenzubaus – auch strukturelle Schwächen auf:  

Zunächst hat das “Hinüberziehen” umweltrechtlicher Vorgaben – siehe mit Blick auf PV-Frei-
flächenanlagen etwa § 36 Abs. 3 WHG – ins EEG schon in der Vergangenheit vermehrt zu 
Rechtsstreitigkeiten geführt55. 

Darüber hinaus hat das EEG keinen eigenen Behördenunterbau, der die Einhaltung derjeni-
gen Vorgaben, die eine naturverträgliche Standortsteuerung bezwecken, adäquat kontrollie-
ren könnte56. Die Vorgaben werden nach geltendem Recht teilweise durch die Bundesnetz-
agentur, teilweise durch die Netzbetreiber kontrolliert. Teilweise fehlen Vorgaben zur Kon-
trolle gänzlich: 

So wird das Vorliegen der Flächeneigenschaften des § 37 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 3 EEG 2023 im 
Rahmen der Ausstellung von Zahlungsberechtigungen durch die Bundesnetzagentur ge-
prüft, § 38a Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023. Diese Prüfung umfasste bis zum Inkrafttreten des EEG 
2023 „nur“ die „positiven“ Flächeneigenschaften des § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2023. Erst mit 
Einführung der „besonderen Solaranlagen“, § 37 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023, kamen „negative“ 
– und in ihrem Nachweis bzw. ihrer Überprüfung wohl deutlich komplexere – Flächeneigen-
schaften wie die „naturschutzrelevante Ackerfläche“ oder der „Lebensraumtyp nach Anhang 
I der FFH-Richtlinie“ hinzu. Die ”negative” Flächeneigenschaft, dass Anlagen nicht in Natur-
schutzgebieten oder Nationalparks errichtet werden dürfen, prüfen hingegen gem. § 38a Abs. 
3 EEG 2023 die (Anschluss-)Netzbetreiber, nicht die Bundesnetzagentur.  

Die Bundesnetzagentur prüft das Vorliegen der ihr zugewiesenen Flächeneigenschaften le-
diglich “summarisch”57, eine vertiefte Prüfung wird es daher nur bei begründeten Zweifeln 
geben58. Mit Blick auf Anlagen außerhalb der Ausschreibung, § 48 Abs. 1 Nr. 2-6 EEG 2023, 
fehlen Vorgaben zur Überprüfung des Vorliegens bzw. Nicht-Vorliegens der positiven bzw. 
negativen Flächeneigenschaften.  

Eine strenge flächendeckende Kontrolle wird so nicht erreicht. 

7.1.2 Planungsrecht 
Seit der Einführung der teilweisen Außenbereichsprivilegierung von PV-Freiflächenanlagen 
in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB entlang von Autobahnen und bestimmten Schienenwegen 
zum 01.01.2023 sowie hofnahen Agri-PV-Anlagen in § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB zum 
07.07.2023 ist der planungsrechtliche Rahmen für die räumliche Steuerung von PV-Freiflä-
chenanlagen zweigeteilt. Während die von den Privilegierungen erfassten Freiflächenanla-
gen auf keine positive planerische Steuerung angewiesen sind, bleibt für die sonstigen, nicht 
von den Privilegierungen erfassten Anlagen die Aufstellung eines entsprechenden Bebau-
ungsplans weiterhin regelmäßig eine notwendige Zulassungsvoraussetzung. Dies hat auch 
Auswirkungen auf die räumliche Steuerung des Anlagenausbaus im Sinne der Naturverträg-
lichkeit: Die nicht den Privilegierungen unterfallenden Anlagen können durch die verschiede-
nen Planungsebenen, schlussendlich durch die Bebauungsplanung, im Sinne des Natur-
schutzes abschließend positiv gesteuert werden, da sie außerhalb der für sie planerisch vor-
gesehenen Flächen grundsätzlich unzulässig sind (vgl. § 35 Abs. 2, 3 BauGB). In Bezug auf 

 
55  Sailer/Kantenwein, in: Reshöft/Schäfermeier, EEG, 4. Aufl. 2014, Einl. Rn. 37. 
56  Sailer/Kantenwein, in: Reshöft/Schäfermeier, EEG, 4. Aufl. 2014, Einl. Rn. 37; Garbers, in: Säcker/Steffens, 

Berliner Kommentar zum Energierecht, Bd. 8, § 38 EEG Rn. 30 f. 
57  BT-Drs. 18/8860, S. 220.  
58  Garbers, in: Säcker/Steffens, Berliner Kommentar zum Energierecht, Bd. 8, § 38 EEG Rn. 5. 

https://dserver.bundestag.de/btd/18/088/1808860.pdf
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die privilegierten Anlagen können die Instrumente des Planungsrechts dagegen aus Natur-
schutzsicht nur herangezogen werden, um umgekehrt die den Privilegierungen unterfallen-
den Flächen negativ zu überplanen und privilegierte PV-Freiflächenanlagen damit auf diesen 
Flächen zu verhindern oder einzuschränken. 

Im Folgenden werden zunächst die vorhandenen planerischen Steuerungsmöglichkeiten auf 
Raumordnungs- und Bauleitplanungsebene sowie die planersetzenden Regelungen des 
§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b), Nr. 9 BauGB im Einzelnen dargestellt. Anschließend wird erörtert, 
wie im Hinblick auf die naturverträgliche räumliche Steuerung des Anlagenausbaus die ein-
zelnen Planungsebenen miteinander und das Planungsrecht insgesamt mit dem Förderrecht 
zusammenspielt. 

7.1.2.1 Planerische Steuerung 

Raumordnung 
Auf der Ebene der Raumordnung stehen für die Planungsträger verschiedene Instrumente 
zur Auswahl, mit denen der Anlagenausbau sowohl positiv auf naturschutzfachlich geeignete 
Flächen gelenkt als auch negativ von naturschutzfachlich ungeeigneten Flächen ferngehal-
ten werden kann. Die unmittelbare Steuerungswirkung dieser Instrumente erstreckt sich al-
lerdings nur auf PV-Freiflächenanlagen, die raumbedeutsam im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 6 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) sind. Das Kriterium der Raumbedeutsamkeit, das den 
Anwendungsbereich der Raumordnung (Raumordnungsgesetz des Bundes sowie Landes-
planungsgesetze) von dem des Bodenrechts (im Wesentlichen Baugesetzbuch) abgrenzt59, 
ist zwar einzelfallbezogen im Hinblick auf den jeweiligen Planungsraum zu bestimmen60. Abs-
trakt festhalten lässt sich aber, dass Freiflächenanlagen ab einer Größe von zehn Hektar 
regelmäßig als raumbedeutsam eingestuft werden, während unterhalb von einem Hektar ihre 
Raumbedeutsamkeit pauschalisierend verneint wird. Bei durchschnittlichen Anlagengrößen 
von einem bis zehn Hektar kann sich die Raumbedeutsamkeit aus besonderen Umständen, 
wie der weiten Sichtbarkeit an einer Hanglage oder auch der fehlenden landschaftsbezoge-
nen Maßstäblichkeit, ergeben61. In mehreren Ländern misst sich die Raumordnung aber auch 
bei solchen geringen Größen bereits einen generellen Steuerungszugriff zu. 

Die Bindungswirkungen der einzelnen Instrumente der Raumordnung unterscheiden sich da-
nach, ob es sich jeweils um Grundsätze oder Ziele der Raumordnung handelt. Erstere sind 
auf nachfolgenden Planungsebenen, also insbesondere im Rahmen der gemeindlichen Bau-
leitplanung gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 ROG lediglich „zu berücksichtigen“, d. h. sie können im 
Wege der Abwägung überwunden werden, während letztere „zu beachten“ sind und die 
nachfolgenden Planungsebenen strikt binden (vgl. auch § 1 Abs. 4 BauGB). 

Im Sinne einer Positivsteuerung können mit Grundsätzen der Raumordnung Naturschutzbe-
lange formuliert werden, die die nachfolgenden Planungsebenen im Rahmen ihrer Abwä-
gungsentscheidungen anleiten. Festgelegt werden können etwa Kriterien für die Standort-
wahl der Anlagen, die sich z. B. an der Flächenkulisse des EEG orientieren62. Ebenso als 
Positivsteuerung mittels Grundsätzen der Raumordnung einzustufen ist zwar die Planung 
von Vorbehaltsgebieten nach § 7 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 ROG für PV-Freiflächenanlagen, die der 

 
59  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 96. 
60  Kümper, in: Kment, ROG mit Landesplanungsrecht, 1. Aufl. 2019, § 3 Rn. 121. 
61  Ausführlich und mit weiteren Nachweisen siehe Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von 

Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, UBA Texte 141/2022, S. 98 f. 
62  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 104. 
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PV-Nutzung bei nachfolgenden Abwägungen mit konkurrierenden Belangen ein besonderes 
Gewicht beimessen. Dies ist jedoch eher auf die Flächensicherung für den Anlagenausbau 
und weniger auf die Verwirklichung von Naturschutzbelangen ausgerichtet. Gleiches gilt für 
die zielförmige Positivsteuerung von Freiflächenanlagen mittels Vorranggebieten (§ 7 Abs. 3 
S. 2 Nr. 1 ROG)63 und Regel-Ausnahme-Konstellationen nach § 6 Abs. 1 ROG64, in denen 
bereits im Rahmen der Gebietsfestlegung bestimmte Ausnahmen formuliert werden, in de-
nen sich eine eigentlich vorrangige Nutzung als Ausnahme von der Regel gerade nicht gegen 
die PV-Freiflächennutzung durchsetzen soll.  

Eine negative Steuerung mit den Instrumenten der Raumordnung kann entweder explizit PV-
Freiflächenanlagen in bestimmten Gebieten aus Naturschutzgründen ausschließen oder in-
direkt dergestalt erfolgen, dass anderweitige Festlegungen getroffen werden, die den Zubau 
von Freiflächenanlagen erschweren oder sogar verhindern. Die Ausweisung von PV-Bauge-
bieten erschwerend, kann in Grundsätzen der Raumordnung etwa vorgesehen werden, dass 
vorrangig versiegelte Flächen, Dächer und Fassaden in Siedlungsgebieten für Photovoltaik 
genutzt werden sollen. Ebenso kann über Grundsätze der Raumordnung beispielsweise dem 
Freiraumschutz und der Sparsamkeit der Neuinanspruchnahme von Flächen ein besonderes 
Gewicht in den nachfolgenden planerischen Abwägungen gegeben werden. Auch können 
Vorbehaltsgebiete bspw. für Natur und Landschaft ausgewiesen werden, die gleichermaßen 
die dortige Planung von Freiflächenanlagen auf den folgenden Planungsstufen zwar nicht 
gänzlich verhindern, aber anspruchsvoller gestalten65. Mit entsprechender Begründung ist es 
der Bauleitplanung jedoch möglich, sich über solche Vorgaben im Rahmen der Abwägung 
hinwegzusetzen.  

Entsprechende Planungsinhalte können auch als Ziele der Raumordnung mit einer Verhin-
derungswirkung für PV-Freiflächenanlagen gefasst werden, so etwa als zielförmige Festle-
gungen für den Freiraumschutz (§ 13 Abs. 5 S. 1 Nr. 2a ROG)66 oder in Form von Vorrang-
gebieten für Natur- und Landschaft67. Die mit der jüngsten Novellierung des ROG68 neu ge-
schaffene Gebietskategorie der Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung (§ 7 Abs. 3 S. 3-5 
ROG) ist dagegen nach § 7 Abs. 3 S. 7 ROG explizit nicht auf die Nutzung der Photovoltaik 
anwendbar. Hiernach ist also eine Ausschlussplanung von PV-Freiflächenanlagen zumindest 
über diese neue bundesrechtliche Gebietskategorie nicht möglich. Manche Landesplanungs-
gesetze sehen darüber hinaus die Gebietskategorie der sog. Ausschlussgebiete vor, die 
ebenfalls Zielcharakter besitzen und bestimmte raumbedeutsame Nutzungen aus den er-
fassten Gebieten fernhalten. Während in Baden-Württemberg69 der PV-Nutzung gleichzeitig 
mit ihrem Ausschluss an anderer Stelle im Planungsraum durch Vorranggebiete Raum ver-
schafft werden muss, kann die Festlegung eines Ausschlussgebiets in Bayern70 und Rhein-
land-Pfalz71 rein negativ erfolgen, ohne dass gleichzeitig andernorts zwingend entspre-
chende Vorranggebiete vorgesehen werden müssten. Auch der insofern rein negative Aus-

 
63  Siehe hierzu Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Ab-

schlussbericht, UBA Texte 141/2022, S. 108. 
64  Allgemein hierzu siehe Kment, in: Kment, ROG mit Landesplanungsrecht, 1. Aufl. 2019, § 6 Rn. 21. 
65  Zum Ganzen siehe Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, 

Abschlussbericht, UBA Texte 141/2022, S. 112 f. 
66  Grotefels, in: Kment, ROG mit Landesplanungsrecht, 1. Aufl. 2019, § 13 Rn. 133. 
67  Mitschang, Fachliche und rechtliche Anforderungen an die Zulassung und planerische Steuerung von Foto-

voltaikfreiflächenanlagen, NuR 2009, S. 821 (828). 
68  Gesetz zur Änderung des Raumordnungsgesetzes und anderer Vorschriften (ROGÄndG), BGBl. 2023, Teil I 

Nr. 88 vom 28.03.2023. 
69  § 11 Abs. 7 S. 4 LPlG Baden-Württemberg. 
70  Art. 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 Bayerisches LPlG. 
71  § 6 Abs. 2 Nr. 3 LPlG Rheinland-Pfalz. 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/88/VO.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/88/VO.html
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schluss der PV-Nutzung muss indessen aber von einem positiven Planungskonzept hinsicht-
lich der Realisierung anderer Belange getragen und abgewogen sein. Da auch mit diesen 
landesrechtlichen Regelungen bezogen auf die PV-Nutzung eine „Schwarz-Weiß-Planung“ 
bewirkt wird, ist fraglich, ob diese landesrechtlichen Gebietskategorien angesichts des neuen 
§ 7 Abs. 3 S. 7 ROG weiterhin anwendbar sind. Wird die Regelung in § 7 Abs. 3 S. 7 ROG 
dergestalt interpretiert, dass eine Ausschlussplanung zulasten der PV-Nutzung in Form ent-
sprechender Gebietskategorien nicht möglich sein soll, bestünde im Zusammenspiel der 
bundes- und landesrechtlichen Regelungen im Rahmen der Abweichungsgesetzgebung 
nach Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 4, S. 3 GG ein Anwendungsvorrang72 zugunsten des § 7 Abs. 3 
S. 7 ROG als späteres Gesetz und damit ein Ausschluss des Rückgriffs auf die genannten 
landesrechtlichen Gebietskategorien zur Ausschlussplanung für die PV. Um die landesrecht-
lichen Gebietskategorien wieder anwendbar zu machen, müssten sie als Abweichung von 
§ 7 Abs. 3 S. 7 ROG erneut durch Landesgesetz beschlossen werden. 

Ob, in welchem Umfang und wie die Planungsträger der Raumordnung von den genannten 
Möglichkeiten zur positiven wie negativen naturverträglichen Steuerung von PV-Freiflächen-
anlagen Gebrauch machen, ist weitgehend ihrer planerischen Gestaltungsfreiheit überlas-
sen. Das Abwägungsgebot des § 7 Abs. 2 ROG verpflichtet die Planungsträger lediglich, „die 
öffentlichen und privaten Belange, soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar 
und von Bedeutung sind, gegeneinander und untereinander abzuwägen“. Dies wird derge-
stalt interpretiert, dass überhaupt eine Abwägung vorgenommen, der Sachverhalt hinrei-
chend ermittelt, jeder Belang entsprechend seiner objektiven Gewichtigkeit in die Abwägung 
eingestellt und auf dieser Grundlage ein gerechtes Abwägungsergebnis erzielt werden 
muss73. Zu berücksichtigen sind hierbei neben dem Ergebnis der nach § 8 ROG durchzufüh-
renden Umweltprüfung (§ 7 Abs. 2 S. 2 ROG) und den in Landschaftsprogrammen und Land-
schaftsrahmenplänen dargestellten raumbedeutsamen Zielen, Erfordernissen und Maßnah-
men (§ 10 Abs. 3 BNatSchG) im Hinblick auf PV-Freiflächenanlagen verschiedene gesetzlich 
festgeschriebene Grundsätze der Raumordnung, insbesondere solche für eine umweltver-
trägliche Energieversorgung und den Natur- und Klimaschutz (§ 2 Abs. 2 Nr. 4, 6 ROG), 
sowie das verfassungsrechtliche Staatsziel Umwelt- und Klimaschutz aus Art. 20a GG74, das 
Berücksichtigungsgebot nach § 13 S. 1 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) und die gesetz-
geberische Wertungsentscheidung für den Ausbau der erneuerbaren Energien in § 2 EEG75. 
Soweit aber die relevanten Belange einem Ausgleich zugeführt werden, der innerhalb des 
Rahmens liegt, der durch das objektive Gewicht der einzelnen Belange gesetzt wird, kann 
der Planungsträger einzelne Belange zugunsten anderer zurückzustellen und somit eine ei-
gene Planungskonzeption hinsichtlich des Ausbaus der Freiflächenphotovoltaik entwickeln. 
Die vielen genannten verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Anknüpfungspunkte führen 

 
72  Kment, in: Jarass/Pieroth, GG, 17. Aufl. 2022, Art. 72 Rn. 32. 
73  Vgl. BVerwG, Urt. v. 10.02.2016 – 4 BN 37.15, juris Rn. 9, 11; Hofmann, in: Kment, ROG mit Landesplanungs-

recht, 1. Aufl. 2019, § 7 Rn. 12. 
74  BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 - 1 BvR 2656/18, juris Rn. 198 ff.; Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, 

Art. 20a Rn. 80. 
75  Für eine detaillierte Ausführung siehe Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Frei-

flächenanlagen, Abschlussbericht, UBA Texte 141/2022, S. 100 ff.; zu § 2 EEG 2023 Deutinger/Sailer, Ver-
fahrensrecht, Denkmalschutz und § 2 EEG 2023, ZNER 2023, S. 120 (124 ff). 
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damit im Ergebnis nicht dazu, dass die Gestaltungsfreiheit der Planungsträger stark einge-
schränkt wird76, da die einzelnen Planungen jeweils nur einen Beitrag unter vielen zur Errei-
chung der übergeordneten Ziele von Natur- und Klimaschutz leisten können. Umgekehrt wird 
die Zielerreichung insgesamt durch jede einzelne Planung nicht ernsthaft gefährdet, womit 
das objektive Gewicht der Belange von Natur- und Klimaschutz in den einzelnen Abwägun-
gen nicht so hoch ausfällt, dass andere Planungsalternativen rechtlich nicht mehr gangbar 
wären77. Zudem sind bis zu einem gewissen Grad auch Konflikte zwischen einzelnen Natur-
schutz- und Klimaschutzbelangen möglich, was zusätzlich verhindert, dass die genannten 
Normen die Planungsentscheidungen auf ein bestimmtes Ergebnis hinsteuern. 

Bauleitplanung 
Auch auf der Ebene der Bauleitplanung besteht für die Planungsträger, hier die Gemeinden, 
die Möglichkeit, den Ausbau der Freiflächenphotovoltaik durch positive und negative Fest-
setzungen im Sinne der Naturverträglichkeit zu steuern. Hierzu können Flächennutzungs-
pläne, denen nach dem gesetzlichen Leitbild eine vorbereitende Funktion zukommt (vgl. § 1 
Abs. 2 BauGB), und Bebauungspläne, die die städtebauliche Ordnung rechtsverbindlich und 
vollziehbar festsetzen, aufgestellt werden78. 

Für die Gemeinden besteht ebenfalls ein planerischer Gestaltungsspielraum dahingehend, 
ob und wie sie von diesen Möglichkeiten zur räumlichen Steuerung von PV-Freiflächenanla-
gen generell und unter Naturschutzgesichtspunkten Gebrauch machen. Eine Pflicht der 
Kommunen, in Bezug auf PV-Freiflächenanlagen planerisch tätig zu werden, wird unter be-
stimmten Voraussetzungen zwar diskutiert, entfaltet aber jedenfalls bisher in der Praxis kei-
nen nennenswerten Effekt79. Maßgeblich ist vielmehr, ob die Gemeinde nach ihrem eigenen 
planerischen Konzept die Aufstellung von PV-Bauleitplänen für „erforderlich“ hält gemäß § 1 
Abs. 3 S. 1 BauGB80. Hinsichtlich der Aufstellung von Bebauungsplänen veröffentlichen Ge-
meinden vielfach sogenannte Kriterienkataloge, die transparent machen sollen, unter wel-
chen Voraussetzungen die jeweilige Gemeinde bebauungsplanerisch tätig werden will81. 
Diese können nach dem Willen der Gemeinde gerade auch naturschutzfachliche Kriterien für 
den Anlagenausbau enthalten82.  

Entscheidet sich die Gemeinde dazu, einen Bauleitplan in Bezug auf PV-Freiflächenanlagen 
aufzustellen, muss sie neben gesetzlichen Ge- und Verboten die Abwägungsgrundsätze des 
§ 1 Abs. 7 BauGB beachten, d. h. überhaupt eine Abwägung vornehmen, alle erforderlichen 
Belange ihrem objektiven Gewicht entsprechend in die Abwägung einbeziehen und zu einem 
sachangemessenen Ausgleich der konkurrierenden Belange gelangen83. Hiermit wird nur ein 
äußerer Rahmen vorgegeben, innerhalb dessen sich die Gemeinde frei dazu entscheiden 

 
76  So wird bisher auch dem § 2 EEG keine in dem Sinne durchschlagende Wirkung auf planerische Abwägungen 

zugemessen, dass dieser ganz bestimmte planerische Entscheidungen erforderlich machen würde, vgl. 
Parzefall, Die neue Abwägungsdirektive des § 2 EEG im Gefüge des Bauplanungsrecht, NVwZ 2022, S. 1592 
(1594); Schlacke/Wentzien/Römling, Beschleunigung der Energiewende: Ein gesetzgeberischer Paradigmen-
wechsel durch das Osterpaket?, NVwZ 2022, S. 1577 (1579). 

77  Dagegen für eine etwas stärkere Steuerungswirkung des Klimaschutzbelangs Wagner, Klimaschutz durch 
Raumordnung, 2018, S. 597 ff. 

78  Mitschang 2009, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 8 Rn. 1. 
79  Günnewig et al., Anpassung der Flächenkulisse für PV-Freiflächenanlagen im EEG vor dem Hintergrund er-

höhter Zubauziele, Notwendigkeit und mögliche Umsetzungsoptionen, UBA Texte 76/2022, S. 39 f. 
80  Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 1 Rn. 30. 
81  Siehe hierzu ausführlich Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanla-

gen, Abschlussbericht, UBA Texte 141/2022, S. 121 f. 
82  Vgl. Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 411. 
83  Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 1 Rn. 185. 
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kann, bestimmte Belange zu bevorzugen und damit gleichzeitig andere kollidierende Belange 
zurückzustellen84. Die Gerichte prüfen die planerische Entscheidung der Gemeinde insbe-
sondere nur darauf, ob der vorgenommene Ausgleich zwischen den berührten Belangen 
nicht völlig außer Verhältnis zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange steht85. Inwiefern 
das Ziel der Naturverträglichkeit im Rahmen ordnungsrechtlicher Vorgaben planerisch ver-
folgt wird, bleibt also im Ergebnis weitgehend der Gemeinde überlassen. 

Daran ändert auch der Umstand nichts, dass der Prozess des Ermittelns und Bewertens der 
Abwägungsbelange speziell für Umweltbelange in Gestalt der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 i. V. m. § 2a, Anlage 1 BauGB formalisiert ist86. Hierbei sollen die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und be-
wertet werden. Nach Anlage 1 Ziff. 2d BauGB umfasst die Beschreibung und Bewertung der 
erheblichen Umweltauswirkungen zwar auch die Angabe anderweitig in Betracht kommender 
Planungsmöglichkeiten bzw. alternativer Standorte. Die sog. Nullvariante als die Alternative, 
das Planziel nicht zu verwirklichen bzw. gar keine Flächen für PV-Freiflächenanlagen auszu-
weisen, fällt aber nicht hierunter87. Weiterhin ist die Alternativenprüfung in sachlicher und 
geographischer Hinsicht auf die „vernünftigen“, ernsthaft in Betracht kommenden Alternati-
ven im jeweiligen Planungsraum, d. h. bei Flächennutzungsplänen das Gemeindegebiet und 
auf der Bebauungsplanebene den Geltungsbereich des jeweiligen Bebauungsplans, be-
schränkt (Günnewig et al. 2022c: 119). Das Ergebnis der Umweltprüfung ist sodann in der 
Abwägung lediglich „zu berücksichtigen“ (§ 2 Abs. 4 S. 4 BauGB)88. 

Verfahrensrechtlich in die Umweltprüfung integriert ist auch die planerische Abarbeitung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB89. Eine Bindung der pla-
nenden Gemeinde im Sinne des Naturschutzes wird hierdurch aber gleichwohl kaum erzielt. 
Sofern eine ordnungsgemäße Alternativenprüfung im obigen Sinne im Rahmen der Umwelt-
prüfung durchgeführt wurde, zielt die Abarbeitung der Eingriffsregelung nicht darauf ab, die 
Standortwahl zu hinterfragen, sondern lediglich die Eingriffsfolgen an dem gewählten Stand-
ort durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen zu minimieren90. Zu beachten ist da-
bei, dass die Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung umfassend unter die Abwä-
gungsentscheidung nach § 1 Abs. 7 BauGB gestellt wird91, womit für die planende Gemeinde 
Wertungs- und Abwägungsspielräume eröffnet werden92. Sofern die Gemeinde hinreichend 
gewichtige Gründe gegen den Naturschutz anführt, kann sie im Rahmen ihres Planungser-
messens abwägungsfehlerfrei entscheiden, dass nur eine teilweise oder ggf. sogar gar keine 
Kompensation des Eingriffs durch die PV-Freiflächenanlage erforderlich ist93. Eingriffen in 
Natur und Landschaft ist in der planerischen Abwägung zwar ein hohes Gewicht bzw. eine 

 
84  Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 1 Rn. 185. 
85  BVerwG, Urt. v. 14.02.1975 – 4 C 21.74, juris Rn. 37. 
86  Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 1 Rn. 186. 
87  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 119. 
88  Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung des Bauleitplans, § 2a S. 3 BauGB. 
89  Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 1a Rn. 13. 
90  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 119 f. 
91  Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 1a Rn. 16; VGH München, Beschl. v. 05.07.2022 

– 9 N 20.1752, juris Rn. 25. 
92  Scheidler, Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung, ZUR 2019, S. 145 

(150). 
93  Vgl. Scheidler, Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung, ZUR 2019, S. 145 

(148). 
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herausgehobene Bedeutung zuzumessen94, dies bedeutet aber nicht, dass die schlussend-
lichen Planungsentscheidung stets auch zugunsten dieser Belange ausfallen muss. Eine et-
waige Realkompensation kann dabei zudem räumlich (§§ 1a Abs. 3 S. 3, 200a S. 2 BauGB) 
wie zeitlich (bauplanungsrechtliches ”Ökokonto” nach § 135a Abs. 2 S. 2 BauGB) entkoppelt 
vom Eingriff erfolgen95. 

Möchte die Gemeinde die räumliche Verortung von PV-Freiflächenanlagen in ihrem Gebiet 
im Sinne der Naturverträglichkeit steuern, entfalten die vielfältigen positiven und negativen 
Festsetzungsmöglichkeiten in Flächennutzungs- und Bebauungsplänen eine unterschiedli-
che Wirkung, je nachdem, ob die Planung privilegierte oder nicht privilegierte Anlagen adres-
siert (eingehend hierzu siehe sogleich Abschnitt 7.1.2.3). 

Für die Positivsteuerung nicht privilegierter Anlagen auf naturschutzfachlich geeignete Flä-
chen kommen in Flächennutzungsplänen die Darstellungsformen der Sonderbauflächen (§ 5 
Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO), Sondergebiete (§ 5 Abs. 2 Nr. 
1 Alt. 2 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 11, § 11 Abs. 2 S. 2 Alt. 8 BauNVO), Versorgungsflächen 
(§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB), Flächen für die PV-Ausstattung der Gemeinde (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 
2b BauGB) oder auch gemischte und gewerbliche Bauflächen (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, 3 BauNVO) 
in Betracht96. Über diese in § 5 Abs. 2 BauGB beispielhaft genannten Darstellungsformen 
hinaus kann die Gemeinde im Rahmen ihrer allgemeinen Planungsbefugnis nach § 1 BauGB 
und formal-rechtlich eingeschränkt durch die Planzeichenverordnung weitere Darstellungen 
treffen, die sie für zweckmäßig hält (sog. Festsetzungserfindungsrecht)97. Aus dem Charak-
ter als vorbereitende Planung ergibt sich allerdings, dass aus den Darstellungen für PV-Frei-
flächenanlagen im Flächennutzungsplan noch nicht die endgültige und vollzugsfähige pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit der Anlagen folgt. Hierfür muss vielmehr auf der Grundlage des 
Flächennutzungsplans noch ein Bebauungsplan entwickelt werden (vgl. § 8 Abs. 2 S. 1 
BauGB). 

Um eine negative Steuerung von privilegierten PV-Freiflächenanlagen mittels Flächennut-
zungsplänen zu erzielen, können die Gemeinden jegliche Bodennutzungen positiv darstellen, 
die mit der PV-Nutzung unvereinbar sind. Auch in dieser Hinsicht besitzt die Gemeinde das 
soeben umschriebene Festsetzungserfindungsrecht. Voraussetzung für eine Ausschlusswir-
kung der Festsetzungen im Flächennutzungsplan gegenüber privilegierten PV-Freiflächen-
anlagen über die Norm des § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 BauGB (Darstellungen des Flächennut-
zungsplans als entgegenstehender öffentlicher Belang) ist jedoch, dass die jeweilige Darstel-
lung im Flächennutzungsplan eine sachlich und räumlich eindeutige, standortbezogene Aus-
sage enthält und das Interesse an der PV-Nutzung trotz deren Privilegierung überwiegt98. 

Auf der Ebene der Bebauungsplanung kann mit entsprechenden Festsetzungen schlussend-
lich die planungsrechtliche Genehmigungsfähigkeit von PV-Freiflächenanlagen erreicht wer-
den. Hinsichtlich der Positivplanung nicht privilegierter Freiflächenanlagen ist die Gemeinde 
grundsätzlich an die im Katalog des § 9 BauGB i. V. m. den Baugebieten der BauNVO ab-
schließend aufgezählten Gebietskategorien gebunden (sogenannter Typenzwang)99. In Be-
tracht kommt insofern die Festsetzung eines „Sondergebiets PV“ (§ 11 Abs. 2 Alt. 8 BauNVO) 

 
94  BVerwG, Urt. v. 31.01.1997 – 4 NB 27.96, juris Rn. 27; VGH München, Beschl. v. 05.07.2022 – 9 N 20.1752, 

juris Rn. 25. 
95  Scheidler, Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung, ZUR 2019, S. 145 (147 

f.). 
96  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 123 ff. 
97  Vgl. Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 5 Rn. 20 f. 
98  Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 35 Rn. 68, 74. 
99  Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 9 Rn. 12. 
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oder einer Versorgungsfläche für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien (§ 9 Abs. 
1 Nr. 12 BauGB)100; falls Flächen weniger spezifisch für Freiflächenanlagen geöffnet werden 
sollen, kann allgemeiner ein Gewerbe-, Industrie-, Dorf-, Misch- oder Kerngebiet (§§ 5-9 
BauNVO) festgesetzt werden101. Wird der Bebauungsplan nicht als reguläre Angebotspla-
nung (§ 30 Abs. 1 BauGB), sondern als vorhabenbezogener Bebauungsplan (§§ 30 Abs. 2, 
12 BauGB) aufgestellt, unterliegt die Gemeinde nicht dem genannten Typenzwang. Sie hat 
dann wiederum ein Festsetzungserfindungsrecht zur Regelung einer geordneten städtebau-
lichen Entwicklung (vgl. § 12 Abs. 3 S. 2 Hs. 1 BauGB)102. 

Eine Negativsteuerung privilegierter PV-Freiflächenanlagen kann mittels Bebauungsplänen 
wiederum darüber erfolgen, dass Flächen mit anderweitigen, der PV-Nutzung entgegenste-
henden Festsetzungen überplant werden. Flächen, die unter die Privilegierung des § 35 Abs. 
1 Nr. 8 lit. b) BauGB fallen, werden dadurch aus dem Anwendungsbereich der gesetzgebe-
rischen Privilegierung herausgenommen (vgl. § 30 Abs. 1, 3 BauGB). Dies hat zur Folge, 
dass PV-Freiflächenanlagen dort aufgrund der entgegenstehenden Festsetzungen im Be-
bauungsplan unzulässig sind. Der Widerspruch zu den Festsetzungen muss dabei eindeutig 
erkennbar und relevant sein, um zur Unzulässigkeit der Anlagen zu führen103. Sofern im je-
weiligen Bebauungsplan keine Ausnahme für PV-FFA vorgesehen ist (vgl. § 31 Abs. 1 
BauGB), kommt nur noch die Erteilung einer Befreiung von den entgegenstehenden Festset-
zungen des Bebauungsplans in Betracht (§ 31 Abs. 2 BauGB), was jedoch – auch wenn mit 
dem überragenden öffentlichen Interesse für den Ausbau der erneuerbaren Energien nach 
§ 2 EEG 2023 nun ein Gemeinwohlgrund nach § 31 Abs. 2 Nr. 1 BauGB bejaht werden kann 
– nur in seltenen Ausnahmefällen rechtlich möglich ist104. 

Über die Flächenbereitstellung bzw. die naturverträgliche räumliche Verortung (Standortaus-
wahl) hinaus kann in Bebauungsplänen auch das Maß der baulichen Nutzung, d. h. die ge-
naue Art und Weise der Bebauung der jeweiligen Grundstücke mit PV-Freiflächenanlagen, 
gesteuert werden. Eine solche Feinsteuerung kann insbesondere aus Naturschutzgesichts-
punkten etwa hinsichtlich der Dimensionierung der Anlagen oder auch der Größe der Modul-
zwischenräume erfolgen; ebenso kann die Größe und Höhe der Einzäunung oder die Verle-
gung ober- und unterirdischer Versorgungsleitungen geregelt werden105. 

7.1.2.2 Gesetzgeberische planersetzende Regelungen 

§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB 
Mit der Einführung des § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB zum 01.01.2023106 hat der Gesetzgeber 
PV-Freiflächenanlagen entlang von Autobahnen und bestimmten Schienenwegen in den 
Kreis der sogenannten bauplanungsrechtlich privilegierten Vorhaben aufgenommen.  

Konkret sind PV-FFA nunmehr privilegiert  

• „auf einer Fläche längs von 

 
100  Teilweise vertreten wird diesbezüglich, dass nur solche PV-Freiflächenanlagen auf Versorgungsflächen zu-

lässig sind, die ausschließlich der öffentlichen Stromversorgung dienen, d. h. den erzeugten Strom vollständig 
einspeisen, vgl. m. w. N. Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 9 Rn. 70. 

101  Ausführlich Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschluss-
bericht, UBA Texte 141/2022, S. 129. 

102  Vgl. Bank, in: Brügelmann, BauGB, 124. EL 2022, § 12 Rn. 152 f. 
103  Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 30 Rn. 22. 
104  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 133. 
105  Ausführlich zum Ganzen Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanla-

gen, Abschlussbericht, UBA Texte 141/2022, S. 131. 
106  BGBL. 2023, Teil I Nr. 6, Art. 1 Nr. 3, Art. 7 S. 1. 
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○ aa) Autobahnen oder 

○ bb) Schienenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen 

• und in einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren 
Rand der Fahrbahn“. 

Innerhalb der Systematik des § 35 BauGB ist dies von zentraler Bedeutung, da die abschlie-
ßende Aufzählung aller privilegierten Vorhaben in § 35 Abs. 1 BauGB eine generelle gesetz-
liche Planungsregelung (bzw. gesetzlichen „Ersatzplan“) darstellt107. Während die sogenann-
ten sonstigen Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB grundsätzlich im Außenbereich unzulässig 
sind, um diesen vor einer Bebauung zu schützen108, hat der Gesetzgeber die privilegierten 
Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB planähnlich dem Außenbereich zugewiesen und sich 
damit grundsätzlich für deren Zulässigkeit entschieden109. Dies wirkt sich dahingehend aus, 
dass in der nachvollziehenden Abwägung110, die zwischen dem Interesse an der Vorhaben-
durchführung und den konfligierenden öffentlichen Belangen im Rahmen von § 35 Abs. 1, 3 
S. 1 BauGB durchzuführen ist, den Interessen der privilegierten Vorhaben ein erhöhtes Ge-
wicht zukommt. Während die sogenannten sonstigen Vorhaben bereits dann unzulässig sind, 
wenn sie öffentliche Belange nur „beeinträchtigen“ (§ 35 Abs. 2 BauGB), werden privilegierte 
Vorhaben erst dann verhindert, wenn ihnen öffentliche Belange „entgegenstehen“ (§ 35 Abs. 
1 BauGB). Aus der Privilegierung folgt damit zwar nicht, dass PV-Freiflächenanlagen ohne 
Weiteres überall auf den erfassten Flächen zulässig wären111. Die mit der Privilegierung vor-
genommene Wertungsentscheidung des Gesetzgebers zugunsten der PV-Freiflächenanlage 
führt aber dazu, dass sich im Einzelfall dort die Bauinteressen wesentlich leichter gegen die 
konfligierenden öffentlichen Belange durchsetzen. Dies wird noch verstärkt durch die Ge-
wichtungsvorgabe und den relativen Gewichtungsvorrang in § 2 S. 1, 2 EEG 2023 (überra-
gendes öffentliches Interesse und öffentliche Sicherheit am EE-Ausbau). 

Auch gegenüber den in § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 BauGB genannten öffentlichen Belangen des 
Naturschutzes, der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, der natürlichen Eigenart der 
Landschaft bzw. ihrem Erholungswert sowie dem Landschaftsbild haben die privilegierten 
PV-Freiflächenanlagen damit ein erhöhtes Gewicht. Der öffentliche Belang des Naturschut-
zes deckt sich dabei im Wesentlichen inhaltlich mit den Vorschriften des Naturschutzrechts, 
da er nach dem Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) durch dieses konkretisiert wird112 (ein-
gehend hierzu siehe unten Abschnitt 7.1.2.3). Die zuständige Baurechtsbehörde hat sich so-
mit im Rahmen der Prüfung nach § 35 Abs. 1, 3 S. 1 Nr. 5 BauGB auch inzident mit der 
naturschutzrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens zu befassen und dazu nach § 18 Abs. 3 
S. 1 BNatSchG hinsichtlich des Eingriffsausgleichs das Benehmen mit der Naturschutzbe-
hörde herzustellen. Sofern privilegierte PV-Freiflächenanlagen demnach naturschutzrecht-
lich unzulässig sind, sind sie auch aufgrund des Entgegenstehens des öffentlichen Belangs 
des Naturschutzes bauplanungsrechtlich gesehen unzulässig113. Umgekehrt bedeutet die 

 
107  Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 35 Rn. 1. 
108  Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 35 Rn. 13; zu einer auch im Rah-

men von § 35 Abs. 2 BauGB denkbaren Ausnahme aber OVG Münster, Urt. v. 16.05.2023 – 7 D 423/21.AK, 
juris Rn. 57 ff. 

109  Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 35 Rn. 6. 
110  Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 35 Rn. 70. 
111  Vgl. Kümper, Zur Privilegierung erneuerbarer Energien in § 35 Abs. 1 BauGB: Funktionswandel der Privile-

gierung und Perspektiven planerischer Steuerung, ZfBR 2015, S. 224 (225). 
112  BVerwG, Urt. v. 27.06.2013 – 4 C 1/12, juris Rn. 6. 
113  Vgl. BVerwG, Urt. v. 27.06.2013 – 4 C 1/12, juris Rn. 6. 
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Konkretisierung durch das Naturschutzrecht, dass privilegierte PV-Freiflächenanlagen ten-
denziell nicht am Naturschutzbelang des § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 BauGB scheitern, wenn sie 
naturschutzrechtlich zulässig sind, da sich dann regelmäßig ihr erhöhtes Gewicht in der nach-
vollziehenden Abwägung durchsetzt114. 

Für die genaue Reichweite des Tatbestands der Privilegierungsregelung ergibt sich hinsicht-
lich der Flächen längs von Schienenwegen vor allem aus dem Erfordernis von mindestens 
zwei Hauptgleisen eine Einschränkungswirkung115. Über den Verweis auf § 2b Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG) werden dagegen im Wesentlichen nur Flächen längs von örtlichen 
Stadtbahnen und Eisenbahninfrastrukturen in Privateigentum von der Privilegierung ausge-
nommen116.  

An der räumlichen Steuerung durch den Privilegierungstatbestand dürfte aus Naturschutz-
sicht grundsätzlich positiv zu bewerten sein, dass sich der Gesetzgeber mit der Privilegierung 
längs von Autobahnen und bestimmten Schienenwegen dazu entschieden hat, den Anlagen-
ausbau auf vorbelastete Flächen zu lenken. Dies entspricht der Wertung, die auch im För-
derrecht in §§ 37 Abs. 1 Nr. 2c, 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 3c lit. aa) EEG 2023 zum Ausdruck 
kommt117. Auffällig ist insofern, dass die Breite des „Randstreifens“ längs der Infrastrukturen 
im Verhältnis zu den (gerade ausgeweiteten) förderrechtlichen Regelungen geringer ausfällt 
(500 Meter in den genannten EEG-Normen gegenüber 200 Metern in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) 
BauGB). Der Gesetzgeber folgte hier der Annahme, dass das Ausmaß der Vorbelastung mit 
der steigenden Distanz zu den Fahrbahnen abnimmt und daher bereits ab einer Entfernung 
von 200 Metern eine Planung im Einzelfall mittels Bebauungsplänen erfolgen soll118. Aller-
dings ist auch damit nicht ausgeschlossen, dass Teile der privilegierten Flächen trotz dieser 
relativen Nähe zu den Autobahnen und Schienenwegen als naturschutzfachlich hochwertig 
einzustufen sind. Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass der Privilegierungstatbestand außer 
der flächenmäßigen Eingrenzung keine weiteren Vorgaben im Sinne des Naturschutzes ent-
hält. Insbesondere werden keine Mindestanforderungen an die naturverträgliche Ausführung 
der PV-Freiflächenanlagen formuliert und keine leistungs- oder flächenmäßig bestimmte Ma-
ximalgröße zusammenhängender Anlagen festgelegt (zu beiden Punkten siehe unten Ab-
schnitt 7.3.3.2). 

§ 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB 
Weiterhin hat der Gesetzgeber kürzlich hofnahe Anlagen der Agri-PV für privilegiert zulässig 
erklärt119. Der Begriff der Agri-PV wird im Privilegierungstatbestand über einen Verweis auf 
die förderrechtliche Norm des § 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 lit. a), b), c) EEG definiert, die wiederum 
Festlegungen der BNetzA und damit schlussendlich die DIN SPEC 91434:2021-05120 in Be-
zug nimmt. Aus Naturschutzsicht ist hervorzuheben, dass bei den hiernach erfassten Agri-
PV-Anlagen weiterhin eine intensive landwirtschaftliche Nutzung erfolgen muss; konkret 

 
114  Vgl. Söfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 149. EL 2023, § 35 Rn. 92. 
115  Vgl. hierfür DB Netze, Infrastrukturregister, https://geovdbn.deutschebahn.com/isr (Auswahl „Streckenmerk-

male“ und sodann „Gleisanzahl“). Hauptgleise sind nach § 4 Abs. 11 S. 1 Eisenbahn-Bau- und Betriebsord-
nung (EBO) „die von Zügen planmäßig befahrenen Gleise“. 

116  Für eine Auflistung aller Bahnstrecken, die Teil des übergeordneten Netzes nach § 2b AEG sind, siehe Eisen-
bahn-Bundesamt, Liste übergeordnetes Netz, 31.10.2019, https://www.eba.bund.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/Infrastruktur/Uebergeordnetes_Netz/liste_uebergeordnetes_netz.html;jsessio-
nid=5FC45BAA62A853ADE5FBBD208A9E7366.live21302?nn=2405334 (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023). 

117  Vgl. oben Abschnitt 7.1.1.1. 
118  Vgl. insofern die Begründung zum Gesetzentwurf BT-Drs. 20/4704, S. 17. 
119  BGBl. 2023, Teil I Nr. 176, 06.07.2023, S. 3. 
120  Deutsches Institut für Normung e.V., DIN SPEC 91434 Agri-Photovoltaik-Anlagen - Anforderungen an die 

landwirtschaftliche Hauptnutzung, Mai 2021, https://www.din.de/de/wdc-beuth:din21:337886742. 

https://geovdbn.deutschebahn.com/isr
https://www.eba.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Infrastruktur/Uebergeordnetes_Netz/liste_uebergeordnetes_netz.html;jsessionid=5FC45BAA62A853ADE5FBBD208A9E7366.live21302?nn=2405334
https://www.eba.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Infrastruktur/Uebergeordnetes_Netz/liste_uebergeordnetes_netz.html;jsessionid=5FC45BAA62A853ADE5FBBD208A9E7366.live21302?nn=2405334
https://www.eba.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Infrastruktur/Uebergeordnetes_Netz/liste_uebergeordnetes_netz.html;jsessionid=5FC45BAA62A853ADE5FBBD208A9E7366.live21302?nn=2405334
https://dserver.bundestag.de/btd/20/047/2004704.pdf
https://www.din.de/de/wdc-beuth:din21:337886742
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müssen mindestens 66 % des Referenzertrages erwirtschaftet werden121 und der Verlust an 
landwirtschaftlich nutzbarer Fläche durch Aufbauten und Unterkonstruktionen darf bei hoch-
aufgeständerten horizontalen Anlagen lediglich 10 % der Gesamtprojektfläche und bei verti-
kal aufgestellten Anlagen mit einer Bewirtschaftung zwischen den Modulreihen lediglich 15 % 
der Gesamtprojektfläche betragen122.  

Als weitere einschränkende Merkmale werden im Tatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB 
genannt:  

a) „das Vorhaben steht in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit ei-
nem Betrieb nach [§ 35 Abs. 1] Nummer 1 oder 2 [BauGB], 

b) die Grundfläche der besonderen Solaranlage überschreitet nicht 25 000 Quad-
ratmeter und 

c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben.“ 

Durch diese Einschränkungen wird im Ergebnis sichergestellt, dass nur Anlagen bis zu einer 
vergleichsweisen geringen Größe privilegiert werden und jenseits der auch mit solchen An-
lagen einhergehenden Technisierung der Landschaft, keine erhebliche Zersiedelung des Au-
ßenbereichs (in Form von Anlagen ohne Bezug zu vorhandenen wesentlichen Betriebsge-
bäuden) droht. Unter Naturschutzgesichtspunkten ergeben sich im Ausgangspunkt keine we-
sentlichen Implikationen, da für die Agri-PV zumeist nur Flächen in Betracht kommen, die 
auch schon zuvor landwirtschaftlich genutzt wurden. Kritisch angemerkt werden kann aber, 
dass die strengen Voraussetzungen der DIN SPEC 91434:2021-05 die Beibehaltung einer 
vergleichbar intensiven landwirtschaftlichen Nutzung auf den Flächen fordern. Eine Extensi-
vierung der Landwirtschaftsnutzung gegenüber der vorgefundenen Ausgangssituation ist im 
Kontext der Agri-PV damit für privilegierte Anlagen nicht möglich. 

7.1.2.3 Zusammenspiel der Ebenen des Planungsrechts 
Wie bereits erkennbar wurde, unterscheidet sich das Ineinandergreifen der vorgenannten 
Ebenen des Planungsrechts danach, ob die zu steuernden Freiflächenanlagen den Privile-
gierungstatbeständen unterfallen oder nicht. 

Da privilegierte PV-Freiflächenanlagen nicht auf eine planerische Flächenausweisung im 
Einzelfall angewiesen sind, steht hier im Fokus, wie die verschiedenen Planungsebenen die 
gesetzgeberische Grundentscheidung, die Anlagen im Umgriff der Privilegierung planerset-
zend dem Außenbereich zuzuweisen123, revidieren oder auch feinsteuern können.  

Flächennutzungspläne können privilegierte PV-Freiflächenanlagen nur verhindern, sofern 
sie Darstellungen mit einer sachlich und räumlich eindeutigen, standortbezogenen Aussage 
zu einer Nutzung enthalten, die der PV-Nutzung entgegensteht (vgl. oben Abschnitt 7.1.2.1 
„Bauleitplanung“). Dies bleibt jedoch angesichts des Charakters des Flächennutzungsplans 
als vorbereitender Planung auf Ausnahmen beschränkt. Mittels Bebauungsplänen können 
die im Ausgangspunkt von der Privilegierung des § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) oder derjenigen 
nach Nr. 9 BauGB erfassten Flächen aus dem Anwendungsbereich der Vorschrift herausge-
nommen und anderweitig überplant werden. Auch diese Möglichkeit bleibt aber tendenziell 
auf eine kleinräumige Negativsteuerung begrenzt, da der Bebauungsplan in jedem Fall von 
einem positiven Planungskonzept getragen sein muss, d. h. eine reine Negativplanung einzig 

 
121  DIN SPEC 91434:2021-05 Ziff. 5.2.10. 
122  DIN SPEC 91434:2021-05 Ziff. 5.2.3. 
123  Vgl. Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 35 Rn. 4. 
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zur Verhinderung von PV-Freiflächenanlagen ist unzulässig124. Zudem können Ziele der 
Raumordnung, insbesondere Vorranggebiete für PV-Freiflächenanlagen, einer Überplanung 
der privilegierten Flächen entgegenstehen, da Bauleitpläne nach § 1 Abs. 4 BauGB den Zie-
len der Raumordnung „anzupassen” sind. 

Die Ebene der Raumordnung bietet demgegenüber grundsätzlich die Möglichkeit, die privi-
legierten Anlagen vergleichsweise großräumig zu steuern. Generell ist der Anwendungsbe-
reich der Raumordnung im Hinblick auf PV-Freiflächenanlagen aufgrund der zunehmenden 
Anlagengrößen125 und der damit vorliegenden Raumbedeutsamkeit immer häufiger eröffnet, 
was auch für diejenigen Anlagen gelten dürfte, die unter den Privilegierungstatbestand des 
§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB fallen.126 Der raumordnerische Einfluss zeigt sich sodann auf 
der Zulassungsebene in Form der Raumordnungsklausel des § 35 Abs. 3 S. 2 BauGB. Nach 
§ 35 Abs. 3 S. 2 Hs. 1 BauGB sind auch privilegierte raumbedeutsame PV-Freiflächenanla-
gen bauplanungsrechtlich unzulässig, wenn sie den Zielen der Raumordnung widerspre-
chen. Entgegenstehende Ziele können insbesondere Vorranggebiete nach § 7 Abs. 5 S. 2 
Nr. 1 ROG mit anderweitigen, zu PV-Nutzungen im Wiederspruch stehenden Festlegungen 
sein127, bspw. solche für den Freiraumschutz (vgl. oben Abschnitt 7.1.2.1 „Raumordnung“). 
Aus Naturschutzsicht können damit durch raumordnerische Zielfestlegungen auch solche 
Flächen vom Zubau mit raumbedeutsamen bzw. mittelgroßen und großen Anlagen freigehal-
ten werden, die zwar der bauplanungsrechtlichen Privilegierung unterfallen, aber dennoch 
naturschutzfachlich als besonders hochwertig einzustufen sind. Wie bereits oben angespro-
chen (Abschnitt 7.1.2.1 „Raumordnung“), kann dabei jedoch nicht auf die neu eingeführte 
Gebietskategorie der Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung zurückgegriffen werden (vgl. 
§ 7 Abs. 3 S. 7 ROG), was auch die Anwendbarkeit der teilweise im Landesrecht vorhande-
nen Gebietskategorie der Ausschlussgebiete auf PV-Freiflächenanlagen fraglich erscheinen 
lässt (siehe oben Abschnitt 7.1.2.1 „Raumordnung“). Weiterhin wird in der Praxis vergleichs-
weise häufig eine eher pauschale Steuerung von PV-Freiflächenanlagen auf bereits versie-
gelte und/oder vorbelastete Flächen bzw. Konversionsflächen in Raumordnungsplänen fest-
geschrieben; ganz überwiegend erfolgt dies durch Grundsätze der Raumordnung128. Auch 
hiermit kann mithin eine gewisse Steuerungswirkung zugunsten des Naturschutzes entfaltet 
werden, wobei aber abweichende Entscheidungen auf den folgenden Planungsebenen mög-
lich bleiben. Sofern solche Festlegungen jedoch nicht bloß als Grundsätze, sondern Ziele 
der Raumordnung getroffen werden, erscheint ähnlich wie bei den landesrechtlichen Aus-
schlussgebieten fraglich, ob eine solche „Schwarz-Weiß-Planung“, die PV-Freiflächenanla-
gen trotz des § 7 Abs. 3 S. 7 ROG abschließend auf bestimmte Flächentypen verweist, zu-
lässig ist. Zudem gelten für die raumordnerische Zielfestlegung gegenüber der Festlegung 
von Grundsätzen die strengeren Anforderungen der hinreichenden sachlichen und räumli-
chen Bestimmtheit sowie abschließenden Abgewogenheit129. 

 
124  Ein solcher Bebauungsplan wäre nicht „erforderlich“ gemäß § 1 Abs. 3 BauGB und damit nichtig, Battis, in: 

Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 1 Rn. 26a. 
125  So wurde die maximale Anlagengröße für eine EEG-Förderung bereits zum 01.01.2021 von 10 MW auf 20 

MW angehoben, BGBL. 2020, Teil I Nr. 65, S. 3152, § 37 Abs. 3 EEG, und zuletzt mit Geltung für das Jahr 
2023 auf 100 MW erhöht, BGBL. 2022, Teil I Nr. 37, S. 1738, § 100 Abs. 13 S. 1 EEG. 

126  Für Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB gilt dies aufgrund deren maximaler Größe von 2,5 ha dagegen 
nur ausnahmsweise bzw. dort, wo bereits ab einer solchen Größe von einer generellen Raumbedeutsamkeit 
ausgegangen wird. 

127  Grotefels, in: Kment, ROG mit Landesplanungsrecht, 1. Aufl. 2019, § 7 Rn. 54. 
128  Vgl. Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 261 ff. 
129  Kümper, in: Kment, ROG mit Landesplanungsrecht, 1. Aufl. 2019, § 3 Rn. 27 ff., 31 ff. 36. 
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Für die naturverträgliche räumliche Steuerung nicht privilegierter PV-Freiflächenanlagen 
bleibt, wie gesehen, aufgrund des Bebauungsplanerfordernisses die Ebene der Bebauungs-
pläne zentral. Die Flächennutzungspläne erlangen dagegen in der Praxis insofern regelmä-
ßig keine entscheidende Bedeutung, da ihre konzeptionelle Funktion in der Planungspraxis 
weitgehend verdrängt wird130: Zwar sind die Bebauungspläne nach § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln (sog. Entwicklungsgebot); die für die Aufstel-
lung beider Pläne zuständige Gemeinde kann den Flächennutzungsplan jedoch im sog. Pa-
rallelverfahren nach § 8 Abs. 3 S. 1 BauGB gleichzeitig mit der Bebauungsplanaufstellung 
entsprechend ändern oder ergänzen sowie in den Fällen des § 8 Abs. 2 S. 2, Abs. 3 S. 2 
BauGB „ad hoc“ ohne einen Flächennutzungsplan als Grundlage planen. 

Einen stärkeren Einfluss auf die maßgebliche Bebauungsplanebene können dagegen die 
Ziele der Raumordnung entfalten. Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bebauungspläne an die 
Ziele der Raumordnung „anzupassen“. Hiernach verbleibt der Gemeinde nur innerhalb des 
durch die Ziele der Raumordnung gesetzten Rahmens ein planerischer Gestaltungsfrei-
raum131, was bezogen auf Vorranggebiete bedeutet, dass die Gemeinde für die Vorrangflä-
che gehindert ist, im Bebauungsplan eine Nutzung festzusetzen, die die Vorrang-Nutzung 
vereiteln bzw. wesentlich erschweren würde oder ihr zuwiderliefe132. Über raumordnerische 
Zielfestlegungen zum Natur- und Landschaftsschutz, die PV-Freiflächenanlagen entgegen-
stehen, kann somit die für nicht privilegierte Anlagen zentrale Bebauungsplanebene maß-
geblich in negativer Hinsicht vorgesteuert werden. Die weitgehende Gestaltungsfreiheit der 
Gemeinden, inwiefern sie bei ihren Planungen Naturschutzziele verfolgen, kann somit ein 
Stück weit begrenzt werden, indem naturschutzfachlich besonders wertvolle Gebiete durch 
entsprechende raumordnerische Zielfestlegungen dem planerischen Zugriff der Gemeinden 
entzogen werden. Diese Wirkung ist dabei nicht auf Planungen für raumbedeutsame (d. h. 
mittelgroße und große) Freiflächenanlagen begrenzt, da § 1 Abs. 4 BauGB nicht zwischen 
raumbedeutsamen und nicht raumbedeutsamen Bauleitplänen unterscheidet133. 

Ob über die Ziele der Raumordnung auch umgekehrt eine positive Steuerung erfolgen kann 
in der Form, dass die Gemeinden als „Anpassung“ nach § 1 Abs. 4 BauGB dazu verpflichtet 
werden, Flächen für PV-Freiflächenanlagen in Bebauungsplänen auszuweisen (sog. Erstpla-
nungspflicht), ist derzeit unklar134. Ohnehin ist diese Frage aber im Schwerpunkt auf die Flä-
chenbereitstellung für den Anlagenausbau überhaupt und nicht die naturverträgliche räumli-
che Steuerung des Ausbaus bezogen. 

7.1.2.4 Zusammenspiel mit förderrechtlicher Steuerung 
Planungs- und förderrechtliche Regelungen besitzen unterschiedliche Rechtsfolgen und Wir-
kungen. Während das Planungsrecht allein für die schlussendliche Bebaubarkeit eines 
Grundstücks mit PV-Freiflächenanlagen maßgeblich ist, setzt das Förderrecht einen rein fi-
nanziellen Anreiz, dabei bestimmte Flächen- oder Anlagentypen zu bevorzugen – ohne je-
doch selbst die erforderlichen planungsrechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen. Die 
förderrechtliche Steuerung bleibt somit immer darauf angewiesen, durch das Planungsrecht 
entsprechend abgebildet zu werden. Umgekehrt laufen planungsrechtliche Vorgaben ins 

 
130  Vgl. Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 121. 
131  Dirnberger, in: Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, 59. Edition 2021, § 1 Rn. 68. 
132  BVerwG, Beschl. v. 20.08.1992 – 4 NB 20/91, juris Rn. 20. 
133  Dirnberger, in: Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, 59. Edition 2021, § 1 Rn. 60. 
134  Vgl. Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 109 f. 
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Leere, die aufgrund wirtschaftlicher Umstände und ihres Charakters als reine Angebotspla-
nung faktisch nicht verwirklicht werden. Im gleichen Maße wie PV-Freiflächenanlagen jedoch 
zunehmend für einen wirtschaftlich auskömmlichen Betrieb nicht länger auf eine finanzielle 
Förderung angewiesen sind, nimmt auch die Anreiz- und Steuerungswirkung des Förder-
rechts des Erneuerbare-Energien-Gesetzes stetig ab. 

Solange PV-Freiflächenanlagen allgemein nur durch finanzielle Förderung rentabel waren, 
entfaltete die EEG-Flächenkulisse der §§ 37, 48 EEG eine sehr effektive abschließende po-
sitive Steuerungsleistung. Obwohl es sich „lediglich“ um eine förderrechtliche Regelung han-
delt, war faktisch aufgrund dieser wirtschaftlichen Bedingungen die Verwirklichung von Frei-
flächenanlagen außerhalb der geförderten Flächen ausgeschlossen. Hiermit wirkten die för-
derrechtlichen Regelungen wie ein absolutes Verbot, obwohl sie rein rechtlich betrachtet kein 
solches enthalten135. 

Da zur Zeit dieser wirtschaftlichen Rahmenbedingungen PV-Freiflächenanlagen noch nicht 
zu den nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegierten Vorhaben zählten136, wirkte sich die einschrän-
kende Steuerung des Förderrechts vor allem auf die letztlich maßgebliche Bebauungsplane-
bene aus. So war es Kommunen zwar nicht unmittelbar rechtlich verwehrt, auch außerhalb 
der EEG-Förderkulisse Flächen für PV-Freiflächenanlagen zu planen137. Faktisch hätte sich 
für diese Flächen aber jedenfalls kaum ein Investor zur Realisierung der PV-Projekte gefun-
den, weshalb letztlich die Kommunen gezwungen waren, planerisch den geförderten Flä-
chenkategorien zu folgen138. Daneben verblieb auch für die Raumordnung aufgrund dieser 
faktischen Vorsteuerung durch das Förderrecht nur noch wenig Spielraum für die Entwick-
lung eigener Planungskonzepte139. Als Resultat kann bis zum jetzigen Zeitpunkt tendenziell 
eine planerische Zurückhaltung der Raumordnungsebene hinsichtlich PV-Freiflächenanla-
gen beobachtet werden140. Insbesondere enthalten derzeit nur die wenigsten Regionalpläne 
PV-spezifische Ziele und Grundsätze, die auch zeichnerisch dargestellt bzw. konkret räum-
lich verortet sind141. 

Da jedenfalls größere PV-Freiflächenanlagen zu ihrer Wirtschaftlichkeit mittlerweile nicht 
mehr auf die EEG-Förderung angewiesen sind142, nimmt die räumliche Steuerungswirkung 
des EEG solcher Anlagen auf die geförderten Flächen ab143. Nunmehr sind die Gemeinden 
nicht mehr faktisch daran gehindert, in Bebauungsplänen auch solche Flächen für PV-Frei-
flächenanlagen zu öffnen, die außerhalb der Förderkulisse des EEG liegen und vielfach als 
nicht vorbelastet einzustufen sind. Aus Naturschutzgesichtspunkten ist die planerische Ge-
staltungsfreiheit der Gemeinden lediglich durch zwingendes Naturschutz- und anderweitiges 

 
135  Vgl. zu dieser Wirkung Wegner, Ausschreibungen nach EEG und Naturschutz, in: Mengel, Naturschutz im 

Kontext von Klimawandel und Energiewende, 2021, S. 87. 
136  § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB gilt seit dem 01.01.2023, BGBL. 2023, Teil I Nr. 6, Art. 7 S. 1. 
137 Möglich erschien jedoch, dass PV-Bebauungspläne außerhalb der Förderkulisse vormals deshalb rechtlich 

unzulässig waren, weil ihnen mangels einer Aussicht auf Verwirklichung die Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 
S. 1 BauGB fehlte. Dem braucht für die vorliegende Analyse aber nicht weiter nachgegangen zu werden. 

138  Vgl. Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 
UBA Texte 141/2022, S. 59. 

139  Schmidtchen, Klimagerechte Energieversorgung im Raumordnungsrecht, 2014, S. 310 f. 
140  Hierzu bereits Schmidtchen, Klimagerechte Energieversorgung im Raumordnungsrecht, 2014, S. 310 f. 
141  Vgl. Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 142. 
142  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 51. 
143  Hierbei kann zwischen verschiedenen Typen von PV-Freiflächenanlagen zu unterscheiden sein. So könnten 

etwa kostenintensivere Anlagenformen, wie die ”besonderen Solaranlagen” nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 bzw. § 48 
Abs. 1 S. 1 Nr. 5 EEG 2023, weiterhin stärker auf die EEG-Förderung angewiesen sein. Dies zeigt sich auch 
bereits an der jetzigen Ausgestaltung des Förderrechts insofern, als dass die in Ausschreibungen ermittelte 
Förderhöhe für diese Anlagen teilweise gesetzlich erhöht wird, vgl. § 38b Abs. 1 S. 2, 3 EEG 2023. 
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Ordnungsrecht begrenzt, das dem Vollzug eines solchen Bebauungsplans entgegenstehen 
und daher zu dessen Nichtigkeit führen würde (siehe hierzu unten Abschnitt 7.1.3.2), sowie 
durch das – nur begrenzt gerichtlich kontrollierbare – Abwägungsgebot im Hinblick auf die 
Naturschutzbelange einschließlich der Eingriffs-Ausgleichs-Regelung (siehe hierzu oben Ab-
schnitt 7.1.2.1). Im Ergebnis besitzen die Kommunen deshalb unter den gegebenen rechtli-
chen und ökonomischen Bedingungen potenziell erheblichen Einfluss auf die Frage, wie na-
turverträglich der Ausbau von Freiflächenanlagen gesteuert wird.  

Auch die Raumordnung gewinnt mit dem zunehmenden Wegfall der Vorsteuerung durch das 
EEG faktisch an Entscheidungsspielräumen. Insbesondere könnte unter den veränderten 
wirtschaftlichen Bedingungen ein Bedürfnis dafür gesehen werden, die gemeindliche Bebau-
ungsplanung stärker raumordnerisch vorzusteuern. Als Nachteil des Raumordnungsrechts 
gegenüber dem Förderrecht könnte sich insofern herausstellen, dass die planerische Steue-
rung typischerweise einen langen Vorlauf benötigt, während förderrechtliche Regelungen mit 
ihrer Aufnahme im Gesetz sofort ihre Anreizwirkung entfalten144. Derzeit ist jedenfalls festzu-
stellen, dass der Steuerungsverlust durch das EEG nicht oder nur teilweise durch raumord-
nerische Vorgaben aufgefangen wird. 

Der dargestellte Umschwung im Zusammenspiel von Förder- und Planungsrecht könnte teil-
weise durch die Einführung der neuen Außenbereichsprivilegierung in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. 
b) BauGB abgefedert werden, da diese mit Seitenstreifen entlang von Autobahnen und be-
stimmten Schienenwegen eine Flächenkategorie erfasst, die auch Teil der EEG-Flächenku-
lisse ist (vgl. o. Abschnitt 7.1.2.2). Auch wenn die Wirkmechanismen andere sind, kann da-
von gesprochen werden, dass durch die planungsrechtliche Privilegierung unter den verän-
derten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auch weiterhin eine Steuerung des PV-Aus-
baus auf die erfassten Seitenstreifen stattfindet. Um eine „Vorsteuerung“ im bisherigen Sinne 
handelt es sich allerdings gerade nicht mehr, da es nunmehr keiner weiteren Planungsent-
scheidung durch eine Gemeinde bedarf, die solche Flächen bislang gegebenenfalls nur in 
Teilen und jedenfalls entsprechend ihrer städtebaulichen Vorstellungen geöffnet hat, sondern 
unmittelbar auf gesetzlicher Grundlage eine Genehmigung beantragt werden kann. Da aus 
Sicht der Investoren auf diesen Flächen nunmehr kein zeit- und kostenaufwändiges Bebau-
ungsplanverfahren erforderlich ist, steht auf den ersten Blick zu erwarten, dass diese vorran-
gig für den Ausbau in Anspruch genommen werden. Ob dies tatsächlich auch passieren wird 
oder inwieweit erhoffte Vereinfachungseffekte verloren gehen, da die strittigen Einzelfallfra-
gestellungen von den Bebauungsplanverfahren bloß in die bauordnungsrechtlichen Zulas-
sungsverfahren auf Grundlage der Privilegierung verlagert werden, wo gleichzeitig umfas-
sendere Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung fehlen, bleibt noch abzuwarten. Es scheint 
jedoch gleichwohl plausibel, dass das Instrument der Außenbereichsprivilegierung das Po-
tenzial besitzt, die abnehmende Steuerungswirkung des EEG zumindest teilweise auszuglei-
chen und den Ausbau von Freiflächenanlagen – anders als die Raumordnung – ohne zeitli-
che Verzögerungen zu steuern. Die Ausgestaltung einer weiterentwickelten Außenbe-
reichsprivilegierung entlang naturschutzfachlicher Kriterien könnte daher eine Alternative 
zum Ausgleich der wegfallenden Steuerungswirkung des EEG durch eine verstärkte raum-
ordnerische Steuerung sein (eingehend hierzu Abschnitt 7.3.3). 

 
144  Schmidtchen, Klimagerechte Energieversorgung im Raumordnungsrecht, 2014, S. 313. 
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7.1.3 Ordnungsrecht 

7.1.3.1 Raumwirksame ordnungsrechtliche Vorgaben 
Im Ordnungsrecht sind für die naturverträgliche räumliche Steuerung von PV-Freiflächenan-
lagen in erster Linie die Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) relevant. 
Speziell für schwimmende PV-Anlagen ist zudem auf Bestimmungen des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) einzugehen. Dagegen unterfallen PV-Freiflächenanlagen nicht dem Anwen-
dungsbereich des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), da sie nicht in der ab-
schließenden Aufzählung145 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV genannt sind (vgl. auch § 4 Abs. 
1 S. 3 BImSchG). Ebenso ist der Anwendungsbereich des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) nicht für PV-Freiflächenanlagen eröffnet, da deren Einwirkungen auf den Boden 
bereits vollumfänglich durch die Vorschriften des Bauplanungs- und Bauordnungsrechts ge-
regelt werden (vgl. § 3 Nr. 9 BBodSchG). Aspekte des Bodenschutzes werden somit im Hin-
blick auf PV-Freiflächenanlagen nur vermittelt über das Baurecht relevant146. 

Naturschutzrecht 
Die relevanten ordnungsrechtlichen Vorgaben des Naturschutzrechts betreffen den Aus-
gleich von Eingriffen (§§ 13 ff. BNatSchG), den Gebietsschutz (§§ 20 ff. BNatSchG) und den 
besonderen Artenschutz (§§ 44 ff. BNatSchG). Sie entfalten jeweils in dem Sinne eine nega-
tive Steuerungswirkung, dass die genannten Regelungen den PV-Ausbau negativ räumlich 
steuern, indem sie bestimmte Flächenpotenziale bzw. Standorte ausschließen. 

Eingriffs-Ausgleichs-Regelung 
Nach der Eingriffsregelung sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
jeweils vorrangig zu vermeiden bzw. durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen sowie Geld-
zahlungen zu kompensieren (§§ 13, 15 BNatSchG). Je nachdem ob, eine Freiflächenanlage 
den Privilegierungstatbeständen des § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) oder Nr. 9 BauGB unterfällt oder 
nicht, kommt die Eingriffsregelung dabei auf unterschiedliche Weise zur Geltung.  

Wird eine Freiflächenanlage außerhalb des Privilegierungstatbestandes auf der Grundlage 
eines Bebauungsplans verwirklicht, bestimmt § 18 Abs. 1 BNatSchG, dass über Vermeidung, 
Ausgleich und Ersatz von Eingriffen allein nach den Vorschriften des BauGB entschieden 
wird. Demnach wird die Eingriffsregelung hier gemäß § 1a Abs. 3 BauGB im Bebauungs-
planverfahren abgearbeitet und vollumfänglich der planerischen Abwägung unterstellt (siehe 
bereits Abschnitt 7.1.2.1). Diese Abarbeitung ist insofern abschließend, als dass nach § 18 
Abs. 2 BNatSchG die Vorschriften der Eingriffsregelung in einem etwaigen147 Zulassungs-
verfahren, das auf das Planungsverfahren folgt, nicht mehr anzuwenden sind. Auch bei der 
planerischen Abarbeitung der Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB wird der Eingriffs-
begriff des § 14 Abs. 1 BNatSchG zugrunde gelegt. Mithin kann davon gesprochen werden, 
dass das „Ob“ des Eingriffs entsprechend zum BNatSchG bestimmt wird, während hinsicht-
lich des „Wie“ bzw. Umgangs mit dem Eingriff allein nach den Vorgaben des BauGB verfah-
ren, genauer eine planerische Abwägung nach § 1a Abs. 3 S. 1 i. V. m. § 1 Abs. 7 BauGB 
vorgenommen wird148. 

 
145 Schmidt-Kötters, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BImSchG, 67. Edition 2019, § 4 Rn. 71. 
146 Siehe hierzu Erbguth/Schubert, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BBodSchG, 67. Edition 2020, 

§ 3 Rn. 16 f. 
147 In manchen Bundesländern sind PV-FFA auf der Grundlage von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen ver-

fahrensfrei, vgl. Busse, in: Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, 59. Edition 2021, § 12 Rn. 58. 
148 Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 1a Rn. 17; Scheidler, Die naturschutzrechtliche 

Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung, ZUR 2019, S. 145 (145). 
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Ist eine Freiflächenanlage vom Privilegierungstatbestand erfasst und wird ohne die Aufstel-
lung eines Bebauungsplans verwirklicht, beurteilt sich, „ob“ ein Eingriff vorliegt und „wie“ mit 
diesem umgegangen wird bzw. welche rechtlichen Konsequenzen sich hieraus ergeben, da-
gegen allein nach den §§ 13 ff. BNatSchG. Verfahrenstechnisch wird die Eingriffsregelung 
innerhalb des baurechtlichen Zulassungsverfahrens durch die Baurechtsbehörde geprüft, 
wobei die Naturschutzbehörde zwischenbehördlich beteiligt wird149. Hierzu soll die Bau-
rechtsbehörde die nach der Eingriffsregelung erforderlichen Entscheidungen und Maßnah-
men im Benehmen mit der Naturschutzbehörde treffen (§ 18 Abs. 3 S. 1 BNatSchG). 

Die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen stellt in aller Regel einen Eingriff gemäß § 14 
Abs. 1 BNatSchG dar. Am „Ob“ eines Eingriffs bestehen mithin regelmäßig keine Zweifel150. 
Als bauliche Anlagen verändern PV-Freiflächenanlagen die Gestalt und Nutzung von Grund-
flächen151. Des Weiteren können Freiflächenanlagen unter Umständen die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts beeinträchtigen, indem sie nach ökologischen Maß-
stäben auf der jeweiligen Fläche eine Verschlechterung darstellen152. Auch eine Beeinträch-
tigung des Landschaftsbildes wird oftmals dadurch gegeben sein, dass die Errichtung der 
Anlagen von einem für die Schönheit der natürlich gewachsenen Landschaft aufgeschlosse-
nen Durchschnittsbetrachter als nachteilig empfunden wird153. Ganz regelmäßig ist ange-
sichts der relativen Dauerhaftigkeit der PV-Nutzung und dem Ausmaß der Beeinträchtigun-
gen durch die Anlage auch die Erheblichkeit des Eingriffs bzw. die nicht ganz unwahrschein-
liche Möglichkeit eines erheblichen Eingriffs zu bejahen154. Auf die teilweisen landesrechtli-
chen Abweichungen von § 14 Abs. 1 BNatSchG muss an dieser Stelle nicht eingegangen 
werden, da diese jedenfalls nicht den Grundsatz verletzen dürfen, alle erheblichen Beein-
trächtigungen als Eingriffe zu klassifizieren und somit eine flächendeckende naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung bereitzuhalten155. 

Für die privilegierten PV-Freiflächenanlagen ist in der direkten Anwendung der Vorschriften 
des BNatSchG im Zulassungsverfahren zunächst nach § 15 Abs. 1 BNatSchG zu prüfen, ob 
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vorliegen, die unterlassen wer-
den müssen. Da hiermit jedoch ausweislich des § 15 Abs. 1 S. 2 BNatSchG nicht der Standort 
einer Anlage, sondern nur ihre technische Ausführungsvariante infrage gestellt wird156, hat 
das Vermeidungsgebot keinerlei Auswirkung für die räumliche Steuerung von PV-Freiflä-
chenanlagen. Vielmehr zielt das Vermeidungsgebot lediglich darauf ab, dass überflüssige 
Belastungen von Natur und Landschaft, die für die Verwirklichung der Anlage am jeweils 
gewählten Standort nicht erforderlich sind, unterbleiben157.  

Ist der Eingriff in diesem Sinne nicht zu vermeiden, sind nach § 15 Abs. 2, 3, 4 BauGB vor-
rangig Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu leisten. Während Ausgleichsmaßnahmen auf 
eine gleichartige Wiederherstellung der Funktionen des Naturhaushalts bzw. eine land-
schaftsgerechte Wiederherstellung des Landschaftsbildes abzielen (vgl. § 15 Abs. 2 S. 2 

 
149  Schrader, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 17 Rn. 18. 
150 Im Einzelnen siehe Wagegg/Trumpp, Freiflächen-Solaranlagen und Naturschutz – Eingriff oder Verbesserung 

im Vergleich zur Landwirtschaft, NuR 2015, S. 815 (818). 
151  Vgl. Schrader, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 14 Rn. 10, 12. 
152  Vgl. Schrader, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 65. Edition 2023, § 14 Rn. 16. 
153  Vgl. Schrader, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 14 Rn. 17. 
154  Für die anzulegenden Kriterien siehe Schrader, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 

67. Edition 2023, § 14 Rn. 18. 
155  Schrader, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 14 Rn. 22. 
156  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 4. 
157  Vgl. Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 4. 
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BNatSchG), ist bei Ersatzmaßnahmen dieser räumlich-funktionale Zusammenhang derge-
stalt gelockert158, dass die gleichwertige Wiederherstellung der Funktionen des Naturhaus-
halts im betroffenen Naturraum bzw. eine landschaftsgerechte Neugestaltung des Land-
schaftsbildes genügt (vgl. § 15 Abs. 2 S. 3 BNatSchG). Der Eingriffsverursacher kann der 
Behörde Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen lediglich vorschlagen, letztendlich entscheidet 
allein die Behörde auf der Grundlage einer ihr auch gegenüber den Gerichten zuerkannten 
naturschutzfachlichen Einschätzungsprärogative159, was genau zu tun ist160. Von der Mög-
lichkeit zur bundeseinheitlichen Standardisierung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
nach § 15 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 BNatSchG wurde jenseits des engen Anwendungsbereichs der 
Bundeskompensationsverordnung bisher noch kein Gebrauch gemacht161. Für die räumliche 
Steuerung des Ausbaus von PV-Freiflächenanlagen spielt die Auferlegung von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen nur eine nachgeordnete Rolle, da hierdurch die Realisierung von 
Anlagen an einem bestimmten Standort kaum grundsätzlich verhindert wird. Dies zeigt sich 
auch an der Möglichkeit zur Bevorratung vorgezogener Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
unter anderem in Ökokonten nach § 16 Abs. 2 S. 1 BNatSchG. Insgesamt regeln Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen Umstände der Ausführung einer Anlage an einem konkreten Stand-
ort, ohne die Standortwahl als solche zu betreffen bzw. negativ zu steuern.  

Demgegenüber enthält das Abwägungserfordernis in § 15 Abs. 5 BNatSchG ein striktes Un-
tersagungsgebot162, sofern der naturschutzrechtliche Eingriff nicht vermieden oder ausgegli-
chen bzw. ersetzt werden kann und die Belange des Naturschutzes bei der Abwägung den 
Eingriffsbelangen vorgehen. Gleichwohl wird die praktische Bedeutung des § 15 Abs. 5 
BNatSchG erheblich dadurch eingeschränkt, dass sich im Normalfall Möglichkeiten dazu bie-
ten, kompensierende Ersatzmaßnahmen festzulegen, die das Gewicht der Naturschutzbe-
lange in der Abwägung jedenfalls so weit mindern, dass die für die Freiflächenanlage strei-
tenden Belange überwiegen163. Zudem führt § 2 EEG 2023, der den Ausbau erneuerbarer 
Energien als im überragenden öffentlichen Interesse liegend definiert und einen grundsätzli-
chen Vorrang in Schutzgüterabwägungen anordnet, zu einer erheblichen Stärkung der Be-
lange der Freiflächenanlagen164. Im Ergebnis dürfte die Abwägung nach § 15 Abs. 5 
BNatSchG daher nur sehr selten Flächenpotenziale für den PV-Ausbau ausschließen. 

Überwiegen die für die Freiflächenanlage sprechenden Belange in der Abwägung, hat der 
Vorhabenträger als Eingriffsverursacher eine Ersatzzahlung nach § 15 Abs. 6 BNatSchG zu 
leisten. Die Einzelheiten der Bemessung, Entrichtung und Verwendung der Ersatzzahlung 
sind in § 15 Abs. 6 S. 2-7 BNatSchG geregelt. Da die Höhe der Ersatzzahlung jedenfalls die 
rechtsstaatlichen Anforderungen der Verhältnismäßigkeit wahren muss165, ist nicht abzuse-
hen, dass hierüber im Ergebnis ein Anlagenzubau an einem bestimmten Standort wirtschaft-
lich verhindert werden könnte bzw. sich relevante räumliche Steuerungseffekte hinsichtlich 
des Anlagenstandortes ergeben.  

Insgesamt muss der Eingriffsregelung damit im Hinblick auf die räumliche Standortsteuerung 
von PV-Freiflächenanlagen eine nur geringe Relevanz zugesprochen werden. Während die 

 
158  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 23. 
159  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 40. 
160  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 40; Schrader, in: Gies-

berts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 15 Rn. 15. 
161  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 53. 
162  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 41. 
163  Vgl. Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 15 Rn. 47. 
164  Schrader, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 15 Rn. 64; allg. Deu-

tinger/Sailer, Verfahrensrecht, Denkmalschutz und § 2 EEG 2023, ZNER 2023, S. 120 (124 ff). 
165  Vgl. hierzu VG Ansbach, Urt. v. 20.03.2013 – AN 11 K 12.00109 –, juris Rn. 26. 
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Einstellung der Eingriffsregelung in die planerische Abwägung bei der Aufstellung von Be-
bauungsplänen für die Gemeinden Wertungs- und Gestaltungsspielräume öffnet (siehe oben 
Abschnitt 7.1.2.1), wird die räumliche Steuerungswirkung der Eingriffsregelung bei der Zu-
lassung privilegierter PV-FFA dadurch verringert, dass vielfältige Ersatzmaßnahmen denk-
bar sind, um die entstandenen Beeinträchtigungen von Natur- und Landschaft zu kompen-
sieren, und zudem der Belang der erneuerbaren Energien mit § 2 EEG 2023 eine erhebliche 
Aufwertung in der Schutzgüterabwägung erfahren hat. Die Eingriffsregelung insgesamt be-
trifft somit weniger Fragen der Standortwahl als Fragen der technischen Anlagenausführung 
und -gestaltung an einem zuvor festgelegten Standort. 

Gebietsschutz 
Die Vorschriften des Gebietsschutzes (§§ 20 ff. BNatSchG) können dagegen eine starke 
negative Steuerungswirkung für PV-Freiflächenanlagen entfalten, wobei zwischen den ver-
schiedenen Gebietskategorien des BNatSchG zu differenzieren ist. Auch wenn es oftmals 
auf die konkrete Ausgestaltung der jeweiligen Schutzgebietsverordnung im Einzelfall an-
kommt (vgl. § 22 Abs. 1 BNatSchG), wird bereits anhand der abstrakten Ausrichtung des 
jeweiligen Gebietstypus nach dem BNatSchG absehbar, inwiefern PV-Freiflächenanlagen 
verhindert werden können. 

Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG stellen die strengste Kategorie des Gebietsschut-
zes dar166. Nach § 23 Abs. 2 BNatSchG sind alle Handlungen, die die reine Möglichkeit einer 
Zerstörung, Beschädigung, Veränderung oder nachhaltigen Störung des Naturschutzgebiets 
oder seiner Bestandteile begründen, verboten167. Da dieses Veränderungsverbot nicht auf 
den konkreten, mit dem jeweiligen Naturschutzgebiet verfolgten Schutzzweck (vgl. § 23 
Abs. 1 BNatSchG) bezogen und beschränkt ist, sondern generell jede Veränderung des Ge-
biets oder seiner Teile unterbindet, wird es oftmals als absolutes Veränderungsverbot be-
zeichnet168. § 23 Abs. 2 S. 1 BNatSchG begründet das Veränderungsverbot dabei nicht aus 
sich heraus, sondern „nach Maßgabe näherer Bestimmungen“, d. h. entlang eines einzelnen 
Verbotsregimes, das im Rahmen der jeweiligen Unterschutzstellung zu etablieren ist. Die 
konkretisierende Ausgestaltung des § 23 Abs. 2 S. 1 BNatSchG hat dabei entlang der Wer-
tung des Gesetzgebers zugunsten eines prinzipiell unbeschränkten Veränderungsverbots zu 
erfolgen, was bei der Unterschutzstellung regelmäßig den Erlass repressiver (Bau-)Verbote 
erfordert169. Naturschutzgebiete stehen damit der Realisierung von PV-Freiflächenanlagen 
in den allermeisten Fällen entgegen170. 

Auch die Gebietskategorie der Nationalparke (§ 24 Abs. 1-3 BNatSchG) baut auf einem ab-
soluten Veränderungsverbot auf171. Da zur Unterschutzstellung als Nationalpark überwie-
gende Teile des Gebiets nach § 24 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG die Voraussetzungen eines Na-
turschutzgebiets erfüllen müssen, werden Nationalparke auch als große Naturschutzgebiete 
bezeichnet172. Die vorausgesetzte Großräumigkeit der Nationalparks (vgl. § 24 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG) führt jedoch dazu, dass von dem Veränderungsverbot aufgrund des rechtsstaat-
lichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes Ausnahmen im Einzelfall möglich sein müssen, um 

 
166  Hendrischke, in: Schlacke, GK-BNatSchG, 2. Aufl. 2017, § 23 Rn. 1. 
167  Hendrischke, in: Schlacke, GK-BNatSchG, 2. Aufl. 2017, § 23 Rn. 31. 
168  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 23 Rn. 16. 
169  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 23 Rn. 21 f. 
170  Mengel/Hoheisel/Lukas, Naturschutzrechtliche Steuerungspotenziale des Gebietsschutzes – Schwerpunkt 

Landschaftsschutzgebiete, 2018, S. 40. 
171  Hendrischke, in: Schlacke, GK-BNatSchG, 2. Aufl. 2017, § 24 Rn. 1. 
172  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 24 Rn. 21. 
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insbesondere den Wirtschafts-, Verkehrs- und Versorgungsbedürfnissen der im Gebiet le-
benden Bevölkerung zu entsprechen173. Der Begriff der Ausnahme ist hierbei untechnisch 
als Milderung des Schutzregimes zu verstehen174. Inwiefern eine solche geboten ist, be-
stimmt sich nach einer Abwägung zwischen den Belangen des Natur- und Landschaftsschut-
zes sowie den gegenläufig betroffenen privaten und öffentlichen Interessen175. In diesem 
Zuge sind viele deutsche Nationalparks entsprechend § 22 Abs. 1 S. 3 Hs. 1 BNatSchG in 
verschiedene Zonen mit einem jeweils abgestuften Schutz gegliedert (Kern-, Entwicklungs-, 
Pflege- und ggf. Erholungszone)176. Regelmäßig kommen Ausnahmen von dem Verände-
rungsverbot jedoch nur bei kaum beeinträchtigenden Nutzungsformen, wie etwa Dachphoto-
voltaikanlagen auf bestehenden Gebäuden, in Betracht177. Für PV-Freiflächenanlagen geht 
demgegenüber auch von Nationalparks gemeinhin eine negative Steuerungswirkung im 
Sinne eines Ausschlusses der Flächen im Schutzgebiet für PV-Freiflächenanlagen aus. 

Da nationale Naturmonumente nach § 24 Abs. 4 S. 2 BNatSchG wie Naturschutzgebiete zu 
schützen sind, verhindern auch sie in aller Regel den Zubau von PV-Freiflächenanlagen. 
Eine vergleichsweise großräumige negative Steuerungswirkung ergibt sich dabei daraus, 
dass in den Bundesländern Brandenburg, Hessen, Sachsen-Anhalt und Thüringen der Ver-
lauf der ehemaligen innerdeutschen Grenze jeweils als „Grünes Band“ zum Nationalen Na-
turmonument erklärt wurde178. 

Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG) nehmen derzeit fast ein Drittel der Bundesfläche 
ein179 und können zum Zweck des Schutzes von Naturhaushalt und Naturgütern, des Land-
schaftsbildes oder der Erholungsfunktion der Landschaft eingerichtet werden (vgl. § 26 Abs. 
1 Nr. 1-3 BNatSchG). Die genauen Schutzwirkungen müssen dabei in der jeweiligen Schutz-
gebietsverordnung konkretisiert werden („nach Maßgabe näherer Bestimmungen“, § 26 Abs. 
2 BNatSchG). Hierbei müssen die Verbotstatbestände in der Schutzgebietsverordnung stets 
auf den jeweiligen Schutzzweck einschließlich des Gebietscharakters des einzelnen Land-
schaftsschutzgebiets bezogen sein180. Aufgrund der verfassungsmäßig gebotenen Verhält-
nismäßigkeit dürfen die Verbote, etwa für die Errichtung baulicher Anlagen, nicht weiter ge-
hen, als dies zur Vermeidung einer Veränderung des jeweiligen Gebietscharakters oder einer 
Verletzung des spezifischen Schutzzwecks erforderlich ist181. Demnach kommen repressive 
Verbote nur dann in Betracht, wenn in jedem Fall von vornherein feststeht, dass die betref-
fende Handlung mit dem Gebietscharakter bzw. Schutzzweck unvereinbar ist182. Steht dies 
dagegen nicht schon unabhängig vom Einzelfall fest, kann nur ein präventives Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt statuiert werden183. In diesem Zusammenhang können zur Vermeidung 
von Abwägungsfehlern Zonierungen der Landschaftsschutzgebiete vorgenommen werden 
(vgl. § 22 Abs. 1 S. 3 BNatSchG), die für einzelne Teilgebiete jeweils unterschiedliche 

 
173  Hendrischke, in: Schlacke, GK-BNatSchG, 2. Aufl. 2017, § 24 Rn. 42. 
174  Heugel, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2. Aufl. 2018, § 24 Rn. 14. 
175  BVerwG, Beschl. v. 23.07.2003 – 4 BN 40/03 -, juris Rn. 5; Heugel, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2. Aufl. 2018, 

§ 24 Rn. 14. 
176  Hendrischke, in: Schlacke, GK-BNatSchG, 2. Aufl. 2017, § 24 Rn. 43. 
177  Mengel/Hoheisel/Lukas, Naturschutzrechtliche Steuerungspotenziale des Gebietsschutzes – Schwerpunkt 

Landschaftsschutzgebiete, 2018, S. 62. 
178  BfN, Nationale Naturmonumente, https://www.bfn.de/nationale-naturmonumente (zuletzt aufgerufen am 

30.11.2023).  
179  BfN, Landschaftsschutzgebiete in Deutschland, https://www.bfn.de/daten-und-fakten/landschaftsschutzge-

biete-deutschland (zuletzt aufgerufen am 30.11.2023).  
180  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 26 Rn. 16. 
181  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 26 Rn. 16. 
182  Vgl. BVerwG, Urt. v. 12.07.1956 – I C 91.54, juris Rn. 10. 
183  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 26 Rn. 16. 

https://www.bfn.de/nationale-naturmonumente
https://www.bfn.de/daten-und-fakten/landschaftsschutzgebiete-deutschland
https://www.bfn.de/daten-und-fakten/landschaftsschutzgebiete-deutschland
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Schutzzwecke festschreiben184. Die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen innerhalb eines 
Landschaftsschutzgebietes ist damit keinesfalls generell ausgeschlossen185. Gleichwohl las-
sen sich aber in vielen Fällen zulässigerweise aus dem Gebietscharakter oder den besonde-
ren Schutzzwecken weitreichende repressive Verbote für die Errichtung von baulichen Anla-
gen aller Art oder auch speziell PV-Freiflächenanlagen ableiten186. Im Ergebnis kommt somit 
auch der Gebietskategorie der Landschaftsschutzgebiete eine erhebliche negative Steue-
rungswirkung für den Anlagenausbau zu, deren Bedeutung sich insbesondere aus der groß-
räumigen Nutzung dieses Schutzgebietstyps ergibt. Eine anderweitige Sonderregelung, wie 
sie mit § 26 Abs. 3 BNatSchG für Windenergieanlagen besteht und für diese Landschafts-
schutzgebiete weitergehend öffnet, ist derzeit für PV-Freiflächenanlagen nicht vorhanden187. 

Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG zielen auf die Gewährleistung eines harmoni-
schen Miteinanders von Mensch und Natur ab, wobei ökologische, ökonomische und soziale 
Aspekte gleichermaßen zu berücksichtigen sind188. Da § 25 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG auf die 
für Naturschutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete geltenden Kriterien Bezug nimmt, 
handelt es sich um eine abgeleitete Gebietskategorie189. Das beschriebene Schutzziel soll 
durch die Etablierung eines in Kern-, Pflege- und Entwicklungszonen abgestuften Schutzre-
gimes erreicht werden (§ 25 Abs. 3 S. 1 BNatSchG). Da die Norm nur allgemein fordert, 
Biosphärenreservate „wie Naturschutzgebiete oder Landschaftsschutzgebiete zu schützen“, 
ist zwar teilweise unklar, welche der drei Zonen wie Naturschutzgebiete und welche wie 
Landschaftsschutzgebiete zu schützen sind190. Für die hier thematisierte räumliche Steue-
rung von PV-Freiflächenanlagen ist dies jedoch nur am Rande relevant, da in jedem Fall auf 
die obigen Ausführungen zu Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten verwiesen werden 
kann. Demnach führt auch das Schutzregime der Biosphärenreservate regelmäßig zur Un-
zulässigkeit von PV-Freiflächenanlagen. Als Besonderheit ist jedoch zu beachten, dass im 
Einzelfall angesichts der Großräumigkeit der Biosphärenreservate und ihrer Einbeziehung 
besiedelter Gebiete aus Verhältnismäßigkeitsgründen Ausnahmen im Einzelfall möglich sein 
müssen191. Hierfür kann auf die insofern parallelen obigen Ausführungen zu Nationalparken 
verwiesen werden192, nach denen Ausnahmen tendenziell nur für kaum beeinträchtigende 
Nutzungsformen, d. h. nicht für PV-Freiflächenanlagen, in Betracht kommen. 

Die Gebietskategorie der Naturparke (§ 27 BNatSchG) hat für die räumliche Steuerung von 
PV-Freiflächenanlagen nur eine geringe eigene Relevanz, da nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG nur solche Gebiete zu großräumigen Naturparken zusammengefasst werden kön-
nen, die bereits überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete sind. 
Nichtsdestotrotz ist es aber zumindest möglich, dass eine Naturparkverordnung auf der 

 
184  Mengel/Hoheisel/Lukas, Naturschutzrechtliche Steuerungspotenziale des Gebietsschutzes – Schwerpunkt 

Landschaftsschutzgebiete, 2018, S. 261 f. 
185  Maslaton, Handbuch des Rechts der Photovoltaik, 3. Aufl. 2021, S. 93; vgl. Mengel/Hoheisel/Lukas, Natur-

schutzrechtliche Steuerungspotenziale des Gebietsschutzes – Schwerpunkt Landschaftsschutzgebiete, 2018, 
S. 54. 

186  Vgl. Mengel/Hoheisel/Lukas, Naturschutzrechtliche Steuerungspotenziale des Gebietsschutzes – Schwer-
punkt Landschaftsschutzgebiete, 2018, S. 288 f. 

187  Vgl. allerdings die nunmehr im Rahmen des Solarpaket I geplante förderrechtliche Änderung, wonach Freiflä-
chenanlagen in benachteiligten Gebieten auch in Landschaftsschutzgebieten grundsätzlich förderfähig sein 
sollen, Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes und weiterer energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer 
Energieerzeugung, Art. 1 Nr. 28 zur Änderung von § 37c EEG 2023. 

188  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 25 Rn. 2. 
189  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 25 Rn. 8. 
190  Vgl. Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 25 Rn. 16. 
191  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 35 Rn. 16. 
192  Vgl. Albrecht, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2020, § 25 Rn. 27. 
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Grundlage der allgemeinen Vorschrift des § 22 Abs. 1 S. 2 BNatSchG eigene Verbote bzw. 
Erlaubnisvorbehalte vorsieht193. 

Gebiete, die dem europäischen Netz „Natura 2000“ unterfallen (§§ 31 ff. BNatSchG), dienen 
dem Schutz bedrohter Arten und Habitate. Das maßgebliche Schutzregime besteht aus der 
jeweiligen Schutzgebietsverordnung in Verbindung mit der präventiven Zulassungssperre 
des § 34 BNatSchG194. Ergibt die hiernach durchzuführende Verträglichkeitsprüfung, dass 
das jeweilige Projekt das Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen kann, kann es nur aus-
nahmsweise zugelassen werden, wenn es aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses notwendig ist und zumutbare Alternativen zur Erreichung des Pro-
jektzwecks nicht gegeben sind (§ 34 Abs. 3 BNatSchG). Die Zulassung von PV-Freiflächen-
anlagen dürfte oftmals, selbst nachdem der Ausbau von Erneuerbare-Energien-Anlagen mit 
§ 2 EEG 2023 und Art. 3 EU-Notfallverordnung einen relativen Gewichtungsvorrang ge-
nießt195, jedenfalls am zweiten Erfordernis der Alternativenprüfung scheitern196. Dieses stellt 
nach § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG ein strikt zu beachtendes Vermeidungsgebot dar, bei dem 
bereits die Möglichkeit der Realisierung des Projektes an einem aus Naturschutzsicht güns-
tigeren Standort zur Unzulässigkeit innerhalb des „Natura 2000-Gebietes“ führt197. Ein-
schränkend ist jedoch zu berücksichtigen, dass die sogenannte Nullvariante bzw. gänzliche 
Änderung des Projektes nicht verlangt werden kann und die dem Vorhabenträger abverlang-
ten Vermeidungsanstrengungen mit dem möglichen, nach einer groben Analyse zu bestim-
menden Vorteil für die Umwelt am anderen Standort abgewogen werden müssen198. 

Der naturschutzrechtliche Objektschutz (Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG sowie ge-
schützte Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG) und der kleinräumige199 Bio-
topschutz (§ 30 BNatSchG) können sich zwar auf die Art und Weise der Realisierung einzel-
ner PV-Freiflächenanlagen auswirken, bleiben jedoch ohne nennenswerte Auswirkungen für 
die großflächige Steuerung des Freiflächenausbaus insgesamt200. Eine nähere Behandlung 
der Vorschriften unterbleibt deshalb an dieser Stelle. 

Angesichts dessen, dass die soeben behandelten Gebietskategorien die Errichtung von PV-
Freiflächenanlagen jedenfalls regelmäßig ausschließen, kann im Einzelfall zu diskutieren 
sein, ob eine Befreiung von den einschlägigen Verboten der Schutzgebietsverordnungen 
nach § 67 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BNatSchG möglich ist. Hierzu müsste die Befreiungserteilung 
aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses notwendig sein. Dieses kann für 
PV-Freiflächenanlagen mit Blick auf § 2 EEG 2023, der ein überragendes öffentliches Inte-
resse für den Ausbau von EE-Anlagen und ihr Beitrag für die öffentliche Sicherheit normiert, 
bejaht werden201. Zudem wird aber oftmals aus der Funktion der Befreiung, rechtliche Härten 

 
193  Albrecht, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2020, § 27 Rn. 23. 
194  Vgl. Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, Vorbemer-

kung zu § 34. 
195  Befristet bis zum 30.06.2024 geht dem § 2 EEG 2023 insofern aber Art. 3 EU-Notfall-VO – mit praktisch 

identischem Regelungsgehalt – vor, Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22. Dezember 2022 zur 
Festlegung eines Rahmens für einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien, ABl. EU 
Nr. L 335 v. 29.12.2022, S. 41; allg. zu § 2 EEG 2023 Deutinger/Sailer, Verfahrensrecht, Denkmalschutz und 
§ 2 EEG 2023, ZNER 2023, S. 120 (124 ff). 

196  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 
UBA Texte 141/2022, S. 226. 

197  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 34 Rn. 36. 
198  Maslaton, Handbuch des Rechts der Photovoltaik, 3. Aufl. 2021, S. 95. 
199  Vgl. Heugel, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2. Aufl. 2018, § 30 Rn. 2. 
200  Vgl. insofern auch Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Ab-

schlussbericht, UBA Texte 141/2022, S. 227. 
201  Bader/Deißler/Weinke, Öffentliches Interesse und öffentliche Sicherheit beim Ausbau der Erneuerbaren Ener-

gien, ZNER 2022, S. 337 (342). 
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im Einzelfall abzufedern, gefolgert, dass zusätzlich zu diesem Kriterium ein atypischer Son-
derfall vorliegen muss, der vom Normgeber im Zeitpunkt des Normerlasses, d. h. des Erlas-
ses der jeweiligen Schutzgebietsverordnung, nicht vorausgesehen werden konnte202. Über 
dieses weitere Kriterium wird die Befreiungserteilung für PV-Freiflächenanlagen auf wenige 
besonders gelagerte Fälle beschränkt und umgekehrt für den Großteil der „Standard-Fälle“ 
ausgeschlossen203. In Rede stehen dann nur etwa Konstellationen mit besonders alten 
Schutzgebietsverordnungen, bei deren Erlass der Normgeber das mittlerweile gestiegene 
öffentliche Interesse an der Energieerzeugung aus erneuerbaren Energien noch nicht in Be-
tracht ziehen konnte204, wobei selbst dann nicht pauschal vom Vorliegen eines atypischen 
Sonderfalles ausgegangen werden kann205. Insgesamt bleibt abzuwarten, ob nach der Ein-
führung des § 2 EEG 2023 PV-Freiflächenanlagen über den Befreiungstatbestand des § 67 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BNatSchG in größerem Ausmaß in Schutzgebieten zugelassen werden206. 
Andernfalls bleibt es bei der oben beschriebenen erheblichen negativen Steuerungswirkung, 
die von den Schutzgebietstypen im Regelfall für PV-Freiflächenanlagen ausgeht. Sofern be-
absichtigt ist, diese negative Steuerungswirkung in Bezug auf einzelne Gebietskategorien für 
PV-Freiflächenanlagen einzuschränken, wären Sonderregelungen, wie der für Windenergie-
anlagen geltende § 26 Abs. 3 BNatSchG, notwendig.  

 
202  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 67 Rn. 10. 
203  Vgl. Bader/Deißler/Weinke, Öffentliches Interesse und öffentliche Sicherheit beim Ausbau der Erneuerbaren 

Energien, ZNER 2022, S. 337 (343). 
204  Maslaton, Handbuch des Rechts der Photovoltaik, 3. Aufl. 2021, S. 93; Mengel/Hoheisel/Lukas, Naturschutz-

rechtliche Steuerungspotenziale des Gebietsschutzes – Schwerpunkt Landschaftsschutzgebiete, 2018, S. 
330 ff. 

205  Mengel/Hoheisel/Lukas, Naturschutzrechtliche Steuerungspotenziale des Gebietsschutzes – Schwerpunkt 
Landschaftsschutzgebiete, 2018, S. 332. 

206  Verneinend Bader/Deißler/Weinke, Öffentliches Interesse und öffentliche Sicherheit beim Ausbau der Erneu-
erbaren Energien, ZNER 2022, S. 337 (343). 
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Artenschutz 
Eigenständige Bedeutung für die Realisierung von PV-Freiflächenanlagen kann auch das 
Artenschutzrecht erlangen. Hier sind insbesondere die in § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG nor-
mierten Zugriffsverbote, d. h. das Tötungs-, Störungs- und Schädigungsverbot, zu nennen. 

Von einer Verletzung des Tötungsverbots (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) durch den Zubau 
von PV-Freiflächenanlagen ist, auch wenn die Auswirkungen der Anlagen auf die hiernach 
besonders geschützten Arten noch nicht erschöpfend erforscht sind207, derzeit nicht auszu-
gehen. Insbesondere unterscheidet sich das Kollisionsrisiko für Vögel an PV-Freiflächenan-
lagen nach derzeitigem Kenntnisstand nicht von dem generell auch an anderen Hindernis-
sen, wie etwa Gehölzen oder Gebäuden, bestehenden Kollisionsrisiko208. Der sogenannte 
Lake-Effekt, nach dem Vögel PV-Anlagen mit Wasserflächen verwechseln und sich bei ver-
suchten Landungen auf den Anlagen verletzen209, konnte nicht beobachtet werden210. Auch 
die Gefahr des versuchten „Durchfliegens“ der Module, wie etwa bei Glasscheiben, kann 
aufgrund der fehlenden Transparenz der Module und ihres Neigungswinkels sicher ausge-
schlossen werden211. 

Eine Störung wildlebender Tiere streng geschützter Arten während der Fortpflanzungs-, Auf-
zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 
liegt vor, wenn sich menschliche Handlungen auf das psychische Wohlbefinden eines Tieres 
beeinträchtigend auswirken und sich in Angst-, Flucht- und Schreckreaktionen äußern212. 
Blickt man nur auf die Betriebszeit von Freiflächenanlagen (im Gegensatz zu ihrer baumäßi-
gen Errichtung), können Auslöser dabei optische Reize ebenso wie Trenn- oder Barriereef-
fekte sein213. Die Erheblichkeit der Störung ist dabei nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 Hs. 2 BNatSchG 
gegeben, wenn sich dadurch der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert.  

Bezogen auf PV-Freiflächenanlagen konnte eine Störung von Vögeln durch Lichtreflexe oder 
Blendwirkungen allerdings nicht nachgewiesen werden214. Gleichwohl ist in Einzelfällen 
denkbar, dass PV-Freiflächenanlagen durch ihre Sichtbarkeit Stör- und Scheuchwirkungen 
für typische Wiesenvögel oder in großer Zahl rastende Zugvögel entfalten (sogenannter Sil-
houetteneffekt)215. Bestimmte Fledermausarten können abhängig von der jeweiligen räumli-

 
207  Vgl. KNE, KNE-Antwort 237, Auswirkungen von PV-Freiflächenanlagen auf die Fauna, 22.06.2020, 

https://www.naturschutz-energiewende.de/fragenundantworten/237-auswirkung-pv-freiflaechenanlagen-
fauna/ (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023).  

208  Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanla-
gen, BfN Skripte 247, 2009, S. 123. 

209  Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanla-
gen, BfN Skripte 247, 2009, S. 127. 

210  ARGE Monitoring PV-Anlagen, Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-
Freiflächenanlagen, 28.11.2007, S. 26. 

211  Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanla-
gen, BfN Skripte 247, 2009, S. 124; vgl. hierzu auch ARGE Monitoring PV-Anlagen, Leitfaden zur Berücksich-
tigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-Freiflächenanlagen, 28.11.2007, S. 26. 

212  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 44 Rn. 10. 
213  Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 44 Rn. 10. 
214  ARGE Monitoring PV-Anlagen, Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-

Freiflächenanlagen, 28.11.2007, S. 26; vgl. Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewer-
tungsmethoden von Freilandphotovoltaikanlagen, BfN Skripte 247, 2009, S. 81. 

215  ARGE Monitoring PV-Anlagen, Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-
Freiflächenanlagen, 28.11.2007, S. 27; Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewertungs-
methoden von Freilandphotovoltaikanlagen, BfN Skripte 247, 2009, S. 124. 

https://www.naturschutz-energiewende.de/fragenundantworten/237-auswirkung-pv-freiflaechenanlagen-fauna/
https://www.naturschutz-energiewende.de/fragenundantworten/237-auswirkung-pv-freiflaechenanlagen-fauna/
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chen Umgebung über PV-Freiflächenanlagen eine geringere Aktivität zeigen bzw. die Anla-
genstandorte meiden216. Daneben können sich für größere Tiere Barriereeffekte aus einer 
etwaigen Einzäunung der PV-Freiflächenanlagen ergeben. Gerade für Tiere mit großem 
Raumbedarf kann dies einen Entzug des Lebensraumes wie auch eine Zerschneidung von 
Verbundachsen oder Wanderkorridoren darstellen und insofern als Beeinträchtigung einzu-
stufen sein217. Abgesehen davon gibt es jedoch keine Hinweise darauf, dass eine grundsätz-
liche Meidung von PV-Freiflächenanlagen durch Groß- oder Mittelsäuger zu erwarten 
wäre218. Im Ergebnis ist danach in Einzelfällen eine Verwirklichung des Störungsverbotes 
durch den Zubau von PV-Freiflächenanlagen denkbar. An dieser Stelle kann jedoch nicht 
näher beziffert werden, in welchem Ausmaß dadurch Flächenpotenziale für die Realisierung 
von PV-Freiflächenanlagen ausgeschlossen werden. 

Das Schädigungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG bezieht sich nicht auf wildlebende 
Tiere besonders geschützter Arten selbst, sondern ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten, 
worunter etwa Neststandorte, Brutplätze, Schlaf- und Sonnplätze sowie Sommer- und Win-
terquartiere fallen219. Verboten sind neben der Beschädigung und vollständigen Zerstörung 
auch die Entnahme aus der Natur und das Entfernen vom Standort220. In Einzelfällen kann 
auch das Schädigungsverbot durch den Ausbau von PV-Freiflächenanlagen verwirklicht wer-
den. Denkbar ist etwa, dass der Aufstellbereich der Module und dessen Umfeld als Rast- und 
Nisthabitat für gegenüber Vertikalstrukturen besonders empfindliche Vogelarten in seinem 
Wert gemindert wird221 und insofern eine Beschädigung der betreffenden Fortpflanzungs- 
und Ruhestätte in Form der mittelbaren Beeinträchtigung ihrer Funktion222 vorliegt. Auch die 
entsprechenden Habitate von Feldhamstern und Zauneidechsen können womöglich beein-
trächtigt werden223. Wiederum kann an dieser Stelle jedoch nicht näher beziffert werden, wie 
stark PV-Freiflächenanlagen hierdurch negativ räumlich gesteuert werden. 

Zudem ist darauf hinzuweisen, dass PV-Freiflächenanlagen in Bezug auf die artenschutz-
rechtlichen Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 5 S. 1 BNatSchG „privilegiert“ sein können, da sie 
bereits einem „planerischen Vorlauf“ unterliegen und einer behördlichen Zulassung (Bauge-
nehmigung) bedürfen224. PV-Freiflächenanlagen, die auf der Grundlage eines Bebauungs-
plans oder im „unbeplanten" Innenbereich (§ 34 BauGB) verwirklicht werden, fallen dabei 
stets unter die artenschutzrechtliche Privilegierung225. PV-Freiflächenanlagen, die als bau-
planungsrechtlich privilegierte Vorhaben im Außenbereich (§ 35 BauGB) realisiert werden, 
sind dann artenschutzrechtlich privilegiert, wenn sie das Vermeidungsgebot des § 15 Abs. 1 
BNatSchG wahren226. Die artenschutzrechtliche Privilegierung bedeutet für die sogenannten 
Verantwortungsarten nach § 44 Abs. 5 S. 2 BNatSchG ein verändertes Prüfprogramm (vgl. 

 
216  Szabadi et al., The use of solar farms by bats in mosaic landscapes: Implications for conservation, Global 

Ecology and Conservation 44/2023, S. 8; Tinsley et al., Journal of Applied Ecology 2023, S. 1752 (1756 f.). 
217  Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanla-

gen, BfN Skripte 247, 2009, S. 123. 
218  Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanla-

gen, BfN Skripte 247, 2009, S. 123. 
219  Gläß, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 44 Rn. 27. 
220  Gläß, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 44 Rn. 31. 
221  Herden/Rassmus/Gharadjedaghi, Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanla-

gen, BfN Skripte 247, 2009, S. 125. 
222  Vgl. Gläß, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 44 Rn. 31. 
223  Vgl. Maslaton, Handbuch des Rechts der Photovoltaik, 3. Aufl. 2021, S. 97. 
224  Vgl. Gläß, in: Giesberts/Rheinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 44 Rn. 64. 
225  Vgl. § 44 Abs. 5 S. 1 BNatSchG i. V. m. § 18 Abs. 2 S. 1 Var. 1 BNatSchG sowie § 44 Abs. 5 S. 1 BNatSchG 

i. V. m. § 18 Abs. 2 S. 1 Var. 3 BNatSchG. 
226  Vgl. Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, 100. EL 2023, § 44 Rn. 47 sowie § 44 Abs. 

5 S. 1 BNatSchG i. V. m. §§ 15 Abs. 1, 17 Abs. 1 BNatSchG. 
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§ 44 Abs. 5 S. 2 Nr. 1-3 BNatSchG) und die Möglichkeit, behördlicherseits vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen festzulegen und somit einen weiteren Weg zur Durchführung des Vor-
habens zu öffnen227. Bei anderen besonders geschützten Arten liegt nach § 44 Abs. 5 S. 5 
BNatSchG bereits kein Verstoß gegen ein Zugriffsverbot vor. 

Unabhängig von der Privilegierung nach § 44 Abs. 5 BNatSchG kann für die Realisierung 
von PV-Freiflächenanlagen im Einzelfall auch die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 
S. 1 Nr. 4, 5, S. 2 BNatSchG sowie einer Befreiung nach § 67 Abs. 2 S. 1 Var. 2 BNatSchG 
in Betracht kommen. § 2 EEG führt hier bei der artenschutzrechtlichen Ausnahmeerteilung 
zwar zu einer Erleichterung, indem durch ihn im Regelfall ein Ausnahmegrund im Sinne des 
§ 45 Abs. 7 Nr. 4 bzw. 5 BNatSchG vorliegt228. Da für die Ausnahmeerteilung aber noch 
weitere Voraussetzungen vorliegen müssen (§ 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG: Alternativenprü-
fung und keine Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen einer Art), kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass aufgrund des § 2 EEG nunmehr durchweg Ausnah-
men für PV-Freiflächenanalgen rechtlich möglich sind229. Gleiches gilt im Ergebnis auch für 
Befreiungen nach § 67 Abs. 2 S. 1 Var. 2 BNatSchG, da dieser Befreiungstatbestand enger 
gefasst ist als der des § 67 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BNatSchG und nur ein Korrektiv für Fälle bietet, 
in denen aus verfassungsrechtlichen Gründen des Eigentumsschutzes eine Entscheidung 
zugunsten der Baufreiheit unbedingt geboten ist230. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass für PV-Freiflächenanlagen und ihre räumliche 
Steuerung aus dem Artenschutzrecht vor allem das Störungs- und Schädigungsverbot rele-
vant sein können. Darüber, in welchem Ausmaß das Flächenpotenzial für den Anlagenaus-
bau durch die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände eingeschränkt wird, kann an dieser 
Stelle keine konkrete Aussage getroffen werden. 

Wasserrecht 
Schwimmende PV-Anlagen unterliegen den zusätzlichen Anforderungen des WHG (siehe 
hierzu bereits oben Abschnitt 6.4.1). Von vornherein unzulässig sind solche Anlagen nach 
dem mit Geltung ab 01.01.2023 neu eingefügten § 36 Abs. 3 WHG231 auf natürlichen Gewäs-
sern (dort Nr. 1). Auf künstlich oder erheblich veränderten Gewässern dürfen die Anlagen 
nach § 36 Abs. 3 Nr. 2 WHG ausgehend von der Linie des Mittelwasserstandes nicht mehr 
als 15 Prozent der Gewässerfläche verdecken oder einen Abstand zum Ufer von weniger als 
40 Meter aufweisen. Zusätzlich hierzu müssen etwaige ergänzende landesrechtliche Anfor-
derungen und die Voraussetzungen des § 36 Abs. 1 WHG eingehalten werden232. 

Nach § 36 Abs. 1 S. 1 WHG sind die Anlagen so zu errichten, betreiben, unterhalten und 
stillzulegen, dass keine schädlichen Gewässerveränderungen gemäß § 3 Nr. 10 WHG zu 
erwarten sind und die Gewässerunterhaltung nicht mehr erschwert wird, als es den Umstän-
den nach unvermeidbar ist. Der Begriff der schädlichen Gewässerveränderungen, der auf 
das Wohl der Allgemeinheit und die wasserrechtlichen Anforderungen bezogen ist, ist hierbei 

 
227  Zu vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen siehe Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 

BNatSchG, 100. EL 2023, § 44 Rn. 56. 
228  Im Einzelnen siehe Bader/Deißler/Weinke, Öffentliches Interesse und öffentliche Sicherheit beim Ausbau der 

Erneuerbaren Energien, ZNER 2022, S. 337 (343 f.); allg. Deutinger/Sailer, Verfahrensrecht, Denkmalschutz 
und § 2 EEG 2023, ZNER 2023, S. 120 (124 ff. 

229  Vgl. Bader/Deißler/Weinke, Öffentliches Interesse und öffentliche Sicherheit beim Ausbau der Erneuerbaren 
Energien, ZNER 2022, S. 337 (344). 

230  Vgl. Teßmer, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2022, § 67 Rn. 14. 
231  BGBl. 2022, Teil I Nr. 28, 28.07.2022, S. 1309. 
232  So ausdrücklich die Gesetzesbegründung zur Neuschaffung des § 36 Abs. 3 WHG, BT-Drs. 20/1630, S. 253. 
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weit zu verstehen und erfasst insbesondere auch naturschutzrechtliche Belange233. Für die 
Beurteilung zu erwartender schädlicher Gewässerveränderungen kommt es dabei regelmä-
ßig auf ein hydrologisches Fachgutachten im Einzelfall an234, sodass an dieser Stelle keine 
abstrakten Aussagen über die räumliche Steuerungswirkung der Regelung getroffen werden 
können. Abhängig von den Umständen des Einzelfalls können sich schwimmende PV-Anla-
gen sowohl positiv auf das jeweilige Gewässer auswirken, indem sie es bspw. vor einer zu 
starken Erwärmung und Verdunstung im Sommer schützen, als auch zu negativen Verände-
rungen der Unterwasserflora und -fauna führen235. 

Im Ergebnis ist damit festzuhalten, dass vornehmlich über den neu geschaffenen Ausschlus-
statbestand des § 36 Abs. 3 WHG eine maßgebliche negative Steuerung von schwimmenden 
PV-Anlagen erzielt wird. Durch diesen wird insbesondere die Verwirklichung auf allen natür-
lichen Gewässern ausgeschlossen. 

7.1.3.2 Zusammenspiel mit planungs- und förderrechtlicher Steuerung 
Die genannten ordnungsrechtlichen Vorgaben des Naturschutzes sind mit dem Planungs-
recht sowohl im Hinblick auf die privilegierten Anlagen, die über die planersetzenden Vor-
schriften des § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b), 9 BauGB verwirklicht werden, als auch die nicht privile-
gierten Anlagen, die auf der Grundlage eines Bebauungsplans zugelassen werden, ver-
knüpft. Ein grundsätzlicher Konnex zwischen den beiden Rechtsbereichen wird für die privi-
legierten Anlagen über den öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege nach § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 BauGB hergestellt. Für die nicht privilegierten Anlagen 
erfolgt eine grundsätzliche Verbindung der beiden Rechtsbereiche über das Erfordernis der 
städtebaulichen Erforderlichkeit des jeweiligen Bebauungsplans (hier: Vollziehbarkeitsgebot) 
nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB, dessen Erfüllung unter anderem voraussetzt, dass die Reali-
sierung eines in einem Bebauungsplan festgesetzten Vorhabens nicht gegen zwingende ord-
nungsrechtliche Vorgaben verstößt. Die Handhabung der Eingriffsregelung weicht von die-
sem grundsätzlichen Zusammenhang der beiden Rechtsbereiche ab, da für ihr Verhältnis 
zum Planungsrecht Sonderregelungen bestehen. Auf die damit angesprochenen Punkte wird 
im Folgenden näher eingegangen. 

Den privilegierten Anlagen dürfen bei ihrer Zulassung nach § 35 Abs. 1 BauGB keine öffent-
lichen Belange entgegenstehen (siehe bereits oben Abschnitt 7.1.2.2). Der öffentliche Belang 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nach § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 BauGB wird durch 
das Bundesverwaltungsgericht so ausgelegt, dass er die gesamte naturschutzrechtliche Zu-
lässigkeit des Vorhabens beinhaltet236. Können demnach naturschutzrechtliche Verbote nicht 
im Wege der naturschutzrechtlichen Ausnahme- oder Befreiungserteilung überwunden wer-
den, ist das hiernach naturschutzrechtlich unzulässige Vorhaben auch bauplanungsrechtlich 
gesehen unzulässig237. Verfahrensrechtlich hat die Baugenehmigungsbehörde jedenfalls 
hinsichtlich der Eingriffsregelung nach § 18 Abs. 3 S. 1 BNatSchG das Benehmen der zu-
ständigen Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege einzuholen238. 

 
233  Pauli/Tritschler, Schwimmende Photovoltaikanlagen und ihre Genehmigungsvoraussetzungen, BauR 2020, 

S. 1710 (1711). 
234  Haller, Wasserrechtliche Zulassung von Photovoltaikanlagen auf Gewässern, VBlBW 2021, S. 309 (314); 

Pauli/Tritschler, Schwimmende Photovoltaikanlagen und ihre Genehmigungsvoraussetzungen, BauR 2020, 
S. 1710 (1711 f.). 

235  Haller, Wasserrechtliche Zulassung von Photovoltaikanlagen auf Gewässern, VBlBW 2021, S. 309 (314 f.). 
236  BVerwG, Urt. v. 27.06.2013 – 4 C 1/12, juris Rn. 6. 
237  Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. 2022, § 35 Rn. 83. 
238  Vgl. Maslaton, Handbuch des Rechts der Photovoltaik, 3. Aufl. 2021, S. 100; vgl. auch § 69 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 

Musterbauordnung (MBO). 
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Auf die Bebauungsplanung für nicht privilegierte Freiflächenanlagen wirken sich die ord-
nungsrechtlichen Vorgaben des Naturschutzrechts darüber aus, dass dem jeweiligen Bebau-
ungsplan die städtebauliche Erforderlichkeit gemäß § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB fehlt, falls er 
aufgrund entgegenstehender naturschutzrechtlicher Verbote nicht vollzogen bzw. tatsächlich 
umgesetzt werden kann239. Obwohl die Bebauungsplanung an sich als reine Planung zwar 
noch keine naturschutzrechtlichen Verbote verletzt240, wirkt somit die absehbare Unzulässig-
keit der geplanten PV-Freiflächenanlagen, die durch naturschutzrechtliche Verbote bedingt 
ist, auf die Planungsebene zurück. Als Resultat ist damit bereits bei der Bebauungsplanung 
zumindest überschlägig zu prüfen, ob naturschutzrechtliche Vorgaben der Realisierung der 
angedachten PV-Freiflächenanlagen entgegenstehen würden241. Etwas anderes kann sich 
nur dann ergeben, wenn zum Zeitpunkt der Planung bereits eine abstrakte „Ausnahme- oder 
Befreiungslage“ von dem jeweils relevanten naturschutzrechtlichen Verbot erkennbar ist, in 
die dann „hineingeplant“ werden kann242. In einem solchen Fall ist ein Bebauungsplan, ob-
wohl die geplante Freiflächenanlage den Tatbestand eines naturschutzrechtlichen Verbots 
erfüllt, dennoch nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB städtebaulich erforderlich, da das in Rede ste-
hende Verbot im Wege der Ausnahme- bzw. Befreiungserteilung überwunden und der Be-
bauungsplan somit schlussendlich doch vollzogen werden kann. Als weitere Möglichkeit, Be-
bauungspläne nicht an der fehlenden städtebaulichen Erforderlichkeit scheitern zu lassen, 
hat das BVerwG für Landschaftsschutzgebiete sogenannte Öffnungsklauseln in den Schutz-
gebietsverordnungen anerkannt, nach denen Flächen innerhalb eines Landschaftsschutzge-
biets nicht mehr zu dessen Bestandteilen zählen, sobald sie mit einem Bebauungsplan über-
plant werden243. 

Gegenüber diesem grundsätzlichen Zusammenhang zwischen ordnungsrechtlichen Natur-
schutzvorgaben und dem Planungsrecht bestehen für die naturschutzrechtliche Eingriffsre-
gelung Besonderheiten. Diese beziehen sich auf nicht privilegierte PV-Freiflächenanlagen 
und rühren daher, dass die Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB vollständig der plane-
rischen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB unterstellt wird, während § 18 Abs. 2 S. 1 Var. 1 
BNatSchG gleichzeitig anordnet, dass die Eingriffsregelung bei der Vorhabenzulassung auf 
der Grundlage von Bebauungsplänen nicht anwendbar ist (siehe oben Abschnitt 7.1.2.1 
„Bauleitplanung“). Als Effekt hieraus wird die Eingriffsregelung vollständig auf der Ebene der 
Bebauungsplanung abgearbeitet und bleibt für die nachfolgenden einzelnen Vorhabenzulas-
sungen außer Betracht. Im Ergebnis wird damit im Rahmen der Bebauungsplanung für nicht 
privilegierte PV-Freiflächenanlagen abschließend und mit einem planerischen Wertungs-
spielraum über den Eingriffsausgleich entschieden. 

Im Hinblick auf nicht privilegierte PV-Freiflächenanlagen bleibt es dagegen bei dem beschrie-
benen Konnex zwischen naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung und Bauplanungsrecht 
über den öffentlichen Belang des § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 BauGB. § 18 Abs. 2 S. 2 Alt. 1 
BNatSchG stellt hier ausdrücklich klar, dass die Geltung der Eingriffsregelung für die Prüfung 
der Zulässigkeit eines Vorhabens im Außenbereich nach § 35 BauGB unberührt bleibt. Dies 
hat zur Konsequenz, dass privilegierte Freiflächenanlagen, die über § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) 

 
239  Dirnberger, in: Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, 59. Edition 2021, § 1 Rn. 40. 
240  Vgl. für den Artenschutz Gläß, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, 

§ 44 Rn. 66 f. 
241  So in Bezug auf den Artenschutz Gläß, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 

2023, § 44 Rn. 67. 
242  Siehe etwa in Bezug auf Landschaftsschutzgebiete Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 

BNatSchG, 100. EL 2023, § 26 Rn. 26 und im Hinblick auf das Artenschutzrecht Gläß, in: Giesberts/Reinhardt, 
BeckOK Umweltrecht, BNatSchG, 67. Edition 2023, § 44 Rn. 68. 

243  BVerwG, Beschl. v. 20.05.2003 – 4 BN 57/02, juris Rn. 13. 
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bzw. Nr. 9 BauGB verwirklicht werden, strikt an die ordnungsrechtlichen Vorgaben der Ein-
griffsregelung gebunden sind. Nicht-privilegierte Anlagen, für die ein Bebauungsplan aufge-
stellt wird, müssen die Vorgaben der §§ 13-17 BNatSchG dagegen nicht unbedingt als strik-
tes Recht einhalten, sofern die Gemeinde in der Abwägung andere Belange gegenüber dem 
Naturschutz vorzieht. 

Einen weiteren Sonderfall im Verhältnis zwischen Naturschutzrecht und Planungsrecht stellt 
der Umgang mit Natura 2000-Gebieten dar, der speziell in § 1a Abs. 4 BauGB normiert ist. 
§ 1a Abs. 4 BauGB stellt klar, dass die §§ 31 ff. BNatSchG anzuwenden sind, sobald durch 
die Bebauungsplanung ein Natura 2000-Gebiet in seinen für die Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigt werden kann244 und nor-
miert damit, dass bereits bei der Bebauungsplanung ggf. eine Verträglichkeitsprüfung (§ 34 
Abs. 1 BNatSchG) sowie Ausnahmeprüfungen (§ 34 Abs. 3 BNatSchG) durchzuführen 
sind245. Anders als die Vorschriften der Eingriffsregelung können die Voraussetzungen nach 
§ 34 BNatSchG damit nicht im Wege der planerischen Abwägung überwunden werden246. 
Dies gilt nach dem oben zur städtebaulichen Erforderlichkeit eines Bebauungsplans Gesag-
ten im Ergebnis ohnehin für die Vorgaben sämtlicher naturschutzrechtlicher Gebietskatego-
rien. Jedoch bewirkt die explizite Normierung in § 1a Abs. 4 BauGB, dass im Hinblick auf 
Natura 2000-Gebiete nicht der dogmatische „Umweg“ über die Vorschrift des § 1 Abs. 3 
BauGB gegangen werden muss. 

Schließlich stellt das Artenschutzrecht teilweise unmittelbar selbst auf das Planungsrecht ab 
und knüpft hieran ggf. tatbestandliche Erleichterungen. Konkret sieht § 44 Abs. 5 S. 1 i. V. m. 
§ 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG eine artenschutzrechtliche Privilegierung für solche Vorhaben 
vor, die auf der Grundlage eines Bebauungsplans umgesetzt werden. Grund hierfür ist, wie 
beschrieben (siehe oben Abschnitt 7.1.3.1 „Artenschutz“), der mit der Bebauungsplanung 
bereits erfolgte „planerische Vorlauf“, in dessen Rahmen bereits eine gewisse räumliche Ko-
ordinierung mit den Belangen des Artenschutzes stattfindet.  

Das Zusammenspiel zwischen Naturschutzrecht und Förderrecht ist demgegenüber weniger 
diffizil ausgestaltet. Rein rechtlich betrachtet ist das Naturschutzrecht unterschiedslos auf 
geförderte wie nicht geförderte PV-Freiflächenanlagen anzuwenden. Nur soweit die Förder-
tatbestände ein Bebauungsplanerfordernis vorsehen (vgl. § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2023) kom-
men durch diese Verweisung die soeben beschriebenen Effekte im Zusammenspiel zwi-
schen Naturschutzrecht und Planungsrecht – insofern mittelbar – zum Tragen. Tatsächlich 
betrachtet sind hinsichtlich der Förderkulisse des § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2023 und den hier-
nach erfassten vorbelasteten Flächen größere Konflikte mit dem Naturschutzrecht eher nicht 
zu erwarten; eine Ausnahme könnten allerdings die sog. Konversionsflächen sein (§ 37 Abs. 
1 Nr. 2b EEG 2023), soweit sich hier bereits im Zuge der Konversion Biotopstrukturen entwi-
ckelt und geschützte Arten angesiedelt haben; in Einzelfällen kann dies zudem auch auf an-
deren Flächentypen der Fall sein. 

Auch das Zusammenspiel der behandelten wasserrechtlichen Norm des § 36 Abs. 3 WHG 
mit dem Planungs- und Förderrecht gestaltet sich vergleichsweise übersichtlich: Entspre-
chend zu den obigen Ausführungen würde ein Bebauungsplan, der schwimmende PV-Anla-
gen in Widerspruch zu § 36 Abs. 3 WHG, etwa auf natürlichen Gewässern, ausweist, man-
gels seiner Vollziehbarkeit am Erforderlichkeitskriterium des § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB scheitern; 

 
244  Dirnberger, in: Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, 59. Edition 2021, § 1a Rn. 36. 
245  Dirnberger, in: Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, 59. Edition 2021, § 1a Rn. 37 ff. 
246  Dirnberger, in: Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, 59. Edition 2021, § 1a Rn. 40. 
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gleichzeitig sind nach § 37 Abs. 1 Nr. 2 lit. j) EEG 2023247 schwimmende PV-Anlagen in 
Übereinstimmung mit § 36 Abs. 3 WHG nur auf künstlichen oder erheblich veränderten Ge-
wässern förderfähig. 

7.1.4 Vorlage eines „Gestaltungskonzepts“ durch den Betreiber nach § 6 Abs. 4 S. 2 
EEG 2023 

Nach § 6 Abs. 1, 3 EEG 2023 dürfen die Betreiber von PV-Freiflächenanlagen den betroffe-
nen Gemeinden einseitige Zuwendungen von insgesamt 0,2 Cent pro Kilowattstunde für die 
tatsächlich eingespeiste Strommenge anbieten. Die Regelung ist als freiwillige Beteiligungs-
möglichkeit ausgestaltet und hat den Zweck, durch die Ermöglichung einer direkten finanzi-
ellen Beteiligung der Gemeinden die lokale Akzeptanz von Freiflächenanlagen zu erhöhen248. 

Aus Naturschutzsicht ist relevant, dass die Gemeinden den Abschluss der Vereinbarung über 
die besagten Zuwendungen davon abhängig machen dürfen, dass der Anlagenbetreiber ein 
Konzept, das fachlichen Kriterien für die naturschutzverträgliche Gestaltung von Freiflächen-
anlagen entspricht, vorgelegt oder nachgewiesen hat, dass die Umsetzung dieser Kriterien 
nicht möglich ist (§ 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023).  

7.1.4.1 Naturschutzverträgliche Anlagengestaltung als Bedingung für die finanzielle 
Beteiligung der Gemeinde 

Ausweislich der Gesetzesbegründung soll die Regelung in § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 sicher-
stellen, dass die von PV-Freiflächenanlagen in Anspruch genommenen Standorte als arten-
reiches Grünland entwickelt werden249. Die durch die Gemeinden standortspezifisch zu ent-
werfenden Kriterien zur naturschutzverträglichen Anlagengestaltung sollen insofern die all-
gemeinen naturschutzrechtlichen Voraussetzungen ergänzen250. Nach der Vorstellung des 
Gesetzgebers empfiehlt es sich für die Gemeinden, auf allgemein bewährte Kriterien zurück-
zugreifen. Maßgeblich sind nach der Gesetzesbegründung insofern etwa die Hinweise des 
Kompetenzzentrums Naturschutz und Energiewende (KNE) zur Optimierung des Artenschut-
zes in Solarparks251. Diese Hinweise beziehen sich nicht nur auf die Ausgestaltung einzelner 
Anlagen, sondern auch auf Fragen der Standortwahl252, was von der Gesetzesbegründung 
explizit in Bezug genommen wird253. Hiernach sind die „fachlichen Kriterien für die natur-
schutzverträgliche Gestaltung von Freiflächenanlagen“ nach § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 also 
insofern weit zu verstehen, als dass sie neben Vorgaben für die Anlagenausführung am je-
weiligen Standort auch Fragen der Standortwahl selbst betreffen können. 

Da § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 fakultativ ausgestaltet ist, hängt der erzielbare Effekt für die 
räumliche Steuerung des Anlagenausbaus vollständig davon ab, ob und inwiefern die Ge-
meinden von der Norm Gebrauch machen. Weiterhin erscheint unklar, wie stark der Steue-
rungseffekt durch die Kriterien für die Naturschutzverträglichkeit, so sie denn aufgestellt wer-
den, tatsächlich ausfällt. Denn Rechtsfolge der Regelung ist lediglich, dass die Gemeinden 

 
247  Nach dem aktuellen Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum sog. Solarpaket I sollen Floating-PV-Anlagen 

nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. f) EEG 2023 verschoben werden. 
248  Schulz, in: Säcker/Steffens, Berliner Kommentar zum Energierecht, EEG, 5. Aufl. 2022, § 6 Rn. 8 f. 
249  BT-Drs. 20/1630, S. 175. 
250  BT-Drs. 20/1630, S. 175. 
251  BT-Drs. 20/1630, S. 175; das von der Gesetzesbegründung in Bezug genommene Dokument ist KNE, Wie 

Sie den Artenschutz in Solarparks optimieren, Hinweise zum Vorgehen für kommunale Akteure, Januar 2022, 
https://www.naturschutz-energiewende.de/fachwissen/veroeffentlichungen/wie-sie-den-artenschutz-in-solar-
parks-optimieren/ (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023).  

252  KNE, Wie Sie den Artenschutz in Solarparks optimieren, Hinweise zum Vorgehen für kommunale Akteure, 
Januar 2022, https://www.naturschutz-energiewende.de/fachwissen/veroeffentlichungen/wie-sie-den-arten-
schutz-in-solarparks-optimieren/ (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 4 f. 

253  BT-Drs. 20/1630, S. 175. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
https://www.naturschutz-energiewende.de/fachwissen/veroeffentlichungen/wie-sie-den-artenschutz-in-solarparks-optimieren/
https://www.naturschutz-energiewende.de/fachwissen/veroeffentlichungen/wie-sie-den-artenschutz-in-solarparks-optimieren/
https://www.naturschutz-energiewende.de/fachwissen/veroeffentlichungen/wie-sie-den-artenschutz-in-solarparks-optimieren/
https://www.naturschutz-energiewende.de/fachwissen/veroeffentlichungen/wie-sie-den-artenschutz-in-solarparks-optimieren/
https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
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den Abschluss einer Vereinbarung über ihre finanzielle Beteiligung am eingespeisten Strom 
aus der Anlage deshalb verweigern dürfen, weil die Naturschutzkriterien nicht erfüllt werden 
bzw. nicht nachgewiesen wird, dass sie nicht erfüllbar wären. Ob dieses „Drohpotenzial“ im 
Einzelfall ausreicht, um tatsächlich allein über § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 eine räumliche 
Steuerung insbesondere privilegierter Anlagen zu bewirken, kann kaum abstrakt festgestellt 
werden. Bemerkenswert ist jedoch, dass die Gemeinden im Falle der Einlösung des Droh-
potenzials auf die finanzielle Teilhabe verzichten müssten, die § 6 EEG 2023 ansonsten er-
möglicht. Schon insoweit besteht ein deutlicher Anreiz für die Kommunen, die Möglichkeiten 
des § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 nicht allzu streng zu handhaben. Auch ist zu berücksichtigen, 
dass sich die Höhe der finanziellen Teilhabe auf Grundlage des § 6 EEG 2023 in Cent pro 
Kilowattstunde produzierten Stroms bemisst. Soweit Maßnahmen i. S. v. § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 
2023 sich negativ auf den Stromertrag von Anlagen ausweisen, haben die Gemeinden auch 
insoweit einen Anreiz, diese nicht einzufordern.   

7.1.4.2 Zusammenspiel mit ordnungs-, planungs- und förderrechtlicher Steuerung  
Wie bereits angesprochen, soll § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 nach der Gesetzesbegründung 
das naturschutzrechtliche Ordnungsrecht ergänzen. Beispielhaft genannt werden in der Ge-
setzesbegründung insofern Vorgaben für Blühprogramme, eine extensive Beweidung und 
eine späte hohe Mahd254. Der Sache nach besteht damit vor allem ein Bezug zur naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung, während Aspekte des Gebiets- und Artenschutzrechts eher 
weniger berührt sind. Im Hinblick auf die Ausgestaltung und Bewirtschaftung einzelner Anla-
gen an einem spezifischen Standort dürften sich die Kriterien nach § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 
oftmals mit den Anforderungen der Vermeidungspflicht nach § 15 Abs. 1 BNatSchG über-
schneiden. Letztere beschränken sich nach dem Bundesverwaltungsgericht nicht auf ein 
schlichtes Unterlassen bestimmter Maßnahmen, sondern können gerade auch die Durchfüh-
rung weiterer Maßnahmen, wie bspw. ökologische Flutungen, gebieten255. Das Vermei-
dungsgebot zielt nämlich nicht auf die Vermeidung des Eingriffs an sich, sondern die Ver-
meidung der nachteiligen Eingriffsfolgen ab256.  

Bei Maßnahmen, mit denen ein ökologischer Mehrwert im Vergleich zum Ausgangszustand 
erzielt werden soll, fehlt jedoch der eingriffsfolgenverhindernde Charakter, sodass diese nicht 
unter das Vermeidungsgebot und dessen Ausrichtung auf die Erhaltung des Status Quo der 
gegebenen Situation257 fallen. Insofern können die Gemeinden gemäß § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 
2023 Kriterien aufstellen, die über die Vermeidungspflicht nach § 15 Abs. 1 BNatSchG hin-
ausgehen. Zudem muss die jeweilige Vermeidungsmaßnahme nach § 15 Abs. 1 S. 2 
BNatSchG zumutbar, d. h. im Hinblick auf die angestrebte Eingriffsverringerung verhältnis-
mäßig sein258, während für die Wahl der Kriterien im Rahmen des § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 
angesichts der Freiwilligkeit der Vereinbarungen Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkte nicht 
in vergleichbarer Weise zu berücksichtigen sind. Denn die Rechtsfolge der Erfüllung bzw. 
Nichterfüllung der Kriterien betrifft, wie gesehen, nicht die rechtliche Zulässigkeit der Anlage, 
sondern lediglich die Möglichkeit der finanziellen Beteiligung der Gemeinde. Insofern wird die 
jeweilige Gemeinde die Anforderungen schon deshalb nicht überdehnen, weil und soweit sie 
an einer finanziellen Teilhabe interessiert ist.  

 
254  BT-Drs. 20/1630, S. 175. 
255  BVerwG, Beschl. v. 19.09.2014 – 7 B 7/14, juris Rn. 15. 
256  BVerwG, Beschl. v. 19.09.2014 – 7 B 7/14, juris Rn. 14. 
257  BVerwG, Beschl. v. 19.09.2014 – 7 B 7/14, juris Rn. 16. 
258  Dazu siehe Guckelberger/Singler, Aktuelle Entwicklungen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung unter 

besonderer Berücksichtigung von Anlagen für erneuerbare Energien, NuR 2016, S. 1 (7). 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
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Weiterhin können die naturschutzfachlichen Kriterien nach § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 im 
Hinblick auf die Standortwahl zumindest im Ausgangspunkt eine eigenständige Bedeutung 
erfahren, da im Rahmen der Eingriffsregelung nach § 15 Abs. 1 S. 2 BNatSchG keine Prüfung 
von Standortalternativen erfolgt (siehe oben unter 7.1.3.1 „Eingriffs-Ausgleichs-Regelung“). 
Insgesamt ist jedoch nochmals darauf hinzuweisen, dass die potenzielle Steuerungswirkung 
voll und ganz von der konkreten Ausgestaltung der Kriterien durch die Gemeinden abhängt, 
wobei zusätzlich unklar ist, wie stark die Lenkungswirkung, selbst wenn die Gemeinden ent-
sprechende Kriterien festlegen, tatsächlich ausfällt.  

Aus bauplanungsrechtlicher Perspektive ist bezüglich der Standortsteuerung zwischen privi-
legierten und nicht privilegierten PV-Freiflächenanlagen zu unterscheiden. Bei nicht privile-
gierten Anlagen verfügt die Gemeinde aufgrund des Bebauungsplanerfordernisses ohnehin 
schon über eine umfassende „Veto-Position“ für die Anlagenrealisierung, die sich gerade 
auch auf die Standortwahl bezieht (vgl. oben Abschnitt 7.1.2.1). In diesem Zusammenhang 
stellen manche Gemeinden sogenannte Kriterienkataloge für die Ausübung ihres Planungs-
ermessens nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB auf, die vollkommen unabhängig von § 6 Abs. 4 S. 
2 EEG 2023 bereits Kriterien für die Standortwahl von PV-Freiflächenanlagen enthalten. Im 
Übrigen kann die Gemeinde auch ohne solche Kriterienkataloge die Aufstellung für einen 
PV-Bebauungsplan schlicht verweigern, sofern sie naturschutzfachliche Bedenken gegen die 
geplante Anlage am jeweiligen Standort hat. Im Ergebnis erweitert § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 
die Möglichkeiten der Gemeinde für die Standortwahl nicht privilegierter PV-Freiflächenanla-
gen damit in keiner Weise. Hinsichtlich der planungsrechtlichen Vorgaben zur Anlagenaus-
führung an einem bestimmten Standort können viele naturschutzfachliche Vorgaben für nicht 
privilegierte Vorhaben (bspw. zum Reihenabstand der Module) bereits über die umfangrei-
chen Festsetzungsmöglichkeiten für das Maß der baulichen Nutzung in Bebauungsplänen 
getroffen werden (siehe oben Abschnitt 7.1.2.1 „Bauleitplanung“). Darüber hinausgehende 
Vorgaben für die Bewirtschaftung der Anlage (bspw. extensive Beweidung oder späte hohe 
Mahd) können in begleitenden städtebaulichen Verträgen geregelt werden (vgl. § 11 Abs. 1 
S. 2 Nr. 2 BauGB). Somit hat § 6 Abs. 4 S. 2 EEG auch für die Ausführung und Bewirtschaf-
tung nicht privilegierter Freiflächenanlagen keinen maßgeblichen eigenen Regelungsbe-
reich259. 

Bei privilegierten PV-Freiflächenanlagen können die Gemeinden zwar im Ausgangspunkt 
über § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 Kriterien für die Standortwahl aufstellen, die sie anderenfalls 
angesichts der Ersatzplanung durch den Gesetzgeber in Form der Privilegierung nicht for-
mulieren könnten. Ob diese Kriterien für die Standortwahl jedoch tatsächlich eine effektive 
räumliche Steuerungswirkung innerhalb der privilegierten Flächenkulisse (derzeit die „Rand-
streifen“ entlang von Autobahnen und bestimmten Schienenwegen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 
lit. b) BauGB sowie hofnahe Agri-PV-Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB) entfalten, ist 
aufgrund der genannten Aspekte unklar. Insbesondere besteht unabhängig von der Erfüllung 
der Kriterien ein Rechtsanspruch auf die Erteilung einer Baugenehmigung für eine privile-
gierte Anlage. Die Steuerungswirkung der Kriterien nach § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 für die 
Anlagenausführung und -bewirtschaftung am jeweiligen Standort bleibt ebenso schwer ab-
zuschätzen. 

 
259  Eigene Relevanz entfaltet § 6 Abs. 4 S. 2 EEG nur in den bei Freiflächenanlagen sehr seltenen Fällen, dass 

bereits ein PV-Bebauungsplan vorhanden ist und die Gemeinde nunmehr nachträglich naturschutzfachliche 
Anforderungen für die Anlagenbewirtschaftung treffen will. Denn dann scheidet ein städtebaulicher Vertrag 
aufgrund des bereits bestehenden Anspruchs des Vorhabenträger auf Zulassung aus dem vorhandenen Be-
bauungsplan aus, § 11 Abs. 2 S. 2 BauGB. 
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Die förderrechtlichen Regelungen des EEG 2023 sind in keiner Weise an die finanzielle Be-
teiligung der Gemeinde bzw. die Erfüllung der naturschutzfachlichen Kriterien nach § 6 Abs. 4 
S. 2 EEG rückgebunden. So können PV-Freiflächenanlagen durchaus die etwaigen natur-
schutzfachlichen Kriterien der Gemeinden verfehlen und dennoch durch das EEG gefördert 
werden. Die gesetzgeberische Wertung, den Anlagenausbau durch die EEG-Förderung in 
bestimmter Weise zu lenken, und der Anreiz, durch die Erfüllung gemeindlicher naturschutz-
fachlicher Kriterien die Gemeinde finanziell zu beteiligen und somit die Akzeptanz der Anlage 
vor Ort zu erhöhen, können demzufolge auseinanderfallen. 

7.2 Bewertung der theoretischen Steuerungswirkungen des Rechtsrahmens 
und Schlussfolgerungen 

Die Vielfalt möglicher Fallgestaltungen macht allgemeingültige Aussagen über die Steue-
rungswirkungen des geltenden Rechtsrahmens mit Blick auf einen naturverträglichen Aus-
bau von PV-Freiflächenanlagen schwierig. Die vorstehende Analyse erlaubt jedoch heuristi-
sche Aussagen zu dessen theoretischer Steuerungswirkung hinsichtlich unterschiedlicher, 
praktisch relevanter Fallgruppen260 und vermag es insbesondere herauszuarbeiten, welche 
dieser Fallgruppen von der Abnahme förderrechtlicher Steuerungsleistung betroffen sind und 
welche Kompetenzträger mittels welcher der ihnen zur Verfügung stehenden Instrumente 
überhaupt in Betracht kommen, dies kompensatorisch aufzufangen. Auf dieser Grundlage 
sind dann wiederum Schlussfolgerungen für Optionen zur Weiterentwicklung des Rechtsrah-
mens möglich.  

Überblick über die Steuerungswirkungen 
Um die unterschiedlichen theoretischen Steuerungswirkungen förder-, planungs- und ord-
nungsrechtlicher Steuerung mit Blick sowohl auf die naturverträgliche Standortwahl als auch 
die naturverträgliche Ausgestaltung von Freiflächenanlagen am Standort bewerten zu kön-
nen, soll nachfolgend entsprechend der bereits oben aufgezeigten Differenzierungen261 
grundlegend zwischen verschiedenen Fallgruppen unterschieden werden, um die in diesen 
Fällen jeweils einschlägigen rechtlichen Steuerungsimpulse herauszuarbeiten. Dies soll die 
Aufbereitung des gegenwärtigen Rechtsrahmens insoweit ergänzen, da das darin beschrie-
bene Nebeneinander verschiedener rechtlicher Instrumente verdeckt, dass in vielen Fällen 
nur einzelne dieser Instrumente auch von tatsächlicher Bedeutung sind, während andere 
nicht anwendbar sind oder aufgrund einer Überlagerung schlicht keinen Effekt haben dürften. 

Um die tatsächlichen Steuerungsimpulse herauszuarbeiten, soll zunächst zwischen förder-
bedürftigen Freiflächenanlagen einerseits und förderfreien Anlagen andererseits unterschie-
den werden. Unter dem Begriff der förderbedürftigen Anlagen werden hier – trotz aller Un-
schärfen – solche Anlagen verstanden, die tatsächlich auf die Förderung nach dem EEG 
angewiesen sind, um die Wirtschaftlichkeit der Vorhaben zu gewährleisten und damit eine 
Entscheidung der Vorhabenträger, sich von den Vorgaben des EEG zu lösen, keine praktisch 
verfügbare Option darstellt. Innerhalb beider Gruppen – der förderbedürftigen und der för-
derfreien Anlagen – ist zudem zwischen bebauungsplanerisch gesteuerten Anlagen einer-
seits und gesetzgeberisch über planersetzende Privilegierungen gesteuerte Anlagen ande-
rerseits zu differenzieren, da nur im ersten Fall die Kommunen im aktuellen Rechtsrahmen 

 
260  Zu Wert und Grenzen solcher „Forschungsheuristiken“ Voßkuhle, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers, Grundlagen des 

Verwaltungsrechts, Band 1, 3. Aufl. 2022, § 1 Rn. 26 ff. Zu den rechtlichen Steuerungsmaßstäben u. a. der 
Effektivität, der Effizienz und der Transparenz siehe Kersten, in: Kahl/Ludwigs, Hdb. Des Verwaltungsrechts, 
Band 1, 2021, § 25 Rn. 14, 16. 

261  Siehe oben unter Abschnitt 7. 
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einen effektiven Steuerungszugriff besitzen und insoweit eine kompensatorische Funktion 
haben könnten.  

Zwar gelten die ordnungsrechtlichen Vorgaben des Naturschutzrechts zunächst unter-
schiedslos für die vorstehend benannten Fallgruppen, so dass insoweit von einem stets vor-
handenen Steuerungsimpuls ausgegangen werden könnte. Die ordnungsrechtlichen Rege-
lungen stellen in diesem Sinne einen äußeren Rahmen dar, innerhalb dessen sich die Steu-
erung durch andere Instrumente zu bewegen hat. Die Steuerungswirkung des Ordnungs-
rechts und damit seine tatsächliche Bedeutung unterscheidet sich jedoch insbesondere zwi-
schen förderbedürftigen Anlagen einerseits und förderfreien Anlagen andererseits.  

Für Freiflächenanlagen, die weiterhin auf Förderung nach dem EEG angewiesen sind, stellt 
nämlich bislang nicht das Ordnungsrecht, sondern die förderrechtliche Flächenkulisse wei-
terhin den stärksten Steuerungsimpuls dar. Durch die bisherige förderrechtliche Lenkung von 
Anlagen in erster Linie auf vorbelastete Flächen spielen die ordnungsrechtlichen Regelungen 
hier tatsächlich nur eine eingeschränkte Rolle, da die wesentliche Koordinierung der Stand-
ortwahl zur Vermeidung von Konflikten mit dem Flächennaturschutz auf nicht ordnungsrecht-
lich geschützte ökologisch hochwertigere, weil unbelastete Standorte doch bereits über die 
ökonomische Anreizsteuerung des Förderrechts bewirkt wird. Gleichwohl dient auch hier das 
Ordnungsrecht (insbesondere das Artenschutzrecht und der Biotopschutz sowie die Ein-
griffsregelung) als standortbezogen wirkendes „Auffangnetz“ für Konstellationen, in denen 
trotz der förderrechtlichen Vorsteuerung und abstrakten Selektion der Förderkulisse ein na-
turverträglicher Zubau an den förderfähigen Standorten ansonsten nicht gewährleistet wäre. 
Inwieweit die Bedeutung des Förderrechts durch die geplante Ausweitung der Förderkulisse 
im Rahmen des Solarpakets I relativiert und die ordnungsrechtliche Steuerung an Bedeutung 
gewinnt, muss weitergehenden Analysen vorbehalten bleiben. Einerseits soll das Förder-
recht danach weiterhin die naturschutzrechtlich geschützten Gebiete von der Förderung 
grundsätzlich ausnehmen,262 jenseits dessen dürfte die Ausweitung der Förderung von An-
lagen in benachteiligten Gebieten263 aber zu einer stärkeren Aktivierung der übrigen ord-
nungsrechtlichen Vorgaben führen. 

Im Bereich förderfreier Anlagen, die den Restriktionen des Förderrechts bei der Standortaus-
wahl nicht unterliegen, bestehen demgegenüber hinsichtlich der naturverträglichen Steue-
rung allein Unterschiede geringeren Umfangs zwischen förderfreien Anlagen, die auf Grund-
lage eines Bebauungsplans realisiert, und solchen, die auf Grundlage von planersetzenden 
Privilegierungsregelungen umgesetzt werden. Grundsätzliche Geltung beanspruchen die 
ordnungsrechtlichen Vorgaben in beiden Fällen, indem sie die planerische Freiheit der Ge-
meinden begrenzen bzw. im Rahmen der Zulassung nach § 35 BauGB zu beachten sind. 
Für planerisch gesteuerte Anlagen sehen die Eingriffsregelung und in stark abgeschwächter 
Form auch das Artenschutzrecht jedoch in unterschiedlichem Maße gewisse Privilegierun-
gen vor, so dass die planerische Steuerung hier punktuell stärker in den Vordergrund, die 
ordnungsrechtlichen Vorgaben hinsichtlich ihrer Steuerungsintensität ein wenig in den Hin-
tergrund treten. 

 
262  Vgl. allerdings Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes und weiterer energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltai-
scher Energieerzeugung, wonach eine Förderung von Anlagen auf Ackerland und Grünland in Landschafts-
schutzgebieten in benachteiligten Gebieten eröffnet wird, solange Länder nicht im Verordnungswege die Opt-
out-Regelung des geplanten § 37c Abs. 2 Nr. 2 EEG 2023 aktivieren. 

263  Vgl. noch einmal die im Rahmen des Solarpakets I geplante Umstellung von § 37c EEG 2023 von einer Opt-
in zu einer Opt-out-Regelung. 
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Auch die planungsrechtlichen Steuerungswirkungen lassen sich entlang der dargelegten Dif-
ferenzierungen unterscheiden. Als „Planung der Planung“264 begrenzt die Raumordnung viel-
fach in negativer Hinsicht – neben ordnungsrechtlichen Vorgaben – die Spielräume der kom-
munalen Bauleitplanungsträger und entfaltet ihre Wirkung nach § 35 Abs. 3 S. 2 Hs. 1 BauGB 
auch gegenüber privilegierten Außenbereichsvorhaben. Im Bereich förderbedürftiger, pla-
nungsrechtlich gesteuerter Anlagen verengt die Raumordnung die schon förderrechtlich se-
lektierte Flächenkulisse weiter und begrenzt damit die Auswahl möglicher Flächen und 
Standorte durch die Kommunen im Rahmen ihrer Bauleitplanung. Im Bereich förderfreier An-
lagen stellt die Raumordnung dagegen neben dem Ordnungsrecht das erste grobe Raster 
der Gebietsauswahl überhaupt dar und filtert in erster Linie negativ schutzwürdige Flächen 
aus, die dann – je nach Bindungsintensität – auch der kommunalen Planung nicht mehr oder 
nur noch mit entsprechendem Begründungsaufwand zur Verfügung stehen. Während die 
Gemeinden als Träger der Bauleitplanung damit bei förderbedürftigen Freiflächenanlagen 
die Flächenauswahl sowohl im Rahmen der förderrechtlichen Flächenkulisse als auch der 
raumordnerischen Ausschlüsse vollziehen müssen, haben sie für förderfreie Anlagen die 
Restriktionen der Raumordnung und des insofern relevanteren Gebietsschutzes zu beach-
ten.  

Im Falle von privilegierten Freiflächenanlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB besteht 
dagegen kein Unterschied zwischen förderbedürftigen und förderfreien Anlagen, da die Pri-
vilegierung ohnehin allein förderfähige vorbelastete Flächen entlang von Autobahnen und 
bestimmten Schienenwegen betrifft. Negative raumordnerische und bauleitplanerische Vor-
gaben schließen dagegen einzelne privilegierte Standorte aus. Anders ist dies im Falle von 
privilegierten Agri-PV-Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB, für die zumindest die förder-
rechtlichen Anforderungen nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. a) bis c) EEG 2023 bzw. § 48 Abs. 1 
Nr. 5 lit. a) bis c) EEG 2023 eine steuernde Wirkung entfalten und mit den materiellen Krite-
rien des Privilegierungstatbestands (Größenbeschränkung; räumlich funktionaler Zusam-
menhang etc.) zusammenwirken.  

Mit Blick auf die naturverträgliche Ausgestaltung von Freiflächenanlagen am jeweiligen An-
lagenstandort ist die Unterscheidung von förderbedürftigen und förderfreien Anlagen dage-
gen schließlich von geringerer Bedeutung. Zwar müssen im Ausgangspunkt allein förderbe-
dürftige Agri-PV-Anlagen den im Förderrecht verankerten Erfordernissen der DIN SPEC 
91434 insbesondere mit Blick auf die zulässige landwirtschaftliche Nutzung genügen; diese 
Anforderungen werden durch den Verweis auf das Förderrecht in § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB 
aber auf privilegierte Anlagen allgemein übertragen. Anderweitige Regelungen hinsichtlich 
der naturverträglichen Ausgestaltung der Anlagen selbst unterscheiden damit in erster Linie 
danach, ob die Anlagen auf der Grundlage eines Bebauungsplans zugelassen werden oder 
nicht. Zwar besteht in beiden Fällen insbesondere ein Zusammenspiel der Eingriffsregelung 
einerseits und Konzepten zur naturverträglichen Anlagengestaltung im Sinne von § 6 Abs. 4 
S. 2 EEG 2023 andererseits. Im Falle von bebauungsplanerisch gesteuerten Anlagen haben 
die Gemeinden gleichwohl einen deutlich größeren Einfluss darauf, in welchem Maße aus 
der Eingriffsregelung und zudem auch aus den Festsetzungen des Bebauungsplans Anfor-
derungen für die Vorhabenträger hinsichtlich der naturverträglichen Ausgestaltung folgen. 

Bewertung der Steuerungswirkungen 
Der vorstehende Überblick über die Steuerungswirkungen zeigt aus Steuerungssicht ein für 
den naturverträglichen Ausbau von PV-Freiflächenanlagen problematisches Bild auf. Mit 

 
264  Vgl. Kümper, in: Kment, ROG mit Landesplanungsrecht, 1. Aufl. 2019, A. Einleitung Rn. 7. 
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dem Verlust der förderrechtlichen Steuerungswirkungen in einer zunehmenden Zahl von Fäl-
len hängt die naturverträgliche Standortsteuerung immer stärker davon ab, dass diese über 
andere Instrumente und durch andere Akteure erreicht wird. Da die einheitlich geltenden 
ordnungsrechtlichen Vorgaben insoweit aber allein einen flächenhaften oder auch nur punk-
tuellen Ausschluss besonders schützenswerter Standorte bewirken, ist eine Kompensation 
des Steuerungsverlusts im geltenden Recht fast ausschließlich mithilfe planungsrechtlicher 
Steuerung möglich. Da die planungsrechtliche Steuerung im Rahmen des Ordnungsrechts 
eine relativ große planerische Freiheit besitzt und hier jeweils eigenständige Raumplanungs-
träger im Rahmen ihrer Planungshoheit agieren,265 ist jedoch zu erwarten, dass die Flächen-
sicherung und Standortwahl in den Regionen und Kommunen wie schon bislang266 hinsicht-
lich der angelegten Kriterien für die Standortsteuerung, aber auch hinsichtlich des positiv 
oder negativ umgrenzten Umfangs der Flächenbereitstellung auf äußerst unterschiedliche 
Weise erfolgen wird. 

Für die Raumordnung kommt hinzu, dass sie in ihrer Steuerungsintensität im Vergleich mit 
derjenigen der förderrechtlichen Steuerung förderbedürftiger Anlagen begrenzt ist. Während 
es sich bei der förderrechtlichen Steuerung insoweit um eine „Schwarz-Weiß-Steuerung“ 
handelt, weil förderbedürftige Anlagen tatsächlich nur im Rahmen der Förderkulisse realisier-
bar, im Übrigen aber faktisch ausgeschlossen sind, ist eine raumplanerische „Schwarz-Weiß-
Planung“ der Raumordnung auf Grundlage des Raumordnungsgesetzes des Bundes ver-
wehrt.267 Die Raumordnung kann damit im Wesentlichen eine punktuelle Negativsteuerung 
vornehmen, indem besonders sensible Bereiche für PV-Freiflächenanlagen gesperrt werden 
bzw. Flächen für anderweitige Raumnutzungen und -funktionen gesichert werden, die mit der 
PV-Nutzung unvereinbar sind.  

Auch die Fähigkeit der kommunalen Bauleitplanung zu einer Schwarz-Weiß-Planung in dem 
Sinne, dass Freiflächenanlagen allein dort zulässig sind, wo die Kommune entsprechende 
Standorte in einem Bebauungsplan festsetzt, überall sonst aber ausgeschlossen sind, ist 
durch die Einführung zweier Privilegierungsregelungen begrenzt. Zwar öffnet sowohl § 35 
Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB als auch § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB Flächen, deren Förderfähigkeit 
nach EEG überwiegend gegeben ist und bleibt hinter der Reichweite der Förderkulisse ent-
lang von Autobahnen und Schienenwegen gar zurück.268 Nichtsdestotrotz wird hierdurch 
aber auch die Fähigkeit der Kommunen beschränkt, standortübergreifende Zusammenhänge 
in einer planerischen Steuerung zu berücksichtigen oder auch Anlagengrößen und das Maß 
an PV-Nutzung in einem Gemeindegebiet insgesamt zu begrenzen. Da beide Privilegierun-
gen nicht unter den Vorbehalt kommunaler Steuerung gestellt wurden,269 sind die Kommunen 
auch nicht in der Lage, die Privilegierungswirkungen durch die Bereitstellung alternativer 
Standorte abzuwenden. 

Insgesamt steht die naturverträgliche Standortsteuerung damit je nach Konstellation – för-
derbedürftige oder förderfreie Anlagen einerseits, raumplanerisch oder mithilfe planersetzen-
der Regelungen gesteuerte Anlagen andererseits – unter unterschiedlichen Vorbehalten. Sie 

 
265  Auf die ambivalente Rolle der Gemeinden bei Ausübung ihrer Bauleitplanung weist hin Ellinghaus, Wenn 

Kommunen planen: Schutz der Umwelt vor den oder durch die Gemeinden? EurUP 2019, S. 306 (310). 
266  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 

UBA Texte 141/2022, S. 162. 
267  Siehe hierzu bereits oben unter 7.1.2.1. 
268  Gem. § 37 Abs. 1 Nr. 2 lit. c) EEG 2023 sind Flächen entlang solcher Infrastrukturen bis zu einer Entfernung 

von 500 Metern förderfähig, während die Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB nur bis zu einer 
Entfernung von 200 Metern reicht. 

269  Zur Konzeption einer kommunalen Steuerungsmöglichkeit bei Privilegierungen siehe Otto/Wegner, Diskussi-
onspapier: Weiterentwicklung der Außenbereichsprivilegierung von PV-Freiflächenanlagen, Würzburger Be-
richte zum Umweltenergierecht Nr. 56 vom 16.02.2023, S. 23 ff. sowie unten unter 7.3.3. 
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ist – je nach dem – von unterschiedlichen Akteuren abhängig, die zudem über unterschiedlich 
wirksame Instrumente verfügen. Die Naturverträglichkeit der Steuerung ist damit nicht von 
der Bedeutung der jeweiligen Anlage für Naturhaushalt und Landschaftsbild abhängig, son-
dern von naturschutzfremden Parametern, wie unter anderem der Wirtschaftlichkeit der An-
lagen, lokalen Interessen oder gesetzgeberischen Entscheidungen zur Stärkung landwirt-
schaftlicher Interessen mittels planungsrechtlicher Privilegierungsregelungen. 

Auch hinsichtlich der Anlagen- und Standortgestaltung bestehen unterschiedliche Einfluss-
möglichkeiten in Abhängigkeit von Fallkonstellationen, deren Unterschiede gerade nicht in 
deren verschiedener naturschutzfachlicher Relevanz liegen. Vielmehr ist auch hier maßgeb-
lich, ob es sich um planerisch oder mittels planersetzender Regelungen gesteuerte Anlagen 
handelt und deshalb insbesondere die Eingriffsregelung in unterschiedlichem Maße Anwen-
dung findet. Nicht nur ist es aber problematisch, dass mit der Bebauungsplanung, der Ein-
griffsregelung sowie den Konzepten für die naturverträgliche Anlagengestaltung nach § 6 
Abs. 4 S. 2 EEG 2023, die Kommunen im Zusammenhang ihrer finanziellen Teilhabe von 
den Anlagenbetreibern einfordern können gleich drei unterschiedliche, teils nebeneinander 
einschlägige Regelungen mit eigenen Steuerungsmodi bestehen, um weitestgehend die-
selbe Fragestellung zu adressieren. Vielmehr erscheint es auch unausgereift, dass den Kom-
munen, die für die Vorgaben zur Anlagen- und Standortgestaltung im Rahmen von Bebau-
ungsplanung und § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 zuständig sind, durch die Teilhaberegelung des 
§ 6 Abs. 2 EEG 2023 ein Anreiz gesetzt wird, solche Anforderungen an die naturverträgliche 
Anlagen- und Standortgestaltung zu unterlassen, welche einen negativen Einfluss auf die am 
Standort zu erzielende Strommenge haben.  

7.3 Betrachtung von Optionen für eine Weiterentwicklung des Rechtsrah-
mens 

7.3.1 Die Naturverträglichkeit des Ausbaus der Freiflächenphotovoltaik im Aus-
gleich mit anderweitigen Zielsetzungen 

Die Naturverträglichkeit stellt eine von mehreren Anforderungen an den Ausbau der Photo-
voltaik dar. Im Interesse des Klimaschutzes und der Versorgungssicherheit ist es erforderlich, 
dass der Ausbaupfad nach § 4 Nr. 3 EEG 2023 eingehalten wird, und zwar sowohl hinsicht-
lich der Mengen als auch der zeitlichen Zielmarken. Dem energiewirtschaftlichen Zieldreieck 
nach § 1 Abs. 1 EnWG bzw. § 1 Abs. 3 EEG 2023 lässt sich zudem das Erfordernis der 
Kostengünstigkeit des Ausbaus entnehmen, das angesichts aktueller Diskussionen um hohe 
Strompreise kaum an Gewicht verlieren dürfte. Voraussetzung für einen gelingenden Ausbau 
auf der Freifläche ist schließlich auch die Akzeptanz der Menschen vor Ort. 

Zwar enthält der Ausbaupfad des § 4 Nr. 3 EEG 2023 keinerlei Aussage darüber, welcher 
Anteil der zu installierenden Leistung auf der Freifläche und welcher als Dachanlagen aus-
zuführen ist.270 Kostengünstigkeit der Freiflächenphotovoltaik und der geringere Personal-
aufwand für deren Installation sprechen aber dafür, dass die Dynamik in diesem Segment 
höher sein dürfte. Die Bundesregierung hat zum Ausdruck gebracht, dass sie von einer etwa 

 
270  Dies soll im Zuge des Solarpakets I nunmehr geändert werden, vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung eines 

Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energiewirtschaftsrechtlicher Vor-
schriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieerzeugung, Art. 1 Nr. 3 zur Änderung von § 4 
EEG 2023. 
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hälftigen Aufteilung der Mengen zwischen Freiflächen und Dächern ausgeht271. Mit rechtli-
chen Regelungen wurde diese Zielsetzung aber bislang nicht unterlegt.272  

Vor dem Hintergrund der vorstehenden Anforderungen an den Freiflächenausbau sollen 
nachfolgend Optionen für die Weiterentwicklung des Rechtsrahmens aufgezeigt werden, die 
einen Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Zielen ermöglichen und nicht allein die Op-
timierung der Naturverträglichkeit zum Gegenstand haben. Legt man das Ziel eines ausrei-
chenden und fristgemäßen Ausbaus der Photovoltaik zugrunde, sollte eine Weiterentwick-
lung des rechtlichen Rahmens zur Stärkung der Naturverträglichkeit des Ausbaus darauf ab-
zielen, einen möglichst großen Anteil dieses Zubaus auf möglichst naturverträgliche Weise 
zu erreichen. Dies setzt es voraus, dass entsprechende Konzepte gerade auch für Flächen-
eigentümer und Vorhabenträger hinreichend attraktiv sind, damit sie in möglichst großer Zahl 
zur Umsetzung kommen. Das Erfordernis der Naturverträglichkeit sollte mithin nicht zuletzt 
über (finanzielle und nicht-finanzielle) Anreize und solche Vorgaben im rechtlichen Rahmen 
stärker als bislang implementiert werden, die den weiteren fristgemäßen Ausbau der Freiflä-
che als solchen nicht in Frage stellen oder verzögern. 

7.3.2 Neujustierung förderrechtlicher Steuerung 
Die abnehmende Steuerungswirkung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bietet Anlass 
dazu, die Möglichkeiten und Grenzen einer naturverträglichen Standortsteuerung über das 
Förderrecht zu überdenken und der förderrechtlichen Steuerung insgesamt eine neue Aus-
richtung zu geben. Zwar bestehen auch grundsätzliche Einwände gegen eine naturverträgli-
che Steuerung mit den Mitteln des Förderrechts, wie das Fehlen einer Vollzugsbehörde,273 
die fehlende Legalisierungsfunktion einer behördlichen Genehmigung, eine gewisse Pau-
schalität der förderrechtlichen Tatbestände274 und der Umstand, dass in Folge der Zustän-
digkeit der Zivilgerichte oftmals Unstimmigkeiten bei der Auslegung naturschutzbezogener 
Rechtsbegriffe entstehen, deren Verständnis ansonsten durch die Verwaltungsgerichte ge-
prägt ist275. Gleichwohl erscheint es aus Naturschutzsicht deshalb nicht geboten, die bishe-
rigen Regelungen in der Flächenkulisse zu streichen, da jedenfalls nicht erkennbar ist, dass 
diese zu Fehlsteuerungen geführt haben.  

Bei der Weiterentwicklung des Rechts zum Zwecke einer naturverträglichen Steuerung sollte 
das Förderrecht unter Berücksichtigung der vorstehenden Einwände allerdings nur noch in-
soweit in den Blick genommen werden, als förderbedürftige Anlagenkonzepte Gegenstand 
sind, die weiterhin überhaupt für förderrechtliche Steuerungsimpulse erreichbar sind, ohne 

 
271  BMWK, Photovoltaik-Strategie, Handlungsfelder und Maßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der Pho-

tovoltaik, Stand 05.05.2023, https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/photovoltaik-state-
gie-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=4 (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 5 f. 

272  Auch wenn sich dies nunmehr ebenfalls ändern soll, dürften die vorstehend getroffenen Feststellungen hier-
durch doch nicht grundsätzlich in Frage gestellt werden, vgl. die im Solarpaket I nunmehr geplanten Regelun-
gen, die etwa eine Realisierung von Parkplatz-PV-Anlagen begünstigen sollen nach § 37d EEG 2023 in Art. 
1 Nr. 28 des Gesetzentwurfs der Bundesregierung eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes und weiterer energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltai-
scher Energieerzeugung.  

273  Anders als bei ordnungsrechtlichen Regelungen wirkt das Förderrecht in erster Linie auf die privatrechtlichen 
Rechtsbeziehungen zwischen Anlagenbetreibern und Netzbetreibern ein. Den Netzbetreibern kommt hier die 
Aufgabe zu, regulatorische Maßgaben als Voraussetzungen von an sie gerichtete Ansprüche zu überprüfen. 

274  Diese Pauschalität ist wiederum durch das Fehlen entsprechender Vollzugsbehörden bedingt, da die Rege-
lungen für die beteiligten Akteure noch vollziehbar sein müssen. 

275  Siehe hierzu oben 7.1.1.3 sowie mit Nachweisen zu der Diskussion Wegner, Ausschreibungen nach EEG und 
Naturschutz, in: Mengel, Naturschutz im Kontext von Klimawandel und Energiewende, 2021, S. 87 (92 f.). 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/photovoltaik-stategie-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/photovoltaik-stategie-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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dass die Förderung erheblich erhöht werden müsste.276 Zudem könnte erwogen werden, die 
Flächenkulisse vor allen Dingen für solche förderbedürftigen Anlagenkonzepte zu erweitern, 
deren Realisierung auch unter Naturschutzgesichtspunkten (regelmäßig) positiv ist, etwa 
weil damit eine ökologische Aufwertung des jeweiligen Standorts einhergeht. Soweit solche 
Anlagenkonzepte besonders gefördert werden sollen, sind jedoch die Maßgaben des euro-
päischen Beihilferechts zu beachten, da hier zur Förderung des EE-Ausbaus zum Zwecke 
des Klimaschutzes der weitere Zweck der Förderung einer ökologischen Aufwertung von 
Standorten hinzuträte. 

Zuletzt diskutiert wurden in diesem Sinne insbesondere die Schaffung eines eigenen Typus 
der extensiven Agri-PV277 sowie einer Biodiversitäts-PV278 ohne landwirtschaftlichen Bezug; 
im Gesetzentwurf zum „Solarpaket I“ ist mit § 37 Abs. 1 Nr. 2 lit. j) i. V. m. § 94 EEG 2023-
Entwurf ein eigener Fördertatbestand für die Biodiversitäts-PV vorgesehen279. Beide Typen 
scheinen in Abhängigkeit von ihrer konkreten Ausgestaltung280 grundsätzlich dafür geeignet, 
jedenfalls regelmäßig zu einer ökologischen Aufwertung von Standorten beizutragen. Mehr 
noch gilt dies für das Konzept der extensiven Agri-PV, da dieses definitionsgemäß auf Flä-
chen umgesetzt werden soll, die zuvor intensiv landwirtschaftlich genutzt wurden.281 Vorteil-
haft scheint im Falle der extensiven Agri-PV zudem noch, dass hiermit die in der Praxis be-
stehende Herausforderung adressiert wird, landwirtschaftliche Flächen für PV-Nutzungen zu 
sichern. Anders als bei anderen Konzepten sollen die Flächen bei der extensiven Agri-PV 
ihren Landwirtschaftsstatus behalten, was sich sowohl auf ihre Förderfähigkeit unter den Re-
geln der Gemeinsamen Agrarpolitik als auch hinsichtlich der späteren Wiederaufnahme einer 
landwirtschaftlichen Nutzung positiv auswirken soll.282 Folgt man dem oben formulierten Ge-
danken, dass es bei der Anpassung des Rechtsrahmens darum gehen sollte, einen möglichst 

 
276  Eine signifikante Erhöhung der Förderung läuft dem Ziel einer kostengünstigen Stromversorgung zuwider, so 

dass entsprechende Überlegungen hier nicht weiter verfolgt werden. Die im Solarpaket I nunmehr geplanten 
Boni für extensive Agri-PV-Anlagen und die Schaffung einer Verordnungsermächtigung für Biodiversitäts-PV-
Anlagen liegen durchaus auf dieser Linie, hierzu sogleich. 

277  BDEW, Positionspapier - Flächenkonkurrenzen reduzieren, Synergien nutzen: 12 Impulse, um die Potenziale 
von Agri-PV und anderen besonderen Solaranlagen zu heben, 25.05.2023, https://www.bdew.de/service/stel-
lungnahmen/12-impulse-um-die-potenziale-von-agri-pv-zu-heben/ (zuletzt aufgerufen am 08.08.2023), S. 13 
f.; BNE, Gesetzesvorschläge für eine an landwirtschaftlicher Nutzung orientierten Biodiversitäts-PV als exten-
sive Form der Agri-PV - PV-FFA im Einklang mit nachhaltiger Landwirtschaft und Biodiversität, 20.06.2023, 
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-
PV_EEG_GAPDZV.pdf (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023). 

278  Eine in sich geschlossene Definition eines solchen Anlagentypus existiert bislang – soweit ersichtlich – nicht. 
Verschiedene Leitfäden sehen jedoch Anforderungen an die ökologische Gestaltung von Freiflächenanlagen 
vor, auf die hier verwiesen werden kann, vgl. KNE, Kriterien für eine naturverträgliche Gestaltung von Solar-
Freiflächenanlagen, 14.09.2021, S. 1 ff.; LfU Bayern – Bayerisches Landesamt für Umwelt, Praxis-Leitfaden 
für die ökologische Gestaltung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen, 2014, S. 16 ff.;  

279  BReg, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energiewirt-
schaftsrechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieerzeug, 16.08.2023, 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/20230816-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-
des-erneuerbare-energien-gesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=8, S. 14, 24 f. 

280  Zu möglichen (weiteren) Anforderungen an Flächenkulisse, Anlagenkonfiguration und Naturschutzmaßnah-
men bei solchen Anlagen vergleiche oben unter Abschnitt 5.3. 

281  BNE, Gesetzesvorschläge für eine an landwirtschaftlicher Nutzung orientierte Biodiversitäts-PV als extensive 
Form der Agri-PV, PV-FFA im Einklang mit nachhaltiger Landwirtschaft und Biodiversität, 20.06.2023, 
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-
PV_EEG_GAPDZV.pdf (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 13. 

282  BNE, Gesetzesvorschläge für eine an landwirtschaftlicher Nutzung orientierte Biodiversitäts-PV als extensive 
Form der Agri-PV, PV-FFA im Einklang mit nachhaltiger Landwirtschaft und Biodiversität, 20.06.2023, 
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-
PV_EEG_GAPDZV.pdf (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 4 f.; Unternehmensinitiative „Biodiversitätsför-
dernde Agri-PV“, PV-Freifläche im Einklang mit nachhaltiger Landwirtschaft und Biodiversität, 13.07.2023, 
https://www.arge-netz.de/fileadmin/user_upload/presse/_20230622_Unternehmenspapier-komprimiert.pdf. 
(zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 5. 

https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/20230816-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-erneuerbare-energien-gesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/20230816-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-erneuerbare-energien-gesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
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großen Anteil des Freiflächenzubaus möglichst naturverträglich zu gestalten, scheint dieses 
Konzept letztlich besser geeignet, eine größere Verbreitung zu finden, sofern reine Biodiver-
sitäts-PV-Konzepte, die keine landwirtschaftliche Nutzung der Flächen vorsehen, nicht mit-
tels anderweitiger Anreize attraktiver gemacht werden. Trotzdem könnte auch dieses Kon-
zept gerade dort einen Anwendungsbereich finden, wo Flächen aus Naturschutzsicht noch 
weitergehend aufgewertet werden müssten, um die Öffnung dieser Flächen überhaupt zu 
rechtfertigen. Dies könnten beispielsweise Flächen innerhalb von Landschaftsschutzgebie-
ten sein, wobei zu berücksichtigen ist, dass auch in diesen Gebieten regelmäßig landwirt-
schaftliche Nutzungen stattfinden, sodass auch hier das Konzept der extensiven Agri-PV re-
gelmäßig zu ökologischen Aufwertungen führen würde283. Mit dem Ziel des Landschaftsbild-
schutzes stünden allerdings auch Freiflächenkonzepte regelmäßig in Konflikt. 

7.3.3 Weiterentwicklung der Privilegierung von PV-FFA für einen naturverträglichen 
Ausbau 

Um aber auch auf die Naturverträglichkeit solcher Anlagenkonzepte Einfluss zu nehmen, die 
bereits heute oder in naher Zukunft nicht länger für Impulse des Förderrechts erreichbar sind, 
braucht es anderweitige Instrumente. Mit dem Instrument der Außenbereichsprivilegierung 
bietet sich ein Ansatzpunkt für den Gesetzgeber, um Mindestkriterien für die Naturverträg-
lichkeit von PV-Freiflächenanlagen festzuschreiben. Der Gesetzgeber hatte von diesem In-
strument zuletzt etwa unter anderen Vorzeichen beim Erlass der Privilegierung längs von 
Autobahnen und Schienenwegen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB Gebrauch gemacht. 
In der begleitenden Diskussion ist deutlich geworden, dass es hier jedoch einer differenzier-
ten Betrachtung bedarf. Es kann nicht um die undifferenzierte Einführung einer allgemeinen 
Außenbereichsprivilegierung gehen, sollen nicht hinsichtlich der Einbeziehung der Kommu-
nen, der Akzeptanz vor Ort und auch der naturverträglichen Standortsteuerung Nachteile 
entstehen oder etwa – wie beim Windenergieausbau beobachtet – erst durch die Einführung 
einer Privilegierung weitreichende Beschränkungen des Zubaus durch die Raumordnung 
provoziert werden. Der neue § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB, der vor dem Hintergrund der 
gegenwärtigen Versorgungskrise zum Zwecke der Beschleunigung des kurzfristigen Zubaus 
von Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen eingeführt wurde284, berücksichtigt zwar insofern na-
turschutzfachliche Kriterien, als dass er den Ausbau auf vorbelastete Flächen längs von Au-
tobahnen und bestimmten Schienenwegen lenkt. Darüber hinaus könnten in einen Privilegie-
rungstatbestand aber auch konkrete Anforderungen an die Ausgestaltung und den Betrieb 
der Freiflächenanlagen aufgenommen werden. Eine Ausweitung des Privilegierungstatbe-
standes oder ein weiterer solcher Tatbestand zur Erreichung der Ausbauziele des § 4 Nr. 3 
EEG 2023 könnte insofern direkt mit der Erfüllung naturschutzfachlicher Mindestkriterien ver-
bunden werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass solche Kriterien notwendig gewisse Pau-
schalisierungen enthalten müssen, um die Zulassungsverfahren nicht zu überfrachten und 
vollzugstauglich zu bleiben. 

Die Steuerungswirkung eines solchen Privilegierungstatbestands ergäbe sich im Gegensatz 
zum Förderrecht, das auf die Gewährung eines unmittelbaren finanziellen Vorteils setzt, aus 
der erleichterten planungsrechtlichen Umsetzbarkeit der privilegierten Vorhaben (vgl. oben 
Abschnitt 7.1.2.2). Sofern ein Vorhaben unter den Privilegierungstatbestand fällt, da es auf 

 
283  Mit dem Solarpaket I könnte der Gesetzgeber indes noch weiter gehen und eine Förderung in Landschafts-

schutzgebieten für benachteiligte Gebiete generell eröffnen und den Ländern insoweit nur eine Opt-out-Mög-
lichkeit eröffnen. Eine mit § 26 Abs. 3 BNatSchG vergleichbare Regelung, die Windenergievorhaben in Land-
schaftsschutzgebieten ordnungsrechtlich sehr weitgehend für zulässig erklärt, scheint derzeit für PV-Freiflä-
chenanlagen indes nicht konkret beabsichtigt. 

284  Vgl. BT-Drs. 20/4704, S. 1; BT-Drs. 20/4227, S. 10. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/047/2004704.pdf
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den tatbestandlich erfassten Flächen und unter Einhaltung der normierten naturschutzfach-
lichen Mindestvoraussetzungen realisiert werden soll, wird dem Vorhabenträger das zeit- und 
typischerweise auch kostenaufwendige Bebauungsplanverfahren erspart. Dieser Anreiz 
bleibt aus Sicht des Vorhabenträgers auch im Fall der Wirtschaftlichkeit von nicht geförderten 
PV-Freiflächenanlagen bestehen und könnte folglich geeignet sein, die weggefallene Steue-
rungswirkung des EEG unter den geänderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zumin-
dest teilweise auszugleichen. Letztendlich besteht für die kommunalen Planungsträger zwar 
immer die Möglichkeit, die privilegierten Flächen mit einem Bebauungsplan zu überplanen 
und sie damit aus dem Anwendungsbereich des § 35 BauGB herauszunehmen (vgl. § 30 
Abs. 1 BauGB). Dies bleibt jedoch stets auf eine Steuerung im Einzelfall beschränkt, sodass 
die Steuerungswirkung der Privilegierung hierdurch keinesfalls grundsätzlich in Frage gestellt 
wird. 

Die Reichweite der Steuerungswirkung einer solchen auf den naturverträglichen Zubau aus-
gerichteten Außenbereichsprivilegierung würde sich zum einen nach der Größe des durch 
die Privilegierung geöffneten Flächenpotenzials richten, d. h. danach, wie weit der Gesetz-
geber den Privilegierungstatbestand insgesamt fasst. Damit der Privilegierungstatbestand 
jedoch tatsächlich wirksam wird, muss er für die Antragsteller auch hinreichend attraktiv sein, 
so dass diese nicht von anderen Wegen zur bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Frei-
flächenanlagen Gebrauch machen. Die Vorteile, die aus dem Verzicht auf ein Bebauungs-
planverfahren erwachsen, dürfen mithin nicht durch Nachteile aufgewogen werden, die bspw. 
zu weitgehende oder vollzugsuntaugliche ökologische Anforderungen an Standortwahl und 
Anlagengestaltung darstellen könnten. 

Im Folgenden sollen verschiedene Möglichkeiten zur konzeptionellen Weiterentwicklung des 
Instruments der Außenbereichsprivilegierung von PV-Freiflächenanlagen im Sinne der Na-
turverträglichkeit sowie deren Vor-, aber gerade auch die zurecht geltend gemachten Nach-
teile skizziert werden, die im Falle einer Weiterentwicklung unbedingt berücksichtigt werden 
sollten, aber auch effektiv adressiert werden können. Zu unterscheiden ist dabei zwischen 
naturschutzfachlichen Anforderungen im Privilegierungstatbestand, die sich auf die erfassten 
Flächen beziehen, und solchen, die die Ausgestaltung und den Betrieb der Freiflächenanla-
gen betreffen. 

7.3.3.1 Steuerung des Ausbaus auf bestimmte Flächentypen 
Zum einen könnte ein weiterentwickelter Privilegierungstatbestand dazu dienen, den Ausbau 
der Freiflächenphotovoltaik insgesamt stärker auf naturschutzfachlich betrachtet vorzugs-
würde Flächen zu steuern. Regulatorisch kann dies entweder durch eine Positivbestimmung 
der privilegierten Flächen geschehen oder umgekehrt durch eine Negativbestimmung derge-
stalt, dass bestimmte ökologisch besonders wertvolle Flächen von der im Übrigen allgemei-
nen Privilegierung ausgenommen werden285. 

Regelungstechnik: Positivbestimmung ausgewählter privilegierter Flächen 
Im Sinne der ersten Möglichkeit könnte die Privilegierung von PV-Freiflächenanlagen bei-
spielsweise in Anlehnung an die Flächenkulisse des § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2023 bzw. § 48 
Abs. 1 Nr. 2, 3 EEG 2023 positiv bestimmt und so auf vorbelastete Flächen beschränkt wer-
den286. Mit der Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB auf Flächen entlang von 

 
285  Siehe zum Ganzen bereits Otto/Wegner, Diskussionspapier: Weiterentwicklung der Außenbereichsprivilegie-

rung von PV-Freiflächenanlagen, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht Nr. 56 vom 16.02.2023, S. 13 
ff. 

286  Vgl. von Seht, Photovoltaik-Freiflächenanlagen: Ein Hoffnungsträger für die Energiewende – Auswirkungen, 
gesetzlicher Änderungsbedarf und planerische Handlungserfordernisse, UPR 2020, S. 257 (262). 
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Autobahnen und bestimmten Schienenwegen wurde dies lediglich teilweise umgesetzt. Wei-
terhin erfasst von dieser oder einer gesonderten Privilegierung könnten bspw. sein: 

• Bereits versiegelte Flächen,  

• Konversionsflächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung, 

• ausgewiesene Gewerbe- oder Industriegebiete. 

Zwar könnten in diesem Modell auch die in der Flächenkulisse des EEG weiterhin enthalte-
nen Flächen im Eigentum des Bundes oder der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben ei-
nerseits sowie Ackerland und Grünland in benachteiligten Gebieten andererseits in die posi-
tiv umschriebene Flächenkulisse einer Privilegierung aufgenommen werden. Den entspre-
chenden Tatbeständen der Förderkulisse im EEG liegen allerdings andere Erwägungen als 
solche des Naturschutzes zugrunde. Dies gilt jedenfalls für die Flächen des Bundes und der 
Bundesanstalt, aber auch bei den Flächen in benachteiligten Gebieten stehen Aspekte der 
Strukturförderung im Vordergrund287, obgleich sich für die Nutzung landwirtschaftlich intensiv 
genutzter Flächen für PV-Freiflächenanlagen auch erhebliche umweltschutzfachliche Erwä-
gungen anführen lassen288. 

Regelungstechnik: Negativbestimmung privilegierter Flächen mittels Ausnahmen für 
besonders schützenswerte Flächentypen 
Anstatt die Anlagen in einem Privilegierungstatbestand positiv auf abschließend bestimmte, 
weniger schützenswerte Flächen zu verweisen, könnte man rechtstechnisch auch umgekehrt 
– negativ – lediglich bestimmte besonders schützenswerte Flächen von der Privilegierung 
ausnehmen, was aber auch inhaltlich zu einem breiteren Anwendungsbereich der Regelung 
führen dürfte. Anders als im jetzigen § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB kann der Kreis der 
privilegierten Flächen dann unbenannt bleiben. Aus Naturschutzsicht kämen insofern vor al-
lem Ausnahmen für Flächen mit einer hohen Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz in 
Betracht. 

Verschiedentlich wird bereits losgelöst von der Diskussion um die Weiterentwicklung des 
Privilegierungstatbestandes für PV-Freiflächenanlagen dafür eingetreten, beispielsweise fol-
gende Flächen für PV-Freiflächenanlagen zu sperren289: 

• Nationalparks, Naturschutzgebiete, „Natura 2000“-Gebiete (entsprechend den Er-
haltungszielen), gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG, 

• (Flächen-)Naturdenkmale, 

 
287  Vgl. Wegner, Ausschreibungen nach EEG und Naturschutz, in: Mengel, Naturschutzrecht im Kontext von Kli-

mawandel und Energiewende, 2021, S. 87 (98 f.). 
288  Vgl. BUND, Naturverträgliche Freiflächen-Solaranlagen für Strom und Wärme, Mai 2022, 

https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/naturvertraegliche-freiflaechen-solaranlagen-
fuer-strom-und-waerme/ (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 17. Vgl. die nunmehr geplante Ausweitung 
der Förderfähigkeit von Freiflächenanlagen in benachteiligten Gebieten nach dem Gesetzentwurf zum Solar-
paket I. 

289  Vgl. Demuth/Maack, Photovoltaik-Freiflächenanlagen, Planung und Installation mit Mehrwert für den Natur-
schutz, in: Heiland: Klima- und Naturschutz: Hand in Hand, 2019, S. 8 f., https://www.bfn.de/sites/default/fi-
les/2021-05/EKon_Heft6.pdf; vgl. NABU/BSW Solar, Kriterien für naturverträgliche Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen, April 2021, https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/solarenergie/210505-nabu-
bsw-kritereien_fuer_naturvertraegliche_solarparks.pdf (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 6; mit vielen 
weiteren Nachweisen siehe die regelmäßig aktualisierte Übersicht des KNE, Kriterien für eine naturverträgli-
che Standortwahl für Solar-Freiflächenanlagen, 14.09.2021, https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-
content/uploads/KNE_Kriterienkatalog-zur-naturvertraeglichen-Standortsteuerung-PV-Freiflaechenanla-
gen.pdf (zuletzt aufgerufen am 01.12.2023), S. 2 ff. 

https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/naturvertraegliche-freiflaechen-solaranlagen-fuer-strom-und-waerme/
https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/naturvertraegliche-freiflaechen-solaranlagen-fuer-strom-und-waerme/
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• Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten, 

• Rast-, Nahrungs- und Brutgebiete störungs-empfindlicher beziehungsweise streng 
geschützter Vogelarten und 

• extensiv bewirtschaftetes, artenreiches Grünland. 

Soweit sich der Gesetzgeber diese Wertungen zu eigen machen will, könnte eine allgemeine 
bzw. im Ausgangspunkt sämtliche Außenbereichsflächen erfassende Privilegierung für PV-
Freiflächenanlagen mit entsprechenden Ausnahmen versehen werden. In erster Linie würde 
dadurch ausgeschlossen, dass PV-Freiflächenanlagen aufgrund naturschutzrechtlicher Aus-
nahmen und Befreiungen auf Zulassungsebene, die in vielen der genannten Gebiete regel-
mäßig erforderlich sind (siehe oben Abschnitt 7.1.3.1 „Gebietsschutz“), verwirklicht werden 
könnten. Denn dann fehlte diesen Anlagen aufgrund der Ausnahmen im Privilegierungstat-
bestand gerade das Baurecht. 

Jenseits der naturschutzfachlich zu beantwortenden Frage der Auswahl einer geeigneten 
Flächenkulisse290 müssen aus juristischer Sicht solche Ausnahmen von der Privilegierung in 
erster Linie hinreichend bestimmt gefasst sein, um den entsprechenden rechtsstaatlichen 
Anforderungen zu genügen und nicht zuletzt auch die Vollzugsfähigkeit der Vorschrift durch 
die Bauordnungsbehörden zu gewährleisten. Ausnahmeregelungen dürften sich insbeson-
dere dann als rechtssicher und unkompliziert im Vollzug erweisen, wenn zur Prüfung ihres 
Tatbestands keine Gutachten im Einzelfall erforderlich sind, sondern der Tatbestand allein 
anhand allgemein vorhandener oder leicht zu erhebender Informationen geprüft werden 
kann.291 

7.3.3.2 Naturschutzfachliche Anforderungen für die Anlagengestaltung  
Anstelle oder zusätzlich zu einer – positiven oder negativen – Beschränkung der Privilegie-
rung auf bestimmte Flächentypen könnten zur Erzielung von Steuerungswirkungen im Sinne 
der Naturverträglichkeit auch bestimmte Anforderungen an die Ausgestaltung der Freiflä-
chenanlagen im Privilegierungstatbestand verankert werden. Dies könnte zum einen im 
Sinne einer Formulierung allgemeiner naturschutzfachlicher Mindestkriterien für die Anlagen-
ausführung erfolgen. Zum anderen bestünde die Möglichkeit, einen eigenständigen Anlagen-
typ der „Biodiversitäts-PV“ oder auch der „extensiven Agri-PV“ im Privilegierungstatbestand 
zu definieren und die Privilegierung auf diesen und ggf. andere Anlagentypen zu beschrän-
ken. In beiden Fällen kann zudem – soweit naturschutzfachlich indiziert – eine Begrenzung 
von Anlagengrößen oder auch eine Begrenzung des Umfangs privilegierter Anlagen je Plan-
gebiet in den Privilegierungstatbestand aufgenommen werden292. Da es sich insoweit vor-
wiegend um naturschutzfachliche zu beantwortende Fragen nach den dann rechtlich im Rah-
men einer Privilegierungsregelung umzusetzenden Kriterien handelt, kann insoweit auf die 
obigen Ausführungen in Abschnitt 5, insbesondere Abschnitt 5.3 verwiesen werden. 

7.3.3.3 Beachtung weiterer Wirkungen von Privilegierungsregelungen 
In die Erwägungen zur Weiterentwicklung planungsrechtlicher Privilegierungen müssten 
auch deren weitere Wirkungen einbezogen werden, die nicht unmittelbar die Naturverträg-
lichkeit von Anlagen berühren. Zu nennen sind hier insbesondere die Auswirkungen auf die 

 
290  Hierzu sogleich und oben unter Abschnitt 5.3. 
291  Siehe hierzu weiterführend und mit Beispielen Otto/Wegner, Diskussionspapier: Weiterentwicklung der Au-

ßenbereichsprivilegierung von PV-Freiflächenanlagen, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht Nr. 56 
vom 16.02.2023, S. 16. 

292  Otto/Wegner, Diskussionspapier: Weiterentwicklung der Außenbereichsprivilegierung von PV-Freiflächenan-
lagen, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht Nr. 56 vom 16.02.2023, S. 22. 
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kommunale Planungshoheit und die Möglichkeit der Öffentlichkeit, auf die Planungsentschei-
dungen Einfluss zu nehmen. Mit Blick auf die erhofften Erleichterungen für Antragsteller ist 
zudem einschränkend darauf hinzuweisen, dass sich bei Verzicht auf ein Planungsverfahren 
die Prüfungen teilweise in das bauordnungsrechtliche Verfahren verschieben und dort von 
Behörden wahrzunehmen sind, die in der Vergangenheit vielfach keine oder nur wenig Er-
fahrung mit der Zulassung von Freiflächenanlagen hatten.  

Es handelt sich hierbei jedoch ganz überwiegend um Nachteile, die dem Instrument der Pri-
vilegierung nicht als solches anheften, sondern durch eine entsprechende Ausgestaltung ef-
fektiv adressiert werden können. Vor diesem Hintergrund wurde bereits die Einführung von 
§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) sowie Nr. 9 BauGB auch kritisch begleitet und Vorschläge unterbreitet, 
wie einige dieser „Nebenwirkungen“ gesetzgeberisch vermieden werden könnten.293 Möglich 
wäre es insbesondere das auch in der PV-Branche befürchtete und bei den bereits einge-
führten Privilegierungen geltend gemachte Risiko für einen Akzeptanzverlust vor Ort dadurch 
zu adressieren, dass eine weiterentwickelte Privilegierung mit einer Steuerungsmöglichkeit 
der Kommunen über ihre Bebauungsplanung verknüpft würde. Bei entsprechender Umset-
zung hätten Kommunen so stets die Möglichkeit anderweitige Standorte in der Kommune für 
Freiflächenkonzepte auszuweisen und so zwar ihre Veto-Position gegen die Realisierung 
von PV-Freiflächenanlagen überhaupt zu verlieren, ihre Gestaltungsmöglichkeiten hinsicht-
lich der Lage und Größe der Anlagenstandorte sowie der Gestaltung der Anlagen selbst aber 
zu behalten. Die Privilegierung wäre auf diese Weise gegenüber der gemeindlichen Planung 
subsidiär und diente insoweit nicht zuletzt dazu, Kommunen unter Zugzwang zu setzen, kon-
struktiv unter Berücksichtigung aller Umstände vor Ort planerisch tätig zu werden, oder – 
insbesondere in einfach gelagerten Fällen – eine Realisierung von Anlagen auf Grundlage 
der Privilegierungsregelung hinzunehmen294. Soweit Kommunen planten bestünde dann kein 
Unterschied zum üblichen Vorgehen der Standortausweisung mittels Bebauungsplänen samt 
damit einhergehender breiter Öffentlichkeitsbeteiligung, aber auch bei einer Realisierung von 
Anlagen auf Grundlage von Privilegierungen lässt sich diese informell durch die Gemeinden 
organisieren, wenn dies gewünscht ist. 

7.3.4 Rolle und Anwendungsbereich der Raumordnung definieren 
Neben der Weiterentwicklung des Instruments der Außenbereichsprivilegierung für einen na-
turverträglichen Ausbau könnte auch die Abgrenzung der einzelnen Planungsebenen inner-
halb des Planungsrechts in den Blick genommen werden. Derzeit zeigt sich, dass insbeson-
dere der Anwendungsbereich der Raumordnung in Bezug auf die räumliche Steuerung von 
PV-Freiflächenanlagen über das Kriterium der Raumbedeutsamkeit nur äußerst unscharf de-
finiert ist (siehe oben Abschnitt 7.1.2.1 „Raumordnung“). Die Raumbedeutsamkeit wird ein-
zelfallabhängig in Bezug auf den jeweiligen Planungsraum bestimmt, was zudem durch die 
einzelnen Planungsträger unterschiedlich gehandhabt wird. Im Ergebnis lässt sich insbeson-
dere die Raumbedeutsamkeit mittelgroßer Anlagen von einem bis zehn Hektar nicht abstrakt 
bejahen oder verneinen295, womit der Umgriff der raumordnerischen Steuerung auch bezo-
gen auf Naturschutzaspekte unklar bleibt. 

 
293  Otto/Wegner, Diskussionspapier: Weiterentwicklung der Außenbereichsprivilegierung von PV-Freiflächenan-

lagen, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht Nr. 56 vom 16.02.2023, S. 22 ff. 
294  Siehe noch einmal zur subsidiären Ausgestaltung einer Privilegierung Otto/Wegner, Diskussionspapier: Wei-

terentwicklung der Außenbereichsprivilegierung von PV-Freiflächenanlagen, Würzburger Berichte zum Um-
weltenergierecht Nr. 56 vom 16.02.2023, S. 24 ff. 

295  Günnewig et al., Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, Abschlussbericht, 
UBA Texte 141/2022, S. 99; m. w. N. Schmidtchen, Klimagerechte Energieversorgung im Raumordnungs-
recht, 2014, S. 305 f. 
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Der Bundesgesetzgeber könnte diesbezüglich – wenn auch nicht gegenüber den Bundes-
ländern abweichungsfest, so doch standardsetzend – tätig werden und im Raumordnungs-
gesetz die Raumbedeutsamkeit von PV-Freiflächenanlagen pauschal entlang einer bestimm-
ten flächenmäßigen Anlagengröße definieren. Dabei sollte diese Mindestgröße nicht zu ge-
ring angesetzt werden, um der Ausrichtung der Raumordnung auf Planungen und Maßnah-
men mit einer überörtlichen Bedeutung296 zu entsprechen. 

Hierdurch würde nicht nur allgemein die Rechtsklarheit für die Planung von PV-Freiflächen-
anlagen gestärkt, sondern auch in Bezug auf die naturverträgliche räumliche Steuerung in-
sofern ein Mehrwert erzielt, als dass die Einwirkungsbereiche und Zuständigkeiten zwischen 
der Raumordnung und der Bauleitplanung sowie auch gegenüber der gesetzgeberischen 
planersetzenden Außenbereichsprivilegierung (vgl. § 35 Abs. 3 S. 2 BauGB) klar sichtbar 
würden.  

Im Gegensatz zur Steuerung der Windenergie spricht im Falle der Freiflächenphotovoltaik 
schon das Fehlen einer allgemeinen Außenbereichsprivilegierung für solche Anlagen dage-
gen, dass die Raumordnung hier die Aufgabe einer kleinteiligen, abschließenden räumlichen 
Steuerung übernehmen sollte. Diese Aufgabe würde so vielmehr bei den Kommunen ver-
bleiben und auf dieser Ebene durch die punktuellen planersetzenden Privilegierungsregelun-
gen ergänzt werden. Gleichwohl käme der Raumordnung nicht nur die Aufgabe der Flächen-
sicherung zu. Zudem könnte sie neben der negativen Steuerung über die Ausweisung an-
derweitiger, mit der PV-Nutzung unvereinbarer Raumnutzungen und -funktionen, über Vor-
gaben für Maximalgrößen von Anlagen und im Einzelfall auch Höchstflächenvorgaben297 Ge-
sichtspunkte der Tragfähigkeit des jeweiligen Planungsraums berücksichtigen oder auch 
eine gemeinsame Nutzung von Flächen durch Windenergie und Photovoltaik koordinieren. 
Insoweit bedarf es jedoch keiner Fortentwicklung des Rechtsrahmens. Die vorgenannten 
Möglichkeiten der Steuerung bestehen für die Raumordnung schon heute. Hier wird lediglich 
für eine planerische Zurückhaltung bzw. Fokussierung auf bestimmte Anlagengrößen gewor-
ben, um den kommunalen Planungsträgern Gestaltungsspielräume zu belassen. 

7.3.5 Überführung von § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 zu Konzepten der naturverträgli-
chen Gestaltung von Freiflächenanlagen 

Bereits oben wurde herausgestellt, dass die Regelung in § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 hinsicht-
lich Konzepten einer naturschutzverträglichen Anlagengestaltung aufgrund verschiedener 
Aspekte Zweifeln ausgesetzt ist (Abschnitt 7.1.4). Inhaltlich eröffnet § 6 Abs. 4 S. 2 EEG nur 
bei privilegierten Freiflächenanlagen tatsächlich neue Regelungsoptionen zugunsten des 
Naturschutzes, da bei nicht-privilegierten Anlagen eine Steuerung im selben Maße bereits 
über Bebauungspläne und diese begleitende städtebauliche Verträge erfolgen kann. Gerade 
bei privilegierten Anlagen hat der Vorhabenträger aber bereits unabhängig von einem Tätig-
werden der Gemeinde einen Anspruch auf Erteilung der Baugenehmigung selbst für den Fall, 
dass er die naturschutzfachlichen Kriterien nach § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 nicht erfüllen 
sollte. Zudem hat die Gemeinde aufgrund ihrer eigenen finanziellen Beteiligung entspre-
chend der tatsächlich eingespeisten Strommenge einen Anreiz, nicht allzu strenge natur-
schutzfachliche Kriterien aufzustellen, soweit diese geeignet sind, den Stromertrag der An-
lage zu verringern. 

 
296  Kümper, in: Kment, ROG mit Landesplanungsrecht, 1. Aufl. 2019, § 3 Rn. 122. 
297  Zu den allerdings hohen Anforderungen an entsprechende Maximalwerte, da diese die kommunale Planung 

besonders weitgehend beschränken, siehe Hendler, Raumordnungsplanerische Mengenziele zur Windkraft-
nutzung, in: FS-Schröder, 2012, 567 (575 f.). 
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Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob das mit der Einführung des § 6 Abs. 4 S. 2 
EEG 2023 verfolgte Ziel des Gesetzgebers, „sicherzustellen, dass die betreffenden Flächen 
im Zusammenhang mit der Umsetzung von Freiflächenanlagen als artenreiches Grünland 
entwickelt werden“298, nicht durch eine anderweitige rechtliche Umsetzung besser erreicht 
werden könnte. In Betracht käme auch insofern, statt der fakultativen Regelung in § 6 Abs. 4 
S. 2 EEG 2023, einen Anlagentyp zu definieren, der die Grundlage eines Fördertatbestandes 
im EEG und/oder eines Privilegierungstatbestandes im BauGB bilden könnte. Die obigen 
Ausführungen hierzu (Abschnitte 7.3.2 und 7.3.3) gelten insofern entsprechend. Der Sache 
nach würde es sich um einen Anlagentyp im Sinne der „Biodiversitäts-PV“ handeln, wobei 
anhand des § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 und der Gesetzesbegründung, die von einer Ergän-
zung naturschutzfachlicher Standards spricht299, aber unklar bleibt, in welchem Maß eine 
naturschutzfachliche Aufwertung auf der jeweiligen Fläche erzielt werden soll. Zwar würde 
auch die funktionale Überführung von § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 in einen Förder- und/oder 
Privilegierungstatbestand allein einen Anreiz für Vorhabenträger setzen, entsprechend dem 
Ziel einer ökologischen Aufwertung zu agieren. Die Anreize (Förderung bzw. Vorteil des Ver-
zichts auf ein Bebauungsplanverfahren) scheinen aber besser geeignet, den gewünschten 
Effekt auch tatsächlich zu erzielen. Da jenseits dieses Anreizes aber Lücken verblieben, ist 
zu überlegen, ob die Regelung für die verbleibenden Fälle bestehen bleibt, oder unter Inkauf-
nahme einer gewissen Lücke eine Streichung von § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 erfolgt, um eine 
Vereinfachung des Rechtsrahmens, der hier verschiedene, sich überlagernde Vorschriften 
aufweist, zu erreichen. 

Denkbar ist zudem auch eine ordnungsrechtliche Lösung, um im Sinne des § 6 Abs. 4 S. 2 
EEG 2023 die Entwicklung von artenreichem Grünland vorzuschreiben bzw. anzureizen. Als 
Ansatzpunkt hierfür käme die Eingriffsregelung nach §§ 13 ff. BNatSchG in Betracht, auch 
wenn im Bereich planerisch zugelassener Anlagen der Eingriffsausgleich der Abwägung un-
terliegt. Genauer könnte an die verschiedenen landesrechtlichen und untergesetzlichen 
Maßgaben für die Ausgleichsbedürftigkeit von Eingriffen angeknüpft werden.300 Die Erfüllung 
der von § 6 Abs. 4 S. 2 EEG 2023 in Bezug genommenen naturschutzfachlichen Kriterien 
könnte hier bspw. als Voraussetzung dafür normiert werden, dass ein Eingriffsausgleich für 
die PV-Freiflächenanlage bereits auf der Anlagenfläche selbst erfolgt und keine darüber hin-
ausgehenden Ausgleichsmaßnahmen auf anderen Flächen erforderlich sind, wie es teilweise 
im politischen Raum und von Verbänden gefordert wird301. In diese Richtung geht bereits die 
Praxis in Bayern, wo unter ökologisch hochwertigen PV-Freiflächenanlagen solche Anlagen 
verstanden werden, „auf denen ein extensiv genutztes, arten- und blütenreiches Grünland 
entwickelt und gepflegt wird“302 und bei der Erfüllung bestimmter darauf bezogener Maßnah-
men auf zuvor intensiv genutztem Acker- oder Grünland davon ausgegangen wird, „dass in 
der Regel keine erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushalts verbleiben“303. Adres-

 
298  BT-Drs. 20/1630, S. 175. 
299  BT-Drs. 20/1630, S. 175. 
300  Mit Blick auf die Diskussionen um die Bundeskompensationsverordnung und den hier letztlich gefundenen 

Kompromiss erscheint eine weitergehende bundesrechtliche Ausgestaltung als politisch wenig realistisch, 
rechtlich jedoch als möglich.  

301  Nach der PV-Strategie des BMWK (BMWK 2023b: 14f) soll dies jedenfalls für Biodiversitäts-PV-Anlagen ge-
regelt werden. 

302  Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, Bau- und landesplanerische Behandlung von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen, 10.12.2021, https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtund-
technik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf, S. 24 f. 

303  Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, Bau- und landesplanerische Behandlung von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen, 10.12.2021, https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtund-
technik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf, S. 25. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf


 

siert würden mit solchen Bestimmungen vor allem bauplanungsrechtlich privilegierte Anla-
gen, da lediglich für diese die Eingriffsregelung strikt gilt und gerade nicht Gegenstand einer 
ansonsten stattfindenden planerischen Abwägungsentscheidung der Gemeinde ist (siehe 
Abschnitt 7.1.3.1). Aus Sicht der Vorhabenträger würde angereizt, die naturschutzfachlichen 
Kriterien zu erfüllen, da dann – im Regelfall – auf die Heranziehung von Ausgleichsflächen 
außerhalb des Anlagenstandortes bzw. eine Kompensationszahlung verzichtet werden 
könnte. 
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8 Betriebsoptionen für PV-Freiflächenanlagen in der zweiten Be-
triebsdekade 

8.1 Einführung 
Zum Jahresende 2022 waren bundesweit rund 20 Gigawatt PV-Freiflächenanlagen in Be-
trieb. Gut 40 Prozent dieser Anlagenleistung wurde vor dem Jahr 2013 installiert und ist damit 
seit mehr als zehn Jahren in Betrieb (Abb. 25). Knapp 0,5 Gigawatt des Anlagenbestandes 
hat bis Ende 2022 mindestens 15 Betriebsjahre absolviert und nähert sich dem Ende der 
EEG-Förderdauer.  
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Abb. 25: Bruttozubau von PV-Freiflächenanlagen nach Inbetriebnahmejahren. Datenquelle: EEG-

Daten, MaStR 

Für den kleineren Teil der Bestandsanlagen, für die das Ende der zwanzigjährigen EEG-
Förderdauer näher rückt, stellt sich die Frage, ob die Anlagen ohne Förderung weiterbetrie-
ben werden oder ob ein Repowering bzw. der Neubau einer Anlage auf der Fläche geplant 
ist. Für einen größeren Teil des Anlagenbestandes kommt jedoch eher die Option des „akti-
ven Repowerings“ in Frage. Dieses ist seit dem Jahr 2023 möglich. Die rechtlichen Rahmen-
bedingungen wurden dahingehend geändert, dass nicht nur defekte Module unter Beibehal-
tung des bisherigen Vergütungsanspruchs getauscht werden dürfen, sondern dies grund-
sätzlich ohne Verlust des Vergütungsanspruchs zulässig ist.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich auch für den Naturschutz die Frage, ob und in welchem 
Umfang PV-Freiflächenanlagen frühzeitig repowert werden, nach Förderende in Betrieb blei-
ben oder ob eine unter Umständen im Bebauungsplan nach Beendigung der Laufzeit vorge-
sehene Nachnutzung und ein Rückbau der PV-Freiflächenanlage umgesetzt wird. Um dies 
abschätzen zu können, wurde im Rahmen des Vorhabens eine Befragung der Anlagenbe-
treibenden durchgeführt (Abschnitt 8.5). 
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8.2 Quantifizierung der aus dem EEG fallenden PV-FFA 
PV-Anlagen mit einem EEG-Vergütungsanspruch erhalten für eine Dauer von 20 Kalender-
jahren zuzüglich des Inbetriebnahmejahrs eine finanzielle Förderung304. So erhalten Anla-
gen, die im Jahr 2002 installiert wurde, ab dem 01. Januar 2023 keine Förderung mehr. Im 
Zeitraum bis 2035 ist dies für die in Tab. 42 angeführten Leistungen von PV-Freiflächenan-
lagen der Fall. 

Tab. 42: Quantifizierung der aus dem EEG fallenden Leistung von PV-Freiflächenanlagen nach dem 
Inbetriebnahmejahr bzw. dem Jahr des Förderendes (Datenquelle: EEG-Daten, MaStR, 
eigene Berechnungen, ARGE PV-Monitoring 2008) 

Inbetriebnahmejahr Förderende* Leistung [GW] Fläche [ha] ha/MW 

2002 2023 0,008 30 3,6 

2003 2024 0,005 16 3,8 

2004 2025 0,05 170 3,7 

2005 2026 0,08 270 3,5 

2006 2027 0,06 260 4,2 

2007 2028 0,2 610 3,6 

2008 2029 0,2 730 3,3 

2009 2030 0,8 2.350 3,0 

2010 2031 1,6 4.450 2,8 

2011 2032 2,4 5.700 2,4 

2012 2033 3,0 5.910 2,0 

2013 2034 1,2 2.100 1,8 

2014 2035 0,6 980 1,6 

* zum 01.01. des jeweiligen Jahres 

Vor dem Jahr 2004 wurden PV-Freiflächenanlagen nur in geringem Umfang gebaut. Sie stell-
ten damals eine neue Anwendungsart der Photovoltaik dar und waren im Rahmen des EEG 
2000 nur bis zu einer Leistung von 100 Kilowatt förderfähig. In der Praxis wurden die Anlagen 
oft größer gebaut, waren jedoch technisch in maximal 100-Kilowatt-Tranchen aufgeteilt. Mit 
der Aufhebung der Größengrenze im EEG 2004 stiegt der Zubau in den Folgejahren zu-
nächst nur moderat. Ab Ende 2008 sind die Modulpreise weltweit stark gefallen und die ent-
sprechenden Vergütungsabsenkungen konnten nur zeitverzögert umgesetzt werden. Damit 
bestanden hohe Anreize zur Installation von PV-Anlagen, womit auch im Freiflächensegment 
hohe Wachstumsraten zu verzeichnen waren. Im Jahr 2012 wurde schließlich mit Über-
gangsregelungen eine Begrenzung der maximalen Anlagenleistung auf zehn Megawatt ein-
geführt, die Förderung wurde erneut abgesenkt. In der Folge war der Zubau ab 2013 stark 
rückläufig.  

In den Jahren 2023 bis 2030 fallen kumuliert rund 1,4 Gigawatt PV-Freiflächenanlagen aus 
der EEG-Förderung. Diese Anlagen belegen insgesamt rund 4.400 Hektar Fläche, im ge-
wichteten Mittel rund 3,2 Hektar pro Megawatt. In den Jahren 2031 bis 2035 endet die EEG-
Vergütungsdauer für insgesamt 8,8 Gigawatt PV-Freiflächenanlagen mit einer gesamten Flä-
cheninanspruchnahme von rund 19.100 Hektar (2,2 Hektar je Megawatt). 

 
304  Dies gilt nicht für Anlagen, deren Förderhöhe im Rahmen von Ausschreibungen ermittelt wurde/wird. Für diese 

Anlagen gilt ab der Inbetriebnahme eine Förderdauer von 20 Jahren.  



 

Die bis Ende 2022 installierten rund 20 Gigawatt PV-Freiflächenanlagen belegen insgesamt 
rund 35.000 Hektar Fläche (Günnewig et al. 2022c und eigene Berechnungen). Bis Ende 
2030 fallen davon somit lediglich rund sieben Prozent der Freiflächenanlagen-Leistung aus 
der Förderung, aber knapp 13 Prozent der belegten Fläche. Mit heutigen Neuanlagen, die 
ein Hektar pro Megawatt (Günnewig et al. 2022c) und weniger an Flächen benötigen, könnte 
die Leistungs- und Stromausbeute auf den bis Ende 2030 frei werdenden Flächen um mehr 
als den Faktor drei gesteigert werden, wenn PV-Freiflächenanlagen entsprechend des aktu-
ellen technischen Stands errichtet würden305.  

8.3 Optionen zum Weiterbetrieb 
Es wird unterschieden zwischen den Betriebsoptionen ausgeförderter Bestandsanlagen (Ab-
schnitt 8.3.1) und den Optionen für Bestandsanlagen, die das Ende der Vergütungsdauer 
noch nicht erreicht haben und für die aktives Repowering in Frage kommt (Abschnitt 8.3.2). 

8.3.1 Weiterbetrieb ausgeförderter Bestandsanlagen 
Von 2023 bis 2030 fallen PV-Freiflächenanlagen mit einer Gesamtleistung von 1,4 Gigawatt 
nach zwanzig Jahren Förderdauer aus dem EEG (vgl. oben Abschnitt 8.2). Für diese Anlagen 
bestehen im Kern folgende Optionen: 

• Weiterbetrieb der Anlage ohne wesentliche technische Änderungen 

○ Es erfolgt keine Leistungssteigerung der Anlage. Denkbar sind jedoch Maßnah-
men zur Sicherstellung eines mehrjährigen Weiterbetriebs, z. B. in Form eines 
Austauschs der Wechselrichter. 

• Ende des Anlagenbetriebs und vollständiger Rückbau der Anlage 

○ Der Betrieb der Anlage wird eingestellt und sie wird vollständig rückgebaut. Die 
Fläche kann somit wieder der jeweils bestimmten, ggf. ursprünglichen Nutzung 
zugeführt werden, z. B. zur landwirtschaftlichen Nutzung. 

• Repowering wesentlicher Anlagenteile oder Rückbau der Anlage und Bau einer 
Neuanlage auf derselben Fläche 

○ Der Übergang vom Repowering zum Anlagenneubau ist fließend. Denkbar ist, 
dass die Unterkonstruktion (oder Teile davon, bspw. die Rammpfähle) weiter ge-
nutzt werden. Da in der Regel bis zu einer Verdreifachung der Leistung auf der 
Fläche möglich ist, stellt der Netzanschluss möglicherweise eine Restriktion dar. 
Sofern dieser nicht für die neue Anlagenleistung geeignet ist, muss die Anlage 
unter unvollständiger Ausnutzung der Fläche kleiner ausgelegt oder ein ande-
rer/zusätzlicher Netzverknüpfungspunkt erschlossen werden.  

○ Vergütungsrechtlich unterscheidet sich dieser Fall des Repowerings nicht vom 
Bau einer Neuanlage – für beide Optionen kann die Neuanlagenvergütung im 
Rahmen der Festvergütung oder über die Teilnahme an den EEG-Ausschreibun-
gen in Anspruch genommen werden. 

Welche Option im Einzelfall verfolgt wird, ist in hohem Maße abhängig von den jeweiligen 
Kosten der technischen Ertüchtigung für den Weiterbetrieb, des Repowerings oder des An-
lagenneubaus gemessen an den erzielbaren Erlösen. Für Anlagen, die weiterbetrieben wer-

 
305  Agri-PV-Anlagen benötigen aufgrund der Doppelnutzung deutlich größere Flächen pro Leistungseinheit.  
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den – für die also kein Modulaustausch erfolgt –, wird in der Regel entweder eine Vermark-
tung als Power Purchase Agreement (PPA)306 oder im Rahmen der sonstigen Direktvermark-
tung erfolgen. Für kleine Anlagen bis 100 Kilowatt, die hauptsächlich vor dem Inkrafttreten 
des EEG 2004 installiert wurden, besteht bis Ende 2027 die Möglichkeit, von der „Auffangre-
gelung“ des § 21 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023 Gebrauch zu machen. In diesem Fall erhalten die 
Anlagenbetreibenden den Jahresmarktwert Solar abzüglich der Vermarktungskosten der 
Übertragungsnetzbetreiber als Anschlussvergütung. Grundsätzlich kann nicht in das Netz 
der öffentlichen Versorgung eingespeister Strom auch vor Ort selbst verbraucht werden. Da 
PV-Freiflächenanlagen in der Regel vergleichsweise hohe Leistungen haben und oft ver-
brauchsfern installiert sind, ist davon auszugehen, dass der Strom überwiegend einspeist 
werden wird. 

Für das Anlagenrepowering (d. h. mindestens den Austausch der Module) bzw. den kom-
pletten Rück- und anschließenden Neubau kommen einerseits die oben bereits beschriebe-
nen Vermarktungswege über PPA, sonstige Direktvermarktung oder Eigenversorgung in 
Frage. Andererseits kann in diesem Fall auch die Neuanlagenvergütung in Anspruch genom-
men werden (bis zu einem Megawatt bei klassischen Anlagen bzw. bis sechs Megawatt bei 
Bürgerenergieanlagen) bzw. ein im Rahmen der EEG-Ausschreibungen erzielter Vergü-
tungsanspruch.  

Die zukünftig geplanten Vermarktungswege für Anlagen, die das Ende der gesetzlich garan-
tierten Vergütungsdauer erreichen, wurden im Rahmen einer Befragung der Anlagenbetrei-
benden (vgl. Abschnitt 8.5) thematisiert.  

8.3.2 Aktives Repowering 
Mit aktivem Repowering wird der Austausch nicht defekter Bestandsmodule vor dem Ablauf 
der Vergütungsdauer verstanden. Mit de8.5r Novelle des Energiesicherungsgesetzes wurde 
mit den §§ 38b Abs. 2 und 48 Abs. 4 EEG 2023 der rechtliche Rahmen gesetzt. Ab 2023 
können demnach auch funktionsfähige Solarmodule durch leistungsstärkere ersetzt und da-
bei der bisherige EEG-Vergütungsanspruch aufrechterhalten werden. Die EEG-Vergütung 
kann jedoch nur für die bisher vergütete Leistung in Anspruch genommen werden, nicht für 
den Leistungsaufwuchs. Vor dem Inkrafttreten dieser Regelung waren dem Austausch von 
Modulen enge Grenzen gesetzt: unter Beibehaltung des Vergütungsanspruchs war nur der 
Austausch defekter oder gestohlener Module zulässig. 

Damit ist bereits vor dem Förderende von Solarparks der Ersatz von leistungsschwachen 
alten Modulen durch leistungsstärkere Module eine Option, um auf bestehenden und aktiven 
Standorten die installierte Leistung und die jährliche Energieerzeugung erheblich und schnell 
zu erhöhen. Wie Tab. 42 in Abschnitt 8.2 zeigt, benötigten Solarparks, die in den Jahren bis 
2009 installiert wurden, pro Megawatt installierter Leistung eine Fläche von drei bis vier Hek-
tar. Heutige Neuanlagen erfordern pro Megawatt lediglich einen Hektar und weniger, womit 
im Mittel eine Leistungssteigerung auf das Drei- bis Vierfache möglich ist. Eine Vorausset-
zung dafür ist, dass der bestehende Netzanschluss für diese Leistungssteigerung geeignet 
ist oder ein neuer Netzverknüpfungspunkt zu wirtschaftlich tragbaren Konditionen erschlos-
sen werden kann.307 

 
306  Als Power Purchase Agreement (PPA) wird ein Stromliefervertrag bzw. Direktabnahmevertrag für den produ-

zierten Strom bezeichnet, in der Regel ist dieser Vertrag auf eine lange Laufzeit ausgelegt und gibt dem 
Betreiber so ausreichend Planungssicherheit.  

307  Beispielrechnungen finden sich in Anhang (Abschnitt B) wieder. 

  205 



 

8.4 Recyclingwirtschaft: Regeln für “Second Life” und “Recycling” 
Bei einer Lebensdauer von etwa 20 bis 30 Jahren ist zu erwarten, dass die Module der frühen 
Generation zunehmend in die Entsorgung bzw. das Recycling gehen werden (BDEW 
2022308). Über die letzten 15 bis 20 Jahre hat sich die in der PV-Branche verwendete Modul-
technologie erheblich gewandelt. Die in dieser Zeit genutzten Technologien und deren po-
tenziellen Nachlässe sind im Zuge einer PV-Recyclingwirtschaft zu bewältigen. Man unter-
scheidet die Weiterverwendung funktionsfähiger Module im Sinne eines „Second Life“ und 
die Wiederverwertung der Rohstoffe außer Betrieb gegangener Module, das „Recycling“, 
bestenfalls sogar zur Herstellung neuer leistungsfähigerer Module309.  

Die Initiativen in Deutschland, ob seitens einzelner Hersteller, seitens von Unternehmens-
verbänden, werden übersichtlich in einem Fachbeitrag im EU-Recycling-Magazin dargestellt. 
Szombathy & Kroll 2022 beschreiben verschiedene Technologien und fassen zusammen, 
dass vor allem Silizium-basierte Module produziert wurden: „Alle bestehen aus mindestens 
75 Prozent Glas. PV-Paneele mit mono- oder polykristallinem Silizium setzen sich darüber 
hinaus aus zehn Prozent Polymer, acht Prozent Aluminium, fünf Prozent Silizium, einem Pro-
zent Kupfer und unter einem Promille Silber und anderen Metallen zusammen.“ Abschlie-
ßend wird auf Monteiro (2018) verwiesen und zusammengefasst, dass die Behandlungsab-
läufe für mono- und multi-kristallines Silizium inzwischen gut entwickelt seien, während Re-
cyclingmethoden für anderweitige PV-Technologien nur unzureichend vorliegen. “Treffender 
ist wohl die Äußerung von V. M. Fthenakis und P. D. Moskowitz vom Brookhaven National 
Laboratory, die 2009 angaben: ‚Momentan mögen die ökonomischen Anreize noch unzu-
reichend sein, um die Photovoltaik-Industrie zu einem freiwilligen Recycling zu bewegen.‘ 
Doch sie fügten auch hinzu: ‚Das mag sich in der Zukunft ändern, wenn mehr wirtschaftliche 
Stimuli winken, um saubere Technologien zu entwickeln, Umweltverschmutzung zu verhin-
dern und CO2-Emissionen zu reduzieren.“ (Szombathy & Kroll 2022: 32) 

Wiedergewonnen und als Sekundärrohstoffe aufbereitet werden vor allem die Hauptbestand-
teile Glas und Aluminium, aber auch Silizium, verzinntes Kupfer (Busbars) und andere. Die 
Rückgewinnung von Silizium und Silber scheint im fortgeschrittenen Entwicklungsstadium zu 
sein, denn ein wirtschaftliches Verfahren wird erst jüngst als Weltneuheit vom Fraunhofer-
Center propagiert (BDEW 2022). 

8.5 Befragung der Anlagenbetreibenden 
Einleitung und Hintergrund 
Mit einer Umfrage der Anlagenbetreibenden zu „Betriebsoptionen von PV-Freiflächenanla-
gen in der zweiten Betriebsdekade“ wird ein erster empirischer Anhaltspunkt dazu gegeben, 
welche Betriebsoptionen Anlagenbetreibende im Vorfeld bzw. nach dem Ende der zwanzig-
jährigen EEG-Vergütungsdauer erwägen bzw. inwieweit sie sich bereits mit diesem eintre-
tenden Fall beschäftigt haben. Die Umfrage behandelt auch das Thema des aktiven 
Repowerings, für das mit dem EEG 2023 eine entsprechende Regelung eingeführt wurde 
(vgl. Abschnitt 8.3.2). 

Die Umfrage setzt sich aus zwei Thementeilen zusammen. Der erste Teil beschäftigt sich mit 
dem Ende der zwanzigjährigen EEG-Vergütungsdauer und daraus resultierender Fragen, 

 
308  PV-Anlagen: Im Angesicht der Entsorgungswelle. 04.07.2022. https://www.bdew.de/online-magazin-zweitau-

send50/stoffwechsel/pv-anlagen-im-angesicht-der-entsorgungswelle/, zuletzt 24.07.2023 
309  Fraunhofer ISE hat im Februar 2022 eine Meldung zum vollständigen Recycling von Modulen veröffentlicht: 

https://www.ise.fraunhofer.de/en/press-media/press-releases/2022/solar-cells-from-recycled-silicon.html  
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z. B. ob eine vollständige Ausschöpfung der Vergütungsdauer beabsichtigt ist, welche Ge-
schäftsmodelle geplant sind oder ob womöglich ein Rückbau erfolgt. Der zweite Teil der Be-
fragung behandelt das Thema des aktiven Repowerings, das durch die Novelle des Energie-
sicherungsgesetzes in den §§ 38b Abs. 2 und 48 Abs. 4 EEG 2023 eingeführt wurde. Ab 
2023 können demnach auch funktionsfähige Solarmodule durch leistungsstärkere ersetzt 
und dabei der bisherige EEG-Vergütungsanspruch aufrechterhalten werden. Die EEG-Ver-
gütung kann jedoch nur für die bisher vergütete Leistung in Anspruch genommen werden, 
nicht für den Leistungsaufwuchs. In diesem Kontext wurden Fragestellungen zum Zeithori-
zont des aktiven Repowerings, zur erwarteten Leistungssteigerung, zu beabsichtigten Ge-
schäftsmodellen, zum Anlagenlayout und zur Entsorgung der alten Module beleuchtet. 

Befragte und Befragungsmethodik 
Als Grundgesamtheit wurden die Betreibenden von PV-Freiflächenanlagen größer 1 Mega-
watt, die vor 2013 in Betrieb genommen wurden, aus dem Marktstammdatenregister ermittelt 
(rund 1.190 Betreiber mit insgesamt 7,6 Gigawatt). Eine E-Mailadresse war für 663 Betrei-
bende bzw. insgesamt 5,1 Gigawatt Leistung angegeben. Zusätzlich wurden händisch zehn 
Betreibende ausgewählt, die mehrere und/oder größere PV-Freiflächenanlagen betreiben 
und für die keine Kontaktdaten im Marktstammdatenregister hinterlegt waren. Insgesamt 
wurden 673 Anlagenbetreibende angeschrieben.  

Die Angaben zu den Betreibenden im Marktstammdatenregister bilden verschiedene Be-
triebskonzepte ab. So sind neben typischen Projektgesellschaften („Solarpark XYZ“ GmbH 
& Co. KG) auch Unternehmen mit zahlreichen Anlagen im Portfolio sowie Einzelpersonen 
mit Einzelanlagen vertreten. Wie die Namen vieler Projektgesellschaften zeigen, steht hinter 
diesen eine Muttergesellschaft. Die Befragung war so angelegt, dass nicht pro Einzelanlage, 
sondern pro Unternehmen einschließlich verbundener Unternehmen (also einschl. Projekt-
gesellschaften) eine Rückmeldung erbeten wurde310.  

Die Befragung war für alle potenziell teilnehmenden Anlagenbetreibenden vom 19.04.2023 
bis 08.05.2023, also 20 Tage, zugänglich. Während dieses Zeitraums haben 104 Anlagen-
betreibende die Umfrage in vollem Umfang bearbeitet. Damit lag die Rücklaufquote bei rund 
15 Prozent.  

Die Befragung wurde mit der Web-Applikation SoSci-Survey zur Gestaltung von Online-Be-
fragungen durchgeführt. Die Ergebnisse dieser 104 Fragebögen werden in der folgenden 
Auswertung näher analysiert. Der Fragebogen enthielt auch bedingte Fragestellungen, war 
also verzweigt: bei einzelnen Fragestellungen wurden je nach Antwort eine oder mehrere 
weitere Fragen eingeblendet. Die Anzahl der jeweils beantworteten Fragen lag deshalb in 
einigen Fällen deutlich unterhalb der Anzahl der insgesamt beantworteten Fragebögen. (Der 
Fragebogen befindet sich im Anhang (Abschnitt B.2). 

Zum Einstieg in die Befragung wurde zur Einordnung der Ergebnisse die Portfoliogröße der 
Anlagenbetreibenden abgefragt (vgl. Abb. 26). Rund 70 Prozent der Befragten betreibt ein 
Anlagenportfolio mit bis zu zehn Megawattpeak. Zehn Prozent der Befragten verfügen dage-
gen über ein großes Portfolio von mehr als 250 Megawatt. Aus Datenschutzgründen wurden 
keine exakten Portfoliogrößen abgefragt, sondern Größenordnungen. Zieht man jeweils die 

 
310  Auf eine Abfrage projektindividueller Angaben wurde verzichtet, weil einerseits Datenschutzgründen dage-

gensprachen und andererseits der damit verbundene Antwortaufwand für Akteure mit mehreren Anlagen im 
Portfolio sehr groß gewesen wäre (was sich höchstwahrscheinlich negativ auf die Rücklaufquote ausgewirkt 
hätte). 
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größte Leistung der angegebenen Klassen heran und setzt für die größte Klasse die Min-
destleistung lässt sich daraus ermitteln, dass der leistungsbezogene Anteil der Akteure und 
Akteurinnen mit einem Portfolio von mind. 250 Megawattpeak bei mindestens 50 Prozent der 
von den Befragten betriebenen PV-Leistung liegt. 
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Abb. 26: Portfoliogröße an in Betrieb befindlichen PV-Freiflächenanlagen 

Umgang mit dem Auslaufen der EEG-Vergütung 
Im ersten Teil der Befragung wurde zunächst abgefragt, ob die Betreibenden Anlagen in 
ihrem Portfolio haben, die seit mindestens 15 Jahren in Betrieb sind (Frage 2). Von den 
104 Befragten gaben 18 Betreibende (17 Prozent) an, dass sie entsprechende Anlagen im 
Portfolio haben. Der überwiegende Teil der Anlagenbetreibenden ist demnach derzeit noch 
nicht mit der Frage des Umgangs mit der PV-Freiflächenanlagen nach EEG-Vergütungsende 
konfrontiert. Alle weiteren Fragen im ersten Teil der Befragung richteten sich daher an maxi-
mal 18 Anlagenbetreibende. Alle anderen 83 Anlagenbetreibenden stiegen erst wieder im 
zweiten Teil der Befragung (Frage 10) ein.  

Bei den 18 Anlagenbetreibenden handelt es sich überwiegend (ca. 70 Prozent) um Betrei-
bende mit einem Portfolio bis einschließlich zehn Megawattpeak. Auf die Portfoliogrößen mit 
mehr als 50 Megawattpeak bis einschließlich 250 Megawattpeak und für mehr als 250 Me-
gawattpeak entfallen zwei bzw. drei Anlagenbetreibende.  

Zusätzlich dazu wurden die 18 Anlagenbetreibenden, die PV-Freiflächenanlagen älter als 15 
Jahre in ihrem Portfolio haben, gefragt, ob es Freiflächenanlagen in ihrem Portfolio gibt, bei 
denen sie planen, die EEG-Vergütungsdauer vollständig auszuschöpfen (Frage 3). Dies be-
jahten alle 18 Anlagenbetreibenden. 

Die daran anschließende Frage richtete sich wiederum an die 18 Anlagenbetreibenden mit 
Anlagen älter als 15 Jahren. Dabei wurde erhoben, für welchen leistungsbezogenen Anteil 
ihrer mindestens 15 Jahre alten Anlagen sie die vollständige Ausschöpfung der EEG-Vergü-
tungsdauer planen (Frage 4). Über drei Viertel der Befragten (78 Prozent bzw. 14 Anlagen-
betreiber) planen die Vergütungsdauer vollständig auszuschöpfen. Jeweils eine*einer der 
Anlagenbetreibenden plant die leistungsbezogene Ausschöpfung von fünf Prozent, 20 Pro-
zent, 30 Prozent und 70 Prozent. In der Tendenz ist somit klar zu erkennen, dass die Ge-
schäftsmodelle auf eine lange Laufzeit der Anlage mit EEG-Vergütung ausgelegt sind. 
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Anschließend wurde abgefragt, welche Optionen die Anlagenbetreibenden nach dem Aus-
laufen der EEG-Vergütung für ihre betroffenen Anlagen erwägen (Frage 5). Der Fokus der 
Anlagenbetreibenden liegt dabei recht eindeutig auf dem Weiterbetrieb der Anlagen: Diese 
Angabe machten 16 der 18 Befragten. Mit zehn Anlagenbetreibenden planen über die Hälfte 
der 18 befragten Betreibenden ihr betroffenes Anlagenportfolio vollständig weiterzubetrei-
ben. Sechs weitere Anlagenbetreibende planen einen Teil ihrer Anlagen weiterzubetreiben. 
In allen dieser sechs Fälle wird der teilweise Weiterbetrieb von Anlagen in Kombination mit 
der Option des Rückbaus und etwaigem anschließendem Repowering/Neubau von Anlagen 
angegeben. Jedoch ist hier keine klare Tendenz zu erkennen. Manche dieser sechs Betrei-
benden setzen mehr auf den Weiterbetrieb (bis zu 60 Prozent Weiterbetrieb) und manche 
setzen deutlich stärker auf die die Rück-/ Neubauoption (bis zu 95 Prozent). Ein*Eine Anla-
genbetreiber*Anlagenbetreiberin plant für alle Anlagen den kompletten Rück-/Neubau. Ins-
gesamt ziehen den Ergebnissen zufolge somit sechs Anlagenbetreibende die Rück-/Neu-
bauoption zumindest zu einem gewissen prozentualen Anteil ihrer Anlagen in Betracht. Ins-
gesamt stellt diese Option im Vergleich zur Weiterbetriebsoption jedoch eine Minderheit dar. 
Genauso verhält es sich mit einer*einem weiteren Anlagenbetreibenden, nur diese*dieser 
plant für zehn Prozent der Anlagen den vollständigen Rückbau (ohne Repowering) . Insge-
samt liegt damit der Fokus sehr klar auf einer Ausschöpfung der Vergütungsdauer und an-
schließendem Weiterbetrieb. 

Für die 16 Anlagenbetreibenden, die die Folgeoption Weiterbetrieb zumindest für einen Teil 
des betroffenen Portfolios angegeben haben, wurde anschließend ermittelt, welches Ge-
schäftsmodell sie für den Weiterbetrieb ihrer Anlagen planen (Frage 6). Acht Anlagenbetrei-
bende, also die Hälfte der von der Fragestellung betroffenen Anlagenbetreibenden, planen 
zumindest für einen Teil ihrer Anlagen die Vermarktung über PPAs. Fünf davon (ca. 28 Pro-
zent) planen die vollständige Vermarktung über PPAs, fünf andere Anlagenbetreibende (ca. 
31 Prozent) sehen eine Direktvermarktung an der Strombörse vor, davon drei Betreibende 
für ihr gesamtes betroffenes Portfolio. Die vollständige und teilweise Eigenversorgung plant 
nur ein Anlagenbetreiber oder eine Anlagenbetreiberin (anteilig für einen Teil des Portfolios). 
Für vier der Befragten ist das Folgegeschäftsmodell noch offen. 

Die acht Befragten, die in der vorherigen Frage bei der Antwortoption PPA eine Angabe ge-
macht haben, wurden nach der angestrebten PPA-Laufzeit für die Vermarktung befragt 
(Frage 7). Sieben der Befragten kalkulieren mit einer PPA-Laufzeit von fünf bis zehn Jahren; 
ein Betreiber bzw. eine Betreiberin gibt eine deutlich längere PPA-Laufzeit von 25 Jahren an.  

Für die acht Anlagenbetreibenden, die bei Frage 5 die Option „Rückbau und anschließend 
Bau einer Neuanlage“ angegeben haben, wurde zusätzlich erfragt, von welcher Leistungs-
steigerung auf der Fläche im Mittel für die Neuanlagen ausgegangen wird (Frage 8). Mehr 
als die Hälfte der Befragten erwartet, dass eine Leistungssteigerung auf das zwei- bis drei-
fach der ursprünglichen Leistung, erreicht werden kann. Zwei Anlagenbetreibende gehen von 
einer Leistungssteigerung um den Faktor 1,5 (+/-) und eine*einer um den Faktor 5 aus. 

Die Ergebnisse zu den Fragen 9 und 10 (Gründe für den Rückbau und zukünftige Nutzung 
der frei werdenden Flächen) haben aufgrund der geringen Anzahl an Rückmeldungen keine 
Aussagekraft.311 

 
311  Lediglich ein Anlagenbetreiber hat die Option des vollständigen Rückbaus bejaht, und dies auch nur für zehn 

Prozent seines Portfolios. Der genannte Hauptgrund für den Rückbau ist, dass der Pacht- und Nutzungsver-
trag nicht verlängert wird. Die frei werdende Fläche wird danach voraussichtlich wieder landwirtschaftlich ge-
nutzt. 
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Aktives Repowering 
Der zweite Teil der Befragung befasst sich mit dem aktiven Repowering. Zu Beginn dieses 
Themenschwerpunkts erfolgte die generelle Abfrage, ob die Anlagenbetreibenden die Nut-
zung der Möglichkeit des aktiven Repowerings von PV-Freiflächenanlagen vor dem Ablauf 
der EEG-Vergütungsdauer nach §§ 38b Abs. 2 und 48 Abs. 4 EEG 2023 beabsichtigen 
(Frage 11). 31 der 104 befragten Betreibenden (ca. 30 Prozent) gaben an, dass sie die Nut-
zung des aktiven Repowerings für Anlagen in ihrem Portfolio planen.  

Bezogen auf die Portfoliogrößen teilen sich die 31 Betreibenden, die das aktive Repowering 
in Betracht ziehen, wie in Abb. 27 dargestellt auf. Demnach planen in erster Linie Anlagen-
betreibende mit einer Portfoliogröße von mehr als 50 MWp die Option des aktiven 
Repowerings in Anspruch zu nehmen. Von den kleineren Anlagenbetreibenden planen le-
diglich 18 Prozent bzw. 40 Prozent mit der genannten Option. 
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Abb. 27: Anzahl der Anlagenbetreibenden die das aktive Repowering planen (in Verbindung mit der 

Größe des Anlagenportfolios) 

Für diese 31 Teilnehmenden wurden die Fragen 12-18 aktiviert. Die übrigen 73 Teilnehmen-
den wurden direkt zur Abschlussfrage 19 weitergeleitet. Die nachfolgenden Ergebnisse be-
ziehen sich deshalb auf maximal 31 Befragte, die die Absicht zu aktivem Repowering bejaht 
haben. 

Anschließend wurde gefragt, nach wie vielen Betriebsjahren die Anlagenbetreibenden pla-
nen, eine oder mehrere Bestandsanlage(n) im Zuge des aktiven Repowerings zu ersetzen 
(Frage 12). Fast die Hälfte der Anlagenbetreibenden hatte zum Durchführungszeitpunkt der 
Umfrage den Zeitpunkt der Inanspruchnahme des aktiven Repowerings noch nicht festgelegt 
(vgl. Abb. 28). Hingegen der Vermutung, dass es sich dabei hauptsächlich um Anlagenbe-
treibende mit einem eher kleinen Anlagenportfolio handelt, geben Betreiber aller Größen-
klassen in ähnlichem Umfang an, dass der Zeitpunkt des aktiven Repowerings noch nicht 
beschlossen wurde. Fast alle weiteren Anlagenbetreibenden (16 Betreibende) planen das 
aktive Repowering für die zweite Betriebsdekade, davon – mit neun Nennungen der über-
wiegende Teil – nach dem 15. Betriebsjahr. Lediglich eine*einer der Anlagenbetreibenden 
gibt für das aktive Repowering eine Inanspruchnahme vor Beginn des elften Betriebsjahres 
an. 
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Abb. 28: Geplanter Zeitpunkt des aktiven Repowerings. Angabe nach Betriebsjahren. 

Mit der nächsten Frage wurde ermittelt, von welcher Leistungssteigerung die Anlagenbetrei-
benden durch die Nutzung des aktiven Repowerings ausgehen. Abgefragt wurde das Ver-
hältnis der Anlagenleistung nach dem Repowering zur Leistung vor dem Repowering 
(Frage 13). Die Befragung ergab einen Mittelwert von 2,2 und einen Median von 2,0 für das 
erwartete Leistungsverhältnis im Vergleich zur Bestandsanlage (vgl. Abb. 29). Die niedrigste 
erwartete Leistungssteigerung wurde mit dem Faktor 1,2 angegeben, die Höchste mit dem 
Faktor 8 (wurde in der Grafik nicht berücksichtigt). Vier der 31 Anlagenbetreibenden konnten 
keine Angaben zur erwarteten Leistungssteigerung machen. 

 
Abb. 29: Mittlere erwartete Leistungssteigerung durch die Inanspruchnahme des aktiven 

Repowerings. 

Um zu erörtern, aus welchen Gründen die Anlagenbetreibenden das aktive Repowering in 
Betracht ziehen, wurde anschließend die Gewichtung von vier vorgegebenen Gründen ab-
gefragt. Die Teilnehmenden konnten dabei wählen, in welchen Umfang die Gründe für sie 
zutreffend sind. Zusätzlich wurde den Betreibenden die Möglichkeit gegeben, weitere Gründe 
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anzugeben (Frage 14). Als wichtigster Grund für das aktive Repowering wurde die zu erwar-
tende Ertragssteigerung genannt, von der – bis auf eine*n – alle Betreibenden ausgehen 
(vgl. Abb. 30). Auch die frühzeitige Sicherung der Flächenweiternutzung und die Möglichkeit, 
auf unkalkulierbare technische Probleme reagieren zu können, spielt für etwa 50 Prozent 
bzw. 40 Prozent der Befragten eine wichtige Rolle. Die Umsetzung eines anderen Anlagen-
layouts spielte hingegen eine eher geringe Rolle. Als weitere Gründe wurden im Freitextfeld 
Einzelaspekte angegeben312

312  Weitere genannte Aspekte: Austausch der Leistungselektronik (Wechselrichter), bessere Netzdienlichkeit, 
Schäden an den bestehenden Modulen, Kostenvorteile ggü. Neuprojekten, bessere Ausnutzung des An-
schlusspunktes. 
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Abb. 30: Gründe für die Inanspruchnahme des aktiven Repowerings 

Die Möglichkeit zur Umsetzung eines anderen Anlagenlayouts wurde in den darauffolgenden 
beiden Fragen vertieft. Zunächst wurde abgefragt, ob die Anlagenbetreibenden eine Ände-
rung des Anlagenkonzepts/- oder -layouts planen (Frage 15). Von den 31 angesprochenen 
Betreibenden bejahten diese Frage lediglich sechs (20 Prozent). Aufgrund der geringen Be-
strebungen zur Änderung des Anlagenlayouts wird die in der anschließenden Fragestellung 
aufgeworfenen Frage der detaillierten Anlagenänderung an dieser Stelle nicht weiter ver-
tieft.313

313  Aus den Antworten der sechs Betreibenden, die eine Änderung des Anlagenlayouts anstreben, lässt sich nicht 
klar ableiten, welches Anlagenkonzept vorwiegend verfolgt werden soll. Drei Anlagenbetreibende haben Be-
strebungen in Richtung eines Biodiversitäts-Solarparks angegeben. Die Möglichkeiten zur Errichtung einer 
Agri-PV-Anlage (Kategorie I bzw. II nach DIN SPEC 91434) werden von den sechs Anlagenbetreibenden eher 
nicht verfolgt. Zusätzlich wurde die Option genannt eine Änderung der Anlagenlayouts durch die Inkludierung 
eines Speichers durchzuführen. Im Rahmen der freien Antwortmöglichkeit wurden keine weiteren/anderen 
Anlagenkonzepte als die vorgegebenen genannt. 

 

Anschließend wurde abgefragt, welche Vermarktungsform im Rahmen des aktiven 
Repowerings geplant ist (Frage 16). Knapp 84 Prozent der Anlagenbetreibenden (26 Anla-
genbetreibende) planen zumindest für Teile des betroffenen Portfolios eine Direktvermark-
tung an der Strombörse. Davon planen zehn Anlagenbetreibende für alle ihre Anlagen im 
Rahmen des aktiven Repowerings eine Vermarktung direkt an der Strombörse. Als zweit-
häufigste Form wurde mit 60 Prozent (19 Anlagenbetreibende) die Vermarktungsform über 
PPAs angegeben. Davon planen mehr als die Hälfte der Betreibenden die Vermarktung von 
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mehr als 50 Prozent ihrer Anlagenleistung über PPAs. Auffallend ist an dieser Stelle, dass 
sich die Gewichtung bzw. Relevanz der Vermarktungsformen deutlich von den Ergebnissen 
der sechsten Frage aus Teil 1 unterscheidet, in der die generelle Vermarktungsform nach 
Ende der EEG-Vergütungsdauer abgefragt wurde. Hier lag der Fokus vor allem auf PPAs, 
welche im Fall des aktiven Repowerings von den Betreibenden als weniger relevant einge-
stuft wurden. 

Mit der nächsten Frage wurde der weitere Nutzungsweg der noch funktionsfähigen Module 
erörtert. Es wurden hierfür prozentuale Einschätzungen abgefragt. Die Anlagenbetreibenden 
gehen demnach in einem sehr ähnlichen Verhältnis von der Nutzung der Module auf dem 
Zweitmarkt sowie dem Recycling der Module aus. Von den 31 betroffenen Anlagenbetrei-
benden gaben 20 (ca. 65 Prozent) den Nutzungsweg des Zweitmarkts an und fast die Hälfte 
davon rechnet sogar mit einem vollständigen Verbleib der Module auf dem Zweitmarkt. Ähn-
lich verhält es sich für das Recycling, von dem 18 Anlagenbetreibende (ca. 60 Prozent) aus-
gehen. Davon rechnen etwa zwei Drittel mit dem vollständigen Recycling. Auf weitere Nut-
zungswege entfällt nur ein vernachlässigbarer Teil der Antworten.314

314  Weitere genannte Vermarktungsformen: Speicherung von Wasserstoff und Verkauf des Portfolios. 
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Abb. 31: Gründe gegen die Inanspruchnahme des aktiven Repowerings 

Für alle Umfrageteilnehmenden wurden abschließend die Gründe erörtert, die gegen eine 
Inanspruchnahme des aktiven Repowerings sprechen. Dadurch könnten in Zukunft die ent-
sprechenden Gründe adressiert werden (vgl. Abb. 31). Der Hauptgrund gegen die Inan-
spruchnahme des aktiven Repowerings ist für die befragten Anlagenbetreibenden das Be-
streben, funktionsfähige Anlagen möglichst weiterzubetreiben. Für mehr als die Hälfte der 
104 Teilnehmenden trifft dieser Grund entweder eher oder voll zu. Für die Hälfte der Befrag-
ten trifft der Grund des „zu geringen wirtschaftlichen Vorteils“ entweder eher oder voll zu. 
Eine fehlende Finanzierung und eine zu geringe Restlaufzeit der EEG-Förderung sind für 
rund 35 bis 40 Prozent der Anlagenbetreibenden Gründe gegen aktives Repowering. Dar-
über hinaus wird deutlich, dass eine Weiternutzung der Flächen in den meisten Fällen einem 
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aktiven Repowering nicht entgegensteht. Weitere Gründe gegen aktives Repowering konn-
ten die Umfrageteilnehmenden in einem Freitextfeld angeben. Die Antworten umfassten vor 
allem Themen des Netzanschlusses und der Einspeisung.315 

Zusammenfassung der Befragung 
Der erste Teil der Befragung behandelt den Umgang mit dem Auslaufen der EEG-Förderung 
für Bestandsanlagen. Die Rückmeldungen zeigen, dass die Betreibenden von PV-Freiflä-
chenanlagen, die mindestens 15 Jahre in Betrieb sind, zu einem hohen Teil eine vollständige 
Ausschöpfung der EEG-Vergütungsdauer planen. Für den Umgang mit den Anlagen nach 
dem Auslaufen der Vergütung wird in erster Linie auf den Weiterbetrieb der Anlagen und eine 
Vermarktung über PPAs oder die Direktvermarktung an der Strombörse (z. B. Spotmarkt), 
gesetzt. Der Neubau oder der vollständige Rückbau der Anlage(n) spielen für die befragten 
Anlagenbetreibenden nur eine sehr untergeordnete Rolle.  

Rund 30 Prozent der Befragten gaben an, dass sie für Anlagen in ihrem Portfolio aktives 
Repowering planen. Eine deutlich höhere Relevanz spielt aktives Repowering für Betrei-
bende mit größerem Anlagenportfolio. So gehen insgesamt rund 70 Prozent der Betreiben-
den mit Portfolios zwischen 50 und 250 Megawattpeak bzw. über 250 Megawattpeak davon 
aus, dass sie für Anlagen in ihrem Portfolio aktives Repowering beabsichtigen. Insgesamt 
gehen die Befragten im Median von einer Verdopplung der Bestandsleistung durch das ak-
tive Repowering aus. Die zu erwartende Ertragssteigerung ist auch der Hauptgrund für die 
Inanspruchnahme des aktiven Repowerings. Die Vermarktung soll vorwiegend im Rahmen 
der Direktvermarktung an der Strombörse oder mittels PPAs erfolgen. Das am höchsten ge-
wichtete Argument gegen eine Inanspruchnahme des aktiven Repowerings ist das Bestreben 
der Anlagenbetreibenden ihre noch funktionsfähigen Anlagen ohne zusätzliche Investitionen 
weiterzubetreiben. 

 
315  Weitere genannte Gründe: Netzanschlussprobleme (keine Anschlusskapazität mehr verfügbar bzw. Einspei-

selimit am Einspeisepunkt erreicht, zu hohe Komplexität des Anschlusses etc.), technische Unsicherheiten 
(Erlaubt die Technik eine höhere Leistung?, generell hoher technischer Aufwand, komplexe Messtechnik er-
forderlich), Ressourcenmangel (problematische Finanzierung, zu wenig Personal und Ressourcen), Umwelt-
bedenken, generell Unwissenheit über das aktive Repowering) 
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9 Photovoltaik und Wasserstoff 
Im Zuge der gesetzlich verankerten Klimaschutzziele und der damit verbundenen Notwen-
digkeit des Erreichens der Treibhausgasneutralität im Jahr 2045 auf Bundesebene sowie 
2050 in Europa wächst die Bedeutung von grünem Wasserstoff als kohlenstofffreie Alterna-
tive zu fossilen Brennstoffen sehr dynamisch. Bei der Nutzung von Wasserstoff in Brennstoff-
zellen entsteht neben Strom und Wärme ausschließlich Wasser, so dass diese Technologien 
als „Zero Emission“-Technologien gelten. Wird Wasserstoff in Verbrennungsprozessen als 
Ersatz von Erdgas eingesetzt, entsteht kein Kohlenstoffdioxid (CO2), weil im Brennstoff kein 
Kohlenstoff enthalten ist. Verbrennungstypische Emissionen wie Stickoxide treten aber auch 
beim Einsatz von Wasserstoff auf. Die Herstellung von grünem Wasserstoff erfolgt in der 
Regel durch den Einsatz von Strom aus erneuerbaren Energiequellen mittels Elektrolyse, in 
der die Spaltung von Wasser (H2O) in Sauerstoff (O) und Wasserstoff (H) erfolgt. Dabei ent-
steht zusätzlich Abwärme, die für die Bereitstellung von Niedertemperaturwärme genutzt 
werden kann.  

Der Strombedarf bedingt eine hohe Abhängigkeit der Wasserstofferzeugungskosten von den 
Strombezugskosten. Eine Möglichkeit, dieser Herausforderung zu begegnen, ist die direkte 
Nutzung von erneuerbarem Strom für die Elektrolyse, sei es aus Photovoltaik-, Windenergie- 
oder Wasserkraftanlagen. Hierüber werden nicht nur die volatilen Strompreisentwicklungen 
am Strommarkt nivelliert, sondern zumindest teilweise auch direkt Kosten wie Netznutzungs-
entgelte vermieden. Photovoltaik-Freiflächenanlagen könnten größere Mengen erneuerba-
ren Stroms produzieren, die direkt für die Elektrolyse genutzt werden könnten. 

Im vorliegenden Kapitel wird nach einer kurzen Einordnung des zukünftigen grünen Wasser-
stoffbedarfs zunächst ein knapper Überblick über die rechtlichen Rahmenbedingungen für 
die Produktion von grünem Wasserstoff gegeben. Insbesondere wird auf den delegierten 
Rechtsakt eingegangen, der festlegt, unter welchen Bedingungen Wasserstoff, wasserstoff-
basierte Kraftstoffe oder andere Energieträger als erneuerbare Brenn- und Kraftstoffe nicht 
biogenen Ursprungs angesehen werden können. Daran anschließend erfolgt eine Analyse 
und Diskussion der Kosten der Wasserstofferzeugung sowie der Rolle von PV-Freiflächen-
anlagen für die hierfür erforderliche Strombereitstellung. 

9.1 Heutige und zukünftige Bedeutung von grünem Wasserstoff 
Wasserstoff ist ein wichtiger Rohstoff für die Chemieindustrie. Heute werden 55 bis 60 Tera-
wattstunden Wasserstoff in Deutschland erzeugt und verbraucht; dabei handelt es sich aber 
fast ausschließlich um grauen Wasserstoff (Kruse et al. 2021). Grauer Wasserstoff wird aus 
fossilen Energieträgern hergestellt, üblicherweise über die Dampfreformierung von Erdgas. 
Um das im Klimaschutzgesetz verankerte Ziel der Treibhausgasneutralität 2045 umzusetzen, 
muss auch die Erzeugung von Wasserstoff klimaneutral erfolgen.  

Grüner Wasserstoff wird in Deutschland heute bereits erzeugt. Die Elektrolyseure haben je-
doch den Charakter von Pilotanlagen und dienen deshalb weniger der Bereitstellung großer 
Mengen an grünem Wasserstoff, sondern vielmehr der Generierung von Daten und Prozess-
wissen für ein zukünftiges Scale-up und die Massenfertigung.  

Über den langfristigen Wasserstoffbedarf in Deutschland bestehen aus heutiger Sicht hohe 
Unsicherheiten. Im Rahmen der „Langfristszenarien für die Transformation des Energiesys-
tems in Deutschland“ im Auftrag des BMWK wurden verschiedene Szenarien berechnet. Al-
len Szenarien gemein ist, dass im Jahr 2030 mit etwa 30 Terawattstunden relativ geringe 
grüne Wasserstoffbedarfe erwartet werden. Bis zum Jahr 2045 steigt der Bedarf je nach 
Szenario zum Teil sehr stark an. So reicht der Wasserstoffbedarf im Jahr 2045 von gut 130 
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Terawattstunden bis hin zu knapp 700 Terawattstunden. Die Spannbreite ergibt sich aus ei-
nem Szenario mit einem starken Einsatz von synthetischen Kohlenwasserstoffen (unterer 
Wert) und einem starken Einsatz von Wasserstoff (hoher Wert). Durch Elektrolyseure im In-
land abgedeckt werden davon rund 130 Terawattstunden (100 Prozent des Bedarfs der obi-
gen geringeren Zahl) bis zu 270 Terawattstunden (knapp 40 Prozent des oben angegebenen 
hohen Gesamtbedarfs). Bei einem Wirkungsgrad von 70 Prozent werden dazu folglich bis zu 
390 Terawattstunden Strom benötigt.  

Die Szenarien geben keinen Anhaltspunkt dazu, zu welchen Anteilen PV-Strom zur Wasser-
stofferzeugung genutzt wird. Tendenziell ist es jedoch so, dass nur im Fall des Szenarios mit 
dem geringstem Wasserstoffbedarf 2045 weniger PV-Leistung installiert wird (400 Gigawatt, 
die rund 360 Terawattstunden pro Jahr erzeugen). In allen anderen Szenarien zeigen die 
Modellierungsergebnisse rund 430 Gigawatt PV-Leistung (rund 390 Terawattstunden pro 
Jahr).  

9.2 Rechtliche Rahmenbedingungen für die Produktion von grünem Wasser-
stoff 

Der delegierte Rechtsakt der Europäischen Kommission zur Definition von grünem Wasser-
stoff als Konkretisierung von Art. 27 der Renewable Energy Directive II (RED II) wurde am 
10.02.2023 vorgelegt und trat am 10.07.2023 in Kraft. Er legt fest, welche Kriterien bei der 
Erzeugung von Wasserstoff und dessen Derivaten (den sogenannten Renewable Fuels of 
Non-Biological Origin auch RFNBOs), erfüllt sein müssen, damit dieser als erneuerbare 
Energie auf die Zielvorgabe im Verkehrssektor gem. Art. 25 Abs. 1 RED II angerechnet wer-
den kann. Im Rahmen dieser Festlegung sind verschiedene Varianten von grünem Strombe-
zug definiert, die hier explizit für den Bezug von Strom aus Photovoltaikanlagen dargestellt 
werden, aber für den Bezug von Strom aus allen erneuerbaren Energien außer Biomasse 
gelten. 

Für Elektrolyseure in räumlicher Nähe zu PV-Freiflächen-Anlagen ist vor allem die Variante 
Direktleitung (Art. 3 DA) mit den definierten Voraussetzungen relevant. 

• Direktbezug mit Zusätzlichkeitskriterium: Der Strom für die Wasserstoffproduktion 
wird direkt von einer erneuerbaren Stromerzeugungsanlage bezogen, ohne dass 
dazwischen das öffentliche Stromnetz genutzt wird. Die Inbetriebnahme der erneu-
erbaren Anlage darf maximal 36 Monate vor Inbetriebnahme des Elektrolyseurs 
erfolgen (sog. Zusätzlichkeitskriterium). Dies soll sicherstellen, dass der für die 
Elektrolyse bezogene Strom aus neuen zusätzlichen Stromerzeugungsanlagen 
stammt und über die Wasserstofferzeugung nicht die Dekarbonisierungsziele der 
Stromerzeugung konterkariert werden (dass also etwaiger für Elektrolyse genutz-
ter EE-Strom, der anderweitig fehlt, durch fossil erzeugten Strom ersetzt würde). 
Bei der Direktleitung bzw. dem Direktbezug darf die erneuerbare Stromerzeu-
gungsanlage an das Stromnetz angeschlossen sein und in dieses einspeisen, es 
muss aber über einen Smart Meter sichergestellt werden, dass kein aus dem Netz 
bezogener Strom für die Wasserstoffproduktion eingesetzt wird (Hoffmann 2023). 
Eine Kombination von Wasserstofferzeugung mit Direktleitung (Art. 3 DA) und an-
teiligem Netzbezug (Art. 4 DA) ist möglich, muss dann aber weitere Kriterien erfül-
len (siehe Abschnitt 9.4). 

Neben der Direktleitung ist auch der ausschließliche Strombezug aus dem Netz (Art. 4 DA) 
möglich. Dabei gibt es verschiedene Möglichkeiten, den grünen Strom zu beziehen, um die 
Kriterien für grünen Wasserstoff zu erfüllen. 
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• Netzbezug mit hohem EE-Anteil: Wenn in einer Gebotszone bereits ein EE-Anteil 
von mehr als 90 Prozent erreicht ist, gilt der mit Netzstrom erzeugte Wasserstoff 
grundsätzlich als erneuerbar. Es sind keine weiteren Kriterien zu erfüllen. Aller-
dings darf die Laufzeit der Elektrolyse innerhalb eines Kalenderjahres nicht die 
Höchstzahl von Stunden überschreiten, die sich aus dem Anteil des erneuerbaren 
Stroms am gesamten Strom im Netz ergibt. Bei einem Anteil von 95 Prozent EE-
Strom, darf die Elektrolyse an 95 Prozent der Jahresstunden produzieren.  

• Netzbezug aus Netz geringer Emissionen (weniger als 18 Gramm Kohlenstoffdi-
oxid-Äquivalent je Megajoule): Dies ist eine Sonderregelung für Länder mit niedri-
gen Emissionswerten, was z. B. durch hohe Anteile von Strom aus Kernenergie 
erreicht wird. Hier ist für den Strombezug der Abschluss eines EE-PPA nachzuwei-
sen. Dieser darf auch mit Bestandsanlagen abgeschlossen werden. Die Einhaltung 
eines Zusätzlichkeitskriteriums ist nicht erforderlich. Allerdings müssen weitere Kri-
terien erfüllt sein. Es muss eine zeitliche Korrelation nachgewiesen werden, d. h. 
EE-Stromerzeugung und -verbrauch müssen im selben Kalendermonat und ab 01. 
Januar 2030 in derselben Stunde erfolgen. Darüber hinaus muss die geografische 
Korrelation erfüllt sein. Dabei müssen sich die EE-Anlage und der Elektrolyseur in 
derselben Gebotszone oder in einer verbundenen Gebotszone mit gleichem oder 
höherem Strompreis befinden. Oder die erneuerbare Anlage befindet sich in einer 
Offshore-Gebietszone, die mit der Gebotszone, in der sich der Elektrolyseur befin-
det, verbunden ist. Darüber hinaus können die EU-Mitgliedstaaten zusätzliche 
Standortkriterien einführen. 

• Netzbezug mit Redispatch: Wird Strom aus einem Netz mit hohem EE-Anteil, der 
aufgrund von Netzengpässen abgeregelt werden müsste, zur Wasserstoffproduk-
tion in Elektrolyseanlagen eingesetzt, so gilt der damit erzeugte Wasserstoff als 
erneuerbar (grüner Wasserstoff). 

• Netzbezug mit Power Purchase Agreement (PPA): Dies ist der häufigste zu erwar-
tende Fall. Der Strombezug aus erneuerbaren Anlagen ist über ein Power Purch-
ase Agreement (Bilateraler Vertrag zwischen Erzeuger und Abnehmer des Stroms 
aus erneuerbaren Energiequellen) nachzuweisen. Dabei gelten die Kriterien der 
Zusätzlichkeit (Stromerzeugungsanlage darf maximal 36 Monate vor dem Elektro-
lyseur in Betrieb gehen)316, zeitlichen Korrelation (Nachweis der gleichzeitigen Er-
zeugung von EE-Strom und Elektrolyse auf kalendermonatlicher Basis bzw. ab 01. 
Januar 2030 auf kalenderstündlicher Basis) und geografischen Korrelation (EE-
Anlage und Elektrolyseur sind in derselben Gebotszone oder in einer verbundenen 
Gebotszone mit gleichem oder höherem Strompreis, ggf. zusätzliche Standortkrite-
rien der EU-Mitgliedsstaaten). (Hoffmann 2023) 

Auf nationaler Ebene ist für die Produktion von grünem Wasserstoff aus erneuerbaren Ener-
gien besonders das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) hervorzuheben, mit dem in 
der letzten Überarbeitung ein gesetzlicher Rahmen für den Vorrang erneuerbarer Energien 
geschaffen wurde. Bau und Betrieb von EE-Anlagen liegen nunmehr gem. § 2 Satz 1 EEG 
2023 im überragenden öffentlichen Interesse und dienen ferner der öffentlichen Sicherheit. 

 
316  Für das Zusätzlichkeitskriterium gelten Übergangsfristen. Elektrolyseure, die vor dem 01.01.2028 in Betrieb 

gehen, müssen die Zusätzlichkeit der Stromerzeugung erst zum 01.01.2038 nachweisen. Sie können also 
mindestens die ersten 10 Betriebsjahre auch mit Strom aus Bestandsanlagen agieren. Hier bieten sich ggf. 
Geschäftsmodelle für PV-Freiflächenanlagen, wenn diese im Zusammenspiel mit anderen erneuerbaren Be-
standanlagen in einem PPA zusammengefasst werden. 



 

Zudem wurden Ausschreibungen für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus grünem Was-
serstoff in das novellierte EEG aufgenommen317. Damit wird ein neues Segment für die För-
derung und den Markthochlauf von Wasserstoff geschaffen. Erste Ausschreibungen sollen 
bereits 2023 starten. Vorgesehen sind Ausschreibungen von insgesamt 4.400 Megawatt für 
innovative Konzepte mit wasserstoffbasierten Stromspeichern (§ 39o EEG) und für Anlagen 
zur Stromerzeugung aus grünem Wasserstoff mit einem Gesamtvolumen von 4.000 Mega-
watt (§ 39p EEG).318 

9.3 Wirtschaftlichkeit der Wasserstofferzeugung 
Für die Etablierung von erneuerbarem Wasserstoff als Energieträger spielt es eine entschei-
dende Rolle, dass Elektrolyseanlagen wirtschaftlich betrieben werden können. Die Herstel-
lung von Wasserstoff via Elektrolyse ist derzeit sowohl im Vergleich zur Beschaffung von 
herkömmlichen fossilen Brennstoffen als auch im Vergleich zur herkömmlichen Produktion 
von Wasserstoff aus Erdgas via Dampfreformierung noch relativ kostenintensiv.  

Die Gestehungskosten von Wasserstoff werden durch drei wesentliche Faktoren beeinflusst. 
Die beiden Hauptkostenbestandteile sind die Investitionskosten für die Elektrolyse zuzüglich 
mit den Finanzierungskosten, aus denen sich die fixen Kapitalkosten ergeben und die Strom-
bezugskosten als wesentlicher Bestandteil der Betriebskosten. Darüber hinaus beeinflussen 
die jährlichen Volllaststunden der Elektrolyseanlage, die Kosten der Wasserstofferzeugung 
ebenfalls signifikant, denn je höher die jährlichen Volllaststunden, desto höher die produ-
zierte Wasserstoffmenge, auf die die Kapitalkosten verteilt werden kann. Hier muss je nach 
den individuellen Ausgangsbedingungen eine optimierte Betriebsweise identifiziert oder ent-
wickelt werden. Zusätzlich sind fixe Wartungs- und Betriebskosten zu berücksichtigen. In den 
Wasserstoffgestehungskosten für den Kunden finden sich weitere Kostenbestandteile wie 
Transportkosten für den Wasserstoff und Vertriebsmargen.  

Eine Orientierung zur Höhe der Wasserstoffgestehungskosten aus erneuerbaren Energien 
im Vergleich zur herkömmlichen Wasserstoffproduktion auf Basis fossilen Erdgases gibt der 
Wasserstoff-Vollkostenindex Hydex-PLUS. Im Gegensatz zu anderen Energieträgern gibt es 
für Wasserstoff als Energieträger derzeit weder eine Handelsplattform noch einen Markt-
preis, der sich aus Angebot und Nachfrage ergeben würde. Der Wasserstoff-Vollkostenindex 
„Hydex-PLUS“ ist daher ein Vergleichstool, das mit verschiedenen Berechnungsschritten 
Kosten für Wasserstoff ausweist, nicht aber Marktpreise. So weist er die Vollkosten für ver-
schiedene Wasserstoff-Herkunftsquellen aus. Unterschieden wird nach der Erzeugungstech-
nologie: grüner Wasserstoff aus Elektrolyse mit erneuerbarem Strom, blauer Wasserstoff aus 
Dampfreformierung von Erdgas mit Kohlenstoffdioxid-Abtrennung und -Speicherung und 
grauer Wasserstoff aus konventioneller Dampfreformierung von Erdgas ohne Kohlenstoffdi-
oxid-Abscheidung. (energate messenger 2023a: entnommen am 05.05.2023) 

Beim Hydex-PLUS werden die variablen Betriebskosten aus den Börsenstrompreisen des 
vergangenen Jahres berechnet und in aufsteigender Reihenfolge sortiert. Die Kapitalkosten 
und die Betriebskosten werden dann in 24-Stunden-Schritten kumuliert. Die Volllaststunden 
werden entsprechend in 24-Stunden-Schritten angegeben. Jedem Schritt wird genau ein 
Vollkostenwert zugeordnet. Mit steigender Volllaststundenzahl verringert sich der Einfluss 
der Kapitalkosten auf die Vollkosten, im Gegenzug kommen mehr Tage mit immer höheren 

 
317  Es handelt sich bei diesen Anlagen allerdings nicht um Anlagen, mit denen Wasserstoff erzeugt wird, sondern 

Anlagen zur Stromerzeugung aus Wasserstoff. 
318  Bundesanzeiger, Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien 

und weiteren Maßnahmen im Stromsektor. Bundesgesetzblatt Teil I. 28. Juli 2022. Nr. 28, S. 1237. 
https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf 
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variablen Betriebskosten bzw. Börsenstrombezugs-Kosten hinzu. Aus dieser Parametervari-
ation ergibt sich ein kostenoptimaler Betriebspunkt bzw. eine Volllaststundenzahl mit mög-
lichst niedrigen Vollkosten (energate messenger 2023b: entnommen am 05.05.2023). Bei 
einem Direktbezug von Strom aus einer Photovoltaikanlage oder dem Abschluss eines PPA 
kann sich die Kostensituation deutlich anders darstellen, weil die Volatilität des Börsenstrom-
preises nicht berücksichtigt werden muss und gleichzeitig die Volllaststundenzahl nicht durch 
den Börsenstrompreis beeinflusst wird. Dennoch kann der Hydex-PLUS wichtige Anhalts-
punkte für die Kostenvergleichsrechnung liefern.  

Der Kostenberechnung liegen folgende Parameterannahmen zugrunde: 

Tab. 43: Parameter zur Kostenberechnung verschiedener Optionen zur Wasserstofferzeugung 
(energate messenger 2023b: entnommen am 05.05.2023) 

Parameter Einheit Elektrolyse 
(green) 

Erdgas mit 
CCS (blue) 

Erdgas ohne 
CCS (grey) 

Lebensdauer/Abschreibungszeitraum Jahre (a) 20 20 20 

WACC (kalkulatorischer Zins) Prozent (%) 8 8 8 

Spez. Investitionskosten EUR/kW 1.000 1.450 800 

Betrieb & Instandsetzung (O&M) Prozent des 
Invests (%) 2,2 3,0 4,7 

Wirkungsgrad Prozent (%) 65 70 75 

Strom- bzw. Gasabgaben EUR/MWh 16,95 9,94 9,94 

Wasserkosten EUR/m³ 4,00 - - 

Abb. 32 zeigt die Kostenentwicklung im Jahr 2023 für grünen Wasserstoff (green) aus der 
Elektrolyse mit erneuerbarem Strom, blauen Wasserstoff (blue) aus der Dampfreformierung 
von Erdgas mit CO2-Abtrennung und -Speicherung und grauen Wasserstoff (grey) aus der 
konventionellen Dampfreformierung von Erdgas. 
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Abb. 32: HydexPLUS Wasserstoff-Vollkostenindex 1. Januar bis 5. Mai 2023 

Im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 4. Mai 2023 betrugen die durchschnittlichen Kosten 
für grünen Wasserstoff 249 Euro je Megawattstunde bzw. 8,29 Euro je Kilogramm (basierend 
auf 2.711 Volllaststunden). Sie sanken im Zeitverlauf aufgrund fallender Erdgas- bzw. Bör-
senstrompreise von 261 Euro je Megawattstunde (€/MWh) bzw. 8,71 Euro je Kilogramm 
(€/kg) (1. Januar 2023) auf 231 €/MWh bzw. 7,71 €/kg (4. Mai 2023). 

Die Durchschnittskosten für blauen Wasserstoff lagen bei 173 €/MWh (5,78 €/kg) und für 
grauen Wasserstoff bei 159 €/MWh (5,30 €/kg), so dass grauer Wasserstoff im betrachteten 
Zeitraum durchgehend die günstigste Wasserstoffquelle darstellte. 

Voraussichtlich ab etwa 2030 kann erneuerbarer Wasserstoff jedoch einen substanziellen 
und wachsenden Beitrag zur Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern leisten. Bei voll-
ständiger Befreiung der Elektrolyse von Netzentgelten wird erneuerbarer Wasserstoff gegen-
über fossilem Wasserstoff bereits um 2030 wirtschaftlich. Das zeigen die Prognosen einer 
Ariadne-Analyse mit den Bereitstellungskosten von Wasserstoff. Beim Direktbezug von 
Strom aus EE-Anlagen fallen keine Netzentgelte an, so dass die Aussagen für diesen Fall 
ggf. schon deutlich früher zutreffen. Abb. 33 zeigt die Bereitstellungskosten von Wasserstoff 
bzw. die spezifischen Vollkosten (Wasserstoffgestehungskosten) pro Megawattstunde Was-
serstoff für verschiedene Lieferketten. 
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Abb. 33: Bereitstellungskosten von Wasserstoff (spezifische Vollkosten pro Megawattstunde (MWh) 

Wasserstoff (H2)) (Odenweller et al. 2022) 

Insbesondere die inländische verbrauchsnahe oder stromnetzgebundene Wasserstoffpro-
duktion wird bis mindestens 2025 und voraussichtlich auch bis 2030 den größten Beitrag zu 
den in Deutschland verfügbaren Wasserstoffmengen leisten. Ab 2030 könnten schrittweise 
auch substanzielle Mengen von grünen Wasserstoffimporten via Schiff und Pipeline realisiert 
werden. Besonders Pipelineimporte (aus der EU und der MENA-Region319

319  MENA-Region ist ein Akronym für „Middle East and North Africa“-Region und umfasst die Staaten im nördli-
chen Afrika von Marokko im Westen bis zum Iran im Osten. 

) haben das Po-
tenzial, die Kosten für die Bereitstellung grünen Wasserstoffs zu senken, jedoch bleiben die 
Kostenabschätzung unsicher und die Bildung eines Wasserstoffpreises komplex. (Odenwel-
ler et al. 2022) 

Wasserstoff wird als Energieträger und Rohstoff für die Industrie eine wichtige Rolle bei der 
Dekarbonisierung spielen. Die wirtschaftlichen Argumente für Wasserstoff sind vielfältig. Zum 
einen kann erneuerbarer Wasserstoff dazu beitragen, die Treibhausgasemissionen in schwer 
zu dekarbonisierenden Bereichen zu reduzieren (klimaneutrale Produktion). Darüber hinaus 
könnten sich aufgrund gestiegener Energiepreise erste rein wettbewerbsgetriebene Busi-
ness Cases für Wasserstoff am Horizont abzeichnen. Insbesondere in Bereichen wie der 
Schwerlast-Mobilität oder der Industrie. Zudem gibt es auch politische Anreize, da die För-
derung von Wasserstofftechnologien Teil der Klima- und Industriepolitik ist. Diese Entwick-
lungen können Anreize bieten, PV-Freiflächenanlagen explizit zur Strombereitstellung für die 
Wasserstoffproduktion zu planen und zu errichten.  

9.4 Nutzung von PV-Strom zur Wasserstofferzeugung 
Im folgenden Kapitel wird dargelegt, unter welchen Voraussetzungen eine Elektrolyseanlage 
in Kombination mit einer PV-Freiflächenanlage realisiert werden kann. Zudem wird gezeigt, 
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wie Strom aus PV-Anlagen mit anderen erneuerbaren Stromquellen kombiniert werden kann, 
um Wasserstoff kostengünstig herzustellen. 

Basierend auf den Varianten für den grünen Strombezug im delegierten Rechtsakt werden 
nachfolgend die verschiedenen Optionen dargestellt, in denen PV-Strom für die Wasserstof-
ferzeugung genutzt werden kann. Dabei kann es sich um eine Direktleitung (Art. 3 DA) bzw. 
einen Direktbezug (z. B. von einer PV-Freiflächenanlage) oder um den Bezug von Photovol-
taik-Strom aus dem Netz (Art. 4 DA), z. B. mit einem Solar-PPA, handeln. Darüber hinaus 
können für den Betrieb einer Elektrolyseanlage auch verschiedene Strombelieferungsoptio-
nen ebenso wie Erzeugungsanlagen für den grünen Strombezug kombiniert werden. Bei-
spielsweise könnte ein Elektrolyseanlagenbetreiber auch nach dem delegierten Rechtsakt 
eine Direktleitung von einer EE-Anlage mit einem anteiligen Netzbezug für die Wasserstof-
ferzeugung kombinieren. 

Wasserstofferzeugung mit einer Direktleitung (Art. 3 DA) 
Bei einer Dimensionierung eines Elektrolyseurs entsprechend der Leistung der PV-Freiflä-
chenanlage wäre maximal eine Wasserstofferzeugung bis zur Volllaststundenzahl der PV-
Freiflächenanlage in der Größenordnung von 1.000 Volllaststunden möglich. Aufgrund des 
starken Einflusses der Volllaststunden auf die Wasserstoffgestehungskosten würde dies bei 
den derzeitigen und kurzfristig absehbaren Investitionskosten (CAPEX) der Elektrolyseanla-
gen zu Wasserstoffgestehungskosten von deutlich über zehn Euro je Kilogramm (€/kg) füh-
ren. Dies erscheint aktuell nicht wettbewerbsfähig, weshalb hier alternative Betriebsformen 
gewählt werden müssen. Ein möglicher Weg ist es, die Elektrolysekapazitäten um ein Viel-
faches mit Photovoltaik-Leistung "zu überbauen". Ein Beispiel liefert Aurora (2022) in der 
Publikation „Scaling up the hydrogen economy: Opportunities for renewables“. Bei einer Di-
rektleitung von einer PV-Freiflächenanlagen zum Elektrolyseur wird unter Berücksichtigung 
der dort angegebenen Rahmenbedingungen die Leistung der PV-Freiflächenanlage um den 
Faktor zehn größer dimensioniert als die Leistung der Elektrolyseanlage. Bei dieser Ausle-
gung im Verhältnis PV-Freiflächenanlage zu Elektrolyseur erreicht der Elektrolyseur nach der 
Berechnung von Aurora (2022) 2.500 Volllaststunden. Die Wasserstoffgestehungskosten für 
das Jahr 2025 wurden auf dieser Basis mit 6,50 €/kg angegeben. Andere Analysen geben je 
nach Leistungsverhältnis 2.500 bis 4.000 Volllaststunden an. Auch herstellerseitig gibt es 
Empfehlungen für die Auslegung in einem Verhältnis von PV-Leistung zu Elektrolyse von 
sechs bis acht (Detke 2023). Der Elektrolyseur könnte damit eine wirtschaftliche Volllaststun-
denzahl erreichen, während gleichzeitig kontinuierlich Strom der PV-Freiflächenanlage ins 
Stromnetz verkauft wird (ohne dass eine Direktverbindung vom Elektrolyseur zum Netz be-
steht). Bei deutlich reduzierten Investitionskosten für Elektrolyseanalagen, die sich durch die 
Skalierung und Industrialisierung ergeben werden, können sich wirtschaftliche Betriebsweise 
dann auch bei deutlich weniger Volllaststunden ergeben. 

Wasserstoff mit Netzbezug (Art. 4 DA) 
Wie in Abschnitt 9.1 dargestellt, gibt es vier verschiedene Varianten des Netzbezugs (Art. 4 
DA). Über die genannten Varianten mit hohem EE-Anteil, einem Netz mit geringen spezifi-
schen Emissionen, Redispatch oder beim Netzbezug mit PPA soll grundsätzlich sicherge-
stellt werden, dass 100 Prozent EE-Strom bezogen und zur Elektrolyse eingesetzt wird. Beim 
Netzbezug mit PPA ist eine standortgenaue Betrachtung der EE-Anlagen zur Erfüllung der 
Zusätzlichkeitskriterien erforderlich. Erläuterungen hierzu finden sich im Abschnitt 9.1, wei-
terführende Informationen im delegierten Rechtsakt der Europäischen Kommission. Bei-
spielsweise wäre es möglich einen Solar- bzw. PV-PPA abzuschließen, unter Erfüllung der 
Zusätzlichkeit sowie zeitlicher und geografischer Korrelation. Dieser kann über Wind-PPA 
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und bis 2038 auch Wasserkraft-PPA ergänzt werden, um höhere Volllaststunden zu gene-
rieren.  

Kombination: Wasserstofferzeugung mit einer Direktleitung (Art. 3 DA) und anteiliger 
Netzbezug (Art. 4 DA) 
Als weitere Variante der grünen Stromversorgung wird sich in Zukunft voraussichtlich eine 
Wasserstofferzeugung mit Direktleitung und anteiligem Netzbezug etablieren. Der Vorteil 
liegt in der Diversifizierung der Stromquellen und der daraus resultierenden optimalen Di-
mensionierung und dem kosteneffizienten Echtzeitbetrieb der Elektrolyseanlage. Für den Di-
rektbezug bieten sich hier insbesondere in der Industrie PV-Freiflächen- oder große Dach-
anlagen an, wogegen der anteilige Netzbezug eher über Wind-PPA gedeckt werden kann.  

Elektrolyseprojekte mit PV-Strom in Deutschland 
Zum Stand Februar 2023 waren in Deutschland 68 Megawatt Elektrolyseleistung installiert 
(E.ON SE 2023). Die Stromquellen sind größtenteils nicht transparent dargestellt. Belastbare 
Aussagen zu Elektrolyseprojekten mit Strombezug aus Photovoltaik sind mit der vorliegen-
den Datenbasis derzeit nicht möglich. Ein Auszug von Beispielen aus Deutschland zeigt aus-
gewählte Elektrolyseanlagen, die nach eigenen Angaben Strom aus PV-Anlagen beziehen. 
Die genaue Ausgestaltung des Strombezugs, ob über PPA oder ggf. über Direktleitungen, ist 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

Tab. 44: Beispiele für Elektrolyseprojekte mit Strombezug aus PV 

Standort Betreiber MWel  
(Elektrolyse) Status Stromquelle 

Nordfriesland eFarm GmbH & 
Co. KG 

1,125 MW In Betrieb seit 
2020 Wind & PV (Detke 2023) 

Esslingen Green Hydro-
gen Esslingen 

1 MW In Betrieb seit 
2021 

WEA (Ende der EEG-Förderung) und so-
larer Überschussstrom (Green Hydrogen 
Esslingen GmbH o.J.) 

Rheinland Raf-
finerie, Wes-
seling 

Shell Deutsch-
land Oil GmbH 

10 MW In Betrieb seit 
2021 

Wind & PV, Netzbezug (Element Energy 
2022) 

Wunsiedel WUN H2 GmbH 9 MW In Betrieb seit 
2022 PV & Wind (WUN H2 GmbH o.J.) 

9.5 Ergebnisse 
Wasserstoff wird eine bedeutende Rolle in einem treibhausgasneutralen Energiesystem 
spielen. Ohne erneuerbare Energien wird eine nachhaltige Wasserstoffwirtschaft jedoch 
nicht möglich sein. Hierfür ist ein beschleunigter Ausbau erneuerbarer Energien eine grund-
legende Voraussetzung.  

Der rechtliche Rahmen, der durch den delegierten Rechtsakt geschaffen wurde, bietet eine 
klare Richtschnur, entlang derer zukünftige Geschäftsmodelle aufgebaut werden können. Bis 
grüner Wasserstoff wirtschaftlich rentabel wird, müssen Unternehmen zusätzliche Anreize, 
Förderungen oder Ausgleichszahlungen erhalten. 

Es gibt bereits erste Elektrolyseprojekte, die direkt auf PV-Strom basieren. In ganz Deutsch-
land sind aktuell 68 Megawatt Elektrolyseleistung installiert. Bisher werden vor allem Wind-



 

energieanlagen als direkte Stromquelle genutzt. Doch aufgrund der dynamischen Entwick-
lungen von PV-Freiflächenanlagen und der Kostenreduktion von Elektrolyseuren wird die so-
lare Wasserstofferzeugung zunehmend attraktiver. 

Die wachsende Nachfrage nach Wasserstoff zur Dekarbonisierung von Industrie und Verkehr 
wird voraussichtlich auch den Ausbau von PV-Freiflächenanlagen in Deutschland anreizen. 
Es ist zu erwarten, dass in Zukunft mehr PV-Freiflächenanlagen zur Wasserstoffproduktion 
genutzt werden, um den steigenden Bedarf zu decken. 
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10 Kurzanalyse zu den besonderen Solaranlagen in den Innovati-
onsausschreibungen und im EEG 2023 

Zum Gebotstermin 01. April 2022 wurden von der Bundesnetzagentur gemäß den damaligen 
EEG-Regelungen ein Gebotsvolumen von einmalig 50 Megawatt vorrangig an Gebote für 
Anlagenkombinationen ausgeschrieben, die „besondere Solaranlagen“ enthalten. Eine Anla-
genkombination setzt sich gemäß § 2 Nr. 1 InnAusV zusammen entweder aus Anlagen ver-
schiedener erneuerbarer Energien oder aus Anlagen mit Einrichtungen zur Energiespeiche-
rung unter Beteiligung von Wind- oder Solarenergie. Die Anforderungen an besondere So-
laranlagen werden in Abschnitt 10.1 beschrieben.  

Mit der Neuregelung des EEG wurden die besonderen Solaranlagen ab 2023 in die regulären 
Ausschreibungen für Freiflächenanlagen („Solaranlagen des ersten Segments“) überführt 
(vgl. Abschnitt 10.2). Die Anforderungen an die Standorte wurden im Wesentlichen beibehal-
ten. Zusätzlich mit in die Flächenkulisse aufgenommen wurden Anlagenstandorte auf Moor-
böden, die entwässert und landwirtschaftlich genutzt werden und zukünftig dauerhaft wieder-
vernässt werden sollen. Mit der Integration in die regulären Ausschreibungen für Freiflächen-
anlagen entfällt die Anforderung zu einer Anlagenkombination entweder mit Speicher oder 
einer anderen EE-Technologie. Mit Boni werden die Mehrkosten für Agri-PV-Anlagen adres-
siert. 

Anschließend werden in Abschnitt 10.3 die Ergebnisse auf Basis öffentlich verfügbarer An-
gaben ausgewertet, gefolgt von einer Bewertung der Ergebnisse der Ausschreibungen für 
besonderer Solaranlagen (Abschnitt 10.4). 

10.1 Anforderungen an „besondere Solaranlagen“ für Innovationsausschrei-
bungen 

Die Anforderungen, die insbesondere an besondere Solaranlagen auf Gewässern, Ackerflä-
chen bei gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau auf der Fläche und Parkplatzflächen zu stellen 
sind, waren bis 01. Oktober 2021 festzulegen. Den Anlagen sei gemein, dass eine Doppel-
nutzung der Grundflächen am Installationsort stattfinden kann. Hierzu führte die Bundesnetz-
agentur (BNetzA) zwischen dem 16. Juni 2021 und dem 16. Juli 2021 eine Konsultation unter 
den Beteiligten und den vom Verfahren berührten Wirtschaftskreisen durch (BNetzA 2021a). 
34 Stellungnahmen wurden abgegeben. 

Die Bundesnetzagentur hat dann termingerecht die Voraussetzungen für die besonderen 
Solaranlagen nach § 15 InnAusV festgelegt und die Anforderungen definiert, die an diese 
Anlagen zu stellen sind (BNetzA 2021b). Die Festlegungen beziehen sich auf „besonderen 
Solaranlagen“ 

• auf Gewässern (§ 15 Nr. 1 InnAusV), 

• auf Ackerflächen bei gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau auf derselben Fläche 
(§ 15 Nr. 2 lit. a) InnAusV) und auf landwirtschaftlich genutzten Flächen, auf denen 
Dauerkulturen oder mehrjährige Kulturen angebaut werden (§ 15 Nr. 2 lit. b) In-
nAusV)  

• und auf Parkplatzflächen (§ 15 Nr. 3 InnAusV). 
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10.1.1 Besondere Solaranlagen auf Gewässern 
Gemäß Festlegung dürfen Solaranlagen auf allen Gewässerkategorien gemäß § 3 WHG un-
ter Einhaltung der geltenden wasserrechtlichen Bestimmungen errichtet und betrieben wer-
den. Die wasserrechtliche Erlaubnis gilt als relevanter Nachweis gegenüber dem Netzbetrei-
ber. 

Eine Auswertung der Stellungnahmen ist seitens der Forschungsnehmer nicht erfolgt. Aus 
der Begründung der Bundesnetzagentur geht hervor, dass in den Stellungnahmen u. a. vor-
gebracht wurde, die Gewässerkategorien auf künstliche Gewässer zu beschränken und na-
türliche Gewässer auszuschließen. Teilweise seien auch wasserrechtlich spezifische Vorga-
ben gefordert worden, z. B. ein Abstand zur Uferzone, eine Größenbegrenzung im Verhältnis 
zur Gewässergröße, auch Hinweise auf die Beeinflussung der Gewässer und naturschutz-
fachliche Erwägungen (BNetzA 2021b). 

Die BNetzA erläutert abschließend zu den schwimmenden PV-Anlagen die Auffassung, dass 
sie mit ihrer Festlegung, insbesondere des Fehlens von Beschränkungen hinsichtlich des 
Gewässertyps und sonstiger wasserrechtlich spezifischer Fragen, die Standortwahl mögli-
cher Anlagen nicht einschränken möchte. In den jeweiligen wasserrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren müsse die zuständige Behörde die Zulässigkeit und Angemessenheit von 
Vorgaben und Maßgaben prüfen und entscheiden. 

10.1.2 Besondere Solaranlagen auf landwirtschaftlichen Flächen 
Mit der Festlegung unternimmt die BNetzA den Versuch, die besonderen Solaranlagen auf 
landwirtschaftlichen Flächen im Sinne der InnAusV und unter Bezugnahme auf EU-Verord-
nung Nr. 1307/2013 über Direktzahlungen zu definieren.  

Um nicht den Definitionstext hier wortwörtlich wiederzugeben, wird zusammengefasst, wel-
che Flächennutzung weder unter § 15 Nr. 2 lit. a) noch Nr. 2 lit. b) InnAusV fällt, also kein 
Standort für eine besondere Solaranlage sein kann. Keine Ackerflächen im Sinne der 
BNetzA-Festlegung sind: 

• Dauergrünland, Dauerweideland oder Dauerkulturen 

• Flächen unter Gewächshäusern 

• Brachliegende und stillgelegte Flächen 

Nicht zu den landwirtschaftlich genutzten Flächen, auf denen Dauerkulturen oder mehrjäh-
rige Kulturen angebaut werden, gehören 

• Flächen, auf denen Gras- oder Grünfutterpflanzen angebaut werden 

• Dauergrünland und Dauerweideland 

Dauerkulturen müssen mindestens fünf Jahre auf den Flächen verbleiben und wiederkeh-
rende Erträge liefern. Hierzu gehören auch Reb- und Baumschulen, Niederwald und andere 
Flächen für Kurzumtrieb. Mehrjährige Kulturen verbleiben mindestens für die Dauer von zwei 
aufeinanderfolgenden Jahren auf der Fläche. 

Die landwirtschaftliche Tätigkeit und die Energieerzeugung müssen gleichzeitig auf der Flä-
che ausgeübt werden. Die Festlegung stellt den Bezug her zur DIN SPEC 91434:2021-05. 
Dort wird festgelegt, dass die landwirtschaftliche Tätigkeit dem Stand der Technik genügen 
und mindestens 66 Prozent des Ertrages der Kulturpflanzen einer Referenzfläche ohne So-
laranlagen erreichen muss. Indirekt ergibt sich ebenfalls aus der DIN SPEC 91434, dass 
hierzu je nach Höhe der Aufständerung der Modulebene mindestens 85 Prozent bzw. 90 
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Prozent der bisherigen Nutzungsfläche weiterhin entsprechend landwirtschaftlich genutzt 
werden müssen. Die Einhaltung des Standes der Technik muss bei Inbetriebnahme gegen-
über dem Netzbetreiber gutachterlich nachgewiesen und in jedem dritten Jahr der Weiterfüh-
rung erneut gutachterlich bestätigt werden. 

Zu den Stellungnahmen gibt die BNetzA neben Hinweisen zu den o. g. Schwellenwerten 
wieder, dass es bzgl. der Einbeziehung vertikal aufgeständerter Solaranlagen sowohl befür-
wortende als auch ablehnenden Stellungnahmen gibt. Es sei zum Teil begrüßt, aber auch 
kritisiert worden, dass Grünland, Wiesen und Weideland nicht unter die Kategorie der beson-
deren Solaranlagen fallen. 

Abschließend zur Agri-PV begründet die BNetzA die enge Bezugnahme auf die DIN SPEC 
91434:2021-05 damit, dass sie geeignet erscheint, für die angestrebte Doppelnutzung die 
Einhaltung des Standes der Technik zu gewährleisten. Ergebnisse einer Doppelnutzung be-
ziehen sich auf „Landnutzungseffizienz einschließlich der Erträge, Bodenerosionen und Was-
serverfügbarkeit“. Es sei aber nicht ausgeschlossen, dass der Stand der Technik auf andere 
Weise mittels abweichender Konzepte umgesetzt werden kann. 

Die BNetzA bestätigt, dass vertikal aufgeständerte Solaranlagen aufgrund ihres Pilotcharak-
ters ebenso in der Festlegung erfasst sind. 

10.1.3 Besondere Anlagen auf Parkplätzen 
Die Regelung umfasst alle Parkplätze von Fahrzeugen jeder Art, ob öffentliche oder nicht-
öffentliche, soweit sie sich nicht in und unter Gebäuden befinden und soweit sie nicht vorran-
gig mit dem Zweck der Errichtung von Solaranlagen errichtet wurden. Das Parken selbst darf 
nur unwesentlich beeinträchtigt werden. 

In den Stellungnahmen wird darauf hingewiesen, dass durch die Regelung kein Anreiz ge-
geben werden darf, über den betrieblichen Bedarf eines Parkplatzes hinaus Fläche zu ver-
siegeln. 

Abschließend wird festgelegt, dass Flächen wie Manövrierflächen, Zierflächen oder Zuwe-
gungen als dienende Flächen ebenfalls unter den Begriff des Parkplatzes fallen. Aufgrund 
von Vorschlägen in Stellungnahmen wird auch das oberste nicht vollständig überdachte 
Parkdeck eines Parkhauses in die Festlegung einbezogen. Parkplatzähnliche Flächen, z. B. 
Abstellflächen von noch nicht in Betrieb genommenen Fahrzeugen oder andere Lagerplätze 
für Fahrzeuge, sind keine Parkplätze im Sinne der Festlegung. 

10.2 Fortentwicklung der besonderen Solaranlagen im EEG 2023320 
Sachstand 
Im EEG 2023 GE werden die „besonderen Solaranlagen“ gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 3 den ge-
botsberechtigten Ausschreibungen von Solaranlagen des ersten Segments zugeordnet. Es 
handelt sich um besondere Solaranlagen, die errichtet werden sollen 

a) auf Ackerflächen, die kein Moorboden sind, mit gleichzeitigem Nutzpflan-
zenanbau auf derselben Fläche, 

b) auf Flächen, die kein Moorboden sind, mit gleichzeitiger landwirtschaftlicher 
Nutzung in Form eines Anbaus von Dauerkulturen oder mehrjährigen Kulturen 
auf derselben Fläche, 

 
320  Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten 

Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor, Deutscher Bundestag, Druck-
sache 20/1630 20.Wahlperiode 02.05.2022, Vorabfassung 
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c) auf Parkplatzflächen oder 
d) auf Moorböden, die entwässert und landwirtschaftlich genutzt worden sind, 

wenn die Flächen mit der Errichtung der Solaranlage dauerhaft wiedervernässt 
werden. 

Ergänzend bezogen auf die Agri-PV-Anlagen der Bestimmungen a) und b) enthält § 37 Abs. 
2 Nr. 3 die Bedingung, dass Geboten für diese besonderen Solaranlagen eine Eigenerklä-
rung des Bieters beizufügen ist, „dass er geprüft hat, dass es sich nicht um naturschutzrele-
vante Ackerflächen handelt“. 

Besondere Bestimmungen sieht das EEG 2023 für einen Teil der Gruppe der besonderen 
Anlagen in den Zahlungsbestimmungen des § 38b EEG 2023 vor.  

• Für horizontal aufgeständerte Agri-PV-Anlagen wird gemäß § 38b Abs. 1 Nr. 1 bis 
4 EEG die Regelung vorgeschlagen, dass sich der anzulegende Wert bei den Aus-
schreibungen erhöht und zwar bei Zuschlag im Jahr 2023 um 1,2 Cent pro Kilo-
wattstunde. In den Folgejahren wird die Erhöhung schrittweise zurückgenommen, 
bis sie bei Zuschlag in den Jahren 2026 bis 2028 noch 0,5 Cent je Kilowattstunde 
beträgt. 

• Für besondere Solaranlagen gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. e) (Moor-PV) erhöht sich 
der anzulegende Wert durchgängig um 0,5 Cent pro Kilowattstunde (§ 38b Abs. 1 
Satz 3). 

10.3 Ergebnisse der Innovationsausschreibungen 
Die BNetzA führte zum 01. April 2022 im Rahmen der Innovationsausschreibungen eine Aus-
schreibung für 50 Megawatt „besondere Solaranlagen“ durch. Seit 2023 sind die besonderen 
Solaranlagen in die regulären PV-Freiflächenausschreibungen integriert. 

Die Detailergebnisse der Ausschreibungsrunde vom 01.07.2023 waren zum Zeitpunkt der 
Berichterstellung noch nicht verfügbar. Dargestellt sind nachfolgend deshalb die Ergebnisse 
der Ausschreibungsrunden vom 01.04.2022 (Innovationsausschreibungen) und vom 
01.03.2023 (EEG 2023). Dabei wird auf die Gebote und Zuschläge für besondere Solaranla-
gen fokussiert. 

Im Rahmen der Innovationsausschreibung vom 01.04.2022 wurden 13 Gebote mit insgesamt 
16,7 Megawatt für besondere Solaranlagen abgegeben (Tab. 45). Zwölf Gebote bzw. 16,1 
Megawatt entfielen auf Agri-PV-Anlagen, ein Gebot mit 0,6 Megawatt wurde für Parkplatz-
PV abgegeben. Alle Gebote wurden bezuschlagt.  

Tab. 45: Zuschläge und Gebote für besondere Solaranlagen, Innovationsausschreibungen 
01.04.2022. Datenquelle: Bundesnetzagentur.  

Gebote Zuschläge 
 

Anzahl  Leistung [MW] Anzahl  Leistung [MW] 

Agri-PV 12 16,1 12 16,1 

Parkplatz-PV 1 0,6 1 0,6 

Moor-PV - - - - 

Gesamt 13 16,7 13 16,7 

Der Vergleich mit dem Volumen von 50 Megawatt, das für besondere Solaranlagen vorge-
sehen war, zeigt, dass das angestrebte Volumen lediglich zu einem Drittel erreicht werden 
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konnte. In der ersten Ausschreibungsrunde des Jahres 2023, in der erstmals besondere So-
laranlagen in den Ausschreibungen teilnehmen durften, wurden sogar noch geringe Anla-
genzahlen bzw. Leistungen geboten und zugeschlagen (Tab. 46). 

Tab. 46: Zuschläge und Gebote für besondere Solaranlagen, Ausschreibungen für Anlagen des ers-
ten Segments (Freiflächenanlagen) 01.03.2023. Datenquelle: Bundesnetzagentur.  

Gebote Zuschläge 
 

Anzahl  Leistung [MW] Anzahl  Leistung [MW] 

Agri-PV 4 14,6 3 11,5 

Parkplatz-PV - - - - 

Moor-PV - - - - 

Gesamt 4 14,6 3 11,5 

Insgesamt kann also zum Stand der Berichterstellung festgehalten werden, dass bisher nur 
für wenige besondere Solaranlagen Gebote abgegeben wurden bzw. ein Zuschlag erteilt 
wurde. Dafür kommen mehrere Gründe in Betracht. Im Rahmen der Innovationsausschrei-
bungen dürfte die Vorgabe, dass Gebote nur für Anlagenkombinationen (mit Speicher oder 
anderen EE) abgegeben werden konnten, als Hemmnis gewirkt haben. Weiterhin gibt es 
Stimmen aus der Branche, dass der Bonus für Agri-PV-Anlagen zu niedrig sei (DBV 2022). 
Generell ist der Markt für besondere Solaranlagen noch ein relativ junger Markt. Während 
bundesweit schon mehrere Agri-PV-Anlagen errichtet wurden, bestehen mit Moor-PV-Anla-
gen jedoch kaum Praxiserfahrungen.  

10.4 Bewertung der Ergebnisse der Ausschreibungen für besondere Solaran-
lagen 

Zum Stand der Berichterstellung sind weniger als 20 Gebote bzw. Zuschläge für besondere 
Solaranlage zu verzeichnen. Gemessen an den Gebots- bzw. Zuschlagsvolumina von Stan-
dard-PV-Freiflächenanlagen spielen besondere Solaranlagen somit bislang nur eine ver-
nachlässigbare Rolle. Einer der wesentlichen Gründe dafür dürften die Mehrkosten sein, die 
im Rahmen der Ausschreibungen nicht vollständig ausgeglichen werden. 



 

11 Anforderungen für Solar-Dachflächen und Gründächer 
Dachbegrünung und Solaranlagen werden vielfach als konkurrierende oder alternative Nut-
zungsformen von Dachflächen angesehen. Dem ist nicht so: die Nutzungsformen schließen 
sich nicht nur nicht aus, die Solaranlage kann sogar von der Dachbegrünung profitieren. Die 
Idee ist nicht neu, dennoch ist die kombinierte Nutzung bislang eher ein „Nischenprodukt“. 
Viele Kommunen haben mittlerweile die Vorteile erkannt und stellen Fördergelder für Solar-
anlagen oder die Dachbegrünung zur Verfügung (z. B. Rhede, Kevelaer). Förderprogramme 
für die kombinierte Nutzung sind bislang eher selten zu finden (z. B. in Hamburg oder Han-
nover). Es können sich aber auch indirekte finanzielle Vorteile ergeben, z. B. wenn die Kom-
munen die Niederschlagswassergebühr für begrünte Dächer reduzieren, oder aufgrund der 
Energieeinsparungen, die mit der Dachbegrünung und der Solaranlage einhergehen. 

Der Bundesverband GebäudeGrün (BuGG) gibt die Summe der über die Jahre hinweg be-
grünten Dachflächen mit etwa 120 Millionen Quadratmetern an. Die Wohlfahrtswirkungen der 
Dachbegrünung werden zunehmend höher eingeschätzt: Ziel ist es, insbesondere die Resi-
lienzkräfte gegenüber den innerstädtischen Klimawandelfolgen zu stärken.  

Durch den kühlenden Effekt der Dachbegrünung kann die Effizienz der Module insbesondere 
in den warmen Sommermonaten erhöht bzw. der Leistungsabfall durch höhere Modultempe-
raturen reduziert werden. Ein weiterer wirtschaftlicher Vorteil wird darin gesehen, dass ins-
besondere bei Flachdächern die Stabilität der Modultische gegen Windsog bzw. das Abhe-
ben und Kippen durch die zusätzliche Auflast und die erforderliche Vorbereitung der Dach-
flächen für die Begrünung verbessert und dadurch sog. Dachdurchdringungen und hohe 
Punktlasten vermieden werden können.  

Eine Studie des Ökostromanbieters „Polarstern“ in Zusammenarbeit mit der Wilhelm-Büch-
ner-Hochschule in Darmstadt kam zu dem Ergebnis, dass sich die Leistungsabnahme der 
PV-Module durch den kühlenden Effekt der Dachbegrünung reduzieren lässt, vor allem bei 
kristallinen Modulen ist der Temperaturkoeffizient hoch, dieser beschreibt die Leistungsab-
nahme bei steigenden Modultemperaturen. In der Studie konnte allein durch die kühlende 
Wirkung des Bewuchses eine Leistungssteigerung zwischen vier und acht Prozent – in Ab-
hängigkeit der Region und der verwendeten Technik – festgestellt werden. Aber auch die 
staubabsorbierende Wirkung der Pflanzen kann sich positiv auswirken: Durchschnittlich bin-
det jeder Quadratmeter Gründach zwei Kilogramm Feinstaub pro Jahr. Die staubbedingten 
Ertragseinbußen können in urbanen Räumen bis zu 30 Prozent betragen (Ullrich 2021). 

ZinCo gilt weltweit als eines der führenden Unternehmen und gehört seit mehr als 30 Jahren 
zu den Pionieren sowohl der intensiven als auch der extensiven Dachbegrünung. Das jährli-
che Marktpotenzial für PV auf Gründächern in Deutschland wird von ZinCo und TubeSolar 
auf ca. 200 Megawatt geschätzt, immerhin würden jährlich etwa 7 Millionen Quadratmeter 
Dachfläche neu begrünt (Solarserver 2021a). Auch das Schweizer Institut für Energiesys-
teme und Fluid-Engineering (IEFE) der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
(ZHAW) befasst sich mit den Synergien zwischen begrünten Dächern und PV-Modulen, hier 
stehen vertikal montierte, bifaziale Module im Mittelpunkt der Forschung (ZHAW 2019). 
Durch höhere Reihenabstände, die aufgrund der Verwendung bifazialer Module und der ver-
tikalen Bauweise zur Vermeidung von Verschattung notwendig sind, bleibt mehr Platz für das 
Dachgrün; die positiven Effekte begrünter Dächer können sich somit besser entfalten. Die 
Flächenbelegung wird über den Flächennutzungsgrad bzw. Ground Cover Ratio (GCR) an-
gegeben. Bei sorgfältiger Wahl des Untergrundes/Substrats und der Pflanzen kann so trotz 
deutlich geringerer Flächenbelegung – die GCR liegt nur etwa bei 36,7 Prozent – ein ähnli-
cher Ertrag im Vergleich zu klassischen nach Süden ausgerichteten Modulen (GCR ca. 
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50 Prozent) oder Ost/West-Anlagen (GCR 90 bis 100 Prozent) erzielt werden (Nussbaumer 
& Klenk 2020). 

Die beschriebenen Zusammenhänge sind offenbar noch nicht überall bekannt. Es wird be-
schrieben, dass kommunale Begrünungs-Festsetzungen vielfach eine Klausel beinhalten, 
die es erlaubt, auf die Dachbegrünung zu verzichten, wenn an Stelle dessen eine Solaran-
lage installiert wird. Laut einer Umfrage des BuGG verfügen nur sechs Prozent der Städte 
über eine Gründachsatzung (BuGG 2021: 37). Die gleiche Umfrage zeigt auf, dass der Anteil 
an Städten, die eine Dachbegrünung im Bebauungsplan festgesetzt haben, leicht rückläufig 
ist: während der Anteil 2019 noch 67 Prozent betrug, lag er 2021 bei 60 Prozent (ebd.: 37). 

In Baden-Württemberg fordert das Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz (§ 23 
Abs. 1), dass eine öffentlich-rechtliche Pflicht zur Dachbegrünung bestmöglich mit der Pflicht 
zur Installation einer Photovoltaikanlage in Einklang zu bringen ist. In Nordrhein-Westfalen 
bietet das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz einen guten Service für alle 
Interessierten: neben einem Solardachkataster (LANUV 2020) gibt es auch ein Gründachka-
taster (LANUV 2023). Beide Webanwendungen geben Aufschluss darüber, ob sich die Dach-
fläche für die jeweilige Nutzung eignet und auch die Abfrage einer kombinierten Nutzung ist 
möglich. Darüber hinaus können grobe Kosten- und Ertragsschätzungen vorgenommen wer-
den.
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Energiegehalt von Tierfutter in der Landwirtschaft   

MW Megawatt 
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Abkürzung Erklärung 

MWp Megawattpeak; maximale Leistung von Solaranlagen unter Standardbedingungen in 
Megawatt angegeben 

Nr. Nummer 

OGewV Oberflächengewässerverordnung 

PPA Power Purchase Agreement, Direktabnahmevertrag für Strom 

PV Photovoltaik 

RED  Renewable Energy Directive; Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU 

RL Richtlinie 

Rn. Randnummer 

ROG Raumordnungsgesetz 

S. Satz  

SO Sondergebiet 

Tab. Tabelle  

Urt. v. Urteil vom 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

vgl. vergleiche 

VO Verordnung 

WHG Wasserhaushaltsgesetz 

WRRL Wasserrahmenrichtlinie 
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A Anhang zu Abschnitt 7 „Rechtsrahmen für eine naturverträgliche räumli-
che Steuerung von PV-Freiflächenanlagen 

A.1 Flächen für „nicht-besondere“ PV-Freiflächenanlagen in der Ausschreibung im
Sinne des EEG 2023 

Förderfähige Flächen für „nicht-besondere“ Solaranlagen in der Ausschreibung, § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 
2023, § 38a Abs. 1 Nr. 5 EEG 2023, §§ 3, 36 WHG, § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB 

§ 37
Abs. 1 
Nr. 2 
lit. 

Positive 
Flächeneigenschaft 

(muss vorliegen) 

Negative 
Flächeneigenschaft 

(darf nicht vorliegen) 

Bauplanungsrechtli-
ches Erfordernis 

Sonstiges 
Erfordernis 

a) Versiegelte Fläche321 

• entwässerter,
landwirtschaftlich
genutzter Moorbo-
den,

• Festsetzung der
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder
Nationalpark i.S.v.
§ 23 bzw. § 24
BNatSchG

Bebauungsplan - 

b) 

Konversionsfläche322 
aus wirtschaftlicher, 
verkehrlicher, woh-
nungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung 

• entwässerter,
landwirtschaftlich
genutzter Moorbo-
den,

• Festsetzung der
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder
Nationalpark
i. S. v. § 23 bzw. §
24 BNatSchG

Bebauungsplan - 

c) 
i. V. m.
§ 35I
Nr. 8
Iit. b)
BauGB

Streifen von 200 m 
Breite entlang von Au-
tobahnen oder Schie-
nenwegen außerhalb 
im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile 

• entwässerter,
landwirtschaftlich
genutzter Moorbo-
den,

• Festsetzung der
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder
Nationalpark i.S.v.
§ 23 bzw. § 24
BNatSchG

- - 

c) 

Streifen von 500 m 
Breite entlang von Au-
tobahnen und Schie-
nenwegen 

• entwässerter,
landwirtschaftlich
genutzter Moorbo-
den,

• Festsetzung der
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder
Nationalpark i.S.v.
§ 23 bzw. § 24
BNatSchG

Bebauungsplan - 

321  Versiegelung: Vollständige oder teilweise Abdeckung oder Verdichtung des Bodens, Lippert, in: 
Greb/Boewe/Sieberg, Beck‘scher Online Kommentar EEG, 13. Edition 2023, § 37 Rn. 20.  

322  Flächen, die für mehrere Jahre für die genannten Zwecke genutzt wurden und bei denen die Auswirkungen 
der jeweiligen Nutzungsarten noch fortwirken (BT-Drs. 16/8148, 60). 
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§ 37 
Abs. 1 
Nr. 2 
lit. 

Positive  
Flächeneigenschaft 

(muss vorliegen) 

Negative  
Flächeneigenschaft 

(darf nicht vorliegen) 

Bauplanungsrechtli-
ches Erfordernis 

Sonstiges  
Erfordernis 

d)  - 

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

• Festsetzung der 
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG 

Vor dem 01.09.2003 
aufgestellter Bebau-
ungsplan, der später 
nicht mit dem Zweck 
geändert wurde, eine 
Solaranlage zu errich-
ten 

- 

e) - 

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

• Festsetzung der 
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG 

Ausweisung der Flä-
che als Gewerbe- oder 
Industriegebiet in ei-
nem vor dem 
01.01.2010 beschlos-
senen Bebauungsplan 

-  

f) -  

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

• Festsetzung der 
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG 

Für die Fläche wurde 
ein Planfeststellungs-
verfahren, ein sonsti-
ges Verfahren mit den 
Rechtswirkungen der 
Planfeststellung für 
Vorhaben von überört-
licher Bedeutung oder 
ein Verfahren auf 
Grund des Bundes-Im-
missionsschutzgeset-
zes für die Errichtung 
und den Betrieb öf-
fentlich zugänglicher 
Abfallbeseitigungsan-
lagen, an dem die Ge-
meinde beteiligt 
wurde, durchgeführt  

- 

g) -  

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

• Festsetzung der 
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG 

-  

Fläche stand oder 
steht im Eigentum des 
Bundes oder der Bun-
desanstalt für Immobi-
lienaufgaben und 
wurde nach dem 
31.12.2013 von der 
Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben ver-
waltet und für die Ent-
wicklung von Solaran-
lagen auf ihrer Inter-
netseite veröffentlicht  
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§ 37 
Abs. 1 
Nr. 2 
lit. 

Positive  
Flächeneigenschaft 

(muss vorliegen) 

Negative  
Flächeneigenschaft 

(darf nicht vorliegen) 

Bauplanungsrechtli-
ches Erfordernis 

Sonstiges  
Erfordernis 

h) 

• Nutzung der Flä-
che als Acker-
land323,  

• Fläche liegt in ei-
nem „benachteilig-
ten Gebiet“324 

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

Festsetzung der Flä-
che als Naturschutz-
gebiet oder National-
park i. S. v. § 23 bzw. 
§ 24 BNatSchG 

- 

• Rechtsverordnung 
des Bundeslands, 
dass und unter 
welchen Voraus-
setzungen auf be-
nachteiligten Flä-
chen (im Bundes-
land) Freiflächen-
anlagen auf be-
nachteiligten Ge-
bieten errichtet 
werden dürfen325,  

• Bekanntmachung 
der RVO durch 
BNetzA vor Ge-
botstermin 

i)  

• Nutzung der Flä-
che als Grün-
land326,  

• Fläche liegt in be-
nachteiligtem Ge-
biet 

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

• Festsetzung der 
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG 

- 

• Rechtsverordnung 
des Bundeslands, 
dass und unter 
welchen Voraus-
setzungen auf be-
nachteiligten Flä-
chen (im Bundes-
and) Freiflächen-
anlagen auf be-
nachteiligten Ge-
bieten errichtet 
werden dürfen,  

• Bekanntmachung 
der RVO durch 
BNetzA vor Ge-
botstermin 

j), 1. 
Var. 

Von Menschen ge-
schaffenes oberirdi-
sche Gewässer oder 
Küstengewässer 

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

• Festsetzung der 
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 

-  

 
323  Nutzung zur Gewinnung von Feldfrüchten, Lippert, in: Greb/Boewe/Sieberg, Beck‘scher OnlineKommentar 

EEG, 13. Edition 2023, § 37 Rn. 49. 
324  § 3 Nr. 7 EEG 2023: „benachteiligtes Gebiet“ [ist] ein Gebiet im Sinne 
 a) der Richtlinie 86/465/EWG des Rates vom 14. Juli 1986 betreffend das Gemeinschaftsverzeichnis der be-

nachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete im Sinne der Richtlinie 75/268/EWG (Deutschland) (ABl. L 273 vom 
24.09.1986, S. 1), die zuletzt durch die Entscheidung 97/172/EG (ABl. L 72 vom 13.03.1997, S. 1) geändert 
worden ist, oder 

 b) des Artikels 32 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17.12. 2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABl. 
L 347 vom 20.12.2013, S. 487) in der Fassung, die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2021/1017 
vom 15.04.2021 (ABl. L 224 vom 24.06.2021, S. 1) geändert worden ist. 

325  Hinweis: In der am 10.03.2023 veröffentlichten ”Photovoltaik-Strategie” des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz wird angekündigt, es solle geprüft werden, ob die bisherige ”Opt-In-Lösung” (Bundesländer 
müssen benachteiligte Gebiete explizit für FFA öffnen) in eine ”Opt-Out-Regelung" umgewandelt werden soll 
(Bund regelt, dass benachteiligte Gebiete grundsätzlich eine förderfähige Gebietskulisse für FFA sind, Länder 
können davon abweichen), Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, Photovoltaik-Strategie, März 
2023, S. 11. 

326  "Grünland" im EEG nicht definiert. 



 

268 

§ 37 
Abs. 1 
Nr. 2 
lit. 

Positive  
Flächeneigenschaft 

(muss vorliegen) 

Negative  
Flächeneigenschaft 

(darf nicht vorliegen) 

Bauplanungsrechtli-
ches Erfordernis 

Sonstiges  
Erfordernis 

Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG 

• Anlage bedeckt, 
ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes, 
mehr als 15 Pro-
zent der Gewäs-
serfläche bedeckt,  

• ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes 
beträgt der Ab-
stand zum Ufer 
weniger als 40 
Meter 

j), 2. 
Var. 

Durch Menschen in ih-
rem Wesen physika-
lisch erheblich verän-
derte oberirdische Ge-
wässer oder Küsten-
gewässer 

• entwässerter, 
landwirtschaftlich 
genutzter Moorbo-
den, 

• Festsetzung der 
Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG, 

• Anlage bedeckt, 
ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes, 
mehr als 15 Pro-
zent der Gewäs-
serfläche bedeckt,  

• ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes 
beträgt der Ab-
stand zum Ufer 
weniger als 40 
Meter 

-  
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A.2 Förderfähige Flächen für „besondere“ PV-Freiflächenanlagen in der Aus-
schreibung im Sinne des EEG 2023 

Förderfähige Flächen für „besondere“ Solaranlagen, § 37 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023, § 38a Abs. 1 Nr. 5 
EEG 2023, § 85c EEG 2023, Festlegung (BNetzA), Az. 8175-07-00-21/1. 

§ 37 
Abs. 1 
Nr. 3 
lit. 

Positive Flächeneigenschaft 
(muss vorliegen) 

Negative Flächeneigenschaft 
(darf nicht vorliegen) Sonstige Anforderung 

a) Ackerfläche327 mit gleichzeiti-
gem Nutzpflanzenanbau  

• Moorboden,  
• Festsetzung der Fläche als 

Naturschutzgebiet oder 
Nationalpark i. S. v. § 23 
bzw. § 24 BNatSchG 

Einhaltung des Standes der 
Technik328 

b) 
landwirtschaftliche Nutzung in 
Form eines Anbaus von Dauer-
kulturen329 oder mehrjährigen 
Kulturen330 

• Moorboden,  
• Festsetzung der Fläche als 

Naturschutzgebiet oder 
Nationalpark i. S. v. § 23 
bzw. § 24 BNatSchG 

Einhaltung des Standes der 
Technik 

c) Grünland331, das als Dauer-
grünland genutzt wird 

• Moorboden, 
• Festsetzung der Fläche als 

Naturschutzgebiet oder 
Nationalpark i. S. v. § 23 
bzw. § 24 BNatSchG, 

• Natura 2000-Gebiet332, 
• Lebensraumtyp nach An-

hang I der FFH-Richtli-
nie333 

  

d) Parkplatzfläche - - 

e) 

entwässerte und landwirt-
schaftlich genutzte Moorböden, 
die im Zuge der Errichtung der 
PV-Anlage dauerhaft wieder-
vernässt werden 

- - 

  

 
327  Keine Ackerfläche: Flächen mit Dauergrünland, Dauerweideland, Dauerkulturen, siehe BNetzA, Festlegung 

8175-07-00-21/1, S. 2. 
328  Einhaltung wird vermutet, wenn über gesamte Förderdauer Anforderungen der DIN SPEC 91434:2021-5 er-

füllt sind. 
329  Nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kulturen, die für die Dauer von mindestens fünf Jahren auf den Flächen 

verbleiben und wiederkehrende Erträge liefern, BNetzA, Festlegung 8175-07-00-21/1, S. 3. 
330  Kulturen, die mindestens für die Dauer von zwei aufeinander folgenden Jahren auf der Fläche verbleiben, 

BNetzA, Festlegung 8175-07-00-021/1, S. 3. 
331  ”Grünland” im EEG nicht definiert, siehe aber § 85c Abs. 1, Abs. 3 EEG 2023: Ermächtigungsgrundlage für 

BNetzA, (genauere) Anforderungen an besondere Solaranlagen zu stellen.  
332  § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG: Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete. 
333  Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-

lebenden Tiere und Pflanzen. 
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A.3 Förderfähige Flächen für Anlagen außerhalb der Ausschreibungen334 

Bei den Solaranlagen (und damit auch Freiflächenanlagen), deren anzulegender Wert per 
Gesetz bestimmt wird (Anlagen bis 1 MW installierte Leistung), besteht im EEG eine andere 
Regelungstechnik als bei den Solaranlagen in der Ausschreibung. Die in den § 48 Abs. 1 Nr. 
2-4, 6 EEG 2023 aufgezählten Flächenkategorien entsprechen dabei im Wesentlichen den 
Kategorien des § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2023 (“nicht-besondere Solaranlagen”), § 48 Abs. 1 
Nr. 5 lit. a)-e) EEG 2023 entspricht den Kategorien der “besonderen Solaranlagen” in § 37 
Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023.  

Förderfähige Flächen für „besondere“ Solaranlagen, § 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 2-6 EEG 2023, § 35 Abs. 1 
Nr. 8 b) BauGB, § 85c EEG 2023, Festlegung (BNetzA), Az. 8175-07-00-21/1.  

§ 48 
Abs. 1 

S. 1 

Positive  
Flächeneigenschaft 

(muss vorliegen) 

Negative  
Flächeneigenschaft 

(darf nicht vorliegen) 

Bauplanungsrechtli-
ches Erfordernis 

Sonstige  
Anforderung 

Nr. 2 - 
entwässerter, landwirt-
schaftlich genutzter 
Moorboden 

Für die Fläche wurde 
ein Planfeststellungs-
verfahren, ein sonsti-
ges Verfahren mit den 
Rechtswirkungen der 
Planfeststellung für 
Vorhaben von überört-
licher Bedeutung oder 
ein Verfahren auf 
Grund des Bundes-Im-
missionsschutzgeset-
zes für die Errichtung 
und den Betrieb öf-
fentlich zugänglicher 
Abfallbeseitigungsan-
lagen, an dem die Ge-
meinde beteiligt 
wurde, durchgeführt   

 
- 

Nr. 3 
lit. a) - 

entwässerter landwirt-
schaftlich genutzter 
Moorboden 

Vor dem 01.09.2003 
aufgestellter Bebau-
ungsplan, der später 
nicht mit dem Zweck 
geändert wurde, eine 
Solaranlage zu errich-
ten   

- 

Nr. 3 
lit. b) - 

entwässerter landwirt-
schaftlich genutzter 
Moorboden 

Ausweisung der Flä-
che als Gewerbe- oder 
Industriegebiet in ei-
nem vor dem 
01.01.2010 beschlos-
senen Bebauungsplan 

- 

Nr. 3 
lit. c)  
lit. aa) 

Streifen von 500 m 
Breite entlang von Au-
tobahnen und Schie-
nenwegen 

entwässerter landwirt-
schaftlich genutzter 
Moorboden  

Bebauungsplan, der 
nach dem 01.09.2003 
zumindest auch mit 
dem Zweck der Errich-
tung einer Solaranlage 
aufgestellt oder geän-
dert worden ist 

- 

 
334  § 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 2-6 EEG 2023, § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB. 
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§ 48 
Abs. 1 

S. 1 

Positive  
Flächeneigenschaft 

(muss vorliegen) 

Negative  
Flächeneigenschaft 

(darf nicht vorliegen) 

Bauplanungsrechtli-
ches Erfordernis 

Sonstige  
Anforderung 

Nr. 3 
lit. c)  
lit. bb) 

Versiegelte Fläche335 
entwässerter landwirt-
schaftlich genutzter 
Moorboden  

Bebauungsplan, der 
nach dem 01.09.2003 
zumindest auch mit 
dem Zweck der Errich-
tung einer Solaranlage 
aufgestellt oder geän-
dert worden ist 

 

Nr. 3 
lit. c)  
lit. cc) 

Konversionsfläche336 
aus wirtschaftlicher, 
verkehrlicher, woh-
nungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung 

• entwässerter land-
wirtschaftlich ge-
nutzter Moorbo-
den, 

• keine Festsetzung 
als Naturschutzge-
biet oder National-
park i. S. v. § 23 
bzw. § 24 
BNatSchG   

Bebauungsplan, der 
nach dem 01.09.2003 
zumindest auch mit 
dem Zweck der Errich-
tung einer Solaranlage 
aufgestellt oder geän-
dert worden ist  

- 

Nr. 4, 
1. Var. 

Von Menschen ge-
schaffenes oberirdi-
sche Gewässer oder 
Küstengewässer 

• Anlage bedeckt, 
ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes, 
mehr als 15 Pro-
zent der Gewäs-
serfläche bedeckt,   

• ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes 
beträgt der Ab-
stand zum Ufer 
weniger als 40 
Meter 

- - 

Nr. 4, 
2. Var. 

Durch Menschen in ih-
rem Wesen physika-
lisch erheblich verän-
derte oberirdische Ge-
wässer oder Küsten-
gewässer   

• Anlage bedeckt, 
ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes, 
mehr als 15 Pro-
zent der Gewäs-
serfläche bedeckt,   

• ausgehend von 
der Linie des Mit-
telwasserstandes 
beträgt der Ab-
stand zum Ufer 
weniger als 40 
Meter 

- - 

Nr. 5  
lit. a) 

Ackerfläche337 mit 
gleichzeitigem Nutz-
pflanzenanbau 

• kein Moorboden,  
• keine Festsetzung 

als Naturschutzge-
biet oder National-
park i. S. v. § 23 

- - 

 
335  Versiegelung: Vollständige oder teilweise Abdeckung oder Verdichtung des Bodens, Lippert, in: 

Greb/Boewe/Sieberg, Beck‘scher Online Kommentar EEG, 13. Edition 2023, § 37 -Rn. 20. 
336  Flächen, die für mehrere Jahre für die genannten Zwecke genutzt wurden und bei denen die Auswirkungen 

der jeweiligen Nutzungsarten noch fortwirken (BT-Drs. 16/8148, 60).  
337  Nutzung zur Gewinnung von Feldfrüchten, Lippert, in: Greb/Boewe/Sieberg, Beck‘scher Online Kommentar 

EEG, 13. Edition 2023, § 37 Rn. 49. Keine Ackerfläche: Flächen mit Dauergrünland, Dauerweideland, Dauer-
kulturen, BNetzA, Festlegung 8175-07-00-21/1, S. 2. 
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§ 48 
Abs. 1 

S. 1 

Positive  
Flächeneigenschaft 

(muss vorliegen) 

Negative  
Flächeneigenschaft 

(darf nicht vorliegen) 

Bauplanungsrechtli-
ches Erfordernis 

Sonstige  
Anforderung 

bzw. § 24 
BNatSchG 

Nr. 5  
lit. b) 

landwirtschaftliche 
Nutzung in Form eines 
Anbaus von Dauerkul-
turen338 oder mehrjäh-
rigen Kulturen339 

• kein Moorboden,  
• keine Festsetzung 

als Naturschutzge-
biet oder National-
park i. S. v. § 23 
bzw. § 24 
BNatSchG 

- -  

Nr. 5  
lit. c) 

Grünland340, das als 
Dauergrünland ge-
nutzt wird 

• Moorboden, 
• Festsetzung der 

Fläche als Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark 
i. S. v. § 23 bzw. § 
24 BNatSchG, 

• Natura 2000-Ge-
biet341, 

• Lebensraumtyp 
nach Anhang I der 
FFH-Richtlinie342 

- - 

Nr. 5  
lit. d) Parkplatzfläche - - - 

Nr. 5  
lit. e) 

entwässerte und land-
wirtschaftlich genutzte 
Moorböden, die im 
Zuge der Errichtung 
der PV-Anlage dauer-
haft wiedervernässt 
werden 

- - - 

Nr. 6 

Streifen von 200 m 
Breite entlang von Au-
tobahnen oder Schie-
nenwegen außerhalb 
im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile 

• [Hinweis: Das 
Fehlen des Merk-
mals “entwässer-
ter, landwirtschaft-
lich genutzter 
Moorboden” ist ein 
redaktionelles Ver-
sehen und soll ge-
ändert werden] 

- - 

  

 
338  Nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kulturen, die für die Dauer von mindestens fünf Jahren auf den Flächen 

verbleiben und wiederkehrende Erträge liefern, BNetzA, Festlegung 8175-07-00-21/1, S. 3. 
339  Kulturen, die mindestens für die Dauer von zwei aufeinander folgenden Jahren auf der Fläche verbleiben, 

BNetzA, Festlegung 8175-07-00-021/1, S. 3. 
340  ”Grünland” im EEG nicht definiert, siehe aber § 85c Abs. 1, Abs. 3 EEG 2023: Ermächtigungsgrundlage für 

BNetzA, (genauere) Anforderungen an besondere Solaranlagen zu stellen.  
341 § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG: Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete. 
342  Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-

lebenden Tiere und Pflanzen. 
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B Anhang zu Abschnitt 8 „Betriebsoptionen für PV-Freiflächenanlagen in 
der zweiten Betriebsdekade“ 

B.1 Repowering-Rechenbeispiele (K.-H. Remmers) 

Beispiel 1:  
Ausgangssituation: 5,5 Megawattpeak am Netz, basierend auf zwölf Jahre alten kristallinen 
Modulen, im Mittel 230 Wp, Watt/ 60 Zellen (ehemaliger Standard ca. 1 m x 1,6 m). Die Zellen 
liegen in vier Reihen quer und sind mit zentralen Wechselrichtern verschaltet. Leermodule 
vorhanden. 

2022: Austausch auf gleicher Fläche gegen 350-Wp-Module: Leistungserhöhung von 5,5 
MWp auf 8,37 MWp. Ergänzung einer 5. Reihe bei heutiger Schattentoleranz ermöglicht wei-
tere Leistungserhöhung auf 10,47 MWp, plus weitere Reserveoptionen von ca. 400 kWp also 
10,87 MWp.  

Alternativer Komplettabbau mit neu strukturiertem Grundaufbau auf 6 Reihen ergäbe ca. 13 
MWp. 

Beispiel 2:  
Ausgangssituation: 2,9 MWp Dünnschichtmodule  

2017: Verwendung von 275-Wp-Modulen, Leistungserhöhung auf 8 MWp  

2022: Verwendung von 350-Wp-Modulen, Leistungserhöhung auf 10 MWp bei gleicher Mo-
dulzahl, 12,5 MWp bei gleichzeitiger Optimierung des Reihenabstandes 

Prognose 2030: bei dann ca. 30 Prozent Modulwirkungsgrad mind. 17,5 MWp  

Beispiel 3:  
Ausgangssituation: 1 MWp (Dünnschicht)  

2019: Verwendung von 275-Wp-Modulen, Leistungserhöhung auf 3 MWp  

2022: Verwendung von 350-Wp-Modulen, Leistungserhöhung auf 3,4 MWp  

Beispiel 4:  
Ausgangssituation: 3,9 MWp (Dünnschicht)  

2019: Verwendung von 275-Wp-Modulen, Leistungserhöhung auf 12,5 MWp.  

2022: Verwendung von 350-Wp-Modulen, Leistungserhöhung auf 14,1 MWp  
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B.2 Betreiberumfrage 

Betriebsoptionen von PV-Freiflächenanlagen in der zweiten Betriebsdekade 

Mehr und mehr PV-Freiflächenanlagen (PV-FFA) sind bereits länger als zehn Jahre in Betrieb. Für manche dieser Anlagen nähert sich das Ende 
der zwanzigjährigen EEG-Vergütungsdauer. Für diese Anlagen stehen Entscheidungen an, ob sie weiterbetrieben, stillgelegt oder nach 20 Jahren 
bzw. frühzeitig im Rahmen der EEG-Repoweringregelung erneuert werden sollen. Die Befragung hat das Ziel, Erkenntnisse darüber zu gewinnen, 
welche (Weiter-)Betriebsoptionen Anlagenbetreiber in Erwägung ziehen.  

Die nachfolgenden Fragen beziehen sich auf Ihr Unternehmen und alle damit verbundenen Unternehmen. Sollten Sie für verschiedene Projekt-
gesellschaften mehrere Fragebögen erhalten, genügt das Ausfüllen eines Fragebogens. 

Datenschutz: Die Erhebung der Daten und Antworten erfolgt anonymisiert. Die Befragungsergebnisse erlauben keine Rückschlüsse auf Ihr Un-
ternehmen. Bitte achten Sie darauf, in den Freitextfeldern keine personen-/unternehmensbezogenen Angaben einzutragen. 

Die Umfrage dauert ca. 10 Minuten. In Abhängigkeit Ihrer Antworten werden bestimmte Fragen ein- oder ausgeblendet.  

Die vorliegende Befragung erfolgt im Rahmen eines Forschungsprojekts im Auftrag des Bundesamts für Naturschutz (BfN). Die Befragungser-
gebnisse werden im Abschlussbericht veröffentlicht.  

Sollten Sie Rückfragen haben, zögern Sie nicht uns zu kontaktieren. Vielen Dank für Ihre Teilnahme! 
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Einstiegsfrage 
Nr. Frage Antwortoption 

1. Wie groß ist das Portfolio Ihres Unternehmens an in Betrieb befindlichen PV-Freiflä-
chenanlagen? 

☐ bis einschließlich 10 MWp 

☐ mehr als 10 MWp und bis einschließlich 50 MWp 

☐ mehr als 50 MWp und bis einschließlich 250 MWp  

☐ mehr als 250 MWp 

☐ [Freitext] 

 

Themenfeld 1: Umgang mit dem Auslaufen der EEG-Vergütung 
Nr. Frage Antwortoption 

2. Haben Sie PV-Freiflächenanlagen in Ihrem Anlagenportfolio, die seit mindestens 15 Jah-
ren in Betrieb sind? 

☐ Ja 

☐ Nein 

(Wenn Nein dann weiter mit Frage Nr. 11) 

 
Nr. Frage Antwortoption 

3. Gibt es darunter Anlagen, für die Sie eine vollständige Ausschöpfung der zwanzigjähri-
gen EEG-Vergütungsdauer planen? 

☐ Ja 

☐ Nein 

(Wenn Nein dann weiter mit Frage Nr. 11) 

 
Nr. Frage Antwortoption 

4. Für welchen Anteil (leistungsbezogen) dieser mindestens 15 Jahre alten PV-Freiflächen-
anlagen planen Sie die vollständige Ausschöpfung der EEG-Vergütungsdauer? [Prozent] % (Ganze Zahl) 
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Nr. Frage Antwortoption 

5. 

Denken Sie an die PV-Freiflächenanlagen, für die Sie die EEG-Vergütungsdauer voll-
ständig ausschöpfen werden: Welche Folgeoption(en) werden Sie für diese Anlagen 
bzw. Standorte voraussichtlich verfolgen?  

(Bitte auf die Gesamtsumme von 100% achten) 

 

Je nachdem was und wie viel angekreuzt wird, würde es mit mehr oder weniger Folge-
fragen weitergehen. 

☐ Weiterbetrieb [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleistung] → Wei-
ter mit Frage 6 
☐ Rückbau und anschließend Bau einer Neuanlage [Abfrage x % (ge-
schätzt) der Gesamtleistung] → Weiter mit Frage 8 
☐ vollständiger Rückbau ohne Repowering [Abfrage x % (geschätzt) 
der Gesamtleistung] → Weiter mit Frage 9+Frage 10 
☐ Andere [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleistung] [Freitext] 

 
Nr. Frage Antwortoption 

6. 

Welches Geschäftsmodell planen Sie für den Weiterbetrieb Ihrer PV-Freiflächenanlagen 
nach dem Ende der EEG-Vergütungsdauer? Geben Sie bitte den geschätzten Anteil an 
der Gesamtleistung aller betroffenen Anlagen an. 

(Bitte auf die Gesamtsumme von 100% achten) 

☐ Direktvermarktung an der Strombörse (z. B. am Spotmarkt) [Abfrage 
x % (geschätzt) der Gesamtleistung] 
☐ Vermarktung über PPAs [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleis-
tung] → zusätzlich Frage 7 
☐ Anteilige Eigenversorgung [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleis-
tung] 
☐ Vollständige Eigenversorgung [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamt-
leistung] 
☐ Noch offen [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleistung] 

☐ Andere [Freitext] [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleistung] 

 
Nr. Frage Antwortoption 

7. Mit welcher PPA-Laufzeit rechnen Sie für Ihre PV-Freiflächenanlagen im Weiterbetrieb? Angabe in Jahren: [Jahre] (ganze Zahl) 

 
Nr. Frage Antwortoption 

8. 
Mit welcher Leistungssteigerung auf der Fläche rechnen Sie im Mittel für die Neuanla-
gen?  

(Verhältnis von Neuanlagenleistung zu Altanlagenleistung) 

[Faktor] (Zahl mit 1 Nachkommastelle, Verhältnis von Neu- zu Altanlagen-
leistung) 
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Denken Sie nun an die PV-Freiflächenanlagen, die Sie nach Ablauf der EEG-Vergütungsdauer vollständig zurückbauen und nicht durch eine 
Neuanlage ersetzen werden: 
Nr. Frage Antwortoption 

9. Welche Gründe sind entscheidend für den Rückbau? 5 = trifft voll zu, 4 = trifft eher zu, 3 = teils/teils, 2 = trifft eher nicht zu; 1 = 
trifft nicht zu 

 Technische Probleme ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Weiterbetrieb nicht wirtschaftlich ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Standort- und Genehmigungsprobleme ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 
Arten- und Naturschutzbelange  

(bitte benennen Sie diese [Freitext])  
☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Bestehende Rückbauvereinbarung oder befristete Nutzung im Bebauungsplan kann 
nicht geändert werden 

☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Pacht-/Nutzungsvertrag für die Fläche(n) wird vom Verpächter/Eigentümer nicht verlän-
gert 

☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Sonstige: [Freitext] ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 
Nr. Frage Antwortoption 

10. 
Ist im Bebauungsplan festgelegt oder auf andere Weise bestimmt, wie die frei werden-
den Flächen in Zukunft genutzt werden sollen? 

(Bitte auf die Gesamtsumme von 100% achten) 

☐ Landwirtschaftliche Nutzung (Ackerbau) [Abfrage x % (geschätzt) 
der Gesamtfläche] 
☐ Grünland [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtfläche] 

☐ Unbekannt 

☐ Sonstige [Freitext] [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtfläche] 
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Themenfeld 2: Aktives Repowering 
Im zweiten Teil der Befragung geht es um den konkreten Fall des "aktiven Repowerings". 

Bisher waren dem Austausch von Modulen während der Laufzeit der EEG-Vergütung enge Grenzen gesetzt. Mit der Novelle des Energiesiche-
rungsgesetzes lockern sich die Vorgaben für Freiflächenanlagen zum Modulaustausch. Ab 2023 können demnach auch funktionsfähige Solar-
module durch leistungsstärkere ersetzt und dabei die EEG-Vergütung aufrechterhalten werden. Die EEG-Vergütung kann jedoch nur für die 
bisher vergütete Leistung in Anspruch genommen werden, nicht für den Leistungsaufwuchs. 
Nr. Frage Antwortoption 

11. 

Nach § 38b (2) und § 48 (4) EEG 2023 ist Repowering von PV-Freiflächenanlagen vor 
dem Ablauf der EEG-Vergütungsdauer möglich (aktives Repowering). Planen Sie für PV-
Freiflächenanlagen in Ihrem Portfolio die Möglichkeit des aktiven Repowerings zu nut-
zen? 

☐ Ja 

☐ Nein 

(Wenn Nein dann weiter mit Frage Nr.19) 

 
Nr. Frage Antwortoption 

12. 
Denken Sie nun an die PV-Freiflächenanlagen, für die vor dem Ablaufen der EEG-Ver-
gütungsdauer Repoweringmaßnahmen ergriffen werden sollen. Nach wie vielen Be-
triebsjahren planen Sie die betreffende(n) PV-Freiflächenanlage(n) zu ersetzen?  

☐ Vor Beginn des 11. Betriebsjahres 

☐ Nach dem 10. Betriebsjahr und vor Beginn des 16. Betriebsjahres 

☐ Nach dem 15. Betriebsjahr bis zum Ablauf der EEG-Vergütungs-
dauer 
☐ Noch unbekannt 

 
Nr. Frage Antwortoption 

13. 
Welche Leistungssteigerung erwarten Sie im Mittel für die Anlagen, die Sie aktiv repo-
wern möchten? 

(Verhältnis von Neuanlagenleistung zu Altanlagenleistung) 

[Faktor] (Zahl mit 1 Nachkommastelle, Verhältnis von Neu- zu Altanlagen-
leistung) 

 
Nr. Frage Antwortoption 

14. Welche Gründe sprechen aus Ihrer Sicht für das aktive Repowering? 5 = trifft voll zu, 4 = trifft eher zu, 3 = teils/teils, 2 = trifft eher nicht zu; 1 = 
trifft nicht zu 
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Nr. Frage Antwortoption 

 Ertragssteigerung durch den Einsatz effizienterer Module ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Frühzeitige Sicherung der Flächenweiternutzung ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Möglichkeit, um auf unkalkulierbare technische Probleme zu reagieren (z. B. höherer 
Leistungsverlust der Module) 

☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Möglichkeit zur Umsetzung eines anderen Anlagenlayouts bzw. -konzepts (bspw. Agri-
PV oder Biodiversitäts-PV) 

☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Weitere [Freitext] ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 
Nr. Frage Antwortoption 

15. Planen Sie für eine oder mehrere Anlagen, die für das aktive Repowering vorgesehen sind, 
eine Änderung des Anlagenkonzepts/-layouts? 

☐ Ja 

☐ Nein 

(Wenn Nein dann weiter mit Frage Nr.17) 

 
Nr. Frage Antwortoption 

16. Welche Anlagenkonzepte kommen dafür in Frage?  5 = trifft voll zu, 4 = trifft eher zu, 3 = teils/teils, 2 = trifft eher nicht zu; 1 = 
trifft nicht zu 

 Biodiversitäts-Solarpark ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Agri-PV, Kategorie I (DIN SPEC 91434) ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Agri-PV, Kategorie II (DIN SPEC 91434) ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1  ☐ keine Angabe möglich 

 Weitere [Freitext]  

 
Nr. Frage Antwortoption 

17. Welche Form der Vermarktung planen Sie nach Ablauf der zwanzigjährigen EEG-Ver-
gütungsdauer für die Bestandsleistung sowie für die zusätzlich installierte Leistung? 

☐ Direktvermarktung an der Strombörse (z. B. am Spotmarkt) [Abfrage 
x % (geschätzt) der Gesamtleistung] 
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Nr. Frage Antwortoption 

(Bitte auf die Gesamtsumme von 100% achten) ☐ Vermarktung über PPAs [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleis-
tung]
☐ Anteilige Eigenversorgung [Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleis-
tung]
☐ Vollständige Eigenversorgung

☐ Sonstige [Freitext][Abfrage x % (geschätzt) der Gesamtleistung]

Nr. Frage Antwortoption 

18. 
Bitte geben Sie an, zu welchen Anteilen Sie von folgenden Nutzungswegen für die noch 
funktionsfähigen Module ausgehen, die beim aktiven Repowering anfallen: 

(Bitte auf die Gesamtsumme von 100% achten) 

☐ Recycling: [Prozentzahl] %

☐ Zweitmarkt: [Prozentzahl] %

☐ Andere [Freitext]: [Prozentzahl] %

☐ Keine Angabe

Nr. Frage Antwortoption 

19. Welche Gründe sprechen aus Ihrer Sicht gegen die Inanspruchnahme des aktiven 
Repowerings? 

5 = trifft voll zu, 4 = trifft eher zu, 3 = teils/teils, 2 = trifft eher nicht zu; 1 = 
trifft nicht zu 

Zu geringer wirtschaftlicher Vorteil ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1 ☐ keine Angabe möglich

Längere Nutzung bzw. Weiternutzung der Fläche nicht möglich ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1 ☐ keine Angabe möglich

Zu geringe Restlaufzeit der EEG-Förderung ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1 ☐ keine Angabe möglich

Fehlende Finanzierung (keine Absicherung durch das EEG für die zusätzliche Leistung) ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1 ☐ keine Angabe möglich

Funktionsfähige Anlagen sollen möglichst lange betrieben werden ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1 ☐ keine Angabe möglich

Weitere [Freitext] ☐ 5  ☐ 4  ☐ 3  ☐ 2  ☐ 1 ☐ keine Angabe möglich
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